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54. Sitzung 

Bonn, den 4. Oktober 1973 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Beseitigung von Inflationsschäden 
bei der Einkommen- und Lohnsteuer (Infla-
tionsentlastungsgesetz) 

Drucksache 7/1043 — 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Das Wort zur Begründung hat Herr Abgeordneter 
Strauß. 

Strauß (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der dem Hohen Hause vorlie-
gende Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU 
verfolgt zwei Absichten. Einmal soll er mehr steuer-
liche Gerechtigkeit für breite Schichten unserer Be-
völkerung schaffen; gleichzeitig soll er auch verhin-
dern, daß durch die Besteuerung die Lohn- und Preis-
spirale noch weiter verschärft wird. Beide Zielset-
zungen sollen durch diesen Gesetzentwurf gefördert 
werden. 

In der gegenwärtigen wirtschafts- und finanzpoli-
tischen — oder allgemein: konjunkturpolitischen — 
Situation  gibt es überhaupt kein Heilmittel mehr, 
dessen Anwendung alle genannten volkswirtschaft-
lichen Ziele — Wachstum, Preisstabilität, Vollbe-
schäftigung und ausgeglichene Zahlungsbilanz — 
gleichzeitig in optimaler Weise befriedigen würde. 

Die Fraktion der CDU/CSU war sich der Problema-
tik dieser Vorschläge bei der langen Vorgeschichte 
sehr wohl bewußt. Die Urheber dieses Entwurfes, 
zu denen ich auch zähle, haben keine Kehrtwendung 
in ihren konjunkturpolitischen Überlegungen voll-
zogen. Sie wissen aber, daß die ungenügende Ver-
folgung früher wirksamer konjunkturpolitischer 
Maßnahmen nunmehr wesentliche Änderungen ge-
genüber dem verlangt, was noch vor einem Jahr 
angebracht und richtig gewesen wäre. 

(Abg. Kiep: Sehr wahr!) 

Ich komme darauf noch zu sprechen. 

Die Bedenken, die man gegen diesen Gesetzent-
wurf erhoben hat und erheben kann — da ist auch 
viel, beinahe hätte ich gesagt: Reaktionäres aus 
sonst so progressivem Munde gesagt worden —, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

sind in der Hauptsache doppelter Art. Einmal sind 
es konjunkturpolitische Bedenken. Schafft das nicht 
neue Kaufkraft? Bei oberflächlicher Betrachtung — 
ich sage ausdrücklich: bei oberflächlicher Betrach-
tung  müßte man diese Frage mit Ja beantworten. 
Die zweite Frage betrifft die fiskalpolitische Aus-
wirkung auf die öffentlichen Haushalte. 

Ich darf darauf in kurzen Zügen eingehen und zu-
nächst an die letzten Bundesbankberichte, aber auch 
alle sonstigen einschlägigen Veröffentlichungen 
sachkundiger Seite, unter denen auch manche Fehl-
prognosen zu verzeichnen sind, erinnern. Z. B. hat 
das Wort von der Gewinnexplosion auf der Unter-
nehmerseite, wie es im letzten Sachverständigen-
gutachten für 1973 vorausgesagt war, und zwar un-
vermeidlicher- und berechtigterweise, Reaktionen 
auf der Seite der Arbeitnehmer und ihrer Verbände 
ausgelöst. Heute zeigt es sich, daß sowohl auf der 
Arbeitgeber- wie auf der Arbeitnehmerseite von Ge-
winnexplosion keine Rede sein kann. 

Es ist überhaupt schwierig, angesichts der Ent-
wicklungen der letzten Jahre und der in ihnen ein-
geschlagenen Politik eine konjunkturelle Analyse 
zu geben, die noch eine kurzfristige Prognose ein-
schließen würde. Aber ich darf wenigstens aus dem 
neuesten Monatsbericht der Bundesbank vom Sep-
tember 1973 mit Genehmigung der Frau Präsidentin 
wörtlich zitieren. Es heißt dort wörtlich: 

Die anhaltenden Preissteigerungen und die da-
durch bedingte langsame Aushöhlung der Real-
werte vorangegangener Lohnverbesserungen 
haben das lohnpolitische Klima in der Bundes-
republik in jüngster Zeit verschlechtert . . . 

Die Sozialpartner stehen derzeit bei ihren Ver-
handlungen in doppelter Weise vor schwerer 
Verantwortung. Zum einen würde eine Ver-
schärfung des Lohnanstiegs die Kostensituation 
der Unternehmer zusätzlich belasten und die 
Preisauftriebstendenzen verschärfen. Zum an-
deren aber ist in Rechnung zu stellen, daß die 
Margen für weitere Preissteigerungen ange-
sichts der durch die Aufwertung der D-Mark zu-
nehmenden Auslandskonkurrenz und einer mög-
lichen Änderung des Investitionsklimas redu- 
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Strauß 
ziert werden, so daß es nach einiger Zeit kosten-
bedingt zur Einschränkung der Produktion und 
der Beschäftigung kommen könnte. 

Es ist auch der Bundesbank nicht zu verübeln, daß 
sie hier im Eventualis spricht; denn angesichts der 
Erfahrungen der letzten Jahre, angesichts der Un-
sicherheit der konjunkturpolitischen Pfadfinder in 
unserem Lande — ich meine diejenigen, die die 
Hebel der Konjunkturpolitik zu bedienen hatten — 
kann man jeweils nur im Eventualis reden. Der 
Eventualis scheint überhaupt der Hauptfall unserer 
Finanz- und Wirtschaftspolitik geworden zu sein. 

(Sehr gut.! bei der CDU/CSU.) 

Vor dein Hintergrund einer Konjunktur, die in 
ihrer Grundtendenz weiterhin aufwärts gerichtet ist 
und erst ein allmähliches Abklingen der konjunk-
turellen Spannungen in einigen Wirtschaftsberei-
chen, z. B. auf dem Baumarkt, erkennen läßt — Bun-
desbankbericht vom September 1973 —, kommt den 
nächsten Lohnrunden ohne jeden Zweifel eine ent-
scheidende konjunktur- und wirtschaftspolitische Be-
deutung zu. Wenn man die Investitionsplanungen 
der einzelnen Branchen für das Jahr 1974, soweit sie 
einem heute aus Geschäftsberichten und anderen Un-
terlagen zugänglich sind, überprüft, findet man ein 
sehr uneinheitliches Bild: Zurückhaltung in einigen 
Branchen, z. B. bei der soeben erwähnten Bauwirt-
schaft; aber bei der Chemie, gerade bei der Groß-
chemie, kann in diesem Jahr in keiner Weise für das 
Jahr 1974 von einer zurückhaltenden Investitions-
planung die Rede sein, und zwar trotz sinkender 
Erträge, trotz der hohen Zinsen, weil hier andere 
Umstände schärfer durchgreifen als die Bremsen, die 
angesetzt worden sind. Darum ist ja alles in kon-
junkturpolitischen Analysen und Prognosen sehr, 
sehr vorsichtig und steht im Eventualis. 

Aber über eines dürfte es keinen Zweifel geben: 
Wenn die Lohnerhöhungen nicht in den Grenzen 
gehalten werden, die gesamtwirtschaftlich vertret-
bar sind — natürlich wird es, siehe Konzertierte 
Aktion, über den Begriff „gesamtwirtschaftlich ver-
tretbar" je nach der Seite, auf der man sitzt, immer 
gewisse Meinungsverschiedenheiten geben; aber 
im allgemeinen stimmt es —, so würde dies zu 
neuen Anstößen für den Lohn-Preis-Automatismus, 
für die Lohn-Preis-Kettenreaktion führen. Denn für 
14 Millionen Beschäftigte werden die Tarifverträge 
bis zum Frühjahr 1974 neu verhandelt, so daß die 
neu abgeschlossenen Verträge für das Gesamtjahr 
1974 für rund drei Viertel des Jahres zu Buche 
schlagen. Bei den Verhandlungen über Lohnerhö-
hungen sehen sich die Gewerkschaften gezwungen, 
nicht nur die zu erwartenden Preissteigerungen, 
sondern auch die durch die Progression des Einkom-
men- bzw. Lohnsteuertarifs sich ergebenden Steuer-
mehrbelastungen in die Lohnforderungen einzube-
ziehen. Die Lohnerhöhungen sollen und müssen 
nicht nur die Preissteigerungen, sondern auch die 
durch die Lohnerhöhungen bedingten Mehrbelastun-
gen an Abgaben zugunsten der öffentlichen Hand 
— in der Hauptsache Steuern — ausgleichen. 

Diese Zielsetzung der Lohnpolitik haben führende 
Vertreter des Deutschen Gewerkschaftsbundes, u. a. 

auch Herr Vetter und der Vorsitzende der IG Me-
tall, Herr Loderer, immer wieder in der Öffentlich-
keit betont. Wenn ich mich recht erinnere — ich 
habe die Protokolle nicht nachgelesen —, habe ich 
auch in mehreren Reden vor diesem Hohen Hause 
mehrmals auf diese Doppelwirkung hingewiesen, 
der heute gerade die Bezieher kleiner Einkommen 
ausgesetzt sind. Denn der heutige Lohn- und Ein-
kommensteuertarif ist ja letztmalig für das Jahr 
1965 geändert worden. Damals wurden niedrige No-
minaleinkommen bei hoher Geldwertstabilität — bei 
einer Preissteigerung von im Durchschnitt 2 % für 
die zwanzig Jahre von 1949 bis 1969 — erzielt, 
Nominaleinkommen, die zu mindestens zwei Drit-
teln, wenn nicht zu 70 %  in der Proportionalzone zu 
19 % lagen. 

Die Nominaleinkommen sind erheblich gestiegen, 
ebenfalls die Geldentwertung. Heute beziehen Ar-
beitnehmer ein Nominaleinkommen, das, an den 
Preisverhältnissen des Jahres 1965 gemessen, 
traumhaft wäre. Aber leider trügen diese Zahlen, 
wie Sie wissen. Heute sind mehr als zwei Drittel 
der Arbeitnehmer mit ihrem steil ansteigenden Ta-
rif in die Progressionszone gekommen. Das ist das 
Problem, um das es hier geht. 

Es geht — das darf ich auch gleich den sich manch-
mal doch der Sache sehr leicht machenden Kritikern 
dieses Entwurfs sagen — uns doch nicht darum, 
nunmehr eine Kehrtwendung zu vollziehen: früher 
zum Bremsen zu raten und heute zum Gasgeben zu 
mahnen, früher vor Kaufkraftschöpfung zu warnen 
und heute mehr Kaufkraft in die Welt zu setzen. 
Ganz Kundige — auch solche, die innerhalb des ein-
schlägigen Ministeriums tätig sind — haben das 
Motiv natürlich erraten: Die Opposition will die 
Inflation verlängern. Und um die Inflation zu ver-
längern und darüber die Bundesregierung zu stür-
zen, hat sie diesen gefährlichen Gesetzentwurf ein-
gebracht. — Ich nehme an, daß der, der solche Ge-
dankengänge jüngst vertreten hat, die Nächte vor-
her Nick Knatterton gelesen hat. Dort sind nämlich 
einschlägige Motive für 50 Pf zu haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe für die Forderungen des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes volles Verständnis und habe das 
auch in diesem Hause und an dieser Stelle schon 
mehrmals gesagt. Damals ist mir, wie ich dem Pro-
tokoll jetzt entnommen habe, von seiten der SPD 
entgegengehalten worden: Warum sagen Sie das 
denn nicht vor den Unternehmern? Hätte ich den 
Zuruf damals gehört, hätte ich ihn gleich beant-
wortet. Ich beantworte ihn jetzt: Wenn Sie einmal 
in Ihrem guten Archiv nachblättern, finden Sie eine 
nicht sehr bedeutsame — das räume ich immer 
ein — Rede vor mir, die viel Staub aufgewirbelt 
hat, eine Rede, die ich vor zwei Jahren vor der Ber-
liner Wirtschaft gehalten habe. Da habe ich genau 
dieselbe Thematik behandelt und erklärt: Die Ge-
werkschaften können nicht anders, als sowohl den 
Ausgleich des Geldwertverlustes wie die Steuer-
progression in ihre Lohnforderungen einbeziehen; 
und dann ergeben sich Lohnforderungen von 10 %, 
wenn bei einer — damals — 6- bis 7 %igen Geld- 
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entwertung und einer etwa 3- bis 4%igen Mehr-
belastung durch die Steuerprogression auch nur das 
Realeinkommen erhalten bleiben soll. 

Kaum war dieses über den Ticker gelaufen, er-
hielt ich ein Protesttelegramm von Gesamtmetall, 
also von der Arbeitgeberseite, ich sei der Arbeit-
geberseite mit diesen Ausführungen in den Rücken 
gefallen, ich sollte diese Ausführungen doch zurück-
nehmen. Ich habe nichts anderes getan als die ein-
fachen Tatsachen festzustellen, nämlich daß die Ge-
werkschaften nicht anders können, als wenigstens 
Geldentwertung und Steuermehrbelastung auszu-
gleichen. 

Herr Vetter hat, wenn ich recht informiert bin, in 
seiner Freiburger Rede drei Kriterien genannt. Ein 
Kriterium war die Geldentwertung, das zweite war 
der Steueranstieg und das dritte der Produktivi-
tätsanstieg. Nun ist der Produktivitätsanstieg im-
mer ein schwierig zu berechnendes, von Branche zu 
Branche und auch innerhalb einer Branche von Un-
ternehmen zu Unternehmen unterschiedliches Phäno-
men. Aber es gibt einen Gesamtindikator, der aller-
dings nicht viel sagt; es ist ein Faktor von vielleicht 
4 % im Jahr, er war auch schon einmal darunter 
und gelegentlich einmal darüber. Wenn dieser Indi-
kator dazukäme, müßten die Lohnforderungen heute 
in einer Größenordnung von 15 % liegen. Und was 
15 % Lohnforderungen bedeuten und wie sie sich 
dann auf der Kostenseite und damit unvermeid-
licherweise auf der Preisseite auswirken, darüber 
brauchen wir nicht zu reden. 

Im übrigen möchte ich — wir sind ja hier in einem 
Parlament, in dem nicht nur über die Sache, sondern 
auch über politische Begleitumstände gesprochen 
wird — die Bundesregierung davor warnen, eine 
Doppelstrategie zu betreiben. Auf der einen Seite 
gibt sie in vom Steuerzahler finanzierten Anzeigen 
eine Darstellung der Ursachen der Inflation, bei der 
sich natürlich die Mitschuldigen selber sehr glimpf-
lich behandeln. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Das ist zu verstehen, und es ist im Gesamttext, darf 
ich sagen, auch noch einigermaßen verständlich bis 
verzeihlich. Wenn man aber auf der anderen Seite 
das liest, was vorbereitet wird, nämlich eine große 
Kampagne gegen eine bestimmte soziologische 
Schicht, die ich beileibe nicht glorifizieren oder in 
Engel der Nächstenliebe umwandeln möchte, die je-
doch wie jede soziologische Schicht ihre volkswirt-
schaftliche und gesellschaftliche Funktion hat und 
unentbehrlich ist, nämlich die Schicht der Unterneh-
mer, und wenn man versucht, die Schuld der Amt-
lichen zu leugnen und von den Schultern der Amt-
lichen auf diejenigen abzuwälzen, die eigentlich die 
Preise gestalten, um damit eine politische Kam-
pagne zu entfachen, dann warne ich vor dieser, wie 
sie der langjährige SPD-Propagandist Steinbuch nen-
nen würde, psychosozialen Vergiftung unserer ge-
sellschaftspolitischen Landschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nicht, daß die Unternehmer nicht Kostenerhöhun-
gen auf die Preise abwälzen würden. Das ist selbst

-

verständlich. Wo sie es können, tun sie es. Darum 
muß der Wettbewerb abgebaut werden. Aber aller 
Wettbewerb nützt nichts, wenn die unvermeidlichen 
Kostensteigerungen nicht im notwendigen Maße auf 
die Preise abgewälzt werden, so daß nicht genügend 
Erträge übrigbleiben. In diesem Fall tritt nämlich 
eine andere Kettenreaktion ein. 

Im übrigen sollte der Staat einmal angeben, wie 
hoch der Anteil der administrierten Preise, der 
Steuererhöhungen und der gebundenen Erzeugnisse, 
z. B. auch auf dem Agrarmarkt, an den Gesamtpreis-
erhöhungen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich hoffe nicht, daß man jetzt versucht, das den 
Bauern in die Schuhe zu schieben. Aber wir wissen 
ja, wie diese Dinge gelaufen sind. Jedenfalls haben 
die administrierten Preise, die Gebührenerhöhun-
gen bei Bahn und Post, die heutigen Gebührenerhö-
hungen in den Großstädten, angefangen bei der 
Müllabfuhr, der Elektrizitätsversorgung, bis zu den 
Verkehrsbetrieben usw., ein atemberaubendes 
Tempo angenommen. Unternehmer ist Unterneh-
mer. Nicht, daß ich dafür wäre — ich bin nicht für 
den Nulltarif —, die Kostenerhöhungen nunmehr auf 
den Steuerzahler abzuwälzen. Aber was der öffent-
lichen Hand als Unternehmer recht ist, das muß dem 
privaten Unternehmer billig sein, nämlich kosten-
deckende Preise und Erträge für das notwendige 
Maß an Investitionen zu erzielen. Wenn hier auf 
zwei Etagen operiert wird, auf der Etage „vornehm" 
auf sachlich und auf der Etage „Demagogie" auf 
Verwischung der Schuldspuren, wobei man mit dem 
anklagend erhobenen Finger auf andere zeigt, 

(Abg. van Delden: Wie gestern!) 

dann möchte ich vor einer solchen Behandlung der 
Problematik warnen. Im übrigen empfehle ich, für 
diesen Fall das Wort des Herrn Bundespräsidenten 
heranzuziehen, nämlich daß derjenige, der mit erho-
benem Finger auf andere zeigt, drei Finger gegen 
sich selber richtet. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das würde jedenfalls bei diesem Beispiel zutreffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Finanzminister Schmidt hat es sich in der Ver-
gangenheit etwas leicht gemacht. Das kommt viel-
leicht von der Schnelligkeit seiner Denkweise und 
der damit verbundenen Leichtigkeit der Ausdrucks-
weise, wobei das Tempo des zweiten manchmal noch 
die Geschwindigkeit des ersten übertrifft. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich denke an die Zeit, ais er noch das Wort „Stabili-
tät" als ein Modewort abtat. Er versuchte noch vor 
einem Jahr, die Inflation gewissermaßen als Mittel 
zur Sicherstellung der Vollbeschäftigung darzustel-
len. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Das war die Hänsel-Gretel-Rechnung, 5 % Inflation 
seien leichter zu ertragen als 5 % Arbeitslosigkeit, 
so als ob das die Alternative wäre. Man kann die 
Prozentsätze nämlich steigern, und sie sind auch ge-
stiegen. Sie sind deshalb gestiegen, weil die politisch 
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verantwortlich oder nicht verantwortlich Handeln-
den von dieser Mentalität ausgegangen sind. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Das war der 
Versuch, die Leute dumm zu machen!) 

Ich weiß, Herr Kollege Schmidt wird sich seiner 
Haut zu wehren. wissen. Ich darf etwas ironisch 
sagen, Herr Kollege Schmidt: ich weiß auch, daß Sie 
schon kurz nach der Geburt alles gewußt haben 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

und daß der weitere Lebensweg für Sie die Erhal-
tung Ihres Bildungsstandards war. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Und möglicherweise haben Sie dabei ein Minus 
mitbekommen, weil Sie bei Ihrem letzten Amtsvor-
gänger, bei Herrn Schiller, gehört haben und viel-
leicht noch geprüft worden sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber das war humorvoll gemeint, Herr Kollege 
Schmidt. 

Aber nun hat der Kollege Schmidt etwas erklärt. 
Niemand soll einem Denkprozeß und einem Lern-
prozeß im Wege stehen, niemand soll entwicklungs-
fähige Personen etwa als bereits in ihrer Entwick-
lung abgeschlossen betrachten, und das möchte ich 
auch nicht tun. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Darum erkenne ich dankbar an, daß der Kollege 
Schmidt in der „Neuen Rhein-Zeitung" — den voll-
ständigen Text möchte ich dem Hause ersparen — 
erklärt hat, eine durchschnittliche Lohnerhöhung um 
15 % im Jahre 1974 würde zu schwerem Schaden in 
der Beschäftigungslage führen. 

Ich möchte hier auch vor einem warnen, damit wir 
uns einig sind über die Gleichbehandlung mensch-
licher Schicksale durch die eine oder die andere 
Partei. Es ist gar nicht so schön, wenn man von 
bedauerlichen Zusammenbrüchen hört, in die auch 
merkwürdige Namen verwickelt sind, die wiederum 
von sehr potenten Banken finanziert worden sind. 
Ich meine Nordrhein-Westfalen, wenn ich das so 
nebenbei sagen darf. Nun, damals haben Sie noch 
einen kürzeren Draht zu dem betreffenden Herrn 
gehabt. Er ist ja erst später aus der Partei ausge

-

schlossen worden. Ich meine Herrn Kun mit dem 
größten Bauskandal. Aber ich hätte das jetzt nicht 
gesagt, wenn Sie nicht „Bayern" gerufen hätten. Die 
Formel „Vilshofen" ist sogar für Sie allmählich zu 
primitiv. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber wenn man dann aus bundesministerlichem 
Munde hört, hier handle es sich um Wildwuchs, der 
beschnitten werde, so mag das für unseriös finan-
zierende Bauträger stimmen. Da gebe ich Ihnen 
völlig recht. Aber wenn es dann heißt, ein paar 
Pleiten könnten nicht schaden, dann möchte ich nicht 
wissen, welchen Höllenlärm, welchen Spektakel Sie 
früher gemacht hätten, wenn ein Bundesminister der 
CDU/CSU gesagt hätte: ach, so ein paar Pleiten sind 
an sich gar nicht so schlecht, und den Wildwuchs 

soll man ruhig einmal abschneiden. Da möchte ich 
nicht wissen, welch besorgtes Lied hier gesungen 
worden wäre auf die Not des kleinen Mannes, auf 
diejenigen, die ihren Arbeitsplatz verlieren und sich 
einen neuen suchen müssen. So unterschiedlich se-
hen sich die Dinge manchmal an. Das ist ganz merk-
würdig, wie doch die Milieutheorie zu stimmen 
scheint: Beim Sprung von der Oppositions- zu den 
Regierungsbänken werden menschliche Schicksale 
auf einmal in statistischen Zahlen eingefangen, und 
dann gelten sie bei weitem nicht mehr so ernsthaft, 
wie sie früher gegolten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber noch etwas dazu: An den Baulöwen haben 
Sie dabei sicher nicht gedacht. Der war damals zwar 
bei der richtigen Partei, aber bei der falschen 
Schicht, nämlich bei der der Unternehmer. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

An die haben Sie nicht gedacht. Aber denken Sie 
doch auch einmal an die Arbeiter und die Ange-
stellten, an den, der gar nicht dafür kann, ob sein 
Chef seriös oder unseriös finanziert, und für den 
Diskont- und Zinssätze Dinge sind, mit denen er sel-
ber nichts zu tun hat und für die er nicht verant-
wortlich ist. Aber denken Sie vor allen Dingen auch 
— und darum hoffe ich, daß solche Töne nicht mehr 
kommen oder nicht mehr in dieser Weise zu hören 
sein werden  an die vielen kleinen Zulieferanten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Handwerker  und kleine Industrielle, die zum Teil 
noch Kredit aufgenommen haben, um den Auftrag 
abzuwickeln, und die auf einmal von ihrem Auf-
tragnehmer erfahren, daß er Pleite gemacht hat, und 
dann ihrerseits in die größte Bedrängnis geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe allein als Abgeordneter eine ganze Reihe 
solcher Fälle auf den Tisch bekommen. Man ist da 
beinahe hilflos, denn es gibt weder öffentliche Mit-
tel — die kann man dafür nicht mobilisieren; das 
verstehe ich völlig —, noch kann man hier etwa bei 
den Banken etwas unternehmen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll den Lohn-
druck mildern. Gerade um bei künftigen Lohnver-
handlungen der Forderung nach Ausgleich der pro-
gressiven Steuermehrbelastung entgegenzuwirken, 
schlägt die Fraktion der CDU/CSU vor, im Rahmen 
des Einkommensteuergesetzes steuerliche Sofort-
maßnahmen zu ergreifen. 

Die vorgesehene Steuerentlastung — Sie kennen 
ja den Gesetzentwurf — bedeutet eine durchschnitt-
liche Erhöhung der Nettolöhne um 2 bis 3 % und 
der Bruttolöhne um sogar 3 bis 4 %. Sollte die 
Bundesregierung behaupten, das Sofortprogramm 
werde die Tarifverhandlungen nicht beeinflussen, 
dann unterstellt sie damit beiden Sozialpartnern 
ein verantwortungsloses oder ein nicht verantwor-
tungsbewußtes Handeln. Das Signal ist ja schon 
einmal hier gegeben worden und ist auch von seiten 
des DGB und einzelner Gewerkschaften gegeben 
worden. Gerade hier setzen wir an, und zwar nicht 
in der Absicht, damit mehr Kaufkraft zu schaffen, 
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sondern in der Absicht — dies liegt offen zutage, 
und man kann es ruhig auch einmal deutlich aus-
sprechen — , lieber dem Arbeitnehmer das Indivi-
dualeinkommen — ein Mehr von seinem Nomi-
naleinkommen — zu erhalten, und damit mäßigend 
auf die Lohnverhandlungen einzuwirken, aber auch 
in der Absicht, dem Staate, der ja heute durch die 
Inflationsfinanzierung einen großen Teil seiner Po-
litik bestreitet, die Möglichkeit zu nehmen, es dem 
Steuerbürger mit der einen Hand durch eine scharfe 
Steuerprogression wegzunehmen, um es dann wie-
derum mit der anderen Hand dem Bürger als dem 
sozusagen sozial Betreuten in Form von sozialen 
Zuwendungen zugute kommen zu lassen. 

Ich habe dieser Tage in der Zeitung gelesen, daß 
die SPD vorschlägt: „Hand weg von diesem Steuer-
gesetz!", wegen der Kaufkraft usw., aber dafür for-
dert sie eine Erhöhung des Wohngeldes, also eine 
Änderung der Einkommensgrenzen für die Gewäh-
rung des Wohngeldes. Das ist genau die Politik, die 
ich meine: Einerseits viel wegnehmen und anderer-
seits dann einen Teil dessen, was man weggenom-
men hat, geben. Das ist nicht die richtige Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir halten es für richtiger, einen höheren Anteil 
am Nominaleinkommen dem Steuerbürger als Real-
einkommen zu belassen, statt von der einen in die 
andere Tasche umzuverteilen, wobei zum Schluß 
dann für eine etwas großspurig ausgegebene Politik 
manche Millionen, um nicht zu sagen Milliarden, 
auf der Strecke bleiben. 

Wir beabsichtigen eine andere Wirkung, nämlich 
auch einen gewissen heilsamen Druck zu einer 
sparsamen Haushaltswirtschaft und damit zu einer 
stabilitätsgerechteren Ausgabenpolitik auszuüben. 

(Na, na! bei der FDP.) 

— Kommen Sie mir ja nicht mit den Erhöhungs-
raten der Länderhaushalte. Erstens gibt es hier bei 
den Ländern keinen oder nur uninteressante Unter-
schiede zwischen der einen oder anderen Regierung. 
Zweitens sollte man endlich wirklich einmal zu-
geben, daß derjenige, der bei der Finanzpolitik das 
Signal gibt — und das ist der Bund —, derjenige, 
der durch Inflationspolitik die Kosten gerade der 
öffentlichen Hand in die Höhe treibt — Personal-
kosten und Investitionen —, daß derjenige, der 
große Programme unter dem Stichwort „Reform" 
mit vielen lobpreisenden Ankündigungen in die 
Welt setzt, die Finanzierung dann den Ländern und 
Gemeinden überläßt und damit erheblich zu der 
Belastung, aber auch zu gewissen ruinösen Erschei-
nungen in Gemeindehaushalten und zu schweren 
Spannungen in Länderhaushalten beigetragen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Seit Jahren ist die öffentliche Hand Nutznießer 
einer Steuerschwemme, die sich aus der progres-
siven Gestaltung des Einkommensteuertarifs ergibt. 
Seit Jahren ist der Steuerzahler mit einer Einkom-
men- oder Lohnsteuer belastet, die nicht nur von 
realen, sondern auch von nominalen Lohnzuwäch-
sen erhoben wird. Steigen die Löhne um 10 %, 
kassiert das Finanzamt 18 % mehr Lohnsteuer. Das 

Lohnsteueraufkommen wird sich von 1970 bis 1974 
doppelt so stark erhöhen wie die Summe der Löhne 
und Gehälter. Die Tabellen, die hierzu in letzter 
Zeit erarbeitet worden sind, sprechen eine eindeu-
tige Sprache. Ich nehme an, daß im weiteren Verlauf 
der Aussprache einer meiner Kollegen auf diese 
Tabellen noch eingehen wird. Man liest z. B., daß 
bei einem Nominalbruttoeinkommen von 1 600 DM 
bei einer 12%igen Steigerung auf 1 792 DM ein 
Realeinkommenszuwachs von 1,5 % in den jewei-
ligen Preisen bleibt, und davon ist noch die Geld-
entwertung abzuziehen. Man sieht, wie der Verfü-
gungsspielraum, den der einzelne über sein Arbeits-
einkommen hat, immer geringer wird. Ein leitender 
Angestellter, der vor zehn Jahren 25 000 DM ver-
diente, hatte damals einen Verfügungsspielraum 
über 84 % seines Einkommens, also 21 400 DM. Der-
selbe hat heute, wenn man alle Lohn- und Ge-
haltserhöhungen in der Zwischenzeit einrechnet, ein 
Nominaleinkommen von über 56 000 DM, aber ein 
Realeinkommen von 29 000 DM = 52 %, das heißt 
nur ein Plus von 40 %. Von diesen 40 % Zuwachs 
des Realeinkommens muß er noch die gesamten 
Geldentwertungen der letzten zehn Jahre, beson-
ders verschärft der Jahre 1970, 1971, 1972, 1973, ab-
ziehen. Man kann doch nicht leugnen, daß dieses 
Problem besteht. . 

(Zurufe von der SPD.) 

Die inflationären Steuermehreinnahmen des Jah-
res 1974 will der Staat in vollem Umfange wieder 
ausgeben, wie der neue Finanzplan der Bundesre-
gierung für die Jahre bis 1977 ausweist. Sie werden 
nicht im Sinne einer antizyklischen Fiskalpolitik 
stillgelegt, wie es das IFO-Institut empfiehlt. Das 
IFO-Institut hat in seiner bemerkenswerten Studie 
vor einigen Tagen auf diesen außerordentlichen An-
stieg der heimlichen Steuererhöhungen hingewiesen 
und hat sie addiert. In den Jahren 1973 bis 1977 be-
tragen sie 88 Milliarden DM. Sie wissen, daß der 
Anteil der Lohnsteuer vor zehn Jahren noch bei 
etwa 7 % lag, heute bei 12 bis 13 % liegt und in ab-
sehbarer Zeit, bis zum Jahre 1975, auf 15 % anstei-
gen wird und daß damit die gesamte Steuerlast

-

quote auf mehr als 25 °/o ansteigen wird. 

Der Abbau der heimlichen Steuererhöhungen und 
damit der Entzug inflationärer Finanzquellen würde 
die öffentlichen Hände auch zu einer stabilitäts-
orientierten Haushaltspolitik anhalten. Die heim-
lichen Steuererhöhungen, die der öffentlichen Hand 
eine bisher einmalige Steuereinnahmeschwemme 
gebracht haben und damit eine immer expansivere 
Gestaltung der öffentlichen Haushalte ermöglichten, 
sollen durch die vorgeschlagenen Steuersenkungen 
im Umfang von 8 Milliarden DM herabgesetzt wer-
den. Ich bin mir aber darüber im klaren, daß ein 
Teil der 8 Milliarden DM dann durch Kreditauf-
nahme ersetzt werden muß und ersetzt werden 
wird. Aber die Doppelwirkung — einerseits mäßi-
gender Einfluß auf Lohn- und Gehaltsverhandlun-
gen, andererseits Druck auf die öffentlichen Haus-
halte zur sparsamsten Bewirtschaftung ihrer Mittel, 
Entzug der inflationären Finanzquellen — ist in der 
Situation nach den vielen Versäumnissen, Fehlern 
und Pfuschmaßnahmen der letzten vier Jahre leider 
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etwas, was früher falsch gewesen wäre, heute aber 
das einzige noch aussichtbietende Mittel ist, einem 
weiteren Anstieg, einem weiteren Anhalten der 
Lohn-Preis-Spirale wenigstens eine gewisse Brems-
kraft entgegenzusetzen. 

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn}: Sehr gut!) 

Ich gebe mich hier gar keinen allzu großen Erwar-
tungen hin. 

Die Steuermehreinnahmen von Bund, Ländern 
und Gemeinden des nächsten Jahres sind im Fe-
bruar 1973 um 14 Milliarden DM niedriger ge-
schätzt worden als im August 1973. Es ist ein für 
normale Finanzpolitiker — fast hätte ich gesagt: 
konventionelle oder konservative — unvorstell-
barer Vorgang, daß innerhalb eines Zeitraums von 
sechs Monaten die Steuermehreinnahmen um 14 
Milliarden DM höher gesetzt werden müssen. Und 
wenn man von der August-Schätzung auf die näch-
ste Schätzung übergeht, dann bin ich fest überzeugt, 
daß sich auch die August-Schätzung wieder um 
einen ähnlichen Betrag als falsch erweisen wird. 
Wie lange will man denn das fortsetzen? Im übri-
gen: Wozu so viel Aufregung? 

(Zurufe von der SPD: Das frage ich mich 
auch! — Genau! — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Sie dürfen nicht zu früh schreien. Es ist immer 
dieselbe Methode: Wenn man die Bibel als klassi-
sches Zeugnis für - die Atheisten heranzieht und die 
Stellen zitiert, wo es heißt: „Es gibt keinen Gott", 
da lachen sie alle. Anschließend: „... spricht der 
Narr", dann ist der Gesamttext wieder hergestellt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie wollen doch dasselbe für das Jahr 1975 machen. 

(Zuruf von der SPD: Aber ein bißchen ge

-

rechter!) 

Was wir hier vorschlagen, ist zwar nicht die Steuer-
reform, ist aber eine steuerliche Entlastung, die 
einen richtigen Schritt auf dem Wege der Steuer-
reform bedeutet; sie liegt in der richtigen Richtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gleichzeitig ist sie ein Stück steuerpolitischen Infla-
tionslastenausgleichs für die Bezieher kleinerer 
und mittlerer Einkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese außerordentlichen Steuermehreinnahmen, wie 
ich sie soeben geschildert habe, rechtfertigen es 
auch fiskalpolitisch, die heimlichen Steuererhöhun-
gen wenigstens zu einem Teil rückgängig zu machen. 

Nach den Erfahrungen der Vergangenheit ist zu 
erwarten, daß die öffentlichen Hände, vor allen 
Dingen die Länder und die 16 000 Gemeinden, auf 
eine Verkürzung ihrer Einnahmezuwächse wenig-
stens zu einem Teil durch Ausgabekürzungen reagie-
ren werden. Daraus ergibt sich als Folge des Infla-
tionsentlastungsgesetzes oder Inflationslastenaus-
gleichsgesetzes eine zusätzliche Nachfrageminderung 
und damit ein zusätzlicher konjunkturpolitischer 
Ausgleich für die Steuererleichterungen. Vor allem 
zusammen mit dem zu erwartenden Ausgleich im 
Rahmen der Tarifabschlüsse kann durchaus damit ge- 

rechnet werden, daß unser Programm, die Nachfrage 
nicht zusätzlich anheizen, sondern daß dies zu einer 
Entlastung und zu einer Minderung der Nachfrage 
führen wird, d. h. mehr Wirksamkeit erbringen 
wird als die Stabilitätsmaßnahmen der Bundesregie-
rung, von deren Bremseffekt Sie angesichts der 
jüngsten Zahlen gar nicht mehr allzuviel erwarten 
sollten; denn gebremst wird zum Teil in Bereichen, 
wo das Bremsen schon problematisch geworden ist, 
und anderswo, wo es notwendig wäre, spürt man 
von Bremswirkung gar nichts mehr. 

Wenn man dann noch — die Vorgeschichte ist be-
kannt, ich brauche nicht darauf einzugehen — auf 
der Frankfurter Automobilausstellung — ich darf das 
Wort Automobil trotz allem noch in den Mund 
nehmen — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

die Preise von Mittelklassewagen deutscher Produk-
tion mit den Preisen ausländischer Luxuswagen 
amerikanischer Herkunft verglichen hat, der kennt 
ja beinahe auf diesem Gebiete die Welt nicht mehr 
wieder. Wenn die USA nicht Fahrzeugtypen ent-
wickelt hätten, die angesichts der Steuer, des Treib-
stoffverbrauchs und der Parkraumnot in den Städten 
dem europäischen Konsumentengeschmack in kei-
ner Weise entsprechen, gäbe es heute bereits bei 
einer Branche, die für die Vollbeschäftigung von 
nicht zu übersehender Bedeutung ist, einen unüber-
sehbaren Einbruch mit Folgen, die man lange nicht 
mehr auffangen könnte. Darüber wird man sich aber 
an anderer Stelle noch einmal unterhalten müssen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.)  

Dieses Programm wirkt eher kostenberuhigend 
und preisdämpfend als entgegengesetzt. 

Ich darf den Herren von der Regierungskoalition 
noch einmal den dringenden Wunsch entgegenhal-
ten, der Opposition nicht zu sagen, sie setze sich mit 
ihren Vorschlägen in Widerspruch zu ihrem eigenen 
Verhalten vor einigen Monaten. Hätte man, was 
ich von dieser Stelle und an anderen Stellen unzäh-
lige Male gesagt habe, rechtzeitig mit einer erheb-
lichen Freigrenze einen Konjunkturzuschlag erhoben 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Ach!) 

— mit . einer erheblichen Freigrenze, Herr Ehren-
berg, und rückzahlbar, und wir haben uns auch für 
die Verzinslichkeit ausgesprochen, so schwierig und 
so problematisch das ist —, dann wären diese hohen 
Nominallohnsteigerungen in den letzten vier Jahren 
nicht erfolgt, das Realeinkommen hätte sich aber 
trotzdem im schlechtesten Falle gleich — aber nicht 
einmal das stimmt — und fast zweifelsohne gün-
stiger entwickelt, als es sich leider angesichts der 
bestehenden Tatsachen entwickelt hat. 

Darum darf ich Ihnen auch einmal sagen, gerade 
weil Sie „ach" sagen: Man soll in der Offentlichkeit 
nicht einfach die Unwahrheit mit der Behauptung 
verbreiten, die Opposition hätte sozusagen mit einer 
totalen Rasur alle Einkommensschichten mit einem 
Konjunkturzuschlag erfaßt und damit eine Bela-
stung gerade für die breiten Massen hervorgerufen, 
die ihnen nur durch den Edelmut und die Mildtätig- 
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keit der Bundesregierung erspart geblieben sei. Wir 
haben niemals einen Konjunkturzuschlag für alle 
Einkommensschichten verlangt, wir haben niemals 
von einem Konjunkturzuschlag gesprochen, der à 
fond perdu, der nicht rückzahlbar gegeben werden 
soll. 

Ich habe mehrmals gesagt, es ist Sache der Bun-
desregierung, das anzugreifen, und nicht Sache der 
Opposition, daß unser Stabilitätsgesetz nicht immer 
nur Gegenstand lobpreisender Festreden bei Ver-
bänden und akademischen Seminaren sein soll und 
in Wirklichkeit der Anwendung entzogen wird, 
außer auf Nebenkriegsschauplätzen. Wenn man es 
aus politisch-psychologischen Gründen nicht anwen-
den kann, soll man es ändern. Sie haben doch die 
Mehrheit dafür nunmehr vier Jahre gehabt. Dann 
soll man das Stabilitätsgesetz eben anwendbar 
machen. Wir wissen doch, warum es nicht anwend-
bar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich selbst habe bei der ersten Beratung des 
Steueränderungsgesetzes 1973 an dieser Stelle 
immer nur von einem rückzahlbaren verzinslichen 
Konjunkturzuschlag mit hoher Freigrenze gespro-
chen, mit der Zielsetzung, das Stabilitätsgesetz in 
seinem wichtigsten Punkte überhaupt erst einmal 
praktikabel zu machen. Ich habe vor allem immer 
wieder — der Herr Bundesfinanzminister wird sich 
bei seinem guten Gedächtnis daran erinnern die 
Notwendigkeit einer hohen Freigrenze betont. Auch 
bei der zweiten und dritten Lesung des Steuer-
änderungsgesetzes 1973 hat die Opposition erklärt, 
daß sie in keiner Weise daran denke, bei den unte-
ren Einkommensbeziehern, die von einer doppelten 
Wirkung erfaßt werden, Geldentwertung und 
Steuerprogression, einen Konjunkturzuschlag erhe-
ben zu wollen. Wir haben im Gegenteil zusätzliche 
Maßnahmen vorgeschlagen, wonach eine Abschöp-
fung von Kaufkraft im Bereich der Masseneinkom-
men zusätzlich auf freiwilliger Basis erfolgen sollte. 
Ich erspare mir hier die Einzelheiten, sie sind be-
kannt. 

Die Regierungskoalition hat alle diese Vorschläge 
abgelehnt. Die Folge dieser Politik war eine wei-
tere Verschlechterung des Lohnklimas, so die Bun-
desbank in ihrem Bericht, und eine Verhärtung 
der lohnpolitischen Auseinandersetzungen, denen 
wir nun durch diese Vorschläge begegnen wollen. 
Wir wollen die Verantwortlichkeit der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer bei den kommenden Lohn-
runden, die noch drei Viertel des nächsten Jahres 
umfassen und 14 Millionen Arbeitnehmer betreffen, 
durch diesen Vorschlag stärken, statt ihnen — ich 
möchte nicht einmal von einer Ausrede sprechen, 
denn es ist keine Ausrede — den Zwang aufzuerle-
gen, unter dem Hinweis auf Inflation, Steuerpro-
gression und möglicherweise noch Produktivitäts-
anstieg über Lohnvorstellungen zu verhandeln, die 
zweistellige Zuwachsraten mit einer doch jeden 
Zweifel ausschließenden Kostenmehrbelastung be-
deuteten, die ihrerseits entweder in die Preise geht 
oder durch erzwungenen Verzicht auf Investitionen 
andere Nachteile für morgen sozusagen automatisch 

in das Haus einlädt; etwas Drittes gibt es ja leider 
nicht. 

Zum Schluß darf ich aber auch noch sagen, daß 
mehr steuerliche Gerechtigkeit auch ein — wenn ich 
das Wort gebrauchen darf — gesellschaftspolitisches 
Anliegen ist; denn gerade der kleine Steuerzahler 
wird am härtesten von der Progression des Einkom-
mensteuertarifs betroffen. Er ist es, der in der Haupt-
sache — durch die Erhöhung der Lohnsteuereinnah-
men — die Zeche zu bezahlen hat. 

Früher war die Umsatzsteuer mit Abstand die er-
tragreichste Einzelsteuer. Heute hat die Lohnsteuer 
diese Rolle übernommen, weil immer mehr Arbeit-
nehmer in der Lohnsteuerpflicht aus der Proportio-
nalzone in die Progressionsstufe hineingewachsen 
sind. 1965 erbrachte die Lohnsteuer 16,7 Milliarden 
DM. Die Umsatzsteuer — einschließlich der Einfuhr-
umsatzsteuer — erbrachte damals 24,2 Milliarden 
DM, also fast das Eineinhalbfache. Im Jahre 1971 
erreichte die Lohnsteuer das Aufkommen aus der 
Umsatzsteuer. Für 1974 wird die Umsatzsteuer — 
einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer, aber ohne die 
Investitionssteuer, die eine Stabilitätssondermaß-
nahme ist — nach amtlichen Schätzungen 56,4 Mil-
liarden DM erbringen, die Lohnsteuer aber 74 Mil-
liarden DM. Was das IFO-Institut prognostiziert, ist 
so ungeheuerlich, daß ich mich beinahe immer ge-
scheut habe, diese Zahl auszusprechen; denn danach 
würde die Lohnsteuer bereits im Jahre 1975 bei 
den vom IFO-Institut gewählten Voraussetzungen 
110 Milliarden DM erbringen. Damit ist der Lohn-
steuerzahler zum Dukatenesel der angeblichen Re-
formpolitik dieser Regierung geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Kollege Schmidt hat in Nairobi vor einigen Tagen 
erklärt — und für diese Erklärung muß man ihn 
loben; aber dasselbe Wort, früher im Bundestag aus-
gesprochen, hätte hier manchen Disput erspart —: 
Inflation ist eine gefährliche ansteckende Krankheit 
in unserer Gesellschaft, die die bestmögliche Ver-
wendung der Produktivkräfte beeinträchtigt und zu 
einer Vermögensverschiebung von den wirtschaftlich 
Schwächeren auf die wirtschaftlich Stärkeren führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich darf Sie damit in den Klub der Oppositionsredner 
herzlich aufnehmen; ich handle hier zwar in Ge-
schäftsführung ohne Auftrag, aber bin mir der Zu-
stimmung der ganzen Fraktion der CDU/CSU sicher. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Offensichtlich ist bei Herrn Schmidt ein wohltuender 
Lernprozeß im Gange, wenn ich an frühere Äußerun-
gen denke, die aus dem gleichen Munde gekommen 
sind. 

(Abg. Dr. Jenninger: „Modewort" ! — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Öfter mal zu den 
Schwarzen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Für das Zusammenwirken von Inflation und 
Steuerprogression nenne ich nur einmal ein Bei-
spiel: Ein alleinverdienender Familienvater mit 
zwei Kindern, der Arbeiter in der Industrie ist und 
durchschnittliche Bezüge erhält, muß wegen der 
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hohen Abgabe für Sozialversicherung und Steuern 
im Monat mit einem Arbeitseinkommen vorliebneh-
men, das 25 DM mehr als das beträgt, was er bei 
gleichem Status als Arbeitsunfähiger an Sozialhilfe 
bekommen würde; 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

dazu kommen dann allerdings Wohngeld, wenn es 
von ihm nach seinem Einkommen bezogen werden 
kann, und Kindergeld. Aber aus seinem Arbeits-
einkommen erhält er nur 25 DM mehr. Er muß also 
über 1600 DM verdienen, um bei gleichem Familien-
stand dasselbe zu bekommen, was ein arbeitsun-
fähiger Familienvater mit zwei Kindern erhält. Die 
Schlußfolgerung daraus ist natürlich nicht, die So-
zialhilfe zu senken, aber die Schlußfolgerung ist, 
dem einzelnen durch eine Annahme unserer Steuer-
vorschläge mehr von seinem Arbeitseinkommen zu 
belassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es gibt noch weitere Beispiele, die sehr, sehr ein-
drucksvoll sind. 

Im übrigen sollte sich der Herr Bundesfinanzmini-
ster auch einmal die Statistik der Entwicklung der 
Sozialhilfefälle und der Sozialhilfeleistungen vorle-
gen lassen. Diese Statistik ist ungeheuer lehrreich, 
denn sie zeigt, daß mit dem scharfen Anstieg der 
Inflation und der Steuerprogression in diesen Berei-
chen die Sozialhilfefälle in außergewöhnlichem 
Maße zugenommen haben, d. h. daß mehr und 
mehr Menschen von der Möglichkeit der Sozialhilfe 
Gebrauch machen, ja, Gebrauch machen müssen, 
ohne mit ihr Mißbrauch zu treiben. Allein das — ich 
habe die Zahlen leider nicht rechtzeitig bekommen 
können — ist ein sehr eindrucksvolles Argument da-
für, daß hier etwas faul ist, daß hier schnellstens 
Änderungen erforderlich sind. 

Im DGB-Nachrichtendienst vom 21. September 
heißt es: 

Bei allem Verständnis dafür, daß eine gute und 
ausgewogene Steuerreform für 1974 nicht be-
wältigt werden kann, erwartet der DGB aller-
dings, wie mehrfach gefordert, auch kurzfristig 
eine Reduzierung der wachsenden Lohnsteuer-
belastung. 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu diesem An-
liegen des Deutschen Gewerkschaftsbundes? Hier-
über würden wir gern einmal eine hieb- und stich-
feste Auskunft bekommen. Will die Bundesregie-
rung den Steuerzahler tatsächlich bis zum 1. Januar 
1975 vertrösten? Wer soll uns, so muß ich beinahe 
schon sagen, den kindlichen Glauben schenken, daß 
im Jahre 1975 wirklich das kommt, was man im 
Jahre 1973 verspricht? Sehen wir uns die Entwick-
lung doch einmal an: Eckwerte Frühjahr 1971, Eck-
werte Herbst 1971, 1972 Funkpause. Nachdem die 
Fraktion der CDU/CSU am 31. Juli dieses Jahres in 
ihrer Feriensitzung Steuersenkungen gefordert und 
Maßnahmen angekündigt hat, wurde der Herr Bun-
deskanzler, der ja auch ein feines Gespür für kriti-
sche Entwicklungen oder für populäre Möglichkei-
ten hat, die in der Luft liegen, hellhörig. Er kam aus 
dem Urlaub zurück und verkündete: Steuersenkun

-

gen ab 1974. Wenn Ihr Bundeskanzler nunmehr von 
Helmut Schmidt zurückgepfiffen worden ist, so ist 
das seine Sache. Er hat es schon gut gemeint. Möch-
ten hätte er schon wollen, aber dürfen hat er sich 
bei dieser ganzen Geschichte am Schluß nicht ge-
traut. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben unsere Maßnahmen damals am 31. Juli 
angekündigt. Der Bundeskanzler hat dies aufgegrif-
fen und hat zum 1. Januar 1974 Maßnahmen in Aus-
sicht gestellt. 

Bei dem großen Respekt, den die Regierungskoali-
tion vor der Bedeutung und vor der, so möchte man 
manchmal meinen, Unfehlbarkeit dieses Mannes 
haben soll, sollten Sie eigentlich beim 1. Januar 1974 
bleiben und uns unterstützen. Dann wären wir in 
einer wichtigen Frage ausnahmsweise einmal einig. 
Daß Sie den Termin auf den 1. Januar 1975 hinaus-
geschoben haben und auch noch die Körperschaft-
steuerreform zum gleichen Termin ins Auge fassen 
— das waren koalitionsinterne Wirkungszusammen-
hänge oder Kettenreaktionen —, ist doch nur die 
Folge der Tatsache, daß Sie unter dem Druck der An-
kündigung unserer gesetzgeberischen Initiative für 
das Jahr 1975 etwas in Aussicht stellen wollten, um 
den Druck psychologisch loszuwerden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Aber wer sagt denn, daß im Jahre 1974 nicht neue 
Umstände eintreten, neue Erkenntnisse gewonnen 
werden, die — mit entsprechender propagandisti-
scher Phraseologie in die Öffentlichkeit gesetzt — 
das Inkrafttreten zum 1. Januar 1975 aus diesem 
oder jenem Grunde dann eben doch nicht möglich 
machen oder nicht ratsam erscheinen lassen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit von 45 Minuten ist abgelaufen. 

Strauß (CDU/CSU) : Unser Gesetzentwurf ist so 
einfach und kann bei gutem Willen so schnell ver-
abschiedet werden, daß die Wirkung einer Beruhi-
gung an der Lohnfront, die Wirkung eines Druckes 
hinsichtlich Sparsamkeit bei den öffentlichen Haus-
halten ohne jeden Zweifel schnellstens erreicht wer-
den kann. Dies wird durch die Erhöhung der Frei-
grenze, durch die Gewährung einer höheren steuer-
freien Weihnachtszulage und dann noch durch eine 
Verdreifachung der Werbungskostenpauschale für 
die Sparer erreicht, die ja in der Hauptsache die Be-
trogenen des ganzen inflationären Zuges geworden 
sind. Wenn Sie das machen, beweisen Sie, daß Sie 
eine moderne konjunkturpolitische Einstellung ha-
ben, daß Sie die heute noch gegebenen Möglich-
keiten begreifen und daß Sie es uns ersparen, im 
nächsten Jahr sagen zu müssen: Hätten wir es doch 
zum 1. Januar 1974 getan! Dann hätte es mehr Sinn 
gehabt als am 1. Januar 1975. Wie an andere Ver-
sprechungen so glauben wir auch an die Inkraft-
setzung zu diesem Termin ohnehin nur sehr bedingt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Offergeld. 
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Offergeld (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wer Herrn Strauß kennt, hat ge-
spürt, welche Schwierigkeiten er hier heute mit sei-
ner Vorstellung hatte. Denn es ist ja nicht glaubhaft, 
daß ein konservativer oder konventioneller Finanz-
politiker — so hat er sich hier selbst bezeichnet — 
noch nie etwas von antizyklischer Steuerpolitik ge-
hört hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Als ehemaliger Volkswirtschaftsstudent und ehe-
maliger Finanzminister, Herr Strauß, wissen Sie 
sicherlich, 

(Abg. Strauß: Zum „Studenten" kann ich nur 
sagen: Der Schnurrbart macht noch keine 

progressive Einstellung!) 

daß antizyklische Steuerpolitik bedeutet, daß man 
im Boom die Steuern erhöhen und nicht ermäßigen 
muß, wie Sie es heute hier vorschlagen. 

Daß die ökonomische Einsicht der Opposition grö-
ßer ist, als hier heute deutlich wurde, ergibt sich auch 
daraus, daß Sie noch vor wenigen Monaten einen 
allgemeinen Konjunkturzuschlag gefordert haben, 
einmal mit Freibetrag und einmal ohne Freibetrag, 
einmal rückzahlbar und einmal nicht rückzahlbar, 
einmal verzinslich und einmal nicht verzinslich. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Strauß: Hier sagen Sie die Unwahrheit! 
— Abg. Dr. Wagner [Trier] : Lügen Sie doch 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich sage die Wahrheit. Lesen Sie doch einmal 
nach, was Herr Schäfer, Herr Stoltenberg, Herr 
Strauß und Herr Häfele im vergangenen Sommer 
alles gesagt haben! Aus jedem Mund hörten wir 
einen anderen Vorschlag. Nun, auf diese Wider-
sprüchlichkeiten der Opposition kann sich jeder 
seinen eigenen Reim machen, 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage. 

Offergeld (SPD) : Nein, ich gestatte keine Zwi-
schenfrage. 

(Abg. Kiep: Erst Behauptungen aufstellen 
und dann keine Zwischenfrage zulassen! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Auf diese Widersprüchlichkeiten der Opposition 
kann sich jeder seinen Reim machen. Das konjunk-
turpolitische Abc des Herrn Strauß lautet etwa so: 
In Monaten ohne r, also von Mai bis August, wird 
gesagt, daß ein Konjunkturzuschlag erhoben werden 
soll, in Monaten mit r, d. h. ab September, wird eine 
Steuerermäßigung versprochen. Das ist Ihr konjunk-
turpolitisches Abc. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dabei verstehe ich sehr wohl, meine Herren von 
der Opposition, daß man unter taktischen Gesichts-
punkten Anlaß hat, heutzutage massive Steuerermä-
ßigungen vorzuschlagen und zu versprechen. Denn 

eben jetzt — die Zahlen des Monats September lie-
gen vor — zeigen sich die ersten deutlichen Erfolge 
der Stabilitätspolitik der Bundesregierung. Nachdem 
die Steigerungsrate des Lebenshaltungskostenin-
dexes im Juni — darüber haben Sie sich so sehr auf-
geregt — noch 7,9 % betragen hatte, ist sie im Juli 
und im August schon deutlich zurückgegangen. Wir 
haben für September bereits eine Zahl von 6,4 % 
und sind damit zu einer deutlichen Minderung der 
Preissteigerungsrate gelangt. Die Bundesrepublik 
gehört damit wiederum zu den westlichen Industrie-
staaten mit der niedrigsten Preissteigerungsrate. Das 
muß, wenn wir hier über die wirtschaftspolitische 
Situation diskutieren, auch einmal gesehen werden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: „Bei 4 % wird 
es ernst" !) 

Die Erfolge der Bundesrepublik sind dann besonders 
deutlich, wenn wir sehen, wie gerade im zweiten 
Halbjahr in den anderen Staaten die Preiserhöhungs-
rate massiv größer geworden ist als im ersten Halb-
jahr. 

Bei dieser Gelegenheit muß man auch den immer 
wieder vorgetragenen tendenziösen Berechnungsbei-
spielen entgegentreten, in denen behauptet wird, 
daß den Arbeitnehmern in diesem Jahr kein realer 
Einkommenszuwachs verschafft werden könne. Bei 
diesen Berechnungen wird fälschlicherweise immer 
von einer Preissteigerungsrate von 8 % ausgegan-
gen. In Wirklichkeit werden wir für das gesamte 
Jahr unter 7 % landen. 

Dann wird eine Einkommenssteigerung von 8,5 % 
dagegengerechnet, was ebenfalls falsch ist. Wir wer-
den in diesem Jahr Einkommenssteigerungen von 12 
bis 13 % haben. Das ergibt immerhin reale Einkom-
menszuwächse von 2, 3, vielleicht sogar von einigen 
Zehnteln Prozent mehr bis zum Ende dieses Jahres 

(Abg. Gerster [Mainz] : Sagen Sie mal kon-
kret, wo!) 

Auch dies ist ein Erfolg der Konjunkturpolitik dieser 
Bundesregierung; denn damit sah es zu Beginn die-
ses Jahres ganz anders aus. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zu Beginn dieses Jahres — ich erinnere an das 
Sachverständigengutachten — wurde auch eine mas-
sive Gewinnexplosion vorhergesagt. Alle vertei-
lungspolitischen Auswirkungen und die sich dadurch 
ergebenden sozialen Konflikte waren für jedermann 
klar. Auch deswegen war unser Konjunkturpro-
gramm im Sommer dieses Jahres mit der massiven 
Besteuerung im Unternehmensbereich richtig. Von 
der Stabilitätsabgabe bis hin zur Investitionssteuer 
wurde die Disparität in der Einkommensentwicklung 
weitgehend vermieden. Wir kommen heute zu der 
Erkenntnis, daß die Bruttoeinkommen aus Arbeit-
nehmertätigkeit wahrscheinlich ebenso oder viel-
leicht sogar geringfügig stärker steigen werden als 
die Einkommen aus Unternehmertätigkeit; auch das, 
meine Damen und Herren, ist ein großer Erfolg der 
Konjunkturpolitik dieser Regierung. 

Durch den Gesetzentwurf, der hier von Herrn 
Strauß begründet wurde, verspielt die Opposition, 
meine ich, die letzten Reste — falls sie überhaupt 
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noch vorhanden waren — ihrer innenpolitischen 
Glaubwürdigkeit. Wie will man denn dem Bürger 
draußen klarmachen, daß gleichzeitig einerseits 
noch Stabilitätszuschlag und Investitionssteuer er-
hoben werden und andererseits massive steuerliche 
Entlastungen gewährt werden sollen? 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Das lassen Sie 
unsere Sorge sein! — Abg. Strauß: Machen 

Sie doch das für Januar 1975 klar!) 

Das ist doch das Prinzip, Herr Strauß, gleichzeitig 
auf das  Bremspedal und auf das Gaspedal zu treten. 
Nicht nur im Straßenverkehr, auch in der Konjunk-
turpolitik kann das nur schlecht ausgehen. Das ist 
ja geradezu schizophren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das kann selbst Herr Strauß mit seiner Dialektik 
dem Mann auf der Straße nicht klarmachen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Seien Sie unbe

-

sorgt!) 

Sie selbst, Herr Strauß, zahlen wahrscheinlich einer-
seits Stabilitätsabgabe, und auf der anderen Seite 
wollen Sie sich durch dieses Steuerpaket steuerliche 
Erleichterungen verschaffen. Wo bleibt denn da die 
konjunkturpolitische Vernunft? 

(Abg. Kiep: Dann hat auch Ihr Bundeskanz

-

ler keine Vernunft!) 

Alle Sachverständigen, auch das IFO-Institut, das 
Herr Strauß hier so genüßlich zitiert hat — wenn 
man schon zitiert, dann sollte man auch dazusagen, 
daß das IFO-Institut vor Steuererleichterungen ge-
warnt hat —, die Bundesbank, die Sozialpartner in 
der Konzertierten Aktion, sie alle empfehlen ein 
striktes Weiterführen der Stabilitätspolitik. Das 
Argument, Herr Strauß, daß Steuererleichterungen 
die Tarifverhandlungen beeinflussen würden, wer-
den Sie doch selber nicht ganz ernst nehmen. Auch 
da kann man sich auf den Hinweis auf die Äußerun-
gen der Sozialpartner bei der Konzertierten Aktion 
beschränken. 

Wenn der ökonomische und konjunkturpolitische 
Sachverstand bei der Opposition nicht ganz abhan-
den gekommen ist — und das will ich nicht anneh-
men —, dann weiß die Opposition allerdings, daß 
dieser Gesetzentwurf der massive Versuch ist, die 
Stabilitätspolitik der Bundesregierung zu unter-
laufen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies ist kein Inflationsentlastungsgesetz, Herr 
Strauß, sondern das ist ein Inflationsförderungs-
gesetz, was Sie uns hier vorlegen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist ein sehr 
gewagter Ausdruck! — Abg. Dr. Wagner 

[Trier] : Er weiß es nicht besser!) 

Dann noch einige Anmerkungen zur Finanzie-
rungsseite der öffentlichen Haushalte; auch hierüber 
haben Sie sich verbreitet, Herr Strauß. Was Sie hier 
in der Begründung Ihres Gesetzentwurfs schreiben, 
das ist nun das Abstruseste, was man sich vorstellen 
kann. Sie schreiben einmal, daß die Steuermehrein-
nahmen von Bund, Ländern und Gemeinden im näch

-

sten Jahr nach der Neuschätzung des Arbeitskreises 
Steuerschätzung im August 1973 gegenüber der vom 
Februar — auch das haben Sie wiederholt, das 
stimmt auch — 14 Milliarden DM betragen. Davon 
wollen Sie nach Ihrer Rechnung 8 Milliarden DM  — 

in  Wirklichkeit bringt Ihr Gesetzentwurf einen Aus-
fall von über 9,6 Milliarden DM; auch das ist be-
zeichnend — einsetzen, um — mit Ihrer Formulie-
rung — „die heimlichen Steuererhöhungen wenig-
stens zu einem Teil rückgängig zu machen". Zum an-
deren sagen Sie, daß der Staat — das sind ja wohl 
auch die CDU/CSU-regierten Länder — „die infla-
tionären Steuereinnahmen des Jahres 1974 . . . in 
vollem Umfang wieder ausgeben (will), wie der neue 
Finanzplan der Bundesregierung für die Jahre bis 
1977 ausweist". 

Dazu sind einige ganz nüchterne Tatsachenfeststel-
lungen notwendig. 

Erstens hat die Bundesregierung am 5. September 
dieses Jahres den Ausgaberahmen des Bundeshaus-
haltes 1974 auf 134,4 Milliarden DM festgelegt und 
hat zu seiner Finanzierung die Steuereinnahmen des 
Bundes auf Grund der August-Schätzungen — darauf 
kommt es an — veranschlagt. Der Ausgabenzuwachs 
des Bundeshaushalts — bei aller Fragwürdigkeit die-
ser Größe im Hinblick auf die konjunkturpolitischen 
Auswirkungen des Haushalts — bewegt sich mit 
10,5 % im Gleichschritt mit der Zuwachsrate des 
Bruttosozialprodukts von 1974 und trägt somit stabi-
litätspolitischen Erfordernissen durchaus Rechnung. 

Zweitens. Die Einnahmenseite des Bundeshaus-
halts 1974 enthält zudem eine minimale Nettokredit-
aufnahme von nur 2,3 Milliarden DM. Sie liegt somit 
noch unter dem Ansatz des Jahres 1973. 

Drittens. Falls im Verlaufe des Etatjahres 1974 
über die Auguststeuerschätzungen hinaus höhere 
Steuern eingehen, wird der Bund diese nicht zusätz-
lich verausgaben, wie Herr Strauß unterstellt, son-
dern er wird sie stabilitätsgerecht bei der Bundes-
bank festlegen. Auch dazu hat sich die Bundesregie-
rung verpflichtet. Die Bundesregierung hat außer-
dem, wie die Opposition auch wissen sollte den Ent-
wurf einer Schuldendeckelverordnung für 1974 aus-
gearbeitet, den sie mit den Bundesländern im Fi-
nanzplanungsrat abstimmen wird. 

Das sind die Tatsachen für den Bund; d. h. von 
einer Wiederausgabe inflationärer Steuermehrein-
nahmen kann für diesen Teil der öffentlichen Haus-
halte überhaupt keine Rede sein. 

Nun muß man aber in diesem Zusammenhang 
einige Fragen an die Opposition richten. Man muß 
die Opposition fragen, was sie eigentlich mit dem 
Bundeshaushalt 1974 machen will, wenn nun plötz-
lich über 4 Milliarden DM für den Bundeshaushalt 
an Einnahmen fehlen. Der Begründung zu diesem 
„Inflationsförderungsgesetz" kann man ja nur ent-
nehmen, daß Ihnen die Mehrausgaben des Bundes-
haushaltes zuviel sind. Davon muß man doch kon-
kret ableiten, daß Ihnen etwa die 3,6 Milliarden DM 
Mehrausgaben für die Träger der sozialen Renten-
versicherung zuviel sind. Daraus muß man auch 
konkret ableiten, daß Ihnen die Mehrausgaben von 
1,1 Milliarden DM zur Verbesserung der Kriegs- 
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opferversorgung zuviel sind. Davon muß man etwa 
ableiten, daß Ihnen die 400 Millionen DM Mehraus-
gaben für besondere agrarpolitische Maßnahmen 
auch zuviel sind. 

(Abg. Dr. Althammer: Alte Masche!) 

— Ja, Herr Althammer, „alte Masche" : Bei Ihnen ist 
es eine alte Masche, ständig Minderausgaben zu for-
dern, dann aber in jedem konkreten Fall Mehraus-
gaben zu verlangen. Das ist in der Tat eine alte 
Masche. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe drei Bereiche genannt: Sozialversiche-
rungsträger, Kriegsopferversorgung, Agrarpolitik. 
Das sind drei Bereiche, in denen Sie der Bundesregie-
rung bislang immer zu große Sparsamkeit vorge-
worfen haben. Da sehen wir massive Mehrausga-
ben für das nächste Jahr vor. Offenbar sind Sie jetzt 
anderer Ansicht: Sie wollen sparsamer sein als die 
Bundesregierung. Wir nehmen diesen erneuten Sin-
neswandel mit Interesse zur Kenntnis, wahrschein-
lich auch die davon Betroffenen. 

Was die öffentlichen Haushalte anbetrifft, muß 
man die Opposition weiter fragen, wie sie denn nun 
zu den Erklärungen des von der CSU regierten Lan-
des Bayern und wie sie zu den Erklärungen der 
noch CDU-regierten Länder Saarland, Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg 
stehen, die ihre jetzigen Steuereinnahmen für nicht 
ausreichend halten. Herr Filbinger, Herr Stoltenberg 
— verlangen unisono eine Erhöhung um 5 % des 
Umsatzsteueranteils der Bundesländer, sprich in 
Klartext: für das nächste Jahr 3 Milliarden DM mehr 
für die Bundesländer. Und Sie muten mit Ihrem Ge-
setzentwurf dem Bund Mindereinnahmen von 4,1 
Milliarden DM, den Ländern — Ihren Bundesländern, 
die sich ja in ach so argen Finanznöten befinden — 
Mindereinnahmen von 4,1 Milliarden DM und den 
Gemeinden nochmals Mindereinnahmen von 1,4 Mil-
liarden DM zu. 

Wie soll denn das alles auf einen Nenner gebracht 
werden? Hat sich denn Herr Strauß mit Herrn Gop-
pel, mit Herrn Filbinger, mit Herrn Stoltenberg und 
Herrn Kohl über dieses sein konjunkturpolitisches 
Sofortprogramm — Wunderprogramm — einmal 
verständigt, oder rechnen denn diese Landesfürsten, 
die sich dazu überhaupt nicht äußern, schlicht damit, 
daß die Regierungskoalition aus ihrer Verantwor-
tung heraus diese Gesetzentwürfe schon ablehnen 
werde? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

An wen sollen wir uns halten, Herr Strauß, an Sie, 
die CDU/CSU in diesem Hause, oder an die CDU/

-

CSU draußen im Lande? Beides miteinander, was 
hier im Haus und draußen im Lande gefordert wird, 
geht doch nicht. Was muten Sie denn den Gebiets-
körperschaften bei der Verwirklichung Ihres Gesetz-
entwurfes 1974 zu? Sollen sie sich stärker verschul-
den? 

Aber offenbar machen Sie es sich ja ganz leicht: 
Die CDU/CSU im Bund fordert, was ja immer sehr 
populär ist, Steuersenkungen, also verminderte 
Einnahmen, und zugleich höhere staatliche Leistun-
gen, also höhere Ausgaben. Den Ländern und Ge-

meinden soll der Bund zur Finanzierung der Staats-
aufgaben ebenfalls das Geld geben. Aber wo der 
Bund bleibt, wie wir die soziale Sicherheit, wie wir 
die innere Sicherheit, wie wir die äußere Sicherheit 
garantieren können, das wiederum ist der Oppo-
sition offenkundig egal. 

So primitiv, meine ich, geht es nicht. Das nimmt 
Ihnen draußen auch der kleine Mann, der — ich ge-
stehe es wohl — oft Schwierigkeiten hat, das tak-
tische Ränkespiel der Opposition zu durchschauen, 
nicht ab. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dabei müssen wir natürlich von seiten der Regie-
rungskoalition durchaus eingestehen, daß es nicht 
immer ganz einfach ist, im gegenwärtigen Zeitpunkt 
Steuerermäßigungen abzulehnen. Sicherlich verspü-
ren auch wir darüber ein Unbehagen, daß gerade 
die Lohnsteuer so explosionsartig zunimmt; denn 
durch diese Lohnsteuer zahlen auch die Arbeitneh-
mer — das sehen wir sehr wohl — ihren Anteil zur 
Stabilität. Wir haben deswegen auch großes Ver-
ständnis für die immer wieder vorgetragenen For-
derungen nach Steuersenkungen und Steuerreform. 
Aber wir wissen auch, daß es gerade und vor allem 
im Interesse der Arbeitnehmer liegt, daß wir etwas 
gegen die hohen Preissteigerungsraten tun. Daher 
werden wir von diesem Stabilitätsprogramm nicht 
ablassen, bevor wir nicht über dem Berg sind, und 
wir werden das süße Gift dieses Zehn-Milliarden-
Steuererleichterungspaketes nicht entgegennehmen. 

Aber ich meine, noch ein weiterer Punkt ist in die-
sem Zusammenhang wichtig. Auch wenn der Herr 
Strauß sich hier als ein steuerpolitisches Unschuld-
lamm in einen Schafspelz kleidet, wissen wir ganz 
genau, worum es ihm bei diesem Zehn-Milliarden-
Paket geht. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Ein Lamm im 
Schafspelz? — Abg. Kiep: „Wolf im 

Schafspelz" !) 

— Ein Lamm im Schafspelz, ja. In Wirklichkeit ist 
es ein Wolf im Schafspelz, das wissen auch Sie. 

Mit diesem Zehn-Milliarden-Paket geht uns die 
gesamte notwendige Manövriermasse für eine echte, 
strukturverändernde Steuerreform verloren. Mit die-
sen Vorwegmaßnahmen würde das bisherige Steuer-
system festgeschrieben, das mit dem Prinzip „Wer 
hat, dem wird gegeben" am besten gekennzeichnet 
ist. Dieser Gesetzentwurf ist nicht nur ein Inflations-
förderungsgesetz 

(Abg. Strauß: Da haben Sie die falsche Rede 
mitbekommen!) 

— Herr Strauß, das wissen Sie bei Ihrer Pfiffigkeit 
ganz genau —, dieser Gesetzentwurf ist auch ein 
Steuerreformyerhinderungsgesetz. Auch das müssen 
wir ganz klar sehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn diese 10 Milliarden DM weg sind, haben wir 
nicht mehr die 4 bis 5 Milliarden DM Manövrier-
masse, die wir für einen sozialen Familienlastenaus-
gleich benötigen. Wenn diese 10 Milliarden DM weg 
sind, haben wir auch nicht mehr die Mittel, die wir 
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im nächsten Jahr für eine gezielte Entlastung der 
unteren und mittleren Einkommen benötigen. 

Herr Strauß, Sie hätten die Energie, die Sie hier 
für das Roulett-Spiel der Opposition eingesetzt 
haben, besser verwenden sollen; denn es war ein 
Roulett-Spiel, bevor dieser Gesetzentwurf hier auf 
den Tisch kam. Das war ein Roulett-Spiel mit vielen 
Mitspielern: eine Höcherl-Kommission, das CDU- 
Präsidium, die CDU/CSU-Fraktion, aber auch Herr 
Filbinger und Herr Stoltenberg sind nicht zu verges-
sen. Das war ein Roulett-Spiel mit offenem Ausgang. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Kiep: Da spielt sogar der 
Bundeskanzler mit! Sie vergessen den Bun

-

deskanzler! — Zuruf des Abg. Strauß.) 

— Ich spreche jetzt nur von der Opposition; der 
Bundeskanzler gehört nicht zu Ihnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das war ein Roulett-Spiel: ein Entlastungspaket 
kommt, ein Entlastungspaket kommt nicht, ein Ent-
lastungspaket kommt früher, es kommt später, es 
kommt so, es kommt anders, es kommt — ja, es 
kommt nein, es kommt überhaupt nicht, es kommt 
doch. Zum Schluß gebiert dann der kreißende Berg 
diese wüste, häßliche Maus, die Sie uns hier präsen-
tiert haben. 

(Abg. Strauß: An diese Maus werden Sie 
noch lange denken!) 

— Herr Strauß, vielleicht bleibt Ihnen diese Maus 
einmal im Halse stecken! 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Herr Strauß, diese Ihre Energie hätten Sie besser 
darauf verwendet, uns hier einmal ein Steuerreform-
konzept der Opposition zu bieten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Seit Jahren wird uns angekündigt, daß ein Konzept 
kommt. Herr Breidbach, der sich jetzt so amüsiert, 
kann eines der Sozialausschüsse vorweisen — das 
wissen wir —, nur kann er es in seiner Fraktion 
eben nicht durchsetzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Jetzt geht es im Finanzausschuß hart auf hart. 

(Abg. Strauß: Wir reden jetzt über den 
1. Januar 1974!) 

Wir würden gern einmal wissen, was Sie in der 
Steuerreform wollen. Wollen Sie das mitmachen, 
was wir vorgeschlagen haben, oder wollen Sie das 
nicht mitmachen? Meine Prognose ist ganz klar: 
Wir sind der Auffassung — dieser Gesetzentwurf 
veranlaßt und bestärkt uns in dieser Auffassung —, 
daß Sie diese soziale, strukturverändernde Steuer-
reform so, wie sie die Bundesregierung vorschlägt, 
blockieren wollen. 

(Zuruf des Abg. Kiep.) 

Wir halten diese Steuerreform für eine zentrale 
innenpolitische Aufgabe dieser Legislaturperiode, 
und gerade auch aus diesem Grunde werden wir 
uns nicht darauf einlassen, diesem Gesetzentwurf 
zuzustimmen, der diese Steuerreform blockieren 
wird. 

Auch wir sind der Auffassung — ich darf es 
wiederholen —, daß wir Steuererleichterungen ge-
rade für mittlere und untere Einkommensbezieher 
dringend nötig haben; wir müssen sie allerdings 
dann gewähren, wenn es konjunkturpolitisch ver-
tretbar ist. Es ist jetzt schon mit Sicherheit abzuse-
hen, daß das Datum 1. 1. 1975 geeigneter sein wird 
als das Datum 1. 1. 1974, wie es die Opposition vor-
schlägt.. 

Meine Damen und Herren, aus konjunkturpoliti-
schen, aus finanzpolitischen und aus steuerpoliti-
schen Gründen ist dieser Gesetzentwurf der Oppo-
sition unverantwortlich. Er kann nicht ernsthaft 
diskutiert werden. Wir werden ihn daher ablehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr 
Kollege Strauß, Sie sind   das wird Ihnen niemand 
bestreiten   ein Mann, der mit Überzeugungskraft 
seine Ansichten vortragen kann. Nachdem ich Ihnen 
heute morgen hier zugehört habe, frage ich mich 
aber, ob Sie eigentlich den konjunkturpolitischen 
Teil Ihres Vortrags selber glauben. 

(Beifall bei cien Regierungsparteien.) 

Ich nehme aber an, Herr Strauß, daß Sie die zitierten 
populären Möglichkeiten in Ihre Überzeugung auf-
genommen haben. Daß aber das, was Ihre Fraktion 
hier vorschlägt, konjunkturpolitisch verantwortbar 
und ernsthaft vertretbar sei, ist, so scheint mir, auch 
in Ihrem eigenen Kopf Zweifeln ausgesetzt. 

Herr Strauß, Sie haben sich darüber beklagt, daß 
konjunkturpolitisch im Eventualis gesprochen werde. 
Aber es ist richtig: wer Konjunkturpolitik und Pro-
gnose betreibt, wird immer im Konjunktiv sprechen 
müssen und sich der Mängel, die in jeder Voraus-
sage liegen, bewußt bleiben müssen. Mit dem Ab-
solutheitsanspruch, mit dem Sie in anderen Fragen 
aufwarten können, Herr Strauß, geht es hier nicht, 
weil sich die Fehler der Aussage kurzfristig her-
ausstellen. Das, was Sie sonst so absolut und laut 
vortragen, findet seine Konsequenz sehr häufig erst 
nach Jahren, und dann spekuliert man auf Vergeß-
lichkeit. Ich glaube, daß konjunkturpolitische Dia-
gnosen und das Bemühen darum letztlich dazu füh-
ren sollten, sich mit einiger Bescheidenheit mit diesen 
Problemen auseinanderzusetzen. Wer diese Beschei-
denheit verliert, Herr Kollege Strauß, dem geht es 
so wie demjenigen, für dessen Rückkehr Sie sich vor 
dem Wirtschaftsbeirat der CSU sogar an den lieben 
Gott wenden zu müssen meinten. Wenn ich es recht 
sehe, ist der Betreffende auf dein Stellenmarkt lie-
ferbar; ich glaube, Sie können ihn bekommen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Strauß: Könnten Sie einmal erklären, 
was Sie meinen? — Zuruf von der CDU/-

CSU: Dunkel war der Rede Sinn!) 
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— Das Manuskript Ihrer Rede liegt hier vor mir. 
„Manchmal bäte ich den lieben Gott, daß er uns Karl 
Schiller wieder senden möchte", haben Sie wörtlich 
ausgeführt. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Strauß: Ja, das kann man tatsächlich 

sagen!) 

Meine Damen und Herren, für meine Fraktion 
habe ich klar und deutlich zu erklären, daß dieser 
Gesetzentwurf der Opposition nach unserer Auf-
fassung in Form und Inhalt unseriös ist, daß er in 
der Begründung noch unseriöser ist und daß der 
Name des Entwurfs das Unseriöseste an dem gan-
zen Unternehmen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Entwurf ist nach Form und Inhalt unseriös, weil 
er technisch zu dem vorgesehenen Zeitpunkt nicht 
durchführbar — Herr Kollege Offergeld hat darauf 
hingewiesen — und weil er stabilitätspolitisch un-
verantwortlich ist. Ich brauche nicht an all das zu 
erinnern, was hier von der CDU/CSU zur Stabilitäts-
abgabe und ihrer konjunkturpolitischen Bedeutung 
vorgetragen worden ist. Herr Strauß, es geht kon-
junkturpolitisch überhaupt nicht um die Frage, ob 
Stillegung und Verzinsung ja oder nein, sondern 
nur um die Frage, ob Sie Kaufkraft freisetzen oder 
Kaufkraft binden. Dies ist der einzig entscheidende 
Gesichtspunkt. Alles andere sind Ablenkungs-
manöver. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Ist das Geld beim Bür

-

ger weniger oder mehr stabilitätsgefähr

-

dend, als wenn es beim Staat ausgegeben 
wird?) 

— Herr Müller-Hermann, wenn das Geld beim Bür-
ger zum Konsum freigegeben wird, ist es selbstver-
ständlich stabilitätsgefährdender, als wenn es auf 
den Sperrkonten der Bundesbank liegt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Der Bürger wird es 
eher sparen als der Staat! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die Stabilitätsabgabe 
hat ihren Hauptzweck, auch in bezug auf die Kon-
struktion, die seinerzeit von der Regierung vor-
geschlagen und von Ihnen kritisiert und bekämpft 
worden ist, erfüllt. Sie hat dafür gesorgt — Herr 
Offergeld hat es schon gesagt —, daß die Gewinn-
explosion nicht stattgefunden hat. Was diese Ge-
winnexplosion angesichts des ohnehin heißen Herb-
stes der Tarifrunde in diesem Lande konjunktur-
politisch bedeutet hätte, kann sich jeder von Ihnen 
unschwer ausmalen. Man mußte die Zahlen aus dem 
Sondergutachten des Sachverständigenrates in den 
Griff bekommen, die Schere mußte geschlossen wer-
den. Dies ist uns, wie Sie aus der letzten Konzer-
tierten Aktion und  den dabei veröffentlichten Zah-
len wissen, in einem Umfang gelungen, den ich —
Herr Strauß, hier haben mich seinerzeit selber Zwei-
fel beschlichen — im Frühjahr kaum erwartet hätte. 
Das war eine außergewöhnlich erfolgreiche Aktion. 

Warum, Herr Kollege Strauß und meine Damen 
und Herren von der Opposition, haben wir eigent

-

lich damals neben anderen Maßnahmen die Stabili-
tätsabgabe gezielt auf die Investitionstätigkeit und 
eben nicht auf den Konsumenten beschlossen? Doch 
deswegen, weil es in diesem Lande, ausgenommen 
bei einigen höherwertigen Gebrauchs- und Ver-
brauchsgütern, einen Konsumentenboom nicht gege-
ben hat. Es gibt ihn auch zur Zeit nicht. Sehen Sie 
sich bitte einmal die Umsatzentwicklung beim deut-
schen Einzelhandel, vor allem aber bei den Kauf-
häusern und beim Versandhandel, an. Dort gibt es 
keine explosionsartige Entwicklung. 

(Abg. Strauß: Dann geben Sie uns ja recht!) 

— Herr Kollege Strauß, ich bin noch nicht ganz am 
Ende. Sie wissen aber — oder wir wissen es jeden-
falls aus Erfahrung —, daß sich auslaufende Hoch-
konjunkturen bisher darin widerspiegelten, daß sich 
am Schluß ein Konsumentenboom anschloß. Dies ist 
in den Zyklen, die hinter uns liegen, der Fall ge-
wesen. Es ist zu fragen, ob uns das auch dieses Mal 
wieder passieren kann. Ich bin nicht ganz sicher. 
Aber ich würde es für verderblich halten, wenn der 
wünschenswerte Tatbestand, daß das vielleicht dies-
mal nicht eintritt, künstlich dadurch hervorgerufen 
würde, daß mit einem Gesetz, wie Sie es vorschla-
gen, ein Anreiz dafür gegeben wird. 

Die Begründung Ihres Entwurfs, meine Damen 
und Herren, ist noch unseriöser als Form und Inhalt. 
Die Behauptung, daß der Staat die Mehreinnahmen 
ausgegeben habe oder ausgeben würde, hat Herr 
Offergeld bereits widerlegt. Daß der Bund in diesem 
Jahr 610 Millionen DM Steuereinnahmen stillgelegt 
hat, ist bekannt. Völlig neben der Sache liegt ins-
besondere die auf Seite 2 der Begründung Ihres 
Gesetzentwurfs angeführte Behauptung, daß die 
Steuerentlastung einen dämpfenden Einfluß auf die 
Tarifverhandlungen haben werde. Wie, meine 
Damen und Herren von der Opposition, können Sie 
eine solche Argumentation aufrechterhalten, nach-
dem als Ergebnis der Konzertierten Aktion von 
Gewerkschaftsseite klar gesagt worden ist: Das 
kann zwar das Klima erleichtern, aber es kann keine 
materiellen Auswirkungen haben? 

Herr Kollege Strauß, Sie pflegen im Zweifel die 
„Süddeutsche Zeitung" zu lesen und werden den 
Aufsatz gerade über diese Frage in der vergange-
nen Woche zur Kenntnis genommen haben. Darin 
hieß es u. a., daß ein solcher Entwurf gerechtfertigt 
sein könnte, wenn dadurch Tarifverhandlungen 
maßgeblich dämpfend beeinflußt werden könnten. 
Aber das ist erklärtermaßen eben nicht der Fall. 
Deswegen verstehe ich nicht, wie eine solche Be-
gründung noch heute und an dieser Stelle aufrecht-
erhalten werden kann. 

Schließlich noch ein Wort zum Namen. Dies soll ein 
„Inflationsentlastungsgesetz" sein? Herr Offergeld 
hat es beim richtigen Namen genannt. Ich hatte mir 
das Stichwort „Inflationsbegünstigungsgesetz" auf-
geschrieben; aber ich bin mit „Inflationsförderungs-
gesetz" ebenfalls einverstanden. Das ist es in der 
Tat. Wenn wir die Inflation bekämpfen und in den 
Griff bekommen wollen, können wir es nicht da-
durch versuchen, daß wir die Dosis Gift, die die 
Inflation ohnehin bedeutet, noch durch eine Über- 
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dosis verstärken, sondern dann müssen wir — und 
das hat diese Regierung getan — mit Gegengiften 
ansetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir wissen und bestreiten nicht, daß uns die 
inflationäre Entwicklung veranlaßt, auf der steuer-
lichen Seite Erleichterungen zu schaffen. Aber, 
meine Damen und Herren von der CDU/CSU, dies 
kann und darf nur in einem Augenblick geschehen, 
in dem das stabilitäts- und konjunkturpolitisch ver-
antwortet werden kann. Deswegen haben wir uns 
entschlossen, unter Vorziehen der ursprünglichen 
Pläne das Datum des 1. Januar 1975 für das Inkraft-
setzen dieser Maßnahmen zu wählen. 

(Abg. Dr. Häfele: Sind Sie darin sicher?) 

— Herr Häfele, ich bin sicher, daß wir diesen Ge-
setzentwurf durchführen werden — jawohl! 

(Zuruf des Abg. Breidbach.) 

— Herr Kollege Breidbach, wenn Sie es nicht ver-
standen haben, muß es nicht unbedingt am Redner 
liegen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Meine Damen und Herren, Inflationsbekämpfung 
sieht anders aus. Sie sind es gewesen, die uns immer 
vorgehalten haben, wir würden uns diesem Thema 
nicht mit der notwendigen Energie widmen. 

Sie kommen jetzt mit Anträgen, die ein die Infla-
tion bekämpfendes Programm zerstören würden — 
und das in einem Augenblick, meine Damen und 
Herren, in dem wir aus den jüngsten Zahlen endlich 
den ersten Rücklauf im Preisindex ersehen. Er 
betrug für den vorigen Monat 6,5 %. Ich bin der 
letzte, der einen Monat überbewerten wollte; aber 
immerhin glaube ich doch, man kann sich darüber 
freuen, daß die Preisentwicklung nicht in der ande-
ren Richtung weitergegangen ist. 

Der Einwand, die saisonalen Entwicklungen hät-
ten in den vergangenen Monaten eine überragende 
Rolle gespielt, liegt meines Erachtens neben der 
Sache; denn in den Vergleichsmonaten der Vor-
jahre waren die saisonalen Einflüsse etwa der 
Agrarpreise im wesentlichen genau die gleichen. Im 
Gegenteil: Jeder von Ihnen hat uns gesagt, die 
Erhöhung der Mineralölsteuer werde sich in böser 
Weise im Preisindex ab 1. 7. 1973 auswirken. Aber 
dies ist nicht eingetreten. Natürlich ist die Erhöhung 
der Mineralölsteuer im Index enthalten; wer wollte 
das bestreiten! Daß sie sich nicht in einer Erhöhung 
des Index auswirkte, ist ein Anzeichen dafür, daß 
wir mit unseren Maßnahmen den richtigen Weg 
gegangen sind. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich gern 
noch einem anderen Thema der Auseinanderset-
zung zwischen Regierungskoalition und Opposition 
zuwenden: der grundsätzlichen Form der wirt-
schafts- und konjunkturpolitischen Debatte. Herr 
Strauß, ich habe mit Interesse und Vergnügen zur 
Kenntnis genommen, daß Sie die Aufgabe des wirt-
schafts- und finanzpolitischen Koordinators Ihrer 
Fraktion übernommen haben. Ich sage „mit Ver-
gnügen" deswegen, weil ich weiß, daß Sie dieses 
Thema sachverständig behandeln, und weil ich zu

-

gebe, daß ich von dem Hinweis auf ein Semester 
Volkswirtschaft in Innsbruck überhaupt nichts halte. 
Das kann ich schon deswegen nicht, weil ich kein 
Semester Volkswirtschaft — auch nicht in Inns-
bruck — hinter mir habe. 

(Heiterkeit.) 

Wir beide können allenfalls die Frage stellen, ob 
man dieses Thema besser auf der Basis der Juriste-
rei oder der Altphilologie bestreitet. Aber es hat 
Zeit, bis sich das herausstellen wird. 

(Abg. Strauß: Jetzt verkaufen Sie sich aber 
weiter unter Preis!) 

Ich weiß nur nicht ganz genau, meine Damen und 
Herren, wie das eigentlich in dem Wechselspiel mit 
den Sprechern der Opposition aussieht. Ich hoffe, 
wir werden weiterhin das Vergnügen haben, dieses 
Thema mit Herrn Müller-Hermann und Herrn 
Höcherl hier diskutieren zu können. Ich weiß nicht, 
ob auch der Kollege Narjes daran beteiligt sein 
wird. 
Herr Kollege Strauß, die Frage lautet: Wollen 

Sie dieses Geschäft hier in Bonn betreiben? Denn 
wir müssen in der Tat — wir haben das damals auch 
mit Bedauern festgestellt — kritisieren, daß Sie z. B. 
bei der dritten Lesung des Bundeshaushaltes nicht 
hier, sondern in Südafrika geweilt haben. Wir kriti-
sieren das vor allem deswegen, weil Sie im An-
schluß daran in der Sommerpause Äußerungen zur 
Konjunktur- und Wirtschaftspolitik der Regierung 
gemacht haben, die es lohnen, einige Worte darüber 
zu verlieren. 
Sie haben vor dem Wirtschaftsbeirat der CSU 

kurz und bündig davon gesprochen, in Bonn werde 
„konjunkturpolitische Kurpfuscherei und Quacksal-
berei" betrieben. Dies zur gleichen Zeit, meine Da-
men und Herren, als im gesamten westlichen Aus-
land von einer eher überzogenen Stabilitätspolitik 
der Bundesregierung geschrieben und gesprochen 
wurde. So konnten Sie in der Zeitung „Business 
Week" lesen, man habe überhaupt kein Verständnis 
dafür, daß ein auf Wachstum ausgerichtetes Land 
die Investitionen besteuere. Sie konnten zur glei-
chen Zeit aus französischen Quellen hören, daß 
man von einer „brutalen Stabilitätspolitik" in 
Deutschland sprach. Sie finden in dem jährlichen 
Deutschlandgespräch beim Internationalen Wäh-
rungsfonds wörtlich die Stellungnahme, daß die 
Bundesrepublik Deutschland mit ihrer Politik zur 
Inflationsbekämpfung erfolgreich sei und dafür in-
ternationale Anerkennung verdiene. 

Diese Konjunkturpolitik müssen wir ungeschmä-
lert fortsetzen. Wir sind noch längst nicht so weit, 
daß wir uns vor dem sogenannten overkill zu fürch-
ten hätten. Meine Fraktion und ich sind befriedigt 
darüber, daß die Konzertierte Aktion, wie Herr 
Offergeld zutreffend angeführt hat, ergeben hat, daß 
wir bei dieser Politik bleiben wollen, unbeschadet 
der Erschwernisse und Belastungen, die sie für den 
einen oder anderen, für die eine oder andere 
Gruppe in diesem Lande mit sich bringt. 

Ich brauche nicht zu versichern, daß wir kein Be-
schäftigungsrisiko eingehen wollen. Ich kann aber 
dem Herrn Bundesfinanzminister zustimmen, der erst 
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vor wenigen Tagen gesagt hat, daß es darum gar 
nicht gehe, sondern daß es allenfalls darum gehe, 
ein gewisses Maß an Überbeschäftigung in den Griff 
zu bekommen. 

Für uns gilt nach wie vor, was Sie heute einem 
Bericht in der „Frankfurter Allgemeinen" aus den 
Vereinigten Staaten entnehmen können: Es ist nicht 
die Rezession, die wir in erster Linie zu fürchten ha-
ben. Es ist nach wie vor in erster Linie die Inflation, 
mit der wir es zu tun haben. Wir wissen auch — das 
muß man natürlich bei einer solchen Politik sehen —, 
daß die Durchhaltung solch einer strikten Konjunk-
tur- und Antiinflationspolitik in einigen Bereichen 
zu strukturell nachteiligen Folgen führen kann. Das 
ist unvermeidlich und bedauerlich. Manchmal fragt 
man sich, ob das Kochbuchrezept der modernen 
Volkswirtschaften „mal wieder Gas geben, mal wie-
der bremsen" wirklich der Weisheit letzter Schluß 
ist. Aber wir wissen nichts Besseres als diese Poli-
tik, die die Nationalökonomen in den Vereinigten 
Staaten das große V nennen, um damit sichtbar zu 
machen, wie man von oben herunterfährt, um dann 
wieder nach oben hinaufzukommen. 

Die Regierung muß sehr sorgfältig im Auge behal-
ten, wie sich die konjunkturelle Entwicklung ab-
zeichnet. Ein zu tiefes Hinabgleiten hat nämlich er-
fahrungsgemäß die Folge, daß anschließend in einem 
Maße Gas gegeben wird, daß die Schäden, die man 
beseitigen und bekämpfen wollte, sehr bald zurück-
kehren. Die Gegen-Übersteuerung, wenn ich das ein-
mal so nennen darf, ist eine Gefahr, die jeder Politik 
dieser Art, gleichgültig, wer sie in welchem Lande 
betreibt, innewohnt. Darauf sollte man aufpassen. 

Herr Strauß, Sie haben den Bericht der Bundes-
bank vom September dieses Jahres zitiert. Ich darf 
ganz offen sagen: Ich habe etwas Zweifel, ob die 
kurze und bündige Eingangsfeststellung, die Kon-
junktur in der Bundesrepublik Deutschland ent-
wickele sich weiter auf hohem Stand, noch so unein-
geschränkt richtig ist. Diese Zweifel erwachsen im 
wesentlichen aus den Kurven und den Abläufen, die 
sich in diesen Kurven niederschlagen. Auf Seite 2 
des Bundesbankberichtes gehen eigentlich nur noch 
zwei Kurven nach oben, nämlich die Zunahme der 
offenen Stellen und die Zunahme des Preisanstiegs. 
Vergessen wir bei alle dem nicht — ich bin sicher, 
daß die Bundesregierung dies nicht tut —, daß die 
statistischen Unterlagen, aus denen wir unsere 
Schlüsse zu ziehen haben, mindestens zwei bis drei 
Monate alt sind und neuere nur auf ganz wenigen 
Zahlen beruhen. Die letzteren sind außerdem des-
wegen ungenau, weil sie aus einer meist im Umfang 
kleinen Erhebung stammen. 

Herr Kollege Strauß, Sie haben sich im Sommer 
zu der 5,5 %igen Aufwertung geäußert. Wenn ich 
das recht verfolgt habe, so war das die einzige 
negative Stimme, die ich zu dieser Maßnahme ge-
hört habe. Die 5,5 %ige Aufwertung im Block ist 
allgemein als notwendig und richtig anerkannt wor-
den. Ich habe gesucht, ob es Bundesgenossen für Sie 
gäbe, die diese Aufwertung so in Grund und Boden 
verdammt hätten, wie Sie das getan haben. 

(Abg. Strauß: Zitieren Sie mich einmal 
genau, wenn Sie es dabeihaben!) 

— Ich glaube sogar, Herr Kollege Strauß, ich habe 
es dabei. 

(Abg. Strauß: Und das im Zusammenhang, 
Herr Oberjurist!) 

Ich darf das mit der Genehmigung der Frau Präsi-
dentin tun. — Herr Kollege Strauß im ZDF. 

Wir haben nunmehr glücklich in fünf Monaten 
drei Währungskrisen und zwei Stabilitätspro-
gramme. Trotzdem ist die Währungsunruhe 
größer denn je, und die Inflation ist stärker ge-
worden als dies im Laufe der letzten Monate 
und Jahre gewesen ist. Die Bundesregierung 
darf einfach nicht mehr von Währungskrise zu 
Währungskrise taumeln, d. h. jedesmal, wenn 
sie eine Atempause durch Aufwertung, durch 
Freigabe der Wechselkurse oder durch Abwer-
tung anderer Währungen erreicht hat, dann sich 
als Sieger erklären und von da an zur Ruhe 
übergehen. Wir müssen jetzt endlich ein natio-
nales Stabilitätsprogramm aufstellen, das nicht 
nur Augenauswischerei ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien — Demonstrativer Beifall bei der 

CDU/CSU.) 

Herr Strauß, das ist dasselbe wie Kurpfuscherei 
und Quacksalberei, und das paßt natürlich hervor-
ragend zu Ihrem heutigen Antrag. Deswegen sage 
ich Ihnen auch, ich kann überhaupt nicht annehmen, 
daß sie ihre Gründe selber glauben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dazu gehört auch, 

— jetzt kommt der letzte Satz — 

daß die Bundesrepublik nicht mehr das Hoch-
zinsland bleibt, das ein idealer Anziehungs-
punkt für Auslandsgeld ist. 

(Abg. Strauß: Haben Sie mal was von 
Herrn Hankel gehört, dem Währungsbera-
ter des Herrn Bundeswirtschaftsministers?!) 

— Verehrter Herr Kollege Strauß, mit Herrn Han-
kel habe ich noch in der vorigen Woche zusammen-
gesessen. Soll ich den Artikel — aber der ist zu 
lang —, den ich auch hier bei mir habe, vorlesen? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Strauß: Ich weiß, Sie nähren sich von 

sowas!) 

Hier geht es doch, Herr Strauß, zunächst einmal 
um die Frage: Hochzinsland und Auslandsgeld. Frü-
her haben Sie die Abschottung kritisiert. 

(Abg. Strauß: Ich kritisiert?! Ich kritisiert?!) 

— Ja. 

(Abg. Strauß: Sagen Sie mal, wo leben Sie 
eigentlich?! Sie haben wohl die falsche Zei-

tung erwischt!) 

— Nein, Herr Kollege Strauß, ich lese nicht immer 
den „Bayernkurier" ; darauf komme ich nachher 
noch zu sprechen. 

(Abg. Strauß: Dabei könnten Sie wenig-
stens was lernen!) 
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— Gut. — Nur die Frage der Abschottung, meine 
Damen und Herren, hat es doch möglich gemacht, 
daß wir überhaupt eine nationale Stabilitätspolitik 
betreiben konnten. 

(Abg. Strauß: Seit 1969 rede ich für die 
Abschottung!) 

— 1969 waren Sie, wenn ich mich richtig erinnere, 
gegen die Aufwertung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Strauß, die Zinsentwicklung in diesem 
Lande hat doch gezeigt — und dies ist ein entschei-
dendes Ergebnis unserer Stabilitätspolitik über die 
Grenzen hinweg gewesen , daß das Ausland sich 
dieser Politik im Grundsatz anzuschließen imstande 
sah. Ich will gar nicht sagen, daß es dazu gezwungen 
war, um das hier nicht überheblich vorzubringen. 
Aber wir haben ein Beispiel geliefert — dies hat 
auch der Internationale Währungsfonds erkannt —, 
das dies möglich machte. Das ist die ganz zweifellos, 
wenn ich es auf die Personen beziehen soll, ein Ver-
dienst der beiden Vertreter der Regierung, die zur 
Zeit auf der Regierungsbank sitzen. Wir haben in 
den Vereinigten Staaten und Frankreich Zinssätze, 
die diese Länder früher nie für möglich gehalten 
hätten. Es kann niemand bestreiten, daß dies wesent-
lich durch das positive Beispiel beeinflußt worden 
ist, das wir mit unserer Stabilitätspolitik gegeben 
haben, obwohl sie draußen für zu hart gehalten und 
im gleichen Grade auch nicht mitgemacht wird. 

Ich will, meine Damen und Herren, den letzten 
Teil abkürzen. Aber, Herr Kollege Strauß, dennoch: 
Sie sagten, ich lese die falsche Zeitung; Sie haben 
recht in diesem Falle. Ich muß gestehen, ich habe 
mit einigem Schrecken das gelesen, was Sie im 
„Bayernkurier" in der Sommerpause geschrieben 
haben. 

(Zuruf des Abg. Strauß: Aber Sie haben den 
Sommer gut überstanden!) 

— Ich erhole mich schnell von meinem Schrecken, 
Herr Strauß. — Unter der Überschrift: „Die letzten 
Dinge werden schlimmer sein" haben Sie dort einen 
Artikel geschrieben. Ich wußte erst nicht, ob das 
etwas mit den Zeugen Jehovas zu tun habe. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Dann aber habe ich mich gefragt, ob das eigentlich 
eine Sprache ist, die angemessen ist; aber das müs-
sen Sie selber beurteilen. 

Einige Zitate, die die Konjunkturpolitik und die 
Grundsätze der Wirtschaftspolitik betreffen — ich 
will das hier heute abkürzen, meine Damen und 
Herren —, möchte ich uns daraus mit Genehmigung 
der Frau Präsidentin auszugsweise noch zu Gemüte 
führen. Sie schreiben da: 

So wuchsen die Unterstellungen, nahmen die 
Züge bewußter Verdrehung an, und in dem 
Maße mußte — um der deutschen Freiheit wil

-len — auch meine Aufgabe an Bedeutung zu-
nehmen, unserem Volke gegenüber noch die 
Wahrheit zu sagen, in dem Maße stärker, je 
mehr diese Wahrheit zum Verstummen gebracht 
werden soll. 

Diese Unterstellungen, Herr Strauß, daß wir nicht 
mehr die Wahrheit sagen, 

(Abg. Strauß: Was haben wir denn gestern 
erlebt?) 

diese Unterstellungen, daß wir Verdrehungen nach 
draußen bringen und vor der Öffentlichkeit nicht 
mehr klar und offen unsere Politik diskutieren 
wollten, ziehen sich durch Ihren ganzen Artikel. 

(Abg. Strauß: Sie halten sich für zu wichtig, 
Sie sind gar nicht gemeint!) 

Dies allerdings macht es außerordentlich schwierig, 
in ein Zwiegespräch mit Ihnen einzutreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn man dazu noch in einem solchen Aufsatz — 
ich habe das gar nicht als erster gefunden, Sie kön-
nen das z. B. in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
nachlesen — immer wieder die Betonung findet, 
nicht etwa die CDU/CSU, nicht etwa die CSU, son-
dern: Ich, Franz Josef Strauß, habe recht gehabt, 
ich habe gemahnt, ich mußte es tun — — 

(Abg. Strauß: Das habe ich einmal ge-
schrieben, und aus Überzeugung!) 

— Herr Kollege Strauß, Sie haben Ihren eigenen 
Artikel nicht mehr recht im Kopfe, — wenn Sie ihn 
selbst geschrieben haben, und ich glaube, der ist 
von. Ihnen geschrieben. 

(Abg. Strauß: So habe ich einmal ge-
schrieben!) 

— Sie meinen, Sie haben einmal — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einmal, das ist 
doch ganz leicht! — Abg. Strauß: Sitzen 
Sie auf Ihren Ohren? Ich habe gesagt, so 

habe ich einmal geschrieben!) 

— So haben Sie einmal in diesem Artikel sehr 
häufig geschrieben. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, hier muß 
man auch zur Aufklärung der Position meiner Frak-
tion und meiner Freunde beitragen. Einer der 
Gründe für das Zerwürfnis früherer Bündnisse 
— einer! — war nach unserer Auffassung — und ich 
bekenne offen, daß das für mich, als ich noch 
gar nicht im Hause war, sehr früh ein Anlaß war, 
diesen Weg, den die FDP gegangen ist, gut-
zuheißen —, daß wir mehr und mehr das Gefühl hat-
ten, daß sich die CDU/CSU mit diesem Staat gleich-
setzte und ihn für sich mit Beschlag belege. Ich 
bin mir nicht im klaren darüber, ob sich das gebes-
sert hat, aber ich sehe aus solchen Äußerungen, 
Herr Strauß, aus solchen Darlegungen, daß Sie per-
sönlich das immer noch tun. Dies allerdings, um es 
zu wiederholen, erschwert jedes Zwiegespräch, das 
über Tagesereignisse, selbst über konjunkturpoli-
tische Tagesereignisse, hinausgehen könnte. 

Meine Damen und Herren, wenn es um Probleme 
der Koalition geht — und es gibt natürlich Pro-
bleme der Koalition, das ist selbstverständlich, auch 
auf diesem Gebiet; wir müssen zu Kompromissen 
finden; wir haben auch beim Stabilitätspaket zu 
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Kompromissen gefunden, das wissen wir doch sehr 
genau —, dann bedeutet Ihre Haltung für die 
Koalition eine Hilfe: sie klebt, leimt und kittet alles. 

Dieser Gesetzentwurf ist in keiner Weise eine 
problematische Herausforderung für die Koalition. 
Dieser Gesetzentwurf trägt dazu bei, daß wir auf 
der Basis einer Politik, die wir im Frühjahr dieses 
Jahres mit Schwierigkeiten und nach ernsthaften 
Überlegungen entwickelt haben, die sich als erfolg-
reich erwiesen hat, man kann heute schon sagen: 
nicht nur in ihren Ansätzen als erfolgreich erwie-
sen hat, fortfahren können, und deswegen lehnt 
meine Fraktion den Gesetzesantrag der CDU /CSU

-

Fraktion ab. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Finanzen. 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
noch einmal auf den sehr defensiven Anfang der 
Begründung des Sprechers der CDU; CSU für diesen 
erstaunlichen Gesetzentwurf zurückkommen. Einer 
der ersten Sätze des Herrn Abgeordneten Strauß 
war, es werde ja, oberflächlich urteilend, den Ver-
fassern dieses Gesetzentwurfes vorgeworfen, daß 
sie mit ihm das Gegenteil von dem täten, was sie in 
Sachen Konjunkturzuschlag vor vier oder fünf Mo-
naten selbst verlangt hätten. Dann hat der Spre-
cher der CDU/CSU gesagt: Ich habe mich immer für 
einen verzinslichen und rückzahlbaren Konjunktur-
zuschlag bei hoher Freigrenze eingesetzt. — Das 
mag so sein. Ich habe inzwischen nachsehen lassen, 
damit ich nicht aus dem Handgelenk etwas Falsches 
sage, wofür sich zu jenem Zeitpunkt die verschiede-
nen Sprecher der CDU/CSU hier im Bundestag, im 
Bundesrat und in den Landtagen eingesetzt haben 
— eine überaus vielfältige Palette von Stellung-
nahmen. Ich will Ihnen nicht Herrn Häfele zitieren, 
auch nicht Herrn Müller-Hermann und auch nicht 
Herrn Pieroth, sondern wegen des parteioffiziellen 
Ranges, den er hat, will ich dann wenigstens den 
neuen Generalsekretär der CDU — noch ein Pro-
fessor Ihrer Partei — 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD — 
Abg. Strauß: Wir haben aufgeholt!) 

zitieren. Er hat damals im „Union-Dienst" Ihrer Par-
tei geschrieben, was die Regierung bisher getan 
habe, sei unbefriedigend, die Stabilitätsabgabe 
bringe keine volkswirtschaftlich wirksame Ab-
schöpfung von Kaufkraft; wörtlich: 

Der größte Teil des Kaufkraftüberhanges der 
privaten Haushalte wird nicht erfaßt. 

Und er zieht daraus den Schluß: Nicht nur wenige 
Gutverdienende, wie wir es im Konjunkturzu-
schlagsgesetz vorgeschlagen und dann auch be-
schlossen haben, nicht nur wenige, sondern gefälligst 
mehr müßten den Gürtel enger schnallen. 

Die CDU/CSU hat heute vor 4 1 /2 Monaten die 
Politik „Konjunkturzuschlag für möglichst alle" ver-
treten, wenn auch Herr Strauß als Person diesen 

Zuschlag verzinslich und rückzahlbar haben wollte. 
Da haben sich noch ein paar andere angeschlossen; 
andere haben dem widersprochen. 

Heute, vier Monate später, soll erstens nicht mehr 
gelten, daß alle Lohnempfänger einen Konjunktur-
zuschlag aufgebrummt kriegen; nein, sie sollen dar-
über hinaus möglichst schnell möglichst viel mehr 
an Kaufkraft in die Hand bekommen. 

Was hat sich nun eigentlich in diesen vier Mona-
ten geändert, daß sich Ihr Urteil so ändern mußte? 
Sicherlich hat sich die Lage — die volkswirtschaft-
liche und die internationale Konjunkturlage — so 
entwickelt, daß wir sie heute etwas deutlicher be-
urteilen können als damals. Auf der anderen Seite 
hat sich — jedenfalls in der Bundesrepublik Deutsch-
land — ein von Ihnen und wahrscheinlich auch von 
manchen von uns so schnell nicht für möglich gehal-
tener Rückgang der Steigerung der Lebenshaltungs-
kosten, die im Juni noch 7,9 % betrug, auf heuer, im 
September, 6,5 % gezeigt, und zwar als Ergebnis 
einer wohldosierten - wie man heute so sagt — 
Stabilitätspolitik. Ich hätte lieber „Antiinflations-
politik" gesagt, aber ich will den Wortlaut, den das 
Stabilitätsgesetz uns gibt, hier nicht diskreditieren. 

Und in diesem Augenblick, wo wir drauf und dran 
sind, alle übrigen Staaten Westeuropas hinsichtlich 
der „Inflationsraten", wie Sie sich auszudrücken be-
liebt haben, zu unterbieten — schauen Sie sich ein-
mal die Raten in anderen Ländern an —, macht sich 
die Opposition anheischig, einen Kaufkraftstoß in 
der Größenordnung von 9 bis 10 Milliarden DM zu 
veranstalten, d. h. eine um mehr als 1 % höhere Be-
anspruchung des realen Bruttosozialprodukts. 

Das ist sehr schwer verständlich. Graf Lambsdorff 
— oder war es Herr Kollege Offergeld? — hat schon 
darauf hingewiesen, daß sich ja auch der Kollege, 
der heute morgen für die CDU/CSU gesprochen hat, 
früher für antizyklische Finanzpolitik einsetzte. Herr 
Kollege, Finanzpolitik im engeren Sinne, Haushalts-
politik, besteht aus einer Ausgabenseite und einer 
Einnahmenseite. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD.) 

Im Weltboom oder in einem deutschen Boom würde 
man die Ausgaben zu bremsen und die Einnahmen 
zu steigern haben. Das ist antizyklisch. In einer Ab-
flachungs- oder gar in einer rezessiven Phase würde 
man umgekehrt die Einnahmen, d. h. die Steuern, zu 
senken haben, und man würde versuchen, die Aus-
gaben zu steigern. Das letztere haben Sie übrigens 
in Gemeinsamkeit mit dem vorhin erwähnten ande-
ren Professor 1967 mit großem Erfolg selbst voll-
bracht. Das heißt, damals war Ihnen die Einsicht in 
die Notwendigkeit antizyklischer Fiskalpolitik durch-
aus zugänglich. Sie ist Ihnen auch heute durchaus 
zugänglich; sie hatten ja bei der ganzen Rede kein 
sehr gutes Gewissen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf darauf hinweisen, daß — entsprechend 
der in aller Welt anerkannten und mindestens seit 
Keynes auch theoretisch eindeutig begründeten 
These von der antizyklischen Fiskalpolitik — die 
Bundeskasse in den 12 Monaten des Jahres 1973 
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wesentlich höhere Einnahmen erzielt hat und noch 
erzielen wird, als sie Ausgaben auf die Märkte flie-
ßen läßt. Wenn Sie die Kassenpositionen des Bun-
des anschauen, stellen Sie fest, daß sich in diesem 
Jahr ein in die Milliarden gehender Überschuß er-
gibt. Das ist genau das, was notwendig ist. Es ist 
das Gegenteil eines in die Milliarden gehenden Defi-
zites des Bundes, mit dem Sie die Konjunktur und 
die inflatorischen Trends nur noch mehr anheizen 
würden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es gab einen Punkt in der Rede des Kollegen 
Strauß, in dem ich ganz seiner Meinung bin. Sie 
haben erwähnt, daß sich die Sachverständigen

-

Aussage vom April, wir stünden vor einer Gewinn-
explosion, als falsch herausgestellt habe. Ich bin 
dankbar für diese Feststellung. Ich habe schon da-
mals erklärt, daß es mir unverständlich sei, wie so 
etwas mit wissenschaftlicher Autorität in einem 
Sachverständigengutachten öffentlich prognostiziert 
werden konnte. Es war sicherlich insofern wissen-
schaftlich einwandfrei, als die  Herren  Sachverstän-
digen eben unter der Voraussetzung geschrieben 
haben, daß sich sonst nichts ändere. Das macht eben 
den Unterschied zwischen Sachverstand und Politik 
deutlich. Denn die Politik war längst dabei, die Rah-
menbedingungen wesentlich zu verändern. Sie hatte 
sich im März vom amerikanischen Dollar abgehängt. 
Das war, wie Graf Lambsdorff mit Recht sagte, die 
entscheidende Voraussetzung dafür, überhaupt eine 
Antiinflationspolitik mit Aussicht auf Erfolg zu be-
ginnen. Nachdem das gelungen war, war die Politik 
dabei, das, was später den Namen „Stabilitätspro-
gramm" bekommen hat, vorzubereiten. 

Die Gewinnexplosion hat deshalb nicht stattgefun-
den, und es ist gut, daß auch die Regierung dies 
gegenüber der öffentlichen Meinung sagt, weil jenes 
Sachverständigengutachten seinerzeit einige falsche 
Vorstellungen erzeugt hat, die noch nicht wieder 
völlig verschwunden sind. 

Herr Kollege Strauß, Sie haben sodann aber etwas 
gesagt, angesichts dessen ich Sie auf einen Mangel 
an innerer Kohärenz aufmerksam machen muß. Sie 
haben die Bundesbank mehrfach zitiert und haben 
gemeint, sie für sich in Anspruch nehmen zu kön-
nen. Es wird Ihnen gewiß nicht verborgen geblieben 
sein, daß die Bundesbank in Gestalt ihres Präsiden-
ten am 20. September einen besorgten Brief an die 
Bundesregierung geschrieben hat, in dem sie drin-
gend davor warnt, auf die Gesetzentwürfe der Oppo-
sition einzugehen, weil sie in der gegenwärtigen 
Konjunkturphase genau das Gegenteil von dem be-
wirken würden, was die Bundesregierung und die 
Bundesbank ihrerseits bezwecken. Man darf sich die 
Zitate nicht so heraussuchen, wie sie passen! 

Sie haben über administrierte Preise gesprochen. 
Es gibt unter den administrierten Preisen vielleicht 
zwei Gruppen, die man besonders herausheben 
sollte. Das eine sind Preise für staatliche oder öffent-
liche Dienstleistungen. Das Paradebeispiel sind die 
von dem Kollegen Strauß erwähnten öffentlichen 
Versorgungsbetriebe der Kommunen. Ich könnte als 
Beispiel auch sagen: Eisenbahn und Post. Bei Dienst

-

leistungsbetrieben in aller Welt ist es, weil sie eben 
besonders personalintensiv sein müssen, so — — 

(Abg. Strauß: Gibt es das in der Wirtschaft 
nicht?) 

— Sicherlich gibt es das in der Wirtschaft auch. Ich 
sage ja: Dienstleistungsbetriebe. 

(Abg. Strauß: Aber dann sind die Unterneh-
mer schuld!) 

— Ich habe ja nicht allein von staatlichen Dienst-
leistungsbetrieben, sondern von Dienstleistungsbe-
trieben überhaupt gesprochen. Bei Dienstleistungs-
betrieben muß es in aller Welt so sein, daß sich all-
gemeine Lohnkostensteigerungen, die dort viel stär-
ker zu Buch schlagen, stärker in einem allgemeinen 
Kostenniveauanstieg niederschlagen. Bei anderen 
Produktionsbetrieben ist das nicht in diesem Maße 
der Fall. 

(Abg. Stücklen: Darum haben Sie eine Son-
dersitzung gemacht!) 

— Lieber Herr Kollege, dies ist allen Leuten ge-
läufig, ob mit oder ohne Innsbruck. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das wissen Arbeitgeber, und das wissen Gewerk-
schafter. Denn es ist eben so. 

Nun kann man fragen, ob der Kollege Strauß mit 
seinen Bemerkungen hat bezwecken wollen, daß wir 
zusätzlich zu der sehr schwer defizitären Situation 
der Eisenbahn auch noch die Post und die Verkehrs-
unternehmen der Kommunen, die Elektrizitätsunter-
nehmen und die Gas- und Wasserversorgung in eine 
ähnlich defizitäre Lage bringen sollten. Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß das seine wirkliche Meinung 
ist. 

(Abg. Strauß: Also Preiserhöhung!) 

Ich kann mich sogar gut daran erinnern, daß dieser 
Regierung bei anderer Gelegenheit von, wie ich 
glaube, demselben Redner, von demselben Pult 
sprechend, die defizitäre Situation bei der Eisenbahn 
vorgeworfen wurde. Eins von beiden kann nur rich-
tig sein. 

(Abg. Strauß: Die Inflation treibt doch die 
Kosten hoch! — Abg. Dr. Müller-Hermann: 
Warum schimpfen Sie denn dann über die 

Preiserhöhungen bei anderen?) 

 Ich schimpfe doch gar nicht. Ich bin so ruhig wie 
Herr Strauß, nicht wahr, Herr Müller-Hermann. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien.) 

Eins von beiden kann nur richtig sein. Nun kann 
man nicht alle Defizite in dieser Konjunkturphase 
auf den Konsumenten der Dienstleistungen abwäl-
zen wollen. Das geschieht bei der Bahn sowieso seit 
vielen Jahren nicht mehr. Das geschah auch nicht, 
als Sie Finanzminister waren. Das kann nur bei 
einem Teil, nicht bei allen übrigen Dienstleistungs-
betrieben gehen. Infolgedessen sehe ich nicht so 
recht, was gegen diese Gruppe der administrierten 
Preise zu sagen ist. 

Die andere Hauptgruppe der administrierten 
Preise — da wollen wir ganz offen sein — liegt in 
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den Preisen der Landwirtschaft. Ich wäre wirklich 
begierig, dazu eine kritische Durchleuchtung aus 
dem Munde des Redners der CSU zu hören, insbe-
sondere im Hinblick nicht nur auf die Bundesrepu-
blik, sondern auch auf den Ort, an dem die wesent-
lichen Entscheidungen auf diesem Gebiet fallen, auf 
Brüssel. Das wäre wirklich eine interessante Rede. 

Sie haben sich ja heute Mühe gegeben, wenn-
gleich als Geschäftsführer ohne Auftrag, wie Sie 
sagten, als der Advokat der Interessen der Arbeit-
nehmer, der Gewerkschaften, des DGB und der 
IG Metall aufzutreten. 

(Lachen bei der SPD.) 

Es wäre interessant, zu sehen, wie Sie in bezug auf 
diesen enormen Block administrierter Preise auf dem 
Felde der Landwirtschaft, die beim Lebenshaltungs-
kostenindex — — 

(Abg. Strauß: Im Rahmen der Geschäftsfüh

-

rung ohne Auftrag habe ich Sie eingeladen, 
als Oppositionsredner bei uns zu wirken!) 

— Schönen Dank für die Einladung; ich werde ihr 
nicht folgen, Herr Kollege. 

(Abg. Strauß: Sie dürfen nicht an verschie

-

denen Stellen falsch zitieren! Aber das ist 
bei Ihnen ja wurscht!) 

Es kann doch wohl nicht bestritten werden, daß 
Herr Kollege Strauß den Eindruck zu erwecken 
versuchte, als ob ihm nichts mehr am Herzen läge, 
als der wohlbegründeten gewerkschaftlichen For-
derung im Deutschen Bundestag endlich zum Durch-
bruch zu verhelfen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie haben ein anderes Mal an eine Wahlkampf-
aussage von mir über die 5 % erinnert. Ich habe 
mich im Deutschen Bundestag schon einmal dazu be-
kannt. Ich bin gern bereit, das noch viele Male zu 
wiederholen. Ich weiß, daß das seinerzeit viele 
Leute sehr geärgert hat. Aber hier muß ich es mit 
dem ersten Deutschen Bundeskanzler halten, der 
sagte: Lernen Sie doch von meinen Methoden! — 
das war nämlich wirksam. Es ist in der Sache, Herr 
Strauß, ein Werturteil, das in der damaligen Aus-
sage zum Ausdruck kommt und das ich wirklich ernst 
nehmen muß. Ich will es in andere Worte fassen: 
Um den Preis einer verbreiteten Arbeitslosigkeit 
darf man den Preisanstieg nicht auf Null zu bringen 
versuchen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Strauß: Zwei 
verschiedene Zitate! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Daß die CDU/CSU, wenn sie zum Schaden des deut-
schen Volkes im letzten Herbst an die Regierung ge-
wählt worden wäre, dies so versucht haben würde, 
haben wir schon einmal 1966 erlebt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun will ich aber nicht holzschnittartig sprechen 
und darauf aufmerksam machen, daß wir es nach 
meiner festen Überzeugung, die auch von Herrn 
Friderichs und der übrigen Bundesregierung geteilt 
wird, gegenwärtig nicht nur mit Vollbeschäftigung, 
sonder deutlich mit Überbeschäftigung zu tun haben. 

Infolgedessen ist in der gegenwärtigen Lage eine 
Konjunkturpolitik, die zwar die Preise herunter-
bringt, wie wir nach drei Monaten doch schon deut-
lich anerkennen dürfen, aber auf der anderen Seite 
auch eine Dämpfung der Beschäftigung zur Folge 
haben wird, wie jedermann bitte verstehen muß, 
eine zu verantwortende Politik; denn die Vollbe-
schäftigung wird sie nicht gefährden. Wohl wird ein 
Teil der Überbeschäftigung abgebaut werden. Es 
ist aber auch volkswirtschaftlich nicht lange zu ver-
treten — ich rede gar nicht von dem innenpolitischen 
Aspekt —, daß wir 2 1 /2 Millionen ausländische Ar-
beitskräfte beschäftigen, damit Exportüberschüsse 
in Höhe von 28 Milliarden DM erwirtschaftet wer-
den. Das ist nicht zu vertreten. 
Herr Kollege Strauß hat an einer wahrscheinlich 

zu Recht zitierten Bemerkung von mir Anstoß ge-
nommen, es könnte doch nicht schaden, wenn ab und 
zu auch mal ein paar Konkurse vorkämen. Ich be-
kenne mich zu der Bemerkung. Ich habe sie im Laufe 
meiner 20jährigen Arbeit in diesem deutschen Par-
lament mehrfach gemacht, Herr Strauß. Wenn sich 
das Risiko einer unsoliden Finanzierung nicht auch 
im Erfolg der Pleite niederschlägt, dann nützt Ihr 
ganzes Gerede über Marktwirtschaft überhaupt 
nichts mehr. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hier haben wir es geradezu mit einem Kennzeichen 
dafür zu tun, ob Marktwirtschaft herrscht oder nicht. 

(Zuruf des Abg. Strauß.) 

— Wir machen ja nicht pleite, ihr habt pleite ge-
macht. Das dauert nun schon vier Jahre, und es wird 
noch einmal drei Jahre und noch einmal vier Jahre 
dauern, Herr Strauß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn in einer Marktwirtschaft niemand mehr ver-
lieren kann, weil der Staat oder die Bundesbank 
immer genug Geld schafft, um noch einmal und noch 
einmal zu überbrücken, dann ist das keine Markt-
wirtschaft, sondern dann hat man staatliche Sofa-
garantien gegeben. 

Die Regierung hat es, glaube ich, nötig, in dieser 
Debatte ein bißchen sorgfältiger auf die Erfolge 
hinzuweisen, die die Antiinflationspolitik in der 
Bundesrepublik nach der Abkoppelung vom Dollar 
in diesem Frühjahr zu anderen hatte. Der Sprecher 
der CSU hat sich heute morgen Mühe gegeben, so 
zu tun, als ob es sich um eine autonome, von der 
deutschen Bundesregierung zu verantwortende in-
flationäre Entwicklung in Deutschland handelte. Die 
Wirklichkeit sieht anders aus. 

(Abg. Strauß: Ich habe von Mitschuldigen 
geredet!) 

Ich habe hier im Augenblick nur die Juli-Ziffern für 
die übrigen Länder. Im Juli hatten wir den An-
stieg des Lebenshaltungskostenindex herunter auf 
7,2 %; inzwischen, wie Sie wissen, auf 6,5 %. In 
Japan war er im Juli auf 12 %, in Italien auf über 
11 %, in Irland auf 10 %, in England auf 9,5 %, in 
Dänemark auf 8,8 %, in Holland auf 7,5 %, in Ame-
rika auf inzwischen 7,5 %, in Frankreich auf 7,4 %. 
Es gab ein einziges Land von Bedeutung in Europa, 
in unserer Nachbarschaft, dessen Lebenshaltungs- 
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kostenindex im Sommer im Anstieg noch niedriger 
lag als unserer, das war Belgien. Gegen Jahresende 
wird sich mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit zeigen, 
daß wir alle europäischen Länder unterboten haben. 
Vielleicht wird Belgien, vielleicht wird Osterreich 
auf einer gleich niedrigen Stufe mit uns stehen. 

Nun glauben Sie, wenn Sie unter sich die Dinge 
beraten, sicherlich nicht, daß sich das größte Han-
delsland der Welt — das sind wir inzwischen ge-
worden, und das mit einer relativ kleinen Volks-
wirtschaft, verglichen mit der japanischen oder der 
amerikanischen Volkswirtschaft — von den Welt-
konjunkturen, von der Weltinflation, von den Ent-
wicklungen auf den Weltmärkten völlig isolieren 
könnte. Das Maß dessen, was wir erreichen konn-
ten, sind wir dabei, tatsächlich zu erreichen. Graf 
Lambsdorff hat völlig recht, wenn er darauf hin-
weist, daß die deutsche Bundesregierung von ande-
ren, ihr verbündeten Regierungen und ihr in der 
EWG verbundenen Regierungen wegen ihrer schar-
fen antiinflationären Politik kritisiert worden ist. 
Ich muß es mir hier versagen, die Regierungen zu 
nennen, die sich bei der deutschen Bundesregierung 
beschwert haben. Ich kann aber mit einer gewissen 
Genugtuung sagen, daß wir im Laufe der letzten 
Monate, der letzten sechs Wochen eine Reihe von 
Regierungen haben überzeugen können, wie Sie aus 
dem schließlich doch zustande gebrachten Anstieg 
der Zinsniveaus in den Vereinigten Staaten, in Eng-
land und in Frankreich ablesen können. Alle diese 
Staaten haben sich dem Einfluß der deutschen Stabi-
litätspolitik öffnen müssen. Auf diese Weise haben 
wir tatsächlich einen Einfluß erzielen können, der 
in diesem Ausmaß am Anfang vielleicht gar nicht 
hat vorhergesehen werden können. 

Ich möchte für die Regierung auch auf ein anderes 
Gebiet noch mit ein paar sachlichen Daten zu spre-
chen kommen. In der mündlichen Begründung dieses 
Gesetzentwurfs hat es geheißen, daß es darauf an-
komme, dafür zu sorgen, daß die Arbeitnehmer von 
ihren Lohnsteigerungen auch etwas behielten. Dar-
auf kommt es wirklich an. Das ist wirklich richtig. 
Nur wurde der Eindruck erweckt, als ob die Arbeit-
nehmer von ihrem Lohnanstieg gar nichts hätten; 
und das ist nun falsch. Ich sehe voraus, daß der 
Lebenshaltungskostenanstieg über das ganze Jahr 
1973, für alle 12 Monate zusammen, bei 7 %, viel-
leicht knapp 7 % liegen wird, und ich muß Ihnen 
sagen, daß die Lohnsteigerungen eben nicht 8,5 % 
betragen haben, wie manche meinen, sondern allein 
im ersten Halbjahr 1973 effektiv 11,5 %. Inzwischen 
sind wir im September über 12 %. Um Ihnen eine 
Durchschnittszahl zu geben: Ich rechne damit, daß 
die Nettorealeinkommen, also nach Abzug der Lohn-
steuer und nach Abzug der Sozialabgaben, im 
Durchschnitt für alle Arbeitnehmer für den Gesamt-
zeitraum des Jahres 1973 einen Zuwachs von 3 % 
oder etwas mehr ausweisen werden. Sie werden das 
im Dezember nachprüfen können, Herr Kollege 
Höcherl. 

Dann möchte ich auch noch einmal diese komische 
Rechnung unter die Lupe nehmen, die der Kollege 
aufgemacht hat hinsichtlich der Lohnsteuer. Herr 
Kollege Strauß, das Durchschnittseinkommen eines 

Arbeitnehmers, verheiratet, mit zwei Kindern, ist in 
der Bundesrepublik Deutschland im Monat 1 600 
DM. Darauf zahlen diese Arbeitnehmer im Durch-
schnitt 9 % Lohnsteuer und nicht die 18 %, von 
denen Sie geredet haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Wagner [Trier] : Sie haben nichts ver-
standen, Herr Minister! — Abg. Strauß: 
Zurück ans Gymnasium! Da nützt nicht ein-

mal Innsbruck!) 

— Ich habe es sehr wohl verstanden. 

Im übrigen, Herr Kollege, ist es ja so, daß Sie da-
mit rechnen müssen, können, dürfen, daß sich diese 
Entwicklung auch im nächsten Jahre fortsetzen wird. 
Ich gebe zu, daß die durchschnittliche Belastung des 
Arbeitnehmereinkommens mit Lohnsteuer, die im 
ganzen Jahr 1973 bei 9 % liegt, im Jahre 1972 nur 
bei 8,2 % gelegen hat. Ich gebe zu, daß sie in 1974 
noch etwas höher liegen wird. Das liegt im System 
unserer Steuern. Das liegt auch ein bißchen in der 
Idee des Systems: Wer mehr verdient, soll ja auch 
mehr Steuern zahlen. 

(Vorsitz: Vizepräsident von Hassel.) 

Aber ich sage noch einmal: ein Anstieg der Lohn-
steuer-Belastung des Lohn-Einkommens von 8,2 
auf 9 % und eine Nettorealeinkommenssteigerung 
von 3 % oder etwas mehr. 

Nun haben Sie gemeint, wenn wir aber jetzt Ihnen 
folgten und eine drastische Steuersenkung machten, 
würde das — wie haben Sie gesagt? — zur Beruhi-
gung der Lohnfront führen. Ihnen ist schon erwidert 
worden, daß in der Konzertierten Aktion vorige 
Woche ganz klar erklärt worden ist, daß das nicht 
eintreten könne. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn man es 
denen in den Mund legt, dann natürlich!) 

Im übrigen haben beide Seiten in der Sitzung unter 
Herrn Friderichs Vorsitz — darüber wird er sicher 
selber noch sprechen wollen — die Regierung drin-
gend davor gewarnt, das zu tun, was Herr Strauß 
vorgeschlagen hat, nämlich den Fuß von den Brem-
sen zu nehmen. 
Herr Kollege Lambsdorff — mit dem ich voll über-

einstimme; ebenso wie auch mit Herrn Offergeld — 
hat  in dem Zusammenhang warnend gesagt, die Re-
gierung sollte bedenken, daß man sich in bezug auf 
die Aussagekraft von Kurven auch täuschen könne, 
weil sie immer erst etwas später auf den Tisch 
kämen, als die Daten einträten, die ihnen zugrunde 
liegen. Das war eine sehr vorsichtig formulierte 
Warnung an die Bundesregierung, sich darüber klar 
zu sein, daß man nicht übersteuern dürfe. Herr Kol-
lege Lambsdorff hat im gleichen Atemzug auch da-
von gesprochen, daß er im Augenblick keine Gefahr 
eines „Overkill" erkennen könne. Ich bin dankbar 
für diese sehr abgewogene Darstellung, die aber 
immerhin aufmerksam macht auf ein Problem, das 
wir seit Beginn dieses Stabilitätsprogramms im Blick 
fixiert hatten und das nun langsam näher an uns 
herankommen wird. 

Ich will aber in dem Zusammenhang darauf auf-
merksam machen, daß wir eine weite Skala von 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Oktober 1973 	3045 

Bundesminister Schmidt 
Instrumenten zur Verfügung haben, um dann, wenn 
die Kurven uns das angezeigt sein lassen sollten, 
schrittweise mit der Bremswirkung zurückzugehen. 
Das heißt aber noch nicht, daß wir das tun müssen, 
was die CDU/CSU vorschlägt, nämlich Geld zu 
schöpfen; das ist nämlich wohl ziemlich das letzte 
in der ganzen Skala. 

Das erste könnte sein, die Konjunkturzuschläge 
für die Höherverdienenden und für die Körperschaf-
ten früher aufhören zu lassen, als es im Gesetz vor-
gesehen ist. Das nächste könnte sein, die Investi-
tionssteuer früher auslaufen zu lassen oder sie zu 
halbieren. Man könnte auch § 7 b wieder in Kraft 
setzen, wenngleich ich das nicht gerade am Anfang 
tun möchte; denn es handelt sich um den frei finan-
zierten und nicht um den sozialen Wohnungsbau. 

Die Bundesbank könnte auch schrittweise die kre-
ditpolitischen Restriktionen lockern. Wir könnten 
schrittweise die Ausgabenbeschränkungen der 
öffentlichen Haushalte lockern. Wir werden, weil 
wir voraussehen, daß sich die  Weltkonjunktur — 
und auch die deutsche — im Lauf des Jahres 1974 
abflacht, eine Steuerreform zum 1. Januar 1975 in 
Kraft treten lassen, die den volkswirtschaftlichen 
Erfolg einer Steuererleichterung hat. Das ist in dem 
Zeitpunkt dann auch konjunkturell angemessen. 
Falls die Erleichterung dann konjunkturell zu groß 
werden sollte, haben wir uns vorbehalten, den alten 
Eckwert einer Mehrwertsteuererhöhung um einen 
Punkt dann doch noch durchzuführen. 

Wir könnten dann schließlich sogar, wenn alle 
Stränge reißen, nach dieser Steuersenkung am Ende 
des nächsten Jahres sogar an die Milliardenrück-
lagen herangehen, die wir inzwischen bei der Deut-
schen Bundesbank gebildet haben. Allein in diesem 
Jahr, von Anfang des Jahres bis jetzt, Anfang Ok-
tober, hat die Bundesregierung rund 3 Milliarden 
DM zusätzlich Konjunkturausgleichsrücklagen und 
andere Rücklagen bei der Bundesbank stillgelegt. 
Das wird noch sehr viel mehr werden, wenn die 
I-Steuer nun wirklich fließen wird. Das heißt, wir 
könnten aus den stillgelegten Rücklagen die Kon-
junktur stützen, wenn das wirklich notwendig wer-
den sollte. 

Ich sage das alles nur, weil ich weiß, daß der FDP- 
Sprecher durch seine zarte Andeutung immerhin 
zum Ausdruck gebracht hat, daß es in der öffent-
lichen Meinung Sorgen in dieser Richtung gibt, und 
weil ich weiß, daß es notwendig ist, daraufhin die 
Instrumente und Möglichkeiten vorzuzeigen, die 
wir bereit haben. Daß ihr Einsatz nicht jetzt ge-
schehen wird, daß man nicht jetzt einen Kaufkraft-
stoß von 8 oder 9 1 /2 Milliarden DM erzeugen darf, 
darüber kann es, so glaube ich, keinen Zweifel ge-
ben. Das kann erst nach der vorhersehbaren Ab-
kühlung des Weltbooms kommen. 

Lassen Sie mich dazu ein ernstes Wort sagen. Wir 
haben zum erstenmal einen synchron oder parallel 
verlaufenden Boom in der ganzen westlichen Welt 
erlebt, wobei die westliche Welt in diesem Zu-
sammenhang bis nach Japan und Südamerika reicht. 
Das sind sehr parallele Entwicklungen, sicherlich 
mit einigen Differenzierungen. Das heißt aber auch, 
daß eine gewisse Besorgnis bestehen muß, daß es 

anschließend eine sehr parallel oder synchron ver-
laufende Abflachungs- und Abstiegsbewegung gibt. 
Wir sind uns dessen durchaus bewußt. Wir sind uns 
auch dessen bewußt, daß wir durch die Aufwertung 
der D-Mark, die heute zum erstenmal vom Spre-
cher der CSU nicht mehr kritisiert wurde, für jenen 
Zeitraum der Abflachung des industriellen Welt-
booms natürlich eine gewisse Gefährdung in der Rich-
tung in Kauf genommen haben, daß die Exporte und 
die Beschäftigung der deutschen Industrie in Gefahr 
geraten können, überproportional gegenüber der Ab-
flachung der Industrieaufträge oder der Industrie-
exporte der übrigen Industriestaaten sich abzufla-
chen, wenn etwa — auch hier bin ich ganz deutlich 
— im Laufe des Winters oder des Frühjahrs die 
Kostensteigerungen der deutschen Exportindustrien 
wesentlich stärker ausfallen sollten als die Kosten-
steigerungen in den Wettbewerbsländern und in den 
Konkurrenzindustrien. Das muß man sehr deutlich 
erkennen, ohne daß ich mich damit zum Warner, 
Mahner oder Maßhalteapostel machen will. 

Kollege Strauß hat bezweifelt, daß die Steuer-
reform zum 1. Januar 1975 tatsächlich in Kraft tre-
ten würde. Ich kann seine Zweifel hier nicht wider-
legen, aber ich bin ganz sicher, daß sie am 31. De-
zember 1974 widerlegt sein werden. Es ist Ihnen ein 
kleiner Fehler unterlaufen: Sie haben gemeint, wir 
würden auch die Körperschaftssteuerreform zu die-
sem Termin angekündigt haben. Das haben wir 
nicht getan, Herr Kollege! 

(Abg. Strauß: Da war ich in meinem Ur-
teil zu früh! — Abg. Dr. Häfele: Das ist ja 

einer Ihrer Mängel!) 

— Eben hat er es kritisiert, und jetzt kritisieren 
Sie das Gegenteil; da kann man die Einigkeit, die 
Harmonie oder die Vielfalt der Meinungen der 
Opposition erkennen! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Strauß: So 
wichtig ist die FDP für euch auch nicht!) 

— Ich will zum Schluß kommen. 

Herr Kollege Strauß, Sie haben einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, der eine sozial gerechte Steuer-
reform und eine Erhöhung des Kindergeldes zum 
späteren Zeitpunkt verhindern würde und zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht stabilitäts-, sondern inflations-
fördernd ist. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Strauß: Sie 
wollen doch selbst den Grundfreibetrag auf 
3000 DM erhöhen! Das ist schon wieder die 

Unwahrheit!) 
Sie haben in bezug auf die Regierungskoalition 

ein Wort gesprochen, das ich mir aufgeschrieben 
habe — ich glaube, es war eine Neuschöpfung: 
psychosoziale Vergiftung. Ich will es Ihnen nicht zu-
rückgeben, aber Sie verdienen es, Herr Kollege 
Strauß! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung stimmt mit den Sprechern 
beider Fraktionen, mit Herrn Offergeld und Graf 
Lambsdorff überein, daß dieses Gesetz aus gutem 
Grund eindeutig und vollständig abgelehnt werden 
muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat der Abgeordnete 
Dr. Häfele. Für ihn ist eine Redezeit von 30 Minuten 
beantragt. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die inflationäre Entwicklung 
der letzten Jahre hat uns auf dem Gebiete des 
Steuerwesens immer drängender mit dem Problem 
der inflations- und progressionsbedingten heim-
lichen Steuererhöhungen konfrontiert. Ich hab nicht 
den Eindruck, daß die Sprecher der beiden Koali-
tionsfraktionen — einschließlich Bundesminister 
Schmidt  diesem drängenden sozialen Problem ge-
genüber heute die richtige Einstellung geoffenbart 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ganz jung ist jetzt die Einlassung, daß wegen der 
erfreulichen Entwicklung des Lebenshaltungskosten

-

index im Grunde eigentlich schon ein großer Erfolg 
bei der Antiinfiationspolitik zu verzeichnen sei und 
wir getrost in die Zukunft blicken könnten. Wie ist 
die Wirklichkeit? Hier handelt es sich mit Sicher-
heit nur um eine Schwalbe, die noch keinen Sommer 
macht, denn wir alle wissen, daß die längerfristi-
gen Indikatoren, etwa die Industriepreisentwick-
lung und vor allem die schwierigen vor uns stehen-
den Lohn- und Tarifverhandlungen, die Ausblicke 
nicht so erfreulich machen, wie es die Regierung 
heute hier darzustellen versucht hat. 

(Zuruf von der SPD: Und deshalb wollen 
Sie anheizen?) 

— Unser Versuch besteht darin, nachdem die Ent-
wicklung in  den  letzten Jahren so unerfreulich ge-
laufen ist, wenigstens Teile — es geht nur um Teile 
— der Inflationsschäden wieder zu beseitigen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Denn gerade die kleinen und mittleren Einkommen 
sind von der Progression stärker erfaßt als die höhe-
ren Einkommen. 

Ich kann das beweisen. Die Progression macht . 
 zwischen 8000 DM und 30 000 DM Einkommen bei 

Ledigen 22 Punkte Anstieg aus, aber zwischen 
30 000 und 110 000 DM nur 12 Punkte. Gerade in 
dem unteren Bereich bis 30 000 DM ist also eine un-
vergleichlich stärkere Progressionswirkung festzu-
stellen als in dem oberen. 

Immer mehr Menschen in unserem Lande werden 
von einer dreifachen Zange erfaßt: der steigenden 
Geldentwertung, der wachsenden Steuerprogression 
und der zunehmenden Sozialversicherungsbeiträge. 

(Abg. Dr. Ehrenberg meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Herr Ehrenberg, ich würde Ihnen gern eine Frage 
beantworten, wenn Sie Ihren Kollegen Offergeld 
endlich einmal dazu brächten, daß auch er Fragen 
beantwortet. Ich habe das bisher immer getan. Herr 
Offergeld lehnt Zwischenfragen immer ab, obwohl 
er hier Unwahrheiten verkündet. Wenn man ihn 

dann stellen will, sagt er: Ich lasse keine Frage zu. 
Da haben Sie leider Pech gehabt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.— Abg. Dr. 
Ehrenberg: Seit wann gilt hier Kollektiv-

haftung?) 

Herr Minister Schmidt ist offensichtlich wieder 
gegangen. Das ist so ein bißchen sein Stil: er hält 
hier seine Rede, die ihm irgend jemand macht, und 
dann verschwindet er. — Die Durchschnittszahlen, 
die Herr Minister Schmidt bezüglich der Realein-
künfte zitiert hat, die in diesem Jahr noch ansteigen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist er denn?) 

möchte ich im Augenblick einmal bestreiten. Wir 
wollen einmal abwarten, wie das am Schluß aus-
schauen wird. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU: Wo 
ist er denn?) 

— Minister Schmidt ist — das kann ich feststellen — 
nicht im Saal. Er sitzt auch nicht bei der Fraktion. 

(Abg. Katzer: Das ist aber sehr erstaunlich!) 

— Ich finde das auch erstaunlich. Vielleicht kann die 
Fraktion einmal dafür sorgen, daß ihr Minister hier 
ein bißchen mehr Courtoisie übt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Wirtschaftsminister, vielleicht hören Sie ein-
mal zu; Sie sind ja aufmerksam. 

Diese Durchschnittszahlen besagen natürlich — 
das wissen wir alle — nichts für viele sehr gravie-
rende einzelne Fälle. Es ist einfach nicht zu bestrei-
ten, daß es Fälle, und zwar sehr viele Fälle, gibt, in 
denen wegen der inflationären Entwicklung in die-
sem Jahre kaum eine Steigerung der Realeinkom-
men stattfindet. 

Das Lohnsteueraufkommen ist von 1969 bis 1972 
fast doppelt so stark gestiegen wie die Summe der 
Löhne und Gehälter. Heute ist die Lohnsteuer — 
und das bei einer Regierung, die sich so gern „so-
zial" nennt — zur größten, zur aufkommenstärksten 
Steuer geworden, sie ist buchstäblich zum „Gold-
esel" — in meiner alemanischen Heimat würde man 
das noch etwas plastischer sagen — dieser Bundes-
regierung geworden. Steigen die Bruttolöhne um 
10 %, steigt das Lohnsteueraufkommen um minde-
stens 18 %. Noch 1970, meine Damen und Herren, 
war nur ein Drittel aller Einkommen- und Lohn-
steuerzahler in der Progressionsstufe, zahlte also 
mehr als 19 % Steuer. 1973, nur drei Jahre später, 
waren dies schon zwei Drittel, und 1974 werden 
voraussichtlich schon 85 % der Einkommen- und 
Lohnsteuerzahler in der Progressionsstufe sein, also 
sowohl absolut als auch verhältnismäßig immer 
mehr von der Steuer erfaßt werden. 

Nun wäre das an sich eine erfreuliche Entwick-
lung, wenn das echte Realeinkommen wären, die be-
steuert werden. In Wirklichkeit werden aber gro-
ßenteils eben nur Scheineinkommen, inflationäre 
Einkommen, besteuert. Dadurch wird der Leistungs-
anreiz für viele immer geringer, eben weil das 
Bruttoeinkommen und das Nettoeinkommen immer 
mehr auseinanderklaffen. Die Beispiele, die der Herr 
Kollege Strauß hier angeführt hat, wonach Leute, die 
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in Arbeit stehen und die sogar durchschnittliche Ein-
künfte haben, teilweise nicht mehr viel mehr als 
etwa ein Sozialhilfeempfänger „verdienen", zeigen, 
wie drängend dieses Problem geworden ist. 

Wenn man den allgemeinen Grundfreibetrag in 
der Einkommensteuer in Höhe von 1 680 DM, der 
1958 eingeführt worden ist, auf die heutigen Preise 
hochrechnete, müßte er sich mindestens auf 2 500 
DM belaufen. Die unterbliebene Anpassung der 
Sonderausgabenhöchstsätze bringt heute schon ein 
Mehraufkommen von 2 Milliarden DM. Ganz beson-
ders gravierend ist in vielen Fällen, daß Sozialver-
sicherungsbeiträge, die ja zwangsweise abzuführen 
sind, über die der Arbeitnehmer gar nicht verfügen 
kann — er kriegt sie gar nicht erst in. die Hand —, 
durch die Sonderausgabenhöchstbeträge teilweise 
nicht mehr gedeckt sind. Es sind also effektiv Be-
träge zu versteuern, obwohl sie von den Arbeit-
nehmern gar nicht bezogen werden. 

Meine Damen und Herren, niemand, der sich mit 
diesem Problem beschäftigt, kann bestreiten, daß 
ein Sofortprogramm unabweisbar dringlich ist. Das 
ist eine alte Forderung der CDU/CSU, die wir seit 
dem Frühjahr dieses Jahres verstärkt erhoben haben 
und die schließlich am 31. Juli zu dem Fraktions-
beschluß geführt hat, daß ein Sofortprogramm schon 
am 1. Januar nächsten Jahres in Kraft treten müsse. 

In der Koalition gab es dann in der Sommerpause 
Verwirrung wegen unseres Fraktionsbeschlusses. Es 
kam zu einem Hin und Her. Der Bundeskanzler, von 
dieser Diskussion offensichtlich beeindruckt, erklärte 
unmittelbar nach seiner Rückkehr aus dem Urlaub — 
er hat hier laut gedacht —, auch er sei der Meinung, 
daß eine Steuerentlastung dringend erforderlich sei, 
und zwar vor der Steuerreform. Aber dann ist er 
offensichtlich von seinem Minister Schmidt zurück-
gepfiffen worden. Trotzdem hat der Herr Bundes-
kanzler am 18. August in einem Interview, in dem 
er einräumte, daß Fehler gemacht worden seien, sehr 
nett gesagt: „Wir werden das Thema des überpro-
portionalen Wachstums der Lohnsteuer nicht noch 
einmal zwei Jahre vor uns herschieben können." Er 
sagte: „nicht noch einmal", nachzulesen im Bulle-
tin vom 21. August. 

Am 12. September schließlich glaubte die Bundes-
regierung das Ei des Kolumbus gefunden zu haben, 
sozusagen zwei Fliegen mit einer Klappe geschlagen 
zu haben: 1. Januar 1975 vorgezogene Steuerreform 
lind zugleich gelöst das nicht mehr aufschiebbare 
Problem der heimlichen Steuererhöhungen. Meine 
Damen und Herren, dies ist nicht das Ei des Kolum-
bus, denn es handelt sich hierbei nicht um die 
„Große" Steuerreform, wie sie schon vor Jahren an-
gekündigt worden ist, was man schon allein daran 
sieht, daß die Bundesregierung inzwischen davon 
Abstand genommen hat, die Körperschaftsteuer

-

reform zum gleichen Zeitpunkt wie die übrige 
Steuerreform in Kraft zu setzen. Das Wort von der 
„Großen" Steuerreform darf man nicht mehr in den 
Mund nehmen, wenn man redlich bleiben will. 

Zum zweiten kommt dieses Programm als Sofort-
programm eben zu spät, weil man nicht bis 1975 
warten kann. Bis 1975 wird noch viel Wasser den 

Rhein hinunterlaufen. Niemand kann heute sagen, 
welche finanz- und wirtschaftspolitischen Maßnah-
men 1975 notwendig werden könnten. Angesichts 
der wirtschaftlich ziemlich verfahrenen Lage und der 
ungewissen Entwicklung wäre es verfehlt, auf die 
neuen Versprechungen der Bundesregierung Türme 
zu bauen. Es steht zu befürchten, daß die inflationäre 
Entwicklung das neueste Zahlenwerk der Bundes-
regierung für eine Steueranpassung 1975 ebenso 
überrollt, wie die Inflation in den letzten Jahren 
allen Berechnungen den Boden entzogen hat, etwa 
den Berechnungen der sogenannten ersten und zwei-
ten Eckwerte. 

Obwohl die Entwicklung historisch so verlaufen 
ist, hat der Bundesgeschäftsführer der SPD, Herr 
Kollege Börner, am 21. September 1973 in einem 
Aufsatz in der „Welt der Arbeit" folgende Ge-
schichtslegende in die Welt gesetzt: 

Zwei Tage nach den Regierungsbeschlüssen zur 
Steuerreform verlautete, daß die CDU/CSU nun 
auch Vorschläge zur Steuerentlastung ausar-
beite. 

Und weiter: 

Es ist das alte Spiel: Nachdem Sozialdemokra-
ten auf die Notwendigkeit einer Reform hin-
gewiesen und Vorschläge gemacht haben, hinkt 
die CDU /CSU hinterher und versucht, mit pro-
pagandistischen Schaueffekten auf sich aufmerk-
sam zu machen. 

Meine Damen und Herren, angesichts unseres 
Fraktionsbeschlusses vom 31. Juli, angesichts unse-
rer seit Frühjahr dieses Jahres verstärkt erhobenen 
Forderungen in dieser Richtung ist das schon ein 
starkes Stück. Der Sinn eines solchen Aufsatzes soll 
sein, den Genossen draußen im Lande diese Ge-
schichtslegende aufzubinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Unser Sofortprogramm ist bewußt ganz einfach 
gehalten, weil es machbar sein muß, damit es noch 
zum 1. Januar 1974 in Kraft treten kann. 

(Abg. Dr. Graf Lambsdorff: Das ist zu ein-
fach!) 

Wir haben bewußt auf weitere dringende Maßnah-
men verzichtet: etwa die Anhebung auch anderer 
Freibeträge, z. B. der für Behinderte — ein echtes 
Problem — oder auch die Anhebung der Stufen und 
Freibeträge bei der Gewerbesteuer, obwohl die Bun-
desregierung im Grunde hier im Wort ist. Denn der 
damalige Finanzminister Möller hatte uns damals 
durch sein Versprechen, die Anhebung trete schon 
am 1. Januar 1974 in Kraft, veranlaßt unseren An-
trag Schulhoff zurückzustellen. Verschiedene andere 
Freibeträge haben wir ebenfalls bewußt zurückge-
stellt. 

Nun, es sagen vor allem die Vertreter der SPD 
— das war die ursprüngliche Einlassung —, es gehe 
um ein Volumen von 18 bis 20 Milliarden DM. Ent-
weder haben. sie sämtliche Alternativdenkmodelle — 
die  wir natürlich hatten; das ist ganz klar — offen-
sichtlich addiert, oder sie haben sich irgendeinen 
Bären aufbinden lassen. 
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Es sind auch nicht 9,6 Milliarden DM — wie Herr 

Offergeld und Herrn Minister Schmidt behauptet 
haben —, sondern es handelt sich kassenmäßig in 
dem ersten Jahr 1974 um ein Volumen von präzis 
8 Milliarden DM. Natürlich — das wissen wir alle; 
das ist bei jeder steuerrechtlichen Maßnahme so —
wird es in den folgenden Jahren etwas ansteigen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg.) 

— Im Jahre 1973 sind es wegen des Weihnachtsfrei-
betrags 600 Millionen DM. Die Zahlen sind völlig 
korrekt. Dagegen sind die Angaben, die Herr Mini-
ster Schmidt und Herr Offergeld gemacht haben 
— 9,6 Milliarden für 1974 — falsch. 

Des weiteren war die Einlassung — ein Programm 
von uns muß einfach in eine gewisses Schema bei 
Ihnen hineinpassen : Die Höherverdienenden wür-
den mehr entlastet, und die Niedrigerverdienenden 
würden schwächer entlastet. — Sogar Regierungs-
sprecher Grünewald — obwohl er doch sonst vom 
Steuerrecht etwas versteht — hat sich diesen Bären 
aufbinden lassen. Entweder hat er nicht gewußt, 
daß sich der Grundfreibetrag anders auswirkt, oder 
er hat offensichtlich aus Propagandagründen einer 
falschen Schalmei gelauscht. 

Nein, die Wirklichkeit ist so, daß die Schwächer
-verdienenden — bei der Anhebung des Grundfrei-

betrages werden alle gleichmäßig entlastet — rela-
tiv mehr entlastet werden, weil es sich bei ihnen 
stärker auswirkt. Das ist ja die beabsichtigte Wir-
kung der Anhebung des Grundfreibetrages. 

Meine Damen und Herren, Sie können im Grunde 
nicht bestreiten, daß ein Sofortprogramm zur we-
nigstens teilweisen Wiederherstellung der steuer-
lichen Gerechtigkeit dringend und überfällig ist. 
Aber der Kern Ihrer Einwände geht in die Rich-
tung, das sei stabilitätswidrig; denn es werde zu-
sätzliche Kaufkraft geschaffen. — Das ist ein ern-
stes Argument, mit dem man sich selbstverständlich 
auseinandersetzen muß. 

Was ist dazu zu sagen? Die Regierung hat trotz 
aller Warnungen von uns und von anderen die 
Inflation jahrelang laufenlassen. Sie hat wiederholte 
Angebote der Opposition, gemeinsam Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der Stabilität zu tragen, nicht 
aufgegriffen. Jetzt — nach vielen Versäumnissen 
der Regierung — müssen wenigstens Teile der 
steuerlichen Inflationsschäden gemildert werden. 
Mit anderen Worten: Wenn schon nicht rechtzeitig 
— und das hat die Regierung versäumt — die er

-

forderlichen Maßnahmen ergriffen wurden, um die 
Inflation wirklich zu bekämpfen, ist es jetzt die 
Pflicht, die Folgen dieser Fehler wenigstens teil-
weise etwas zu lindern. 

Herr Minister Schmidt, ich möchte Ihnen empfeh-
len, daß Sie jetzt zuhören. Ich finde es ein starkes 
Stück, daß Sie aus den Finanzausschußsitzungen 
und aus den Plenarsitzungen vom Mai dieses Jahres 
nicht korrekt zitieren. Ich habe den Ausschußbericht 
hier. Es ist völlig klar gewesen, wir haben das 
Stabilitätsprogramm der Regierung kritisiert, und 
dazu stehen wir: Es war nicht ausreichend. Das 
Problem ist, daß in den letzten Jahren nicht ge-
nügend Kaufkraft abgeschöpft worden ist. Das haben 

sämtliche Sachverständige im Ausschuß damals völ-
lig bestätigt, etwa die Bundesbank — Herr Schle-
singer — und auch Professor Kloten. Deswegen 
haben wir vorgeschlagen, auf freiwilliger Basis eine 
Stabilitätsprämie von 500 DM für ein freiwilliges 
Sparen zu gewähren. In dem Bericht heißt es dann 
— hören Sie es genau! —: 

Für den Fall der Übernahme der vorgeschla-
genen Maßnahmen hat die Opposition — unter 
vorläufiger Hintanstellung des Problems der 
inflationsbedingten Steuererhöhungen — einen 
Verzicht auf ausgabenerhöhende oder ein-
nahmenmindernde Gesetzesinitiativen auch 
ihrerseits zugesagt. 

Völlig korrekt! Sie haben unser Angebot, auf die-
ser freiwilligen Basis und mit Rückzahlung zusätz-
lich etwas für mehr Stabilität zu tun, abgelehnt. Wir 
haben damals sogar auf anständige Weise angekün-
digt, daß das andere so drängend sei, daß man im 
Grunde nicht mehr länger warten könne. Sie kön-
nen uns heute deshalb beim besten Willen keinen 
Vorwurf machen. Sie sollten es unterlassen, Herr 
Minister Schmidt, in die Welt zu setzen, daß wir 
damals den Konjunkturzuschlag gefordert hätten, 
so wie es im Stabilitätsgesetz steht. Im Protokoll 
ist bekundet, was wir mit diesen freiwilligen Maß-
nahmen gefordert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Ministers Schmidt? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Kollege, darf ich Sie kollegialerweise bitten, zur 
Kenntnis zu nehmen, ad. 1, daß mir wirklich nicht 
am Herzen gelegen hat, Sie oder andere falsch zu zi-
tieren; ad 2, daß ich nicht aus Protokollen des Fi-
nanzausschusses, sondern aus einem Aufsatz des 
Herrn Professors Biedenkopf im „Uniondienst" zi-
tiert habe. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Minister Schmidt, 
das steht überhaupt nicht im Gegensatz zu dem, was 
ich gesagt habe. Das bestätigt genau, was eines der 
Versäumnisse der letzten Jahre gewesen ist, daß 
Sie nichts unternommen haben. Jetzt wundern Sie 
sich über die Folgen Ihrer mangelhaften Stabilitäts-
politik und machen uns Vorhaltungen, wenn wir we-
nigstens die Folgen dieser Fehler teilweise etwas 
lindern wollen. 

(Zuruf: Was wäre passiert?) 

Sie polemisieren immer mit dem Konjunkturzu-
schlag. Die Mineralölsteuererhöhung um 5,6 Pfennig 
ist doch für weite Kreise nichts anderes als die Er-
hebung eines Konjunkturzuschlages. Sie ist aber 
wesentlich unsozialer als der Konjunkturzuschlag, 
weil  sie nämlich alle in gleichem Maße trifft und 
damit persönliche Verhältnisse — wie beim Kon-
junkturzuschlag nicht berücksichtigt werden kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Regierung hat offensichtlich zweierlei Maß-
stäbe. Was sie tut, ist stabilitätsgerecht, was die Op- 
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position beantragt, ist stabilitätswidrig. Wenn rich-
tig wäre, was Sie immer als stabilitätswidrig hin-
stellen, hätten Sie in den letzten Jahren überhaupt 
keine, auch nicht die dringlichsten sozialpolitischen 
Reformen irgendwie verwirklichen dürfen. Den Sta-
bilitätskonflikt haben wir schon seit Jahren in die-
sem Hause. Die Beispiele sind leicht anzuführen. 

In diesen Tagen etwa hat die Bundesregierung für 
den öffentlichen Dienst das 13. Monatsgehalt bewil-
ligt. Wir erkennen durchaus die Triftigkeit und Rich-
tigkeit dieser sozialpolitischen Maßnahme. Für die 
öffentliche Hand bedeutet sie eine Mehrausgabe von 
über 3 Milliarden DM in einem Monat, und zwar im 
Weihnachtsmonat, wo sowieso schon ein großer 
Kaufkraftstoß besteht. Uns werfen Sie vor, wenn 
wir wenigstens 42 bis 50 DM Steuererleichterung 
für den durchschnittlichen Arbeitnehmer im öffent-
lichen Dienst gewähren wollen. Sie werfen im öf-
fentlichen Dienst mit dem 13. Monatsgehalt 3 Mil-
liarden DM aus. So geht es nicht, meine Damen und 
Herren, daß das, was Sie machen, stabilitätsgemäß 
ist, und das, was wir machen, stabilitätswidrig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Hauptmaßnahme, die wir vorsehen, nämlich die 
Anhebung des Grundfreibetrags, ist zudem auf 
12 Monate des nächsten Jahres verteilt, wirkt also 
mit Sicherheit nicht so verheerend, wie die genannte 
Ausgabe im Dezember wirkt. 

Denken Sie an die jüngste Gesetzesinitiative, die 
Sie in diesen Tagen zur Erhöhung der Mietober-
grenzen und Einkommensgrenzen beschlossen ha-
ben. Dies ist ein dringendes sozialpolitisches Anlie-
gen. Da aber gilt für Sie nicht das Argument, das sei 
stabilitätswidrig. Ich wende mich nicht dagegen, die 
dringenden und drängenden Maßnahmen gegen die 
Folgen der Inflation zu treffen, sondern ich wende 
mich gegen die doppelte Moral, daß wir stabilitäts-
widrig handeln, wenn wir etwas an Inflationsschä-
den beseitigen wollen, Sie aber stabilitätsgemäß 
handeln, wenn Sie etwas tun. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ist es sehr 
fraglich, ob der Zeitpunkt 1. Januar 1975, an dem 
die dritten Eckwerte in Kraft gesetzt werden sollen, 
unter stabilitätspolitischen Gesichtspunkten günsti-
ger ist als heute; das kann heute noch niemand sa-
gen. 

Was die von uns vorgeschlagene Erhöhung des 
Werbungskosten-Pauschbetrages für Sparer angeht, 
so ist dagegen mit Sicherheit kein stabilitätspoliti-
sches Bedenken vorhanden, im Gegenteil: es soll da-
durch ein zusätzlicher Anreiz zum Sparen, gerade 
für die „kleinen" Sparer, geschaffen werden. Das gilt 
erst recht für die Verdoppelung der Veranlagungs-
grenze; das ist eine dringende Vereinfachungsmaß-
nahme für die Finanzämter. 

Im übrigen — das kann man nicht deutlich genug 
betonen; das ist der Kern dessen, um was es geht 
— ist unser Sofortprogramm durchaus stabilitäts-
gemäß, und zwar aus folgenden Gründen. 

Erstens ist jede Steuer — oder wir wollen ein-
mal sagen: fast jede Steuer — ein Kostenfaktor, 
zumal zu Zeiten steigender Kosten. Sie wird also  

in der Regel auf die Preise überwälzt, mit der Folge, 
daß Steuersenkungen einen beruhigenden Einfluß 
auf die Preisbewegung ausüben. 

(Lachen bei der SPD.) 

Inzwischen ist es längst erkannt — Graf Lambsdorff 
hat das vorhin bestätigt —, daß wir im Augenblick 
weniger eine Nachfrageinflation haben, sondern 
mehr in die Phase der sogenannten Kosteninflation 
eingetreten sind. 

Herr Fredersdorf, der Chef der Gewerkschaft der 
Steuerbeamten, hat in der Zeitschrift „Metall" am 
2. dieses Monats folgendes gesagt, was genau in 
diese Richtung geht: 

Wer die inflationäre Preisentwicklung abstop-
pen will — und die Bundesregierung muß dies 
wollen —, sollte zuerst im eigenen Hause an-
fangen und die inflationäre Besteuerung stop-
pen. Kein Preis steigt so wie die Steuern auf 
nur nominelle (Schein-)Gehaltserhöhungen. 

Und weiter: 

Dem Inflationsgeist läßt sich nur durch eine 
langfristige Entlastung der Arbeitnehmer entge-
genwirken. So gesehen sind Steuerkorrekturen 
gleichzeitig Antiinflationspolitik. Wer Steuern 
senkt, setzt gleichzeitig Signale für eine anti-
inflationäre Preispolitik. 

So Herr Fredersdorf vor zwei Tagen in der Zeit-
schrift „Metall". 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Oder wenn Herr Fredersdorf in der Sendung „Bi-
lanz" im ZDF am 20. September vom Inflations-
mechanismus der Progressionswirkung spricht und 
in diesem Zusammenhang schon die neuesten, die 
dritten Eckwerte der Bundesregierung dahin gehend 
kritisiert, daß der Sprung von 22 % auf sogar 30,8 % 
auf einmal erfolgt, dann ist das genau das gleiche. 

(Zuruf des Abg. Ehrenberg. — Abg. Rapp 
[Göppingen] meldet sich zu einer Zwischen-

frage.) 

— Beeinflussen Sie bitte Ihren Obman dahin ge-
hend, daß er künftig hier die gleichen Spielregeln 
einhält, wie wir es immer tun; dann bin ich bereit, 
das auch zu tun. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Der beantwortet nur 
Fragen von Ministern!) 

Ich habe, meine Damen und Herren, damit ledig-
lich die Erkenntnis wiedergegeben, daß die Schul-
buchweisheit nur scheinbar ist und nicht stimmt. 
Solange eine Inflationstendenz nicht durchgreifend 
gebrochen ist, wirkt jede Steuererhöhung ihrerseits 
inflationär; das ist die Erfahrung. Genau das gleiche 
gilt eben auch für die heimlichen Steuererhöhungen. 

Ein zweiter Grund, warum unser Programm durch-
aus stabilitätsgemäß, ja, sogar stabilitätsfördernd 
ist: Wir haben in letzter Zeit in Deutschland „wilde" 
Streiks erlebt, und wir stehen vor schweren Lohn- 
und Gehaltsauseinandersetzungen. 

(Zuruf des Abg. Breidbach.) 
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Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Graf Lambs-
dorff? 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Hä-
fele, darf ich Sie darauf aufmerksam machen, daß 
alles das, was Sie soeben aus steuerpolitischen 
Überlegungen heraus gesagt haben, unserem Ent-
schluß per 1. Januar 1975 zugrunde liegt, daß es 
aber nichts mit der konjunkturpolitischen Debatte 
zu tun hat, die wie hier miteinander führen, und 
daß alles das, was Sie soeben bei Punkt 1 Ihrer 
Argumentation gesagt haben, im Grunde doch da-
gegen spricht, einen neuen Kaufkraftschub durch 
Freisetzung von Kaufkraft zu veranstalten. 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Herr Graf Lambsdorff, 
ich habe den Eindruck, daß Sie dem nicht genau zu-
gehört haben, was ich vorhin zu dem Jahre 1975 
gesagt habe. Sie waren in ein Gespräch mit meinem 
Kollegen Strauß vertieft; das werfe ich Ihnen nicht 
vor. 

(Abg. Dr. Graf Lambsdorff: Das dürfen Sie 
auch nicht!) 

Ich glaube, daß ich Ihnen zu dem Jahre 1975 ganz 
klar gesagt habe, daß man mit dem Sofortprogramm 
solange nicht warten kann, weil das nicht länger 
aufschiebbar geworden ist. Jetzt versuche ich nach-
zuweisen, daß es eben auch preisberuhigend wirken 
kann, wenn man in Zeiten steigender Kosten von 
der steuerlichen Seite her eine dämpfende Wirkung 
erzielen kann. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Rapp (Göppingen)? 

Dr. Häfele (CDU/CSU) : Ich habe vorhin zur 
SPD gesagt, sie solle ihren Obmann endlich dazu 
bringen, daß er hier nicht Unwahrheiten sagt und 
dann, wenn er gestellt wird, nicht hier das Frage-
recht beschneidet. Sobald er das macht, bin ich 
bereit, es bei Ihnen so zu machen, wie ich es bisher 
immer getan habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe davon gesprochen, daß wir die „wilden" 
Streiks erlebt haben und daß wir vor schweren 
Lohn- und Gehaltstarifauseinandersetzungen stehen. 
Niemand sollte dieses Problem,. vor dem wir alle 
in Deutschland stehen, verniedlichen. Unser Vor-
schlag würde zu einer durchschnittlichen Erhöhung 
der Nettolöhne um 2 bis 3 % führen. Die Aussicht, 
daß allein durch diese Steuersenkung 2 bis 3 % mehr 
„unter dem berühmten Strich" zu erhalten sind, 
könnte und das wollen wir ja erreichen — einen 
günstigen Einfluß auf diese schwierigen Ausein-
andersetzungen in den nächsten Wochen und Mona-
ten ausüben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich finde es etwas 
merkwürdig, wenn Vertreter der Opposition in die

-

sem Hohen Hause nicht einmal mehr Äußerungen 
aus dem Lager des DGB zitieren dürfen. Lesen Sie 
die Freiburger Rede des Chefs des DGB, Herrn Vet-
ter, wo er ganz klar angekündigt hat, daß bei den 
kommenden Lohn- und Tarifauseinandersetzungen 
nicht bloß die Preissteigerungen, nicht bloß der Pro-
duktivitätszuwachs zu berücksichtigen sind, sondern 
immer mehr auch die Progressionswirkung dieser 
unsozialen, dieser heimlichen Steuererhöhungen. 
Genau das wollen wir erreichen, und da können Sie 
uns doch keinen Vorwurf machen. 

(Abg. Katzer: Sehr wahr!) 

Wenn das erreicht würde — wir können die Tarif-
partner nur auffordern, dieses Angebot aufzuneh-
men, mehr können wir als Gesetzgeber nicht tun —, 
dann wäre in der Tat eine Runde für mehr Stabili-
tät und den sozialen Frieden gewonnen. Es steht 
in den nächsten Monaten viel auf dem Spiel. Der 
Verteilungskampf nimmt immer mehr klassenkämp-
ferische Züge an. Die Radikalisierung — wir haben 
es erlebt — schreitet auch hier fort, und alles ist 
sozusagen ein „g'mäht's Wiesle" für die System-
überwinder. 

Ein dritter Grund, warum unser Programm stabi-
litätsfördernd ist: Es ist dringend erforderlich, die 
öffentliche Hand angesichts der zwar inflationären, 
aber stürmisch sprudelnden Steuerquellen davor zu 
bewahren, in ihrer Ausgabenpolitik allzusehr „in 
die vollen" zu gehen. Der Staat hat von der Ein-
nahmeseite einen Druck zum Sparen dringend not-
wendig. Das ist eben auch ein Beitrag zu mehr Sta-
bilität. Wenn die Bundesregierung sagt, daß sie 
dieses Jahr 600 Millionen DM zusätzlich stillgelegt 
habe, so ist das eben nur ein Teil der inflations-
bedingten Mehreinnahmen. Ingesamt sind die Schät-
zungen der Steuereinnahmen vom August um 14 
Milliarden DM höher als die vom Februar. Wenn 
Sie jetzt sagen, 600 Millionen DM hätten Sie zu-
sätzlich stillgelegt, dann ist das nur ein kleiner 
Tropfen auf einen heißen Stein. Wir geben von den 
15 Milliarden — — 

(Bundesminister Schmidt: Unglaublich, das 
ist seiner nicht würdig!) 

— Herr Schmidt, es freut mich sehr, daß Sie sich 
getroffen fühlen. Offensichtlich ist die Sache doch 
nicht so ganz unproblematisch, wie Sie sie hier dar-
zustellen versucht haben. 

Meine Damen und Herren, wir geben von diesen 
rund 15 Milliarden DM inflationsbedingten Steuer-
mehreinnahmen die Hälfte wieder zurück an den 
Bürger. Wir verlangen ja gar nicht, daß die gesam-
ten 15 Milliarden DM zurückgehen. Es ist einfach 
ein falsches Dogma, zu behaupten, daß der Staat 
sein Geld stabilitätsgerechter ausgibt, das Geld, das 
er dem Bürger genommen hat, als der Bürger selbst, 
der wenigstens teilweise sparen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lesen Sie in diesem Zusammenhang die hochinter-
essanten Ausführungen von Professor Hankel ge-
rade vor einigen Tagen, wo er in dieser Richtung 
Empfehlungen ausgesprochen hat. Wenn Sie be-
haupten, unser Gesetzentwurf sei ein „Inflations- 
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förderungsgesetzentwurf", behaupten Sie, daß der 
Bürger schlechter mit dem Geld umgeht als die 
öffentliche Hand. Das ist die Kernauseinanderset-
zung, vor der wir in den nächsten Jahren in Deutsch-
land stehen. Das ist die sozialistische Grundüber-
zeugung, die Sie haben, die wir aber nicht teilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, nun zu dem Argument, 
durch unseren Vorschlag würde die Steuerreform 
verhindert. Das klingt so schön, aber was ist es in 
Wirklichkeit? Was steht denn in den dritten Eck-
werten drin? Da soll der Arbeitnehmerfreibetrag 
von 240 auf 600 DM erhöht werden. Das würde 
einen Ausfall von 1,42 Milliarden DM mit sich brin-
gen. Wir schlagen als Sofortprogramm eine Verdrei-
fachung des Weihnachtsfreibetrages vor. Natürlich 
muß man das dann in der Steuerreform mit dem 
Arbeitnehmerfreibetrag koppeln, addieren oder wie 
auch immer. Daß wir darauf zurückkommen, ist 
selbstverständlich. Unser Vorschlag beinhaltet auf 
jeden Fall weniger an Ausgaben, als Sie in Ihren 
eigenen dritten Eckwerten auf diesem Felde vor-
schlagen, nämlich 600 Millionen in diesem Jahr und 
1,1 Milliarden DM im nächsten Jahr und 1,42 Mil-
liarden DM nach Ihren eigenen Angaben im Jahre 
1975; bei uns eben ein Jahr vorher. Daß das eine 
Verhinderung der für den 1. Januar 1975 vorge-
sehenen Steuerreform bedeuten soll, ist mir uner-
findlich. Es ist in Wirklichkeit gerade umgekehrt. 
Nur auf dem Boden inflationsbereinigten Steuer-
rechts ist eine echte aufkommensneutrale Steuer-
reform möglich, die Sie ja rhetorisch immer an-
streben. Es ist nicht zulässig, eine Vermischung vor-
zunehmen, was Sie mit Ihren dritten Eckwerten wol-
len, nämlich von Inflationslastenausgleich und einer 
sogenannten Steuerreform, sondern man muß hier 
sauber trennen und sagen, was eigentlich gewollt 
ist. 
Wenn Sie sagen, daß durch solche steuerlichen 

Vorwegmaßnahmen die Steuerreform verhindert 
würde, dann müssen Sie an Ihre eigene Brust klop-
fen. Was haben Sie denn in den letzten Monaten 
und Jahren getan? Sie haben die Mineralölsteuer 
erhöht, Sie haben verschiedene andere Steuererhö-
hungen vorgenommen, Sie haben die Schuldzinsen 
für nicht mehr abzugsfähig erklärt. Das sind lauter 
Positionen, die in den ersten und in den zweiten 
Eckwerten enthalten waren und als Verfügungs-
masse für die eigentliche Steuerreform gebraucht 
würden; sie haben Sie vorweg vervespert, darum 
sind sie für die Steuerreform nicht mehr vorhanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn also eine Steuerreform durch etwas gefährdet 
worden ist, dann durch diese gesetzgeberischen Vor-
wegmaßnahmen in Gestalt von Steuererhöhungen, 
durch die sich — vor allem durch die Mineralölsteuer 
— Milliardeneinnahmen ergeben. 
Ich komme zum Schluß, meine Damen und Herren. 

Ich kann die Regierungskoalition nur auffordern, die 
Sache etwas ernster zu nehmen als so, wie sie hier 
heute den Eindruck erweckt hat. So salopp, Herr 
Minister Schmidt, wie Sie gelegentlich wichtige Pro-
bleme einfach wegwischen wollen, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

— das mag im Augenblick ganz günstig sein — wer-
den Sie dieses Problem im Laufe des Jahres 1974 
nicht loswerden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, unser Antiinflations-  
oder Inflationsentlastungsprogramm will einen Teil 
der Schäden beseitigen. Es ist dringend; man kann 
nicht länger warten. Zugleich bietet es, wie ich aus-
geführt habe, die Chance zu mehr Stabilität. Wenn 
Sie es nicht übernehmen wollen, wenn Sie mit Ihrer 
Formel meinen, das nächste Jahr einfach bestehen 
zu können, dann — das meine ich ernst — laufen 
Sie wirklich Gefahr, 1974 von einer Inflation und 
von sozialen Spannungen überrollt zu werden, die 
wir uns vielleicht heute noch gar nicht vorstellen 
können. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es könnte im Laufe des Jahres 1974 in der Steuer-
diskussion dann vollends das Problem hochkommen, 
ob man überhaupt in Deutschland noch davon aus-
gehen kann, daß Mark gleich Mark ist. Dann wird es 
nicht mehr darum gehen, ob man im nächsten Jahr 
für den 1. Januar 1975 dritte oder vierte Eckwerte 
verabschiedet, denn dann wird die Steuerreform die 
sein, daß man nicht mehr davon ausgehen kann, daß 
Mark gleich Mark ist. Dann brauchen wir Inflations-
gleitklauseln, und damit haben wir die Inflation als 
Institution, was wir alle nicht wollen. Deswegen: 
Machen Sie mit! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat der Herr Abgeord-
nete Dr. Ehrenberg. 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Position eines wirtschafts- 
und finanzpolitischen Koordinators der CDU/CSU- 
Fraktion rechtfertigt es wohl, bevor hier die notwen-
digen Bemerkungen zu den Ausführungen des Kol-
legen Häfele gemacht werden, noch einmal auf 
einige der Ausführungen des Kollegen Strauß und 
auch auf eine Vielzahl von Motiven, die hinter die-
sem Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion liegen, ein-
zugehen. 

Herr Kollege Strauß, Sie haben anläßlich der 
Automobilmesse in Frankfurt und angesichts der 
unterschiedlichen Modelle und ihrer Preise hier ge-
sagt, da verstünde man die Welt nicht mehr. Ich 
glaube, objektive Beobachter der Szenerie in der 
Bundesrepublik werden die Welt nicht mehr ver-
stehen, wenn sie Franz Josef Strauß hier jetzt in der 
Rolle  des An w alts ja, fast könnte man sagen, des 
Chefberaters — des DGB sehen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tut Ihnen 
aber weh!) 

Lassen Sie mich ein Beispiel für die Merkwürdigkeit 
dieser Szenerie bringen. 

(Abg. Katzer: Das müßte Ihnen doch eigent-
lich sympathisch sein!) 

— Nein, wer am 1. Oktober 1972, Herr Kollege 
Katzer — nachzulesen in den Protokollen der Katho- 
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lischen Akademie in Bayern —, dem Deutschen Ge-
werkschaftsbund Totalitätsanspruch und Absolut-
heitsanspruch vorgeworfen und ihn letzten Endes 
als Transmissionsriemen der SPD bezeichnet hat, 
wie es der Kollege Strauß damals zu tun pflegte, der 
macht sich heute nicht sehr glaubwürdig, wenn er 
volles Verständnis für die Forderungen des DGB 
bekundet und wenn er sich hier als Anwalt der durch 
den Deutschen Gewerkschaftsbund vertretenen Ar-
beitnehmer aufspielt, und dies eben, obwohl er ein 
Jahr vorher nicht bereit war, für alle Arbeitnehmer 
diesem Deutschen Gewerkschaftsbund den Vertre-
tungsanspruch zuzuerkennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das scheint 
Ihnen unangenehm zu sein! — Weiterer 

Zuruf des Abg. Gerster [Mainz].)  

Das gibt ein sehr, sehr wenig glaubwürdiges Bild. 
Ich glaube, die Gewerkschaften werden gut daran 
tun — und sie werden es sicher auch tun —, sich vor 
dieser Unterstützung von der falschen Seite sehr in 
acht zu nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD. — 
Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU. — 
Abg. Katzer: Ich denke, es geht um die 

Sache!) 

— Es geht um die Sache. 

(Abg. Katzer: Aha! Dann ist jede Unterstüt

-

zung gut!) 

— Zur Sache gehört auch, Herr Kollege Katzer, 
sich ein wenig die Motive anzusehen, die zu Ihrem 
Gesetzentwurf geführt haben. 

(Abg. Katzer: Ich kann ja verstehen, daß 
Sie Ihr schlechtes Gewissen beruhigen wol

-

len, Herr Kollege!) 

— Herr Katzer, wenn Ihr Gewissen gegenüber den 
Gewerkschaften immer so gut ist wie meines, haben 
Sie einen guten Schlaf. Ich habe ihn. 

(Abg. Katzer: Na, mein Lieber! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Er schläft den ganzen 

Tag!) 

Im Zusammenhang mit Ihren Motiven, die zu diesem 
Entwurf geführt haben, möchte ich hier ein Zitat 
anführen, das, glaube ich, sehr deutlich macht, 
worum es Ihnen geht. Am 27. September 1973 hat 
der französische Staatspräsident in einer Presse-
konferenz unter anderem folgendes gesagt — ich 
zitiere mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten —: 

Wir haben einen Inflationsrhythmus erreicht, 
der beängstigend ist für uns und auch im Ver-
gleich zu anderen. Deutschland hat in diesem 
Bereich bessere Ergebnisse als wir erzielt. Aber 
von Deutschland abgesehen, können wir von 
den anderen Ländern nicht sehr viel lernen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, daß 
dieser Zustand Ihnen unangenehm ist, daß diese 
Erfolge der Stabilitätspolitik der Bundesregierung 
Ihnen unangenehm sind, kann man verstehen. 

Sie legen nun ein sogenanntes Inflations-Ent-
lastungsgesetz vor, das aber, wenn es jemals Ge-
setz würde — dies wird es auf Grund der vernünf

-

tigen Mehrheitsverhältnisse in diesem Hause aller-
dings nicht werden —, in Wirklichkeit nichts an-
deres als ein Inflations-Akzelerationsgesetz wäre, 
weil es zur Beschleunigung der Preisbewegungen 
beitrüge. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Imer neue For-
mulierungen!) 

Da der wirtschaftspolitische Sachverstand in Ihrer 
Fraktion ja nicht völlig fehlt — selbst wenn man 
aus den Äußerungen, die jetzt gefallen sind, schlie-
ßen müßte, daß er fehlt —, werden Sie sehr genau 
wissen, worum es sich bei einer Akzeleration han-
delt. Sie können diesen Entwurf vielleicht als publi-
zitätswirksames Störmanöver ansehen, aber doch 
wohl nicht ernst gemeint haben. 

(Abg. Breidbach: Das ist doch unglaublich! 
— Abg. Gerster [Mainz] : Wie war denn 

das mit dem Bundeskanzler?) 

— Darauf komme ich auch noch. Auf die unsaubere 
Zitierweise des Kollegen Häfele werde ich noch 
eingehen. 

(Abg. Katzer: Und was sagen Sie dazu, daß 
der Arbeitnehmerbeirat der SPD dasselbe 

fordert?) 

— Herr Katzer, kümmern Sie sich doch nicht um die 
Gruppen der SPD, oder wollen Sie diese — wie 
den Gewerkschaftsbund — auch mit vertreten? 

(Abg. Katzer: Ich darf doch einmal die 
Frage stellen! Geben 'Sie doch eine Ant-

wort auf die Frage!) 

— Herr Katzer, wenn Sie eine Frage stellen wollen, 
so stehen Sie bitte auf und tun Sie das. Im Gegen-
satz zu dem Kollegen Häfele beantworte ich Fragen. 

(Abg. Katzer: Sie können doch einen Zwi-
schenruf einmal beantworten! — Abg. Dr. 
Häfele: Sie wissen genau, warum! Ich be-
antworte jede Frage! Ich habe Ihnen sonst 

auch Fragen beantwortet!) 

Der Kollege Franz Josef Strauß hat am 6. Sep-
tember dieses Jahres im „Deutschland Union-Dienst" 
der CDU unter der Überschrift „Unsozial, unsolide 
und konjunkturwidrig" zum Haushaltsentwurf der 
Bundesregierung Stellung genommen. Er hat der 
Bundesregierung dabei unter anderem vorgeworfen, 
daß dieser Entwurf konjunkturwidrig sei. Außer-
dem hat er die zu geringe Reduzierung der Netto-
kreditaufnahme bemängelt. Jetzt begründet Franz 
Josef Strauß hier aber einen Gesetzentwurf, der eine 
Reduzierung der Einnahmen des Bundeshaushalts 
für 1974 um 4 Milliarden DM beinhaltet. Wenige 
Wochen vorher waren 2,3 Milliarden DM Netto-
kreditaufnahme zu viel. 

Herr Kollege Strauß, ich hätte das Geheimnis 
gern einmal gelüftet, wieso Anfang September 
2,3 Milliarden DM zu viel waren, wenige Wochen 
später aber 6 Milliarden DM vernünftig und von 
Ihnen beabsichtigt sind. Oder wollen Sie die Aus-
gaben des Jahres 1974 um diese 4 Milliarden DM 
kürzen? Bisher gibt es von Ihrer Fraktion — wir 
werden noch in dieser Woche in diesem Hause dar-
über zu beraten haben — nur Anträge, die Haus- 
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haltsmehrausgaben beinhalten, z. B., wie aus der 
Ihnen vorliegenden Drucksache 7/1020 hervorgeht, 
379,9 Millionen DM für 1973 und 390,6 Millionen DM 
für 1974 als Mehrleistungen für die Kriegsopferver-
sorgung. Das ist ein Problem, dessen Lösung drin-
gend in Angriff genommen werden muß. Aber wie 
wollen Sie diese Anträge — 4 Milliarden DM 
Steuerentlastung auf der einen Seite, Haushalts-
mehrbelastungen auf der anderen Seite bei gleich-
zeitiger Kritik an der geringfügigen Kreditaufnahme 
von 2,3 Milliarden DM für 1974 — miteinander in 
Einklang bringen? Das wird nur dem gelingen, der 
das Kunststück versucht, was Herr Häfele gemacht 
hat, 

(Abg. Dr. Häfele: „Kunststück" für Sie!) 

wenn auch nicht überzeugend: hier darzulegen, daß 
Steuersenkungen preisberuhigend wirken sollen. 

Herr Kollege Häfele, Sie haben auch die Kehrt-
wendung bestritten, genau wie es Herr Franz Josef 
Strauß getan hat. Ich darf aus dem Pressedienst der 
CDU/CSU-Fraktion Ihre Ausführungen, Herr Kol-
lege Häfele, vom 16. Mai dieses Jahres zitieren. Herr 
Häfele schrieb damals — ich zitiere wörtlich mit Er-
laubnis des Herrn Präsidenten —: 

Das von der Regierung vorgelegte Programm 
ist nicht ausgewogen und nicht ausreichend. 

(Abg. Dr. Häfele: Genau! — Abg. Katzer: 
Sehr wahr!) 

Die öffentlichen Ausgaben werden kaum ge-
kürzt, außenwirtschaftlich sind Blößen in Sicht, 
und im Bereich der Verbrauchsnachfrage wird 
zu wenig Kaufkraft abgeschöpft. 

(Abg. Dr. Häfele: Das habe ich vorhin wie

-

derholt!) 

Wir fordern die Regierung auf, diese Lücken 
zu schließen. 

(Abg. Dr. Häfele: Genau!) 

Sie werfen der Regierung vor, es werde zu wenig 
abgeschöpft, und wollen gleichzeitig 4 Milliarden 
DM auf Bundesseite, insgesamt mehr als 8 Milliar-
den DM im Hinblick auf alle öffentlichen Haushalte 

(Abg. Dr. Häfele: Da haben Sie nicht auf

-

gepaßt!) 

den privaten Haushalten Kaufkraft zukommen las

-

len. Anders kann Ihr Antrag doch auch mit noch 
so vielen akrobatischen Kunststücken nicht verstan-
den werden. 

(Abg. Vogt: Er begreift es nicht! — Abg. Dr. 
Häfele: Sie haben vorhin nicht aufgepaßt!) 

— Herr Kollege Häfele, das war ein sauberes Zitat. 
Sie dagegen befleißigen sich, wenn Sie den Herrn 
Bundeskanzler zitieren, einer sehr wenig sauberen 
Zitierweise. Ihr Vorwurf, der Bundeskanzler sei in 
seinem Versprechen durch die jetzige Vorlage des-
avouiert worden, stimmt schlicht nicht. Bundeskanz-
ler Brandt hat in jenem von Ihnen zitierten Inter-
view nichts anderes getan, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Als laut gedacht!) 

als von einem Vorziehen der Steuerreform, und 
zwar in ihren Grundlagen, so wie sie um der sozia

-

len Gerechtigkeit willen notwendig sind, zu spre-
chen. 

(Abg. Dr. Häfele: Das stimmt doch nicht!) 

Von dem ursprünglichen Termin 1. Januar 1976 wird 
dieser wichtigste Teil der Steuerreform auf den 
1. Januar 1975 vorgezogen. 

(Abg. Dr. Häfele: Das war der zweite Akt, 
nachdem er zurückgepfiffen war!) 

— Lesen Sie es nach, wenn Sie wollen, Herr Kol-
lege Häfele. Daß die Vorziehung um ein Jahr im 
Finanzausschuß noch Schwierigkeiten genug berei-
ten wird, meine Herren von der Opposition, das 
werden Sie ja wohl selber, soweit Sie im Finanz-
ausschuß sind, erfahren können. 

Aber, ich glaube, es lohnt nicht, hier noch weiter 
auf Einzelheiten der Wirkung Ihres Vorschlags ein-
zugehen. Alles, was Sie vorgeschlagen haben, 
spricht der sozialen Gerechtigkeit Hohn. 

(Abg. Vogt: Der DGB macht unsoziale Vor-
schläge! Das ist ja sehr schön!) 

Daß das Verhältnis der Begünstigung beim Weih-
nachtsfreibetrag ungefähr bei 60 : 20 liegt, brauche 
ich zumindest den Fachleuten unter Ihnen nicht zu 
sagen. 
Viel wichtiger ist, festzustellen, daß Sie hier ver-

suchen, die Stabilitätspolitik der Bundesregierung 
durch kurzfristig sicher publizitätswirksame Vor-
schläge zu torpedieren. Aber Sie dürfen sich darauf 
verlassen, daß dieses Infiations-Akzeleratorgesetz 
niemals ein Gesetz bleiben, sondern dahin gelangen 
wird, wohin es gehört, nämlich zur Makulatur. Mit 
solchen Störmanövern, wie sie hier von Ihnen betrie-
ben worden sind, werden Sie die Stabilitätspolitik 
nicht aufhalten und auch die notwendige Steuer-
reform nicht verhindern können. 
Worum es Ihnen bei Ihrem Vorschlag neben dem 

Störmanöver geht, 
(Abg. Gerster [Mainz] : Das sind doch alles 

Unterstellungen!) 

läßt sich sehr exakt aus dem herauslesen und -hören, 
was Franz Josef Strauß, Ihr wirtschafts- und finanz-
politischer Koordinator hier einleitend gesagt hat, 
als er so bitter den geschwundenen Verfügungs-
spielraum der leitenden Angestellten beklagte. Die-
sen Verfügungsspielraum zu erweitern mag ein er-
klärtes Ziel Ihrer Partei sein. Wir sind der Mei-
nung, der Verfügungsspielraum der Bezieher klei-
ner und mittlerer Einkommen muß vorrangig er-
weitert werden und nicht der der leitenden Ange-
stellten, der Bezieher von sehr viel größeren Ein-
kommen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Und deswegen 
lehnen Sie unser Gesetz ab!) 

— Ich lehne Ihr Gesetz ab, weil es den Verfügungs-
spielraum für die Bezieher kleiner und mittlerer Ein-
kommen verringern würde, wenn man Ihren Vor-
schlägen folgte. Vielleicht kennen Sie die Auswir-
kungen Ihres Gesetzentwurfs nicht gut genug; sonst 
würden Sie wohl diesen Zwischenruf eben nicht ge-
macht haben. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Belegen Sie diese 
Aussage mal!) 
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— Ich glaube nicht, daß dieser Gesetzentwurf die 
Verlängerung einer Redezeit wert ist. 

(Abg. Vogt: Er hat keine Argumente.) 

Ich darf mit einem ausdrücklichen Dank an den 
Bundesfinanzminister schließen, der hier sehr ein-
drucksvoll auf das zur Verfügung stehende Instru-
mentarium für die Beeinflussung der Konjunkturbe-
wegungen hingewiesen hat. Ich halte es für sehr 
notwendig, deutlich zu machen, daß sich ein 1966 bei 
der Konjunkturpolitik nicht wiederholen wird. Ich 
halte es auch für sehr dankenswert, daß hier bei den 
Ausführungen des Bundesfinanzministers nach-
drücklich davon ausgegangen wurde, daß dieses kon-
junkturpolitische Instrumentarium sehr differenziert 
und sehr dosiert angewendet werden wird, daß es 
nicht irgendwann zu einem geheimnisvollen Zeit-
punkt ein Umschwenken in der Konjunkturpolitik 
geben wird, wo die Gefahr des „Zu-früh" oder des 
„Zu-spät'' immer naheliegt, sondern daß durch diffe-
renzierte und behutsam dosierte Anwendung der 
Maßnahmen für einen gleitenden Übergang von 
der überhitzten zu einer wohltemperierten Konjunk-
turlage — und zu keiner anderen — gesorgt werden 
wird. Ihre Störmanöver, meine Damen und Herren 
von der Opposition, werden die Erfolge dieser 
Stabilitätspolitik nicht in Frage stellen können. Sie 
werden mit diesen Störmanövern genausowenig 
Erfolg haben, wie es Ihnen im Sommer 1972 gelun-
gen ist, eine vernünftige Regelung der flexiblen 
Altersgrenze zu hintertreiben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men! Meine Herren! Es ist weder Herrn Strauß noch 
Herrn Häfele gelungen, unsere Vorurteile und un-
sere berechtigten — — 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Katzer: „Vorurteile" ist gut!) 

— Na ja, wir werden bei Ihrer Art, Politik zu machen, 
skeptisch. Wir haben sie im Finanzausschuß lange 
genug erlebt. — Auf jeden Fall ist es Ihnen nicht 
gelungen, die Etikette, die wir dem Gesetz hier 
immer wieder anhängen mußten, nämlich: Förderung 
der Inflation, zu verändern und aus dem Gesetz ein 
Gesetz zur Beseitigung der Inflation zu machen, wie 
Sie dies im Titel vorgeben. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
sagen, Sie wollten die Inflation beseitigen. Dazu 
wäre es notwendig, Vorschläge zu machen, die ent-
weder das im Inland zur Verteilung anstehende 
Gütervolumen vergrößern oder die kaufkräftige 
Nachfrage im Inland abschöpfen. Nichts von beidem 
ist in Ihrem Gesetzentwurf zu entdecken. Sie legen 
einen Gesetzentwurf vor, der — nach Ihren Zahlen 
gerechnet 8,6 Milliarden DM, nach unseren 9,65 Mil-
liarden DM — mehr kaufkräftige Nachfrage schafft. 
Die konjunkturpolitischen Wirkungen wurden von 
meinem Fraktionskollegen Graf Lambsdorff und von 
den Koalitionskollegen Offergeld, Minister Schmidt 
und Ehrenberg sehr intensiv hier dargelegt. 

Ich möchte eigentlich nur noch zu der verteilungs-
politischen Problematik, die immer wieder anklang, 
einige kurze Ausführungen machen. Wir befinden 
uns in einer Situation, wo wir eine sehr gereizte 
Stimmung der gesellschaftlichen Gruppen konstatie-
ren können. 

(Abg. Breidbach: Sehr wahr!) 

Vor diesem Hintergrund, der auch in der Debatte 
im Mai zum Stabilitätsprogramm schon vorherrschte, 
hat die Bundesregierung ein Stabilitätsprogramm 
vorgelegt, das geeignet ist, das Gerangel um die 
Anteile am Sozialprodukt zu vermindern und zu ver-
nünftigen Lösungen zu kommen. 

Sie alle wissen, daß die Prognose des Sachver-
ständigenrates noch so aussah, daß Lohnsteigerun-
gen in der Größenordnung von 10 % Gewinnsteige-
rungen von 20 % gegenüberstehen sollten. 

Wir haben ein Stabilitätsgesetz durchgebracht, 
das dazu führt, daß diese Entwicklung gleichgewich-
tiger verläuft. Da liegt der Irrtum von Herrn Strauß, 
wenn er sagt, die Prognose sei falsch gewesen. Die 
Prognose des Sachverständigenrates war richtig, 
aber wir haben die Maßnahmen ergriffen, damit jene 
Prognose nicht eintreten konnte und eine gleich-
gewichtige Entwicklung der Quoten stattfand. 

Mit unserer Gesetzgebung haben wir gezielt die 
Gewinne und Investitionen getroffen. Sie von der 
CDU/CSU haben uns genau das angelastet, daß wir 
hier nämlich einseitige Gesetze erließen, die die 
Unternehmerseite belasteten. Daß das Stabilitäts-
programm richtig liegt, zeigt die Tatsache, daß sich 
die Lohnquote nicht zugunsten der Unternehmer, 
sondern geringfügig zugunsten der Arbeitnehmer 
entwickelt hat. 

Vor dem Hintergrund dieses sehr diffizilen 
Gleichgewichts, vor dem wir stehen, das ungeheuer 
schwierig auszutarieren ist und das Sie permanent 
falsch interpretieren, haben wir jetzt den Mut, Ihre 
Forderung, die draußen wirklich sehr populär ist, 
abzulehnen, um dem Streit um die Quoten nicht 
neuen Auftrieb zu geben. Uns liegt sehr viel daran, 
daß dieses Haus den geschlossenen Willen zeigt, die 
Konjunktur antizyklisch und nicht prozyklisch zu 
beeinflussen. Uns liegt sehr viel daran, Ruhe an der 
Lohn- und Preisfront herzustellen. Der Antrag der 
CDU/CSU ist geeignet, Turbulenzen in diesem Be-
reich zu erzeugen. 

(Abg. Katzer: Das Gegenteil ist richtig!) 

Was Herr Carstens in Berlin verkündet und was 
Herr Leicht hier interpretierte mit den Worten 
„Heimliche Steuererhöhungen — sozialer Skan-
dal" — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ist es auch! — 
In  der Tat! — Ist es das nicht?) 

— Wenn das ein sozialer Skandal wäre, dann müß-
ten Sie nachweisen, daß Sie mit dem Gesetzentwurf 
sozialere Lösungen erreichen könnten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: Na-

türlich! — Darum geht's!) 
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Ich empfinde es als ein Armutszeugnis, wenn 

gerade ein Haushaltsexperte hier einen Gesetzent-
wurf propagiert, wo doch der Haushaltsausschuß der 
Ort ist, Stabilitätspolitik zu beweisen. Denn die 
Kaufkraft können Sie im Prinzip nur dadurch ver-
ringern, daß Sie im Haushaltsausschuß Anträge stel-
len mit dem Ziel, die Mehreinnahmen im Steuer-
bereich stillzulegen. Ich hielte es für sehr sinnvoll, 
als Haushaltsexperte diesen Ort zu wählen. 

Wir haben in dem Tarifsystem unserer Steuerge-
setzgebung nämlich einen sehr wirkungsvollen Me-
chanismus zur automatischen Konjunktur-Gegen-
steuerung, d. h. wir haben eine ausgesprochene 
Inflationsbremse in dem progressiven Tarifverlauf; 
immer unter der Prämisse, daß auch die Bereitschaft 
gezeigt wird, solche Steuergelder stillzulegen. Wenn 
Sie diesen Mechanismus in einer Phase konjunktu-
reller Überhitzung außer Kraft setzen, zeigen Sie, 
daß Sie nicht den Willen haben, gesellschaftliche 
Konflikte auszugleichen, sondern sie anzuheizen. 

Wenn es um die Frage der Stillegung von Steuer-
geldern geht, fallen mir immer zwei Namen ein: 
erstens Herr Strauß, der wohl aus eigener Erfah-
rung als Finanzminister nicht viel Vertrauen hat, 
daß Regierung und Parlament Steuergelder stillzu-
legen vermögen. Sonst wäre es nicht möglich, daß er 
hier die Ansicht vertritt, die Konsumenten seien 
eher bereit, ein Mehr an Lohn als Sparbetrag zu-
rückzulegen und nicht zu kaufkräftiger Nachfrage 
werden zu lassen. Wenn die Not so groß ist, wie Sie 
uns glauben machen, werden die gesamten Mehrein-
nahmen auch zu kaufkräftiger Nachfrage führen; 
denn es ist ganz selbstverständlich, daß nur dann 
in großem Maße gespart wird, wenn es sich um 
hohe Einkommen handelt. All die von Ihnen immer 
wieder vorgeschobenen Empfänger von kleinen Ein-
kommen werden also überhaupt nicht in der Lage 
sein, sich hier stabilitätspolitisch in ihrem Sinne zu 
verhalten. 

Der zweite Name, der einem im Zusammenhang 
mit der Stillegung einfällt, ist der Name Erhard. 
Herr Erhard möchte, um ganz sicher zu gehen, die 
Gelder verbrennen oder in den Reißwolf werfen. 
Auch  seine  Erfahrungen aus eigener Regierungszeit 
scheinen nicht allzu positiv. Wir sind mit unserem 
konjunkturpolitischen Instrumentarium heute wei-
ter. Ich glaube, daß Sie es immer wieder bemerkt 
haben, daß diese Regierung alle möglichen Mittel 
ergreift, um das Geldvolumen nur in dem Maße 
ansteigen zu lassen, wie dies Produktivitätssteige-
rungen zulassen. Wenn das Geldvolumen im be-
schriebenen Maße steigt, geht kein inflationärer 
Effekt davon aus. 
Aber nachdem in extenso dargelegt wurde, daß 

sowohl konjunkturelle wie auch verteilungspoli-
tische Wirkungen es angeraten erscheinen lassen, 
Ihren Entwurf abzulehnen, möchte ich doch noch 
auf einige Details der Ausgestaltung Ihres Vor-
schlags eingehen. 
Sie wollen den Grundfreibetrag von gegenwärtig 

1 680 DM auf 3 000 DM anheben. Damit wird aber 
im Gegensatz zu den Vorschlägen der Regierung 
das Hauptproblem der gegenwärtigen Besteuerung, 
nämlich das Hineinwachsen breiter unterer Ein

-

kommensschichten in die Einkommensprogression, 
nicht beseitigt. Da dieser erhöhte Grundfreibetrag 
nach den Vorstellungen der CDU/CSU einfach nur 
dem geltenden Tarif aufgepfropft wird, unterliegen 
weiterhin Bezieher eines steuerpflichtigen Einkom-
mens von mehr als 8 000 DM bei Ledigen und 
16 000 DM bei Verheirateten der von Ihnen so kriti-
sierten Progression. Bei den Regierungsvorschlägen 
beginnt die Progression erst bei 16 000 DM für Le-
dige und bei 32 000 DM für Verheiratete. Insofern 
können wir nachweisen, daß unsere Tarifgestaltung 
eher den Zielsetzungen gerecht wird, die Sie hier 
vortäuschen. 

Es wurde hier überhaupt noch nicht genügend 
hervorgehoben, daß jene Erhöhung des Freibetrages 
wiederum die Bezieher hoher Einkommen ungleich 
stärker bevorzugt als die Empfänger kleiner Ein-
kommen. Wir kommen darauf natürlich auch noch 
zurück, wenn wir nun den Weihnachtsfreibetrag 
diskutieren, den ich als gezieltes Geschenk für Be-
zieher hoher Einkommen verstehe. Während der-
jenige, der mit einem niedrigen Einkommen dem 
unteren Einheitssteuersatz von 19 % unterliegt, 
nur 38 DM Steuern spart, beträgt die Steuererspar-
nis aus dem gleichen Weihnachtsfreibetrag, den 
Sie vorschlagen, für die Bezieher höchster Einkom-
men fast 110 DM. 

(Abg. Vogt: Das ist richtig! Das hat aber 
der DGB vorgeschlagen!) 

— Es ist gut, wenn Sie dieses Problem sehen. Im-
merhin weist das ein bißchen darauf hin, wo sich 
Ihre Klientel wirklich befindet. Auf jeden Fall sehen 
wir in dieser Maßnahme, die allein schon zum 
Jahresende 1973 600 Millionen DM Kaufkraft in 
den Geldkreislauf pumpt, eine Möglichkeit, das 
Weihnachtsgeschäft zu beleben, aber keine wirk-
same Hilfe für die Arbeitnehmer. 

Wenn hier Alternativen diskutiert werden  — 
Herr  Strauß hat das angedeutet —, erscheint mir 
in der Tat eine Anhebung des Wohngeldes ver-
nünftiger; denn wir werden noch einige Zeit nicht 
von der Hochzinspolitik wegkommen, und wir se-
hen ganz deutlich, daß diese Hochzinspolitik gerade 
im Wohnungsbau zu einer wesentlichen Steigerung 
der Mieten beiträgt. Das ist ein Tatbestand, den 
wir nicht gern in Kauf nehmen, der aber bei der 
Zweischneidigkeit der Zinspolitik nicht zu umgehen 
ist. 
Wir halten es deshalb für vernünftig, wenn das 

Wohngeld angehoben und vielleicht auch der Kreis 
der Bezieher erweitert wird. Dann treffen wir näm-
lich genau die Gruppe, die die niedrigsten Einkom-
men hat und für die soziale Hilfe am dringlichsten 
ist. Wenn hier die Fraktion der CDU/CSU einen 
DGB-Vorschlag übernimmt, müssen wir zugeben, 
daß wir natürlich auch sehr gern populäre Maß-
nahmen draußen mit vertreten würden. Wir haben 
aber den Mut, für unpopuläre Maßnahmen gerade-
zustehen. Wir werden aber auch außerhalb dieses 
Hauses darauf hinweisen, wer in diesem Parlament 
die Stabalitätsapostel sind und wer nicht. 

Die Fraktion der FDP sieht in der Flickschusterei 
des vorliegenden Gesetzentwurfs den Beweis völ- 
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liger Unfähigkeit der Opposition, zu einer geschlos-
senen und in sich widerspruchsfreien Steuerkonzep-
tion in konstruktiver Weise beizutragen. Man han-
gelt sich einmal mehr von Ast zu Ast. 

(Abg. Vogt: Hier geht es nicht um Steuer
-

reform, sondern um steuerliche Entlastung 
wegen der inflationären Entwicklung!) 

Die Opposition unterliegt jedoch einem Irrglauben, 
wenn sie meint, daß sie sich weiterhin mit dem 
Image des Stabilitätsgaranten draußen dem Wähler 
stellen kann. 

Der Oppositionsentwurf ist kein Gesetz zur Be-
seitigung von Inflationsschäden, sondern ein un-
tauglicher Versuch zum Angriff auf diese SPD/FDP-
Regierung. Denn steigende Lebenshaltungskosten — 
ich denke, daß die inflationäre Wirkung des Opposi-
tionsantrages in der Größenordnung von 1 bis 2 % 
liegen wird — fördern in diesem Lande Radikalität 
und Unzufriedenheit. Aber die CDU/CSU hat nie 
nach der Höhe des Preises gefragt, wieder an die 
Macht zu kommen. Hier war sie immer großzügig. 

Im übrigen empfinde ich den Entwurf als den 
Versuch einer Einschmeichlung bei den Arbeitneh-
mern und als ein Anheizen der Preissteigerung. 
Vielleicht ist es für Sie schwierig, Argumente zu 
finden gegen die ersten stabilitätspolitischen Erfolge 
der Bundesregierung, nämlich gegen die Tatsache, 
daß wir jetzt die Preistendenzwende erreicht haben 
und sinkende Indexzahlen präsentieren können — 
von  7,9 im Juni auf 6,4 im September —, ganz im 
Gegensatz zum internationalen Trend. 

Die Mitglieder der FDP-Fraktion und ebenso 
sicherlich die Kollegen der SPD werden mit missio-
narischem Eifer durchs Land ziehen, um die Rollen 
in diesem Hohen Hause zu klären, um aufzuzeigen, 
wer sich in diesem Parlament für Stabilität einsetzt 
und wer nicht. Die FDP wird Ihren Entwurf, der 
nicht dazu geeignet ist, diesem Lande mehr Stabili-
tät zu bringen, ablehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Vogt. 

Vogt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Vertreter der 
Koalition hatten heute vormittag eine schlechte 
Sache zu vertreten. Entsprechend schlecht waren 
auch die Argumente. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Ehrenberg, natürlich nach einer groß 
angelegten Polemik, ziellos in die Gegend geschos-
sen, jetzt nicht mehr im Saal, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

hat Motivforschung betrieben, warum wir wohl die-
sen Gesetzentwurf vorgelegt haben. Meine Damen 
und Herren, wir haben ihn vorgelegt, weil durch 
die inflationäre Entwicklung die unteren und mittle-
ren Einkommen durch die Steuerlast sehr hart ge-
troffen werden und weil wir für diese Bevölkerungs

-

gruppen einen steuerlichen Ausgleich haben wollen. 
Das ist unser Motiv und gar nichts anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich finde es sehr bezeichnend, wenn der Sprecher 
der FDP, Graf Lambsdorff, sagt, daß unser Gesetz-
entwurf vom Inhalt her unseriös sei. Also sind die 
steuerliche Entlastung und der Abbau der heim-
lichen Steuererhöhungen, die inflationsbedingt sind, 
unseriös? Ich glaube, der deutsche Steuerzahler wird 
das gebührend zur Kenntnis nehmen. 

Damit will ich es mit der Polemik eigentlich schon 
bewenden lassen. Ich will noch einmal auf zwei 
Gesichtspunkte kurz eingehen, die in der Debatte 
eine Rolle gespielt haben. 

Aus der Begründung der Ablehnung unseres Ent-
wurfs wird deutlich: FDP und SPD brauchen für die 
große Steuerreform eine Manövriermasse. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU. — Zustimmung 
bei der SPD.) 

Sie will heute nach dem Motto handeln: zuerst den 
Bürger zur Kasse bitten, dann etwas zurückgeben 
und dieses Zurückgeben als große soziale Tat feiern. 
Das ist Ihr Motiv. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Zweite ist der konjunkturpolitische Aspekt 
unseres Gesetzentwurfs. Es wird gesagt: Da wird 
neue Kaufkraft geschaffen. — Es wird keine neue 
Kaufkraft geschaffen; es wird Kaufkraft verlagert 
von der öffentlichen Hand auf die Hand von Pri-
vaten. Kein Sprecher der Koalition hat bisher glaub-
würdig dargestellt, daß es so nicht ist. Es handelt sich 
eben nur um eine Verlagerung von Kaufkraft. 

Meine Damen und Herren, Sie gehen — das  über-
sehen Sie vollständig — bei der globalen Dämpfung 
der Konjunktur immer nur auf das Ziel los, die 
Nachfrage einzuengen. Ich glaube, daß es genauso 
wichtig ist, den Kostendruck in der deutschen Wirt-
schaft zu senken. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Katzer: 
Sehr gut!) 

Denn wenn Sie den Weg gehen, nur die Nachfrage 
und nicht zugleich auch den Kostendruck zu dämp-
fen, kommen wir leicht in eine Situation der Stag-
flation, in der wir wegen der steigenden Kosten 
weiterhin auch steigende Preise haben, wobei das 
Produktionspotential aber nicht mehr vollständig 
ausgelastet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Ehrenberg? 

Vogt (CDU/CSU) : Der Kollege Häfele hat vorhin 
gesagt, warum er eine Zwischenfrage nicht zulasse. 
Ich erkläre mich mit ihm solidarisch. Man kann sol-
che Dinge durchaus in der einem zur Verfügung 
stehenden Zeit richtigstellen. 

(Abg. Katzer: Sehr gut!) 
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Sie haben inzwischen zwei Stunden Zeit gehabt, sol-
che Richtigstellungen vorzunehmen. Sie tun es aber 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des Abg. 
Dr. Ehrenberg.) 

Der Kollege Offergeld hat gesagt, unser Gesetz-
entwurf hätte keine Wirkung auf die Tarifvertrags-
parteien. In einem „Spiegel"-Gespräch hat er aller-
dings etwas anderes vertreten, als er heute sagt. 
Herr Minister Friderichs hat hier das gleiche wieder-
holt. Dazu kann ich natürlich nur sagen, Herr Mini-
ster: Wenn Sie von vornherein, nachdem wir unse-
ren Antrag angekündigt hatten, gesagt haben, die 
Gewerkschaften würden darauf nicht reagieren, dann 
wundere ich mich natürlich nicht darüber, daß von 
den Gewerkschaften dieses Echo kommt. 

(Abg. Katzer: Sehr gut! Sehr wahr!) 

Wenn Sie sich nicht der Mühe unterziehen, dieses 
Angebot auch in die Konzertierte Aktion einzubrin-
gen, 

(Abg. Katzer: Sehr richtig!) 

denn verwundert es mich nicht, daß die Tarifpartner 
darauf negativ reagieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Katzer: 
Sehr richtig! Sehr wahr! Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, in unserem Konzept 
hat auch der Weihnachtsfreibetrag wir schlagen 
eine Verdreifachung vor — seinen Stellenwert. Ich 
darf auch hier eine kleine Korrektur anbringen, Herr 
Ehrenberg. Vielleicht hatte der Bundeskanzler, als 
er aus dem Urlaub aus Norwegen zurückkam, etwas 
Abstand gewonnen und sich einmal die Lage in die-
sem Lande ein wenig angesehen. Er kam nämlich 
mit der richtigen Erkenntnis zurück, daß eine Steuer-
senkung baldigst durchgeführt werden müsse. 

(Abg. Dr. Häfele: Vor der Steuerreform! 
Abg. Dr. Ehrenberg: Vor der Steuerreform 

machen wir es auch!) 

-- Baldigst, vor der Steuerreform! Erst nachdem ihn 
der Finanzminister wahrscheinlich etwas in die 
Zange genommen hat, ist er wieder weich geworden, 
wie wir es in verschiedenen anderen Fällen auch 
erlebt haben. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ich möchte jetzt wirklich 
einmal die Kollegen vom DGB auf allen Seiten die-
ses Hauses, die hier im Saal sind, fragen: Glauben 
Sie denn, der deutsche Arbeitnehmer nimmt die Ver-
günstigung, die er aus einer Verdreifachung des 
Weihnachtsfreibetrages bekommt, nur deshalb nicht 
an, weil Herr Strauß sie fordert? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. — 
Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg.) 

— Das glauben Sie doch nicht im Ernst. 

Der DGB fordert — ich will die einzelnen Stellung-
nahmen hier nicht im Detail verlesen — sofortige 
steuerliche Entlastungen. Er fordert insbesondere 
eine Verdreifachung des Weihnachtsfreibetrages. Die 
Sprecher der Koalition haben zu Recht darauf hinge-

wiesen, daß sich der Weihnachtsfreibetrag je nach 
Einkommenshöhe unterschiedlich auswirke. Nur, 
meine Damen und Herren, wir machen ja hier keine 
Steuerreform, sondern wir fordern eine steuerliche 
Entlastung. 

(Abg. Dr. Ehrenberg: Inflationsbegünstigung!) 

Wir wollen die inflationsbedingten heimlichen Lohn-
steuererhöhungen beseitigen. Wir wünschen ein Pro-
gramm für ein Jahr. Ich glaube, daß der DGB seine 
Vorstellungen und seine Forderung gerade auch 
unter diesem Gesichtspunkt erhoben hat. Herr Kol-
lege Ehrenberg, wenn Sie unseren Vorschlag als un-
sozial abqualifizieren, dann ist eben auch der Vor-
schlag des DGB unsozial. Dann ist der DGB nach 
Ihrer Vorstellung eben ein reaktionäres Gebilde. Er 
wird sich dafür bei Ihnen entsprechend bedanken. 

(Abg. Katzer: Sehr gut! — Abg. Dr. Ehren- 
berg: Das haben Sie gesagt!) 

Vielleicht haben Sie doch noch einige Beziehungen 
zum Deutschen Gewerkschaftsbund. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Katzer: 
Sehr gut!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ist es 
natürlich interessant, wie der SPD-Pressedienst auf 
diesen Vorschlag des DGB reagiert hat. Dort heißt 
es nämlich: 

Auf dem Steuerparteitag der SPD hatte Einig-
keit darüber geherrscht, daß der Anteil des 
Staates am Bruttosozialprodukt erhöht werden 
muß und daß es wichtiger ist, Schulen und Kran-
kenhäuser zu bauen, mehr Gelder in den öffent-
lichen Nahverkehr zu investieren und neue Er-
holungsgebiete zu schaffen, als einen — und das 
muß aus aktuellem Anlaß gesagt werden — 
noch größeren Weihnachtsbraten auf den Fest-
tisch aufzutragen oder noch wertvollere Ge-
schenke unter dem Weihnachtsbaum liegen zu 
haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

So reagiert die SPD auf diesen Vorschlag des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes. Ich glaube, wenn 
es so weitergeht, wird der Deutsche Gewerkschafts-
bund sehen, daß auf Ihrer Seite des Hauses nicht die 
Interessenvertretung seiner Mitglieder sitzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Bundesminister für Wirtschaft, Herr Friderichs. 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Her-
ren! Bevor ich mich im Detail zu einigen Fragen 
äußere, möchte ich etwas Grundsätzliches zu diesem 
Gesetzentwurf sagen. 

Herr Strauß, ich glaube, daß Sie mit der Einbringung 
des Entwurfs und mit Ihrer heutigen Begründung 
eigentlich mehr das Problem der Glaubwürdigkeit 
Ihrer Politik als Detailfragen dieses Gesetzentwurfs 
angesprochen haben. Ich fühle mich zu dieser Aus-
sage deswegen berechtigt, Herr Strauß, weil ich noch 
nie bei Vorlage eines Gesetzentwurfes, den die 
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Opposition in diesem Hohen Haus eingebracht hat, 
so viele Anrufe und Ansprachen von Mitgliedern 
Ihrer Partei gehabt habe wie diesmal, und zwar von 
ernst zu nehmenden Mitgliedern Ihrer Partei, die 
sich davon distanziert haben. 

(Abg. Katzer: Wir haben nur ernst zu neh

-

mende Mitglieder in unserer Partei, Herr 
Minister!) 

— Ich bitte um Entschuldigung, Herr Katzer, daß ich 
dieses in Zweifel gezogen habe. Ich lasse mich in 
dieser Hinsicht gerne belehren. 

(Abg. Katzer: In Ordnung!) 

Vielleicht darf ich es so formulieren: und zwar von 
Mitgliedern, denen ich jedenfalls den Sachverstand 
zur Beurteilung ökonomischer Zusammenhänge nicht 
abspreche — so hatte ich es gemeint —, übrigens 
aus ganz unterschiedlichen Lagern, z. B. aus dem 
Lager, dem Sie vielleicht bis jetzt näherstanden. Ich 
meine die Unternehmer. Heute sieht das ja etwas 
anders aus: als ob auch andere Gruppen von Ihnen 
mehr entdeckt worden seien. 

Aber ich sage Ihnen ganz deutlich, aus diesen 
Kreisen wurde ich — noch heute morgen — be-
drängt: Bleibt doch um Gottes willen hart; macht 
doch diese Opportunitätshascherei nicht mit; sie ist 
wirtschaftspolitisch falsch! Wir können uns gern 
auch über die Betreffenden unterhalten. Sie sind zum 
Teil sehr ranghoch. 

Die Rede von Herrn Häfele hat mich in makabrer 
Weise an den Herbst 1972 erinnert. Deswegen will 
ich in der Sache nicht darauf eingehen. 

Herr Strauß, vielleicht haben Sie selbst die Glaub-
würdigkeit Ihrer Ausführungen am besten charak-
terisiert, indem Sie bei Nennung des Namens des 
Bankpräsidenten Hankel gesagt haben, er sei der 
währungspolitische Berater des Bundeswirtschafts-
ministers. 

(Abg. Strauß: Der von Schiller gewesen, ja!) 

— Nein, nein, Sie haben gesagt, er sei der wäh-
rungspolitische Berater des Bundeswirtschafts-
ministers. 

(Abg. Strauß: Sie haben die ergänzenden 
zwei Worte nicht gehört!) 

— Nein, das haben Sie nicht gesagt; das können 
Sie gerne nachschauen. 

Ich wollte Ihnen nur bestätigen, daß dieser Bun-
deswirtschaftsminister — der andere ist ja, jeden-
falls seit Herbst 1972, näher bei Ihnen — mit Herrn 
Hankel seit seiner Amtseinführung noch nicht ge-
sprochen hat. Dies möchte ich hier feststellen. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Die FDP hatte 
sich vergeblich um ihn bemüht!) 

— Herr Wagner, glauben Sie wirklich, daß Sie mit 
diesen Kamellen noch etwas erreichen können? Ich 
glaube es nicht. Ich bin auch anderer Meinung in 
der Sache. 

Zur Sache. Der Gesetzentwurf bringt eine Steuer-
entlastung — wir wollen uns nicht streiten; ich 
nehme Ihren Betrag — von meinetwegen 8 Milliar-
den DM. Es ist wohl unbestritten, daß diese 8 Mil

-

liarden DM verfügbares Einkommen werden; ein-
fach ausgedrückt: Kaufkraft. Wir können nun lange 
streiten, ob sie gespart werden oder nicht. 

Ich finde es ein bißchen einfach gesagt, diese Be-
träge würden — wenn man sie dem Staat beließe, 
also Ihren Gesetzentwurf ablehne — mit Sicherheit 
ausgegeben. Ich fand, daß Herr Strauß hier deut-
licher war. Er hat nämlich gesagt, auch ihm sei 
klar, daß bei einer Entlastung um 8 Milliarden DM 
— das bedeutet Mindereinnahmen um 8 Milliar-
den DM — mindestens für den Haushalt 1974 — so 
habe ich Sie verstanden — eine zusätzliche Kredit-
aufnahme gegenüber der geplanten erforderlich sei. 
Das bedeutet aber doch nichts anderes als die Tat-
sache, daß diese zusätzlichen 8 Milliarden DM in 
den Kreislauf gehen. Ich will jetzt gar nicht prüfen, 
wo sie hingehen. 

(Abg. Strauß: Plus Lohnverhandlungen, 
Herr Minister!) 

— Ich sage gleich noch etwas dazu, Herr Dr. Strauß. 
Dieser Betrag ist also im Kreislauf. Wir müssen 
doch über die bisher geplante Kreditaufnahme hin-
ausgehen, die jetzt in Höhe von 2 Milliarden DM 
bis 2,5 Milliarden DM vorgesehen ist. Das ist doch 
ökonomisch eine Art von deficit spending. Ich er-
innere mich an die Zeiten, wo Plisch und Plum auf 
der Regierungsbank saßen und diese Wortprägun-
gen eine Rolle gespielt haben. 

Die Bundesregierung hat eine Begrenzung der 
Steigerung des Haushaltsplans auf 10,5 % durch-
gesetzt, Herr Dr. Strauß, ohne daß sie — ich sage 
das ganz klar in Anwesenheit des Herrn Finanz-
ministers — von der Einnahmenseite her zu dieser. 
Begrenzung gezwungen gewesen wäre. Sie waren 
selbst Finanzminister. Sie wissen, wie schwierig es 
ist, auch berechtigte Ausgabenwünsche von Ressort-
kollegen abzuwehren, wenn Sie nicht einmal das 
Argument der leeren Kassen in der Hand haben. 
Das ist der Unterschied zwischen dem Bundeshaus-
halt und den Länderhaushalten. 

(Abg. Strauß: Wir wollen Ihnen ja dabei 
helfen!) 

— Ich will Ihnen gleich sagen, wo Sie helfen wollen. 
Sie behaupten, Sie wollten helfen. Dann hätten Sie 
beispielsweise diesem Ihren Gesetzentwurf einen 
klaren Deckungsvorschlag beifügen müssen. Dann 
hätten Sie sich äußern müssen, ob die Ansprüche 
der Länder, 5 % mehr Anteil an der Mehrwertsteuer 
zu erhalten, eigentlich in dieses Programm passen. 
Dann hätten Sie sagen müssen, ob es richtig ist, 
daß Mitglieder Ihrer Partei und Fraktion sagen kön-
nen, es sei falsch, daß die Finanzierung des Energie-
programms zum Teil durch den Verbraucher ge-
schehen müsse, das solle über den Haushalt ge-
schehen. Ich frage Sie: Wo paßt denn das alles noch? 
Sie können doch beim besten Willen nicht Minder-
einnahmen von 8 Milliarden DM fordern, wenn die 
Summe der Mitglieder Ihrer Fraktion in demselben 
Augenblick permanent Mehrausgaben — siehe die-
ses Beispiel! — verlangt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe hohen Respekt vor der Einsichtsfähig-
keit Ihrer Führungsspitzen, da Sie nun wenigstens 
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Koordinatoren bestellt haben. Wir haben daher die 
Chance, darauf hoffen zu dürfen, daß die Summe 
der Äußerungen nicht mehr ausschließlich wider-
sprüchlich, sondern wenigstens teilweise in der 
Finalität gleichgerichtet ist. Darauf mögen wir war-
ten. 

(Abg. Dr. Jenninger: Ich hoffe, daß Sie dann 
nachziehen!) 

— Ich will Ihnen zu dem Nachziehen etwas sagen. 
Ich gehe auf den Streit, den Sie aufzubrechen ver-
suchen, nämlich auf das, was der Bundeskanzler ge-
sagt haben soll, überhaupt nicht ein. Sie wissen, 
daß Sie mich damit sowieso nicht aus meiner Art 
herauslocken können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum so 
selbstgefällig, Herr Friderichs?) 

Ich sage Ihnen eines ganz klar Ich unterstelle ein-
mal, die Äußerungen von Herrn Häfele — — 

(Abg. Katzer: Das verstehe ich sehr gut!) 

— Herr Katzer, lassen Sie mich doch ruhig einmal 
ausreden. Vielleicht ist das sogar zu ertragen. 

(Abg. Katzer: Ich höre Sie immer gern!) 

Ich unterstelle also, die Äußerungen von Herrn 
Häfele wären richtig gewesen, und der Bundeskanz-
ler hätte das gesagt. Ist es denn nun wirklich ein 
Drama, wenn auf Grund einer Beratung mit dem 
Finanz- und Wirtschaftsminister unter Umständen 
ein Ergebnis herauskäme, das ökonomisch richtig 
ist? Ich weiß nicht, was Sie eigentlich wollen. Ich 
muß wirklich fragen, was Sie damit wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Hätte der Bundeskanzler, den Sie zuletzt gestellt 
haben, mehr auf ökonomische Ratgeber gehört, wäre 
uns allen — uns allen! — einiges erspart geblieben. 
Das muß ich Ihnen allerdings sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das müssen Sie doch zur Kenntnis nehmen, Herr 
Wagner. Die Politik, die 1969 mit der Verhinderung 
der Aufwertung im richtigen Zeitpunkt betrieben 
wurde, hat uns in einen Boom hineingebracht, der 
verhinderbar war. Das wissen Sie auch viel zu gut. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier] : Mir geht es nur 
darum, daß wir auch einmal verschiedene 
Meinungen in der Öffentlichkeit haben dür

-

fen!) 
— Sehr gut. 

Ein Wort zur Stillegung! Ich sage Ihnen hier nur 
Zahlen. Ich äußere mich nicht zur Stabilitätsabgabe 
und zur Investitionssteuer. Sie wird stillgelegt. Dar-
über gibt es überhaupt keine Meinungsverschieden-
heiten. Meinungsverschiedenheiten gibt es, ob dar-
über hinaus freiwillig Gelder stillgelegt werden. 
Die Stabilitätsanleihe ist stillgelegt, das ist selbst-
verständlich. Das ist wieder ein Beweis, daß Sie 
vielleicht manchmal doch etwas zurückhaltender sein 
sollten, wenn Sie der Regierung unterstellen, sie tue 
nicht das, was sie ankündige. 

Als ich vor kurzem hier stand — nach dem Kolle-
gen Schmidt —, und es um die Frage ging, ob wir 

die Mehreinnahmen aus der Mineralölsteuer in die-
sem Jahr stillegen würden, da haben Sie Zweifel 
angemeldet. Wir dagegen haben gesagt: Selbstver-
ständlich werden wir in diesem Jahr 700 Millionen 
DM zusätzlich zur Stabilitätsabgabe und zur Investi-
tionssteuer stillegen. Im Augenblick beträgt die 
Stillegungssumme laut Ausweis der Deutschen Bun-
desbank 610 Millionen DM vom Bund; die erwartete 
Mehreinnahme aus dieser Steuer beläuft sich 1973 
auf rd. 700 Millionen DM. Auch diese Ihre wieder-
um betätigte Verdächtigung wird also spätestens 
am 31. Dezember nachweisbar unrichtig sein. 

(Abg. Dr. Jenninger: Wir haben nur kritisiert, 
daß es nicht im Haushalt war!) 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, noch 
eine weitere Zahl anführen. Während der Bund 
610 Millionen DM stillgelegt hat, hat die Summe der 
Länder 20 Millionen DM stillgelegt. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Diese 20 Millionen DM kommen von einem einzigen 
Land — ich nenne es, weil es als einziges einen 
sichtbaren Beitrag geleistet hat —: vom Freistaat 
Hamburg. Nichts von den stabilitätsbewußten Mini-
sterpräsidenten, die da durch die Gegenden in 
Schleswig-Holstein laufen und ökonomische Erklä-
rungen abgeben, nichts von einem Beitrag, obwohl 
sie selbst wissen, wie die Mehreinnahmen auch dort 
gestiegen sind. 

Herr Dr. Strauß hat das IFO-Institut zitiert. Ich bin 
immer sehr froh, wenn das zitiert wird, weil ich eine 
ganze Menge von den Prognosen und Analysen die-
ses Instituts halte. Aber Sie hätten, Herr Dr. Strauß, 
aus demselben Schnelldienst, aus dem Sie zitiert 
haben — das ist der vom 19. September 1973 —, 
auch die Seite zitieren sollen, auf der das Fazit 
steht. Mit Erlaubnis des Herr Präsidenten möchte 
ich zwei Sätze zitieren. Das Fazit beruht nämlich 
in einem Absatz, der zusammengezogen ist und wie 
folgt lautet: 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind die notwen-
digen Lohnsteuersenkungen in Form von Frei-
betragserhöhungen aus konjunkturellen Grün-
den abzulehnen. Man sollte mit zusätzlicher 
Kaufkraft nicht noch die Konsumentennach-
frage stärken. 

Das ist der Schnelldienst, den Sie zum Beweis der 
Richtigkeit Ihres Antrags zitiert haben. So kann man 
doch nicht mit einem Parlament und so sollte man 
auch nicht — das kann man zwar — mit einer Re-
gierung umgehen, Herr Dr. Strauß. 

(Abg. Strauß: Bestreiten Sie die Richtig-
keit der Zahlen?! Mehr habe ich ja nicht 

entnommen!) 

— Nein, die IFO-Zahlen bestreite ich nicht. 

Das einzig scheinbar richtige Argument Ihres An-
trags — mit dein will ich mich gerne auseinander-
setzen —, ist die Behauptung — die auch in der 
Begründung enthalten ist —, dadurch entstünden bei 
der breiten Masse der Arbeitnehmer reale Netto-
mehreinkommen und dadurch käme es bei den be- 
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vorstehenden, sicher schwierigen Tarifvertragsver-
handlungen zu niedrigeren Tariflohnabschlüssen. 

(Abg. Katzer: Zu einer Erleichterung für den 
Abschluß!) 

— Ich sage doch, das einzig scheinbar richtige Ar-
gument; darauf will ich eingehen, Herr Katzer. 

(Abg. Katzer: Sehr gut!) 

Die Rüge, die der Herr Abgeordnete Vogt mir er-
teilt hat, habe ich zur Kenntnis genommen. Nur: Das, 
was er gerügt hat, habe ich alles getan. Ich habe 
nämlich nicht nur in der Konzertierten Aktion, in 
der bekanntlich Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Sachver-
ständige, Banken usw. vertreten sind, diese Frage auf 
den Tisch gelegt. Nein, nein, ich habe mehr getan! 
Ich bin zu vertraulichem Gespräch zu der Bundes-
vorstands-Sitzung des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des nach Freiburg gefahren, und ich bin — zusam-
men mit meinen engsten Mitarbeitern — zu der Sit-
zung des tarifpolitischen Ausschusses des Deutschen 
Gewerksschaftsbundes gefahren — alles vor der 
Konzertierten Aktion, ohne großes Aufheben, weil 
man auf zweierlei Weise Politik machen kann. Dann 
erst bin ich in die Konzertierte Aktion gegangen, 
und zwar nicht, Herr Vogt, mit der Tendenz: Das ist 
so — leider können Sie es nicht nachlesen, weil es 
über die Konzertierte Aktion kein Protokoll gibt; 
aber fragen Sie bitte die Teilnehmer —, sondern mit 
der Fragestellung — denn wir haben uns doch selbst 
mit diesen Fragen befaßt —, ob es richtig ist, zu die-
sem Zeitpunkt zu entlasten; denn daß wir entlasten 
wollen, haben Sie doch selbst gesehen. 

(Abg. Vogt meldet sich zu einer Zwischen

-

frage.) 

— Wenn ich den Satz zu Ende geführt habe, können 
Sie sofort eine Zwischenfrage stellen. — Ich bin also 
in die Konzertierte Aktion mit der Fragestellung 
gegangen, ob bei einer Entlastung dieser oder ähn-
licher Art mit Tarifabschlüssen zu rechnen sei, die 
einen zusätzlichen Beitrag zur Rückgewinnung von 
mehr Stabilität darstellen würden. Dies war die ge-
stellte Frage. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Vogt? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte sehr, selbstverständlich. 

Vogt (CDU/CSU) : Herr Minister, ist es richtig, 
daß Sie sofort nach Bekanntwerden unserer Ini-
tiative, d. h. also Ende Juli dieses Jahres, gesagt 
haben, daß eine solche Initiative nicht in die kon-
junkturpolitische Landschaft passe, ist es also rich-
tig, daß Sie Ihre negative Stellungnahme schon 
abgegeben hatten, bevor Sie in die Gespräche ge-
gangen sind, von denen Sie gerade berichtet haben? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Soweit ich mich erinnere, ist es richtig, daß ich 
gesagt habe, daß die Initiative, und zwar unmittel-
bar nach deren Bekanntwerden, nicht in die konjunk-
turpolitische Landschaft passe. Dies ist meine Mei

-

nung gewesen und ist es heute noch. Es ist nicht 
richtig, daß ich mich vorher zu der Frage geäußert 
hätte, ob sie möglicherweise unabhängig von der 
Kaufkraftschaffung einen Einfluß auf die nominalen 
Abschlüsse der Tarifrunde des kommenden Herbstes 
hätte. 

Ich darf fortfahren. In der Konzertierten Aktion 
bestand Übereinstimmung zwischen allen daran Be-
teiligten — ich betone: allen  , daß dieser von 
Ihnen in der Begründung erwartete Effekt nicht ein-
treten werde. Denn ich gebe Ihnen zu, wenn dieser 
Effekt mit absoluter Sicherheit einträte, müßte man 
sehr lange darüber diskutieren, welche volkswirt-
schaftlichen Wirkungen das hätte. Ich brauche hier 
aber nichts mehr dazu zu sagen, denn er tritt nicht 
ein. 

Ein Wort zu diesem ständigen Gerede über die 
armen Lohnsteuerzahler und die wahnsinnig stei-
gende Lohnsteuer, die jetzt sogar die Mehrwert-
steuer überholt habe. Meine Damen und Herren, 
vergessen Sie doch bitte nicht, Sie sagen Lohnsteuer 
und sagen nicht dazu, daß 85 % der Menschen in 
diesem Lande Lohnsteuer zahlen, auch der, der ge-
rade redet, und zwar versteuert er sein Einkommen 
voll, weil er diesem Hohen Hause nicht angehört, 
wie Sie wissen. 

(Abg. Dr. Häfele: Sie zahlen Einkommen-
steuer!) 

— Am Ende, aber zunächst einmal gebe ich meine 
Lohnsteuerkarte dort ab, wo ich beschäftigt bin, da-
mit Sie das genau wissen. — Was soll das denn 
alles? Sie suggerieren, als ob nur die kleinen armen 
Leute Lohnsteuer zahlten, und geben nicht zu, daß 
in Wahrheit 85 % der Menschen in diesem Lande 
davon betroffen sind. 

Lassen Sie mich nun unter Bezugnahme auf diese 
Frage „Ausfluß auf Tarifpolitik" noch etwas sagen. 
Meine Damen und Herren von der Opposition, wenn 
einer hier anheizt und den verantwortungsbewußten 
Führern unserer Gewerkschaften das Leben er-
schwert, dann doch. Sie, wenn Sie durch die Gegend 
laufen und erzählen, da wäre ja überhaupt kein 
realer Zuwachs mehr drin, und da müßte man mal 
etwas dran tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie werden sich noch sehr überlegen müssen, ob es 
richtig ist, wenn Sie diesen verantwortungsbewuß-
ten Kräften das Geschäft erschweren, um es Gruppen 
zu erleichtern, von denen ich nach wie vor der Über-
zeugung bin, daß Sie sie auch nicht mögen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Breidbach? 

Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte! 

Breidbach (CDU/CSU): Herr Minister, meinten 
Sie mit Ihrer letzten Äußerung über die Tatsachen-
aussagen der Opposition, daß zukünftig die Opposi-
tion über diese Tatsachen, daß nämlich ein Zuwachs 
des Realeinkommens nicht mehr vorhanden ist, 
öffentlich sprechen soll? 
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Dr. Friderichs, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich bin der Meinung, sie sollte die Wahrheit sagen, 
und ich werde mir gleich erlauben, Ihnen diese zu 
sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu -

rufe von der CDU/CSU.) 

— Keine Aufregung. 

(Abg. Strauß: Auch für Minister gilt das 
Gebot, hier nicht zu viel Arroganz zu zei

-

gen! So geht es wirklich nicht!) 

— Ich bedanke mich, Herr Dr. Strauß, für die Be-
lehrung. 

(Abg. Strauß: Wir sind doch nicht Ihre 
Schulbuben! Was glauben Sie überhaupt?) 

— Nein, ich meine, wir sollten uns wirklich darüber 
einig sein, daß hier niemand mein Schulbube ist. Ich 
bin von Hause aus auch kein Philologe und habe da-
her furchtbar wenig pädagogische Talente, weil ich 
etwas anderes gelernt habe. Ich will das aber nicht 
ausdiskutieren. 

Da Sie mich gerade ansprechen, will ich auf Sie 
eingehen. Sie haben doch permanent behauptet, daß 
Aufwertungen usw. Quatsch seien, die brächten 
doch gar nichts. 

(Abg. Strauß: Auch das ist im Munde eines 
Ministers eine Lüge, weil er es wissen 
müßte! — Oh-Rufe bei den Regierungs

-

parteien.) 

— Sollte es die Unwahrheit sein — Lüge heißt ja, 
bewußt die Unwahrheit sagen; dies habe ich nicht 
getan —, nehme ich es zurück, bringe aber die 
Zahlen trotzdem. Nehmen wir es so hin, weil es 
draußen diskutiert wird. 

Es wird behauptet, daß die Maßnahmen der Bun-
desregierung — insbesondere auch die Aufwertun-
gen, die für die deutsche Wirtschaft nicht ganz ein-
fach zu verkraften waren — überhaupt nichts ge-
bracht hätten, denn die Einfuhrpreise stiegen ja 
stärker als die Inlandspreise. 

Ich möchte die Zahlen nennen. Die Zahlen zeigen, 
daß die Einfuhrpreise — nicht berechnet als Kon-
traktpreise, sondern als Durchschnittswerte — sich 
in der Bundesrepublik Deutschland im zweiten Vier-
teljahr 1973 — im Vergleich zum zweiten Vier-
teljahr 1972 — um 4,5 % erhöht haben. In Groß-
britannien: plus 27,2 % .  In den USA: plus 16,8 %. 
In Japan: plus 4,8 %. — Das heißt, auch diese Be-
hauptungen, das helfe alles gar nichts, sind nicht 
richtig. 

Erlauben Sie mir bitte, daß ich zum Schluß auf die 
Frage eingehe, die Herr Breidbach gestellt hat, 'ob 
man nämlich über reale Zuwachsraten reden dürfe 
oder nicht. Nun, reden darf man über alles. Man 
sollte nur den Versuch machen, das zu sagen. Und 
ich will versuchen, Ihnen was stimmt zu sagen. 

Der für 1973 erwartete reale Zuwachs des Brutto-
sozialprodukts um etwa 6 % entspricht einer Stei-
gerung um rund 50 Milliarden DM. Davon werden 
in diesem Jahr allein 11 Milliarden DM durch den 
im Vergleich zum Vorjahr ungewöhnlich gestiege-
nen realen Ausfuhrüberschuß von Waren und 

Dienstleistungen verbraucht. Wenn man von den 
50 Milliarden DM Sozialproduktsteigerung — ich 
erkläre das bewußt so, damit wir uns vielleicht ein-
mal auf sachliche Fragen einigen können — diese 
11 Milliarden, die ins Ausland fließen, abzieht, 
stehen für die Verwendung im Inland noch 39 Mil-
liarden DM zur Verfügung. Das sind 4,5 % mehr als 
im Vorjahr. Mit anderen Worten, während in die-
sem Jahr von unserer Volkswirtschaft real um 6 % 
mehr produziert wird, kann im Inland nur 4,5 % 
mehr zur Verfügung stehen. Das ist zunächst einmal 
eine Größe, von der wir vielleicht ausgehen sollten. 

Wie wird nun dieser reale Zuwachs von 39 Mil-
liarden DM im einzelnen verwendet? 13 Milliarden 
dürften nach unseren Berechnungen auf die von 
Unternehmen und Staat getätigten Investitionen so-
wie auf den Wohnungsbau entfallen. Das heißt, In-
vestitionen, Wohnungsbau und staatliche Investi-
tionen plus 6 %. Um etwa 5 bis 6 Milliarden DM 
wird wahrscheinlich der reale Staatsverbrauch zu-
nehmen: plus 4 %. Die privaten Haushalte schließ-
lich dürften real 20 bis 21 Milliarden DM mehr ver-
brauchen: plus 4,5 %. 

Damit — das gebe ich zu — ist noch wenig gesagt 
über die Verteilung der realen gesamtwirtschaft-
lichen Einkommensteigerung auf Personengruppen 
bzw. Staat. Eine Aussage darüber ist auch nur sehr 
begrenzt möglich. Am ehesten läßt sich noch etwas 
über den realen Zuwachs des privaten Verbrauchs 
sagen; insbesondere läßt er sich am ehesten be-
stimlten Einkommensarten zuweisen. 

Hinter der realen Zunahme der privaten Ver-
brauchsausgaben von 20 bis 21 Milliarden DM gleich 
4,5 % steht eine Zunahme des Realwerts der ver-
fügbaren Einkommen der privaten Haushalte um 
nur etwa 17 Milliarden gleich 4 %, da die Spar-
quote in diesem Jahr geringer ausfällt als im Vor-
jahr. Diese 17 Milliarden DM realer Einkommens-
zuwachs der privaten Haushalte ergeben sich u. a. 
aus: 6 Milliarden DM oder 3 % Wachstum der Real-
lohneinkommen; 5,5 Milliarden DM oder 6 % Zu-
nahme der Realeinkommen im Renten- und Sozial-
leistungsbereich; 5,5 Milliarden DM oder rund 4,5 % 
Erhöhung der entnommenen Gewinne und Vermö-
genseinkommen. 

Diese letzte Position — Gewinne und Vermögens-
einkommen — mit hinreichender Sicherheit aufzu-
teilen bin ich nicht in der Lage. Aber aus Vermö-
genseinkommen dürfte jedenfalls ein Teil auch den-
jenigen zufließen, die ansonsten in der Gruppe 
„Reallohneinkommen" geführt werden. 

Das bedeutet, daß die pauschale Aussage, die der 
Kollege Schmidt vorhin gemacht hat, hier durch ein 
Zahlenwerk untermauert wird. Und ich glaube, es 
wäre gut, wenn wir alle bereit wären, auch draußen 
zu sagen, daß die These von der nicht vorhandenen 
realen Steigerung der Lohneinkommen ein Märchen 
ist. Ich gebe zu, daß sich die Steigerung je nach 
Familienstand und Einkommenshöhe unterschiedlich 
gestaltet. 

(Abg. Katzer: Sehr unterschiedlich!) 

Wir haben das an Beispielen durchgerechnet. Bei 
einem Ledigen mit einem Monatseinkommen von 
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1 700 DM ergibt sich nach meiner Tabelle eine 
Reallohnsteigerung von 1,8 %. Wenn der Durch-
schnitt bei 3 % liegt, muß nota bene die Steige-
rungsrate zum Teil darunter, zum Teil darüber 
liegen. 
Meine Damen und Herren, ich habe mit diesem 

Beitrag den Versuch gemacht, einmal zu zeigen, 
wie sich auch die Opposition in wichtigen gesamt-
wirtschaftlichen Fragen als glaubwürdig erweisen 
könnte. Meine Damen und Herren, ich glaube, wir 
täten alle gut daran, wenn wir ausgerechnet wirt-
schaftspolitische Debatten in dieser Phase nicht da-
zu benutzten, uns nahezu ausschließlich an Oppor-
tunitätsgrundsätzen, die in der Politik eine große 
Rolle spielen, auszurichten. Ich weiß, daß Steuer-
senkungen leichter zu vertreten sind als Steuer-
erhöhungen. Wenn aber die Senkung zu einem be-
stimmten Zeitpunkt ökonomisch falsch ist, muß man 
den Mut haben, dies draußen zu sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren! Bevor ich das Wort weiter erteile, möchte 
ich zur Geschäftslage folgendes sagen. Es liegen zur 
Zeit noch fünf Wortmeldungen zu diesem Tages-
ordnungpunkt vor. Ich werde die Sitzung genau um 
13 Uhr unterbrechen müssen, und zwar aus zwei 
Gründen, erstens, da der Ältestenrat tagt, zweitens, 
da die Mittagspause ohnehin kurz genug ist. Wir 
werden dann also in der Rednerliste — abgesehen 
von einer Wortmeldung, die gleich jetzt erledigt 
wird — um 15 Uhr fortfahren und daran anschlie-
ßend Punkt 5 der Tagesordnung — Änderung ver-
mögensteuerrechtlicher Vorschriften — und erst da-
nach den ursprünglich für 15 Uhr vorgesehenen Ta-
gesordnungspunkt — Große Anfrage betr. Städte-
bau und Städtebaupolitik — aufrufen. 

Nunmehr hat der Finanzminister von Rheinland-
Pfalz, Herr Gaddum, das Wort. 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Her-
ren! Die Länder sind in der Debatte verschiedentlich 
apostrophiert worden. Lassen Sie mich aus der Sicht 
eines der angesprochenen Länder nur zu vier Punk-
ten etwas sagen. 
Nach meinem Dafürhalten ist die Situation der 

Steuerverwaltung in den Ländern in dieser Diskus-
sion bisher zu kurz gekommen. Es ist sicherlich 
Aufgabe eines Landesfinanzministers, denjenigen, 
die hier Bedenken haben, einem solchen Vorschlag 
zu folgen, diese Situation doch noch einmal sehr 
nachdrücklich vor Augen zu führen. Ich will dies 
jetzt nicht mit Zahlen tun. Die steigende Arbeitsbe-
lastung der Finanzämter, zu der es nicht zuletzt 
durch die heimlichen Steuererhöhungen, durch das 
Hineinwachsen in die Progression kommt, bedeutet 
de facto ein Mehr an Ungerechtigkeit in unserem 
Steuersystem und unserer Steuerverwaltung. Diese 
Ungerechtigkeit kann auch nicht allein durch gesetz-
liche Regelungen ausgeräumt werden. 

Ein Zweites. Wir prüfen zur Zeit — auch das bitte 
ich zu sehen —, ob wir in einzelnen Bereichen nicht 
tatsächlich so weit sind, daß die Verfassungsmäßig- 

keit unseres Steuerrechts zumindest in Frage ge-
stellt werden muß. Die Diskussion über die Zinsen 
wird bereits geführt. Sie kann wahrscheinlich in 
gleicher Weise hinsichtlich der Wahrung der Sozial-
staatsklausel, unter der auch unser Steuerrecht zu 
sehen ist, geführt werden. 

Ein weiterer Punkt. Meine Damen und Herren, 
das konjunkturpolitische Argument sehen wir durch-
aus, und wir würdigen es auch. Aber wo steht denn 
eigentlich geschrieben, daß die Abschöpfung von 
Kaufkraft nur in einer bestimmten Form erfolgen 
könnte? Wo steht eigentlich geschrieben, daß, wenn 
es unbedingt für nötig gehalten wird, Kaufkraft ab-
zuschöpfen, dies zur Zeit nur in ganz bestimmten 
Bereichen erfolgen kann? Eben wurde gerade ge-
sagt, daß ein sehr großer Teil der Einkommens-
empfänger Lohnsteuerzahler seien. Dies stimmt. 
Aber das Mehraufkommen, das durch die Inflation 
bei den Finanzämtern angekommen ist, kommt ja 
nicht von den oberen Gruppen her, sondern von 
den Gruppen, die aus dem Proportionaltarif in den 
Progressionstarif hineinwachsen, und das sind ja 
nun nicht die Reichen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wenn es tatsächlich so ist, daß unser Steuerrecht in 
wesentlichen Bereichen — dies ist im Grunde ge-
nommen doch unstreitig — nicht mehr dem ent-
spricht, was es sein sollte, wenn es nicht mehr den 
Gesichtspunkten, unter denen es konzipiert wurde, 
d. h. den Gesichtspunkten der sozialen Gerechtig-
keit, entspricht, halte ich es nicht für angängig, daß 
das .konjunkturpolitische Argument ausreichend ist, 
dies vom Tisch zu wischen. Wir müssen selbstver-
ständlich auch die konjunkturpolitischen Momente 
wahren und berücksichtigen und, wenn es notwendig 
ist, auch entsprechende gesetzgeberische Maßnah-
men treffen. Das Land Rheinland-Pfalz hat Sie, wenn 
es darauf ankam, unterstützt. Aber, meine Damen 
und Herren, das darf nicht dazu führen, unser Recht 
da, wo es in den Zweifel der Verfassungsmäßigkeit 
oder der Verfassungswidrigkeit gerät, deshalb nicht 
korrigieren zu wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich zu einem Dritten etwas sagen. Es 
ist die Frage gestellt worden, wie denn die Länder 
hinsichtlich der Mehrwertsteuer reagieren wollten. 
Bei der Auseinandersetzung über die Mehrwert-
steuer — darauf darf ich hinweisen — wollen wir 
nicht etwas vom Bund, sondern hier geht es um die 
vom Verfassungsgeber gewollte Aufteilung der 
Steuerquellen zwischen Bund und Ländern. Das sind 
zwei gleichberechtigte Verhandlungspartner. Diese 
Steuerverteilung ist eine langfristige Entwicklung, 
bei der wir meinen, daß auf beiden Seiten die infla-
tionsbedingten Einnahmen aus dem Spiel bleiben 
sollten. So wird auch seitens der Länder durchaus 
argumentiert. Ich bin der Meinung, daß es nicht an-
gängig ist, bei diesem Rechenspiel die inflationsbe-
dingten Steuereinnahmen sozusagen immer ins Kal-
kül zu ziehen. Wir geben damit etwas aus, was 
— darüber sind wir uns ja wohl weitgehend einig — 
de  facto nicht durch Kaufkraft gedeckt wird, son-
dern nur noch Papiergeld ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Lassen Sie mich zum Vierten noch etwas hinsicht-

lich des Verhaltens der Länder bei der Bildung einer 
Rücklage sagen. Es ist richtig, daß bisher das Land 
Hamburg eine entsprechende Rücklage gebildet hat. 
Allerdings kann ich Ihnen die den Bundeswirt-
schaftsminister sicherlich erfreuende Mitteilung ma-
chen, daß die Landesregierung von Rheinland-Pfalz 
in diesen Tagen den Beschluß gefaßt hat, der Bun-
desbank ebenfalls 50 Millionen DM als Rücklage 
zu überweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
Bundesminister Dr. Friderichs.) 

— Herr Kollege. Friderichs, hier liegt aber ein we-
sentlicher Unterschied vor. Sie haben zur Begrün-
dung mit Recht gesagt, daß damit die Bundesregie-
rung die Absicht verwirkliche, das Mineralölsteuer

-

aufkommen nicht auszugeben, sondern stillzulegen. 
Wir haben keine Mineralölsteuer bekommen. Wir 
legen das inflationär bedingte Mehraufkommen der 
Einkommensteuer echt still. Wir tun also genau das, 
was wir hier für konsequent halten, während die 
Bundesregierung, wenn ich Sie recht verstanden 
habe, bisher praktisch das stillegt, was sie sich vor-
her durch einen Gesetzgebungsakt zusätzlich be-
sorgt hat. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Landesmini-
ster, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Bundes-
ministers Schmidt? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Herr Kol-
lege Gaddum, würden Sie einräumen, daß diese 
rühmenswerte Tat, die auch ich eben mit Freude 
aus Ihrem Munde vernommen habe, von Ihnen da-
durch kompensiert werden soll, daß Sie per 1. Ja-
nuar einen um 7 Punkte erhöhten Anteil an der 
Mehrwertsteuer beanspruchen und dies dem Bund 
wegnehmen wollen? 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Nein, das kann ich Ihnen leider nicht konzedieren; 
denn diese Stillegung des Steuermehraufkommens 
ist eine Abwicklung des Jahres 1973, und im Jahre 
1974 stellen wir einen Haushalt in etwa im Rahmen 
der Zuwachsrate auf, die auch dem Bund vorschwebt, 
und verplanen in dieser Höhe nicht die strittigen 
Umsatzsteueranteile. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weiteres  Zwischenfrage des Bundesministers Schmidt? 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Herr Kol-
lege, würden Sie dann wenigstens so lieb sein, uns 
zu sagen, in welcher Höhe Sie einen Mehrwert-
steueranteil in Ihren Haushalt einplanen, ohne daß 
Sie ihn nach dem Gesetz schon besitzen? 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Herr Kollege Schmidt, wir arbeiten da beide auf glei-
cher Wellenlänge; denn Ihr Rechtsanspruch bei der 
Einplanung in den Haushalt ist nicht intensiver und 
nicht mehr begründet als der gleiche Rechtsanspruch 
der Länder. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Graf Lambsdorff? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Minister, wür-
den Sie freundlicherweise davon Kenntnis nehmen, 
daß in den stillgelegten Beträgen auch des Bundes 
die Mineralölsteuererhöhung, die zwar zum 1. Juli 
wirksam geworden ist, aber noch nicht in die Kas-
sen geflossen ist, nicht enthalten sein kann? 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Herr Kollege Graf Lambsdorff, ich habe mich eben 
auf das gestützt, was Herr Friderichs gesagt hat, der 
gerade den Zusammenhang zwischen Kraftfahrzeug-
steuer und Stillegung hergestellt hat. Das gab mir 
natürlich Veranlassung, zu sagen, daß wir uns, ge-
messen daran, zweifellos konjunkturgerechter ver-
halten, weil wir etwas stillegen, was wir in dieser 
Form nicht bekommen haben. Sie wissen, daß wir 
uns gerade auch aus diesem Grund gegen die Kraft-
fahrzeugsteuererhöhung gewandt haben. Wenn das 
jetzt stillgelegt wird, bestätigt das de facto unsere 
Bedenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Ja. 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Herr Minister, in wel-
cher Höhe haben Sie denn die Mindereinnahmen 
in Ihren Haushalt 1974 eingestellt, die in Verfolg 
dieses Gesetzentwurfs auftreten würden? 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Herr Kollege, das Land Rheinland-Pfalz hat bereits 
bei verschiedener Gelegenheit darauf hingewiesen, 
daß wir beide, sowohl der Bund als auch die Län-
der, uns in der Ausgabenstellung entsprechend be-
schränken müssen. Die hier anwesenden Kollegen, 
etwa Herr Kollege Schmidt, wissen, daß wir uns im 
Finanzplanungsrat in gleicher Weise verhalten ha-
ben und auch bereit sind, uns in der Ausgaben-
gestaltung entsprechend zurückzuhalten. Nur muß 
ich sagen: Dies ist keine Einbahnstraße. Sie wissen, 
wie hoch der Anteil der Mischfinanzierung ist. Wir 
können nicht unsererseits die Mittel nicht einstel-
len, solange der Bund die entsprechenden Mittel 
einsetzt. 

(Beifall bei ,der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Graf 
Lambsdorff? 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Ja. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Minister, wür-
den Sie die Freundlichkeit haben, gemeinsam mit 
den Kollegen, die hier zugerufen haben, entgegen 
der Zusage werde die Mineralölsteuer nicht still- 
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gelegt, zur Kenntnis zu nehmen, daß das Aufkom-
men aus der Mineralölsteuer natürlich stillgelegt 
wird, daß man aber logischerweise erst etwas still-
legen kann, was man auch bekommen hat? Dieses 
Aufkommen ist noch nicht in die Kassen des Bun-
des geflossen. 

Gaddum, Minister des Landes Rheinland-Pfalz: 
Herr Kollege Graf Lambsdorff, hier liegt ein Miß-
verständnis vor. Ich habe nicht behauptet, daß das 
nicht stillgelegt wird, sondern ich habe Herrn Kol-
legen Friderichs zitiert, der darauf hingewiesen hat, 
daß beabsichtigt ist, dieses Geld stillzulegen, und 
ich habe begrüßt, daß dies so ist. Ich habe nur ge-
sagt: Wir tun ein übriges; denn wir haben gar keine 
Mineralölsteuer im Lande bekommen und legen aus 
dem Mehraufkommen an Einkommen- und Lohn-
steuer still. Daß beim Bund eine Stillegung über die 
zu erwartende Mehreinnahme aus der Mineralöl-
steuer hinaus erfolgt, habe ich bisher noch nicht 
gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, ich unterbreche die Sitzung bis zur Frage-
stunde um 14 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.57 bis 
14.01 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die unterbrochene 
Sitzung wird fortgesetzt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache 7/1044 — 

Wir kommen zuerst zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Finanzen. 
Ich rufe die Frage 38 des Abgeorneten Dr. Hauser 
(Sasbach) auf: 

Woraus leiten die Zollbehörden die Berechtigung her, die be-
sonderen Ausbeutesätze bei Kernobst in so drastischer Weise 
zu erhöhen, wie dies am 1. Oktober 1973 geschehen ist, ohne das 
diesjährige Ernteergebnis abzuwarten, obwohl § 122 Abs. 3 der 
Brennereiordnung vorschreibt, daß nur dann der regelmäßige 
Ausbeutesatz angemessen zu erhöhen ist, wenn Stoffe „mit 
anerkannt besonders hohem Zuckergehalt geerntet" worden sind? 

Herr Staatssekretär Hermsdorf! 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Herr Abgeordneter Hauser, 
die von Ihnen zitierte Bestimmung des § 122 Abs. 3 
der Brennereiordnung betrifft nur die Erhöhung 
eines regelmäßigen — ich wiederhole: regelmäßigen 
— Ausbeutesatzes. Diese Erhöhung ist als temporäre 
Maßnahme in der Tat nur möglich, wenn feststeht, 
daß Früchte mit besonders hohem Zuckergehalt ge-
erntet worden sind. Sie kann also nur auf das letzte 
Ernteergebnis gestützt werden. 

Hier aber geht es, wie Sie selbst zutreffend fest-
stellen, um die Erhöhung besonderer Ausbeutesätze, 
für die die genannte Voraussetzung des § 122 Abs. 3 
der Brennereiordnung nicht gilt. Diese Erhöhung ist 
vielmehr auf Grund der §§ 124 und 125 der Brenne-
reiordnung von den Hauptzollämtern auf Empfeh

-

lung der Oberfinanzdirektionen Freiburg, Karlsruhe 
und Stuttgart im Einvernehmen mit dem Bundes-
finanzministerium ausgesprochen worden. 

Sie beruht auf einer großen und repräsentativen 
Anzahl von Ausbeutungsermittlungen; insgesamt 
wurden in den genannten Bezirken in den letzten 
Jahren 3078 Probebrände durchgeführt. Hierbei 
wurden die bisher geltenden besonderen Ausbeute-
sätze durchschnittlich um etwa 2 Liter übertroffen. 
Die durchschnittliche Ausbeute betrug 5,17 Liter 
Weingeist. 

Bei dieser Sachlage kann die nunmehr vorgenom-
mene Erhöhung des besonderen Ausbeutesatzes von 
3 auf 3,8 Liter Weingeist je 100 Liter Kernobstmate-
rial als äußerst maßvoll bezeichnet werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hauser. 

Dr.  Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, rechtfertigen es Probebrände aus drei Jah-
ren tatsächlich — das hörte ich aus Ihrem Hause —, 
einfach über die Vorschrift des § 122 der Brennerei-
ordnung hinwegzugehen, und sind solche früheren 
Probebrände, die einen Überbrand von mehr als 
20 % festgestellt haben wollen, selbst für den durch 
Ihr Haus eingeschalteten Bundesrechnungshof höch-
stens nur als ein Indiz dafür anzusehen, daß das 
Kernobst bei der diesjährigen Ernte einen ähnlichen 
Satz erbringt, keineswegs aber eine stichhaltige 
Grundlage für Ihre vorweggenommene Maßnahme 
sind? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Ich habe ausdrücklich betont, 
Herr Abgeordneter, daß hier nicht § 122 Abs. 3, son-
dern die §§ 124 und 125 der Brennereiordnung in 
Frage kommen. Diese Bestimmungen erlauben die 
Heraufsetzung nach den Erfahrungen, die wir bisher 
gemacht haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, weshalb ist bei Festsetzung dieser neuen 
Ausbeutesätze einfach die bis dahin stets eingehal-
tene frühere Zusage der Regierung unbeachtet ge-
blieben, die Vorschrift über eine Erhöhung der Aus-
beutesätze wirklich stets wohlwollend zu handha-
ben — das ist etwa in dem einschlägigen Kommentar 
von Hoppe-Heinricht nachzulesen —, und meinen 
Sie nicht, daß die drastische Erhöhung der Ausbeute-
sätze von 3 auf 3,8 Liter Weingeist je 100 Liter, wie 
das etwa im Bezirk der Oberfinanzdirektion Frei-
burg passiert ist, praktisch eine Kürzung der Jahres-
erzeugungsgrenze bei unseren Kleinbrennern um 
25 % zur Folge hat, was ja beim besten Willen nicht 
mehr als wohlwollend bezeichnet werden kann? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Die Erhöhung ist als absolut 
wohlwollend zu bezeichnen Wir haben in 3078 Ver-
suchen eine durchschnittliche Menge von 5,17 Liter 
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Weingeist pro 100 Liter Obst festgestellt. Wenn wir 
bisher 3 Liter als Grundlage gehabt haben und 
jetzt auf 3,8 abheben, ist das doch ein Entgegen-
kommen der Regierung, wenn es in Wirklichkeit 
5,17 Liter Weingeist sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schäuble. 

Dr. ,Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
hat bisher nicht die Verwertung großer Obstmengen 
über dem Brennkessel eine Intervention in der 
EWG unnötig gemacht, und besteht nicht jetzt die 
Gefahr, daß die dadurch bedingte starke Position 
unseres Landwirtschaftsministers in der EWG ge-
schwächt wird? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Nein, diese Gefahr sehe ich 
nicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, sind Sie nicht der Meinung, daß ein längerer 
Zeitraum als nur zwei Jahre gewählt werden müßte, 
um zu einer abschließenden Beurteilung des Aus-
beutesatzes zu kommen? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Finanzen: Wir haben wiederholt Bean-
standungen des Bundesrechnungshofes wegen des 
niedrigen Satzes gehabt. Wenn hier 3078 Brennver-
suche durchgeführt worden sind, denen die unter-
schiedlichsten Brennereiarten und auch die unter-
schiedlichsten Obstsorten zugrunde lagen, dann halte 
ich das für eine feste, unangreifbare Grundlage für 
diese Entscheidung. 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Ich rufe die 
Frage 39 des Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach) 
auf: 

Ist es mit dem Gleichheitsgrundsatz des Artikels 3 unseres 
Grundgesetzes vereinbar, die nach § 124 der Brennereiordnung 
zuerkannte steuerfreie Überausbeute bei ablieferungsfähigem 
Branntwein mit 20 % aus einem besonders festgesetzten Aus-
beutesatz zu errechnen, sofern für die in Frage stehenden Obst-
stoffe nicht ein sogenannter regelmäßiger Ausbeutesatz in der 
Brennereiordnung festgelegt ist, dagegen bei Früchten, bei denen 
zwar ein regelmäßiger Ausbeutesatz besteht, aber ein erhöhter 
besonderer Ausbeutesatz angewandt wird, nur eine Überaus-
beute aus dein geringeren regelmäßigen Ausbeutesatz zugrunde 
gelegt werden darf? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Finanzen: Bei ablieferungsfähigem 
Branntwein, für den ein regelmäßiger Ausbeutesatz 
besteht, ist nach § 124 Abs. 1 der Brennereiordnung 
Bemessungsgrundlage für die 20 %ige steuerfreie 
Überausbeute stets dieser regelmäßige Ausbeute-
satz, selbst wenn später ein besonderer Ausbeute-
satz festgesetzt wird. Besteht hingegen kein regel-
mäßiger Ausbeutesatz, so kann in diesem anders 
gearteten Fall der Berechnung der steuerfreien 
Überausbeute zwangsläufig nur von einem festge-
setzten besonderen Ausbeutesatz ausgegangen wer-
den. Darin sehe ich keinen Verstoß gegen den 

Gleichheitsgrundsatz. Bei allen Erhöhungen ist im 
letzten Fall der Berechnung der Überausbeute in 
verfassungskonformer Auslegung dieser erste fest-
gesetzte besondere Ausbeutesatz zugrunde zu legen, 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hauser. 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, geben Sie mir zu, daß das von mir in der 
Frage aufgeworfene Problem gerade bei Festsetzung 
besonderer Ausbeutesätze eine recht beträchtliche 
Rolle spielt, und ist diese Frage nicht deshalb für 
die Betroffenen von außerordentlicher Bedeutung? 
Ich bitte Ihr Haus, hier gerade die Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit noch einmal mit Nachdruck zu 
prüfen. 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Finanzen: Das Finanzministerium hat 
die Frage der Verfassungsmäßigkeit geprüft. Wir 
sind zu dem Ergebnis gekommen, daß die Regelung 
verfassungskonform ist. Ich will aber unsere Juri-
sten gern noch einmal auf diese Frage ansetzen und 
Ihnen dann das Ergebnis schriftlich mitteilen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die 
Frage 40 des Abgeordneten Dr. Schäuble auf: 

Wurden für Kontrollbrände, die zur Ermittlung besonders fest-
zusetzender Ausbentesätze für Kernobst in der jüngst vergan-
genen Zeit gedient haben, nicht bevorzugt, ja fast ausschließlich 
gut eingerichtete Brennereien herangezogen, die häufig in Be-
trieb sind und ursprünglich für den Frischmarkt bestimmte, 
aber nicht abgesetzte hochwertige Obstmengen über den Brenn-
kessel verwerten mußten, statt auch Brennereien heranzuziehen, 
die minderwertigeres Abfallobst verarbeiten und deshalb auch 
nur ein viel geringeres Ausbeuteergebnis erzielen konnten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister  für Finanzen: Herr Abgeordneter Schäuble, 
um bei der Ermittlung der in den Abfindungsbren-
nereien erzielten tatsächlichen Ausbeuten zu einem 
zutreffenden und aussagefähigen Ergebnis zu gelan-
gen, werden in einer möglichst großen, repräsenta-
tiven Anzahl von Brennereien Probebrände unter 
amtlicher Aufsicht vorgenommen. 

Brennereien mit älterer Einrichtung und wenig 
rationeller Arbeitsweise werden dabei ebenso in die 
Aktion einbezogen wie modern eingerichtete, ratio-
nell arbeitende Brennereien. Das Schwergewicht 
der Probebrände liegt jedoch bei Brennereien mit 
mittlerer Einrichtung und mittleren Betriebsergeb-
nissen. Es trifft also keineswegs zu, daß gut einge-
richtete Brennereien bevorzugt oder gar fast aus-
schließlich für Kontrollbrände herangezogen wur-
den. Es ist auch nicht richtig, daß minderwertiges 
Abfallobst bei der Ermittlung der Ausbeutesätze 
unberücksichtigt geblieben ist; auch hinsichtlich 
der Obstqualität ist ein repräsentativer Querschnitt 
zugrunde gelegt worden. 

In den letzten drei Betriebsjahren wurden insge-
samt 3 078 Probebrände bei der Verarbeitung von 
Kernobst oder Kernobstmost vorgenommen. Die da-
bei erzielte durchschnittliche Ausbeute betrug 5,17 
Liter Weingeist je 100 Liter Obstmaterial. Angesichts 
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dieses Ergebnisses kann die nunmehr vorgenom-
mene Erhöhung des besonderen Ausbeutesatzes von 
3 auf 3,8 Liter Weingeist je 100 Liter Kernobstmate-
rial nur als äußerst maßvoll bezeichnet werden. Mit 
der Erhöhung wird auch der Auffassung des Bundes-
rechnungshofes Rechnung getragen, der den zu nied-
rigen Ausbeutesatz für Kernobst beanstandet hatte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie uns Zahlen nennen, die Sie zu dem von 
Ihnen angegebenen repräsentativen Querschnitt füh-
ren? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Ich kann Ihnen nur die Zah-
len nennen, die ich hier genannt habe. Im übrigen 
ist die Materie so kompliziert, daß ich, wenn Sie 
Einzelzahlen wissen wollen, noch einmal nachfragen 
und Ihnen schriftlich antworten müßte. 

(Abg. Dr. Schäuble: Ich wäre dafür dankbar!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie uns sagen, wo überall Probebrände ver-
anlaßt worden sind und welche Ergebnisse diese 
Probebrände gerade im südbadischen Gebiet er-
bracht haben?  

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Ich kann Ihnen nur die Ge-
samtzahl sagen. Ich kann Ihnen hier nicht sagen, 
wo die Probebrände durchgeführt wurden. Dies 
würde lange Rückfragen notwendig machen und 
könnte auch nicht von heute auf morgen beant-
wortet werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hauser (Sasbach). 

Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/CSU) : Trifft es zu, 
Herr Staatssekretär, daß sich die Aufsichtsbeamten, 
wie oft beklagt wird, bei Kontrollbränden sehr reich-
lich Zeit nehmen und so lange Abtriebe durchführen, 
bis die Alkoholrestanzeige im Liter nur 2 bis 3 Vo-
lumenprozent beträgt, während sich die Brennerei-
besitzer wegen der viel kürzer genehmigten Brenn-
zeit diesen Luxus nicht leisten können und zumin-
dest schon bei 6 bis 7 Volumenprozent abbrechen, 
weshalb sie schließlich auch zu einem viel gerin-
geren Ergebnis kommen müssen? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Ich kann Ihnen das nicht so 
bestätigen, wie Sie das hier behaupten. Ich kann 
Ihnen nur bestätigen, daß unser Zoll als außeror-
dentlich korrekt gilt, und ich bin sicher, daß sich 
die Beamten auch hier korrekt verhalten haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich hoffe nur, daß 
es sich bei dem Abtrieb nicht um Abtreibung handelt. 

(Heiterkeit.) 

Herr Abgeordneter Sauter! 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind Sie nicht auch der Meinung, daß es, 
um zu einem objektiven Bild bei der Beurteilung 
der Ausbeutesätze zu kommen, notwendig ist, nicht, 
wie das immer geschieht, Proben nur von oben und 
unten zu nehmen, sondern das ganze Vorratsgefäß 
abzubrennen, um zu einer endgültigen Beurteilung 
des Ausbeutesatzes zu kommen? 

Hermsdorf, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Finanzen: Ich bin dieser Auffassung. 
Ich bin aber auch der Meinung, daß nach dieser 
Methode vorgegangen worden ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage 
mehr. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. Ich habe 
den Eindruck, daß die Abgeordneten dieses Hauses, 
die nicht aus Südbaden stammen, Gelegenheit hat-
ten, viel zu lernen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes auf. Herr Staats-
sekretär Grabert steht zur Verfügung. Zunächst die 
Frage 121 des Abgeordneten Böhm (Melsungen) : 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen Egon Bahr, Bundes-
minister für besondere Aufgaben beim Bundeskanzler, vor der 
Evangelischen Akademie Tutzing im Sommer d. J. erklärt habe, 
er sei froh bzw. er begrüße, daß es im Zusammenhang mit der 
Möglichkeit von Tagesaufenthalten in zonengrenznahen Kreisen 
der DDR „keinen Massenansturm" westdeutscher Bürger gege-
ben habe und daß, falls dieser Verkehr auch in Zukunft gering 
bleiben sollte, dies die Antwort der Bevölkerung auf die deut-
sche Frage sei? 

Bitte! 

Grabert, Staatssekretär, Chef des Bundeskanz-
leramtes: Herr Abgeordneter Böhm, Bundesminister 
Bahr hat während einer Diskussion an der Evangeli-
schen Akademie Tutzing auf entsprechende Fragen 
sinngemäß etwa folgendes geantwortet: Die deutsche 
Frage werde letzten Endes von den Menschen, ihrem 
Bedarf und ihrem Willen entschieden. Er sei froh, 
daß der grenznahe Verkehr ganz vorsichtig ange-
laufen sei und daß es keinen Massenansturm gege-
ben habe. Wenn dieser Verkehr sich eingelaufen 
habe und dann immer mehr zunehme, sei das das 
beste, was uns passieren könne. Sollte sich aber auf 
die Dauer zeigen, daß es gar keinen Bedarf für Ta-
gesbesuche gebe oder dieser Bedarf ziemlich klein 
bleibe, dann sei auch dies eine von den Menschen 
gegebene Antwort auf die deutsche Frage. 

Ich darf hinzufügen, daß nach letzten Meldungen 
der Wunsch des Ministers, nicht aber seine Befürch-
tung eingetreten ist; denn wir konnten z. B. zur 
Kenntnis nehmen, daß ddp gestern eine starke Zu-
nahme im kleinen Grenzverkehr gemeldet hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Böhm. 
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sekretär, halten Sie die von dem heutigen Sonder-
minister Bahr ausgehandelten Bedingungen für den 
innerdeutschen Grenzverkehr für geeignet, einen 
Massenansturm auszulösen, oder sehen Sie nicht 
vielmehr in dem bürokratischen Antragsverfahren 
und anderen Schwierigkeiten den Grund dafür, daß 
dieser Verkehr so schleppend anläuft? 

Grabert, Staatssekretär, Chef des Bundeskanz-
leramtes: Herr Abgeordneter Böhm, wir haben ja 
einen Vorläufer dieser Regelung. Ich habe die 
gleiche Frage gehört, als es um die Regelung der 
Möglichkeiten für die Westberliner ging. Auch da 
war zunächst die Vermutung geltend gemacht wor-
den, daß das Verfahren zu bürokratisch sei. Sie 
kennen die Zahlen der vielen Millionen Besuche, die 
stattgefunden haben. Ich bin sicher, daß derjenige, 
der von den Möglichkeiten Gebrauch machen will, 
sich nicht von den Verfahrensvorschriften abhalten 
lassen wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gibt 
es aber hier nicht einen Unterschied, weswegen man 
eigentlich den grenznahen Verkehr in einer geteilten 
Stadt und entlang der Zonengrenze in einer Länge 
von über 1 300 km nicht vergleichen dürfte? 

Grabert, Staatssekretär, Chef des Bundeskanz-
leramtes: Herr Abgeordneter Hupka, der Vergleich 
bezog sich nicht auf die Frage der Örtlichkeit, son-
dern auf die Vermutung, daß Formalien die Men-
schen daran hindern. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Freiherr von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, hält die Bundesregierung die bis jetzt 
geschaffenen Möglichkeiten für den zonennahen 
Grenzverkehr bereits für ein optimales Endergeb-
nis, oder ist sie bemüht, weitere Erleichterungen und 
mehr Übergangsmöglichkeiten zu schaffen? 

Grabert, Staatssekretär, Chef des Bundeskanz-
leramtes: Herr Abgeordneter, hier kann ich auf die 
dem Hause vielfältig vorgetragenen Grundlinien der 
Politik verweisen, in denen dies als Beginn, als 
erster Schritt auf dem Wege, das Leben der Men-
schen in beiden Staaten normaler zu gestalten, und 
nicht etwa als eine, wie Sie meinen, Endlösung dar-
gestellt ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wenn ich von dem von Ihnen vorgetragenen 
Text der Erklärung des Herrn Bundesministers Bahr 
ausgehe, teilen Sie nicht meine Auffassung, daß 
nicht bloß im Verhalten eines geographisch relativ 

eng begrenzten Bevölkerungsteils eine Antwort auf 
die deutsche Frage gesehen werden darf, sondern 
daß eine Antwort auf die deutsche Frage in den letz-
ten Jahren kontinuierlich alle diejenigen gegeben 
haben, die unter Einsatz ihres Lebens die Grenze 
zwischen den beiden Teilen Deutschlands überwun-
den haben? 

Grabert, Staatssekretär, Chef des Bundeskanz-
leramtes: Herr Abgeordneter, diese beiden Dinge 
gehören nicht zusammen. Denn es ist ein Unter-
schied, ob der Zusammenhalt der Familien durch 
einen Tagesbesuch ermöglicht wird oder ob man über 
die Frage diskutiert, daß sich jemand ständig aus 
der DDR entfernt. Ich glaube nicht, daß hier die Basis 
der Diskussion vergleichbar ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Marx. 

Dr. Marx (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gibt 
es für Sie eine Möglichkeit, uns den Widerspruch 
zu erklären, der erstens in dieser Feststellung des 
Herrn Kollegen Bahr und zweitens in der vor der 
Bundestagswahl gegebenen und vielfältig gedruck-
ten propagandistischen Darstellung liegt, über 6 1 /2 
Millionen Deutsche könnten jetzt den von West nach 
Ost verlaufenden Kleinen Grenzverkehr benutzen? 

Grabert, Staatssekretär, Chef des Bundeskanz-
leramtes: Herr Abgeordneter Marx, erstens sehe ich 
hier keinen Widerspruch. Zweitens wissen Sie, daß 
die angegebene Ziffer tatsächlich den in Frage kom-
menden Personenkreis umfaßt. Nachdem der Kleine 
Grenzverkehr angelaufen ist, können wir immer 
größere Zahlen registrieren. Dies ist eine positive 
Entwicklung, die wir begrüßen sollten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
Mir wird soeben mitgeteilt, daß die Fragen 122 bis 

127 von den Fragestellern zurückgezogen worden 
sind. 

Wir kommen zur Frage 128 des Abgeordneten Dr. 
Hupka: 

Seit wann und aus welchem Grund lautet die amtliche Be-
zeichnung der Bundesrepublik Deutschland BRD, wie sie in einer 
Mitteilung des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung vom 15. September 1973 ihren Niederschlag gefunden hat? 

Freiherr von Wechmar, Staatssekretär, Chef 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung: Herr Abgeordneter, die amtliche Bezeichnung 
der Bundesrepublik Deutschland lautet — ich setze 
das jetzt in Anführungsstriche — „Bundesrepublik 
Deutschland". Die Buchstaben BRD stellen eine kor-
rekte Kurzbezeichnung dar. Es handelt sich bei die-
ser Kurzbezeichnung jedoch ebensowenig um die 
amtliche Bezeichnung der Bundesrepublik Deutsch-
land, wie es sich etwa bei der Abkürzung UN oder 
USA um die amtliche Bezeichnung der Vereinten 
Nationen oder der Vereinigten Staaten von Amerika 
handelt. 

Mit der gelegentlichen Verwendung einer korrek-
ten Kurzbezeichnung für die Bundesrepublik 
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Deutschland werden weder politische Absichten ver-
folgt, noch bedeutet dies einen rechtlichen Quali-
tätsunterschied zur amtlichen Bezeichnung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
es nicht auffallend, daß die von Ihnen mehrmals 
genannte korrekte Kurzbezeichnung erst eingeführt 
worden ist, nachdem sie von den Behörden und den 
Politikern in der DDR angewandt worden war? 

Freiherr von Wechmar, Staatssekretär, Chef 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesre-
gierung: Herr Abgeordneter, ich vermute, es ist 
Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, daß in Presse-
mitteilungen des BPA — ich füge die richtige Be-
zeichnung „Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung" gleich hinzu — schon seit einiger Zeit, 
ja, seit einigen Jahren, eine solche Kurzbezeichnung 
verwendet wird. Dies ist allerdings nicht die Regel. 
Ich darf hinzufügen, daß ich am 13. November vori-
gen Jahres in einer internen Dienstanweisung für 
mein Haus das BPA angewiesen habe, daß sich die 
Mitarbeiter der vollen amtlichen Bezeichnung „Bun-
desrepublik Deutschland" bedienen sollen und daß 
ich die von Ihnen erwähnte Pressemitteilung zum 
Anlaß genommen habe, die Mitarbeiter meines 
Hauses auf diese Weisung noch einmal aufmerksam 
zu machen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
könnte ich annehmen, daß die Koordination zwi-
schen Ihnen und Herrn Bundesminister Bahr inso-
weit herzustellen wäre, daß auch Herr Bundesmini-
ster Bahr nach Zusammenkünften mit Herrn Kohl 
grundsätzlich nur noch den Ausdruck „Bundesrepu-
blik  Deutschland" verwendet? 

Freiherr von Wechmar, Staatssekretär, Chef 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung: Herr Abgeordneter, Sie wissen gewiß, daß 
ich keine Weisungen an den Bundesminister Bahr 
erteilen kann. 

(Abg. Dr. Marx: Was ich unsererseits be

-

daure!) 

Ich werde selbstversändlich bemüht sein, in Zu-
kunft Kurzbezeichnungen zu unterlassen und volle 
Bezeichnungen zu wählen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen, verehrter Herr Abgeordneter: In dem 
von Bundesminister Bahr ausgehandelten Grund-
lagenvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik 
ist die Kurzformel BRD auch ausdrücklich als „Bun-
desrepublik Deutschland" bezeichnet. 

(Abg. Reddemann: Wie macht man es denn 
sonst in Verträgen, Herr von Wechmar?) 

Vizepräsident 'Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, (1 
 Herr Abgeordneter Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist Ihnen bekannt, daß die Organe der 
DDR ganz bewußt eine politische Zielsetzung damit 
verbinden, wenn sie immer wieder in ihren Verlaut-
barungen von BRD und DDR sprechen, und sind Sie 
bereit, dem entgegenzutreten? 

Freiherr von Wechmar, Staatssekretär, Chef 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung: Herr Abgeordneter, dies ist mir bekannt, aber 
die Benutzung einer korrekten Kurzbezeichnung 
heißt nicht, daß ich eine politische Interpretation 
eines anderen Landes übernehme. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Freiherr von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, können Sie uns bestätigen, daß es keine 
Wunschäußerung der Verhandlungspartner aus der 
Deutschen Demokratischen Republik gibt, diese Be-
zeichnungen in gemeinsamen Verlautbarungen zu 
verwenden? 

Freiherr von. Wechmar, Staatssekretär, Chef 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung: Nein, verehrter Herr Abgeordneter, einen sol-
chen Wunsch gibt es nicht. Ich darf mir erlauben, Sie 
etwa auf eine Pressemitteilung zu verweisen, die (] 

ebenfalls von meinem Hause herausgegeben worden 
ist. Auch hier handelte es sich um eine vereinbarte 
Mitteilung, nämlich um jene vom 19. Juli 1973, 
Nr. 844/73. Da heißt es — ich darf zitieren —: 

Die Grenzkommission aus Beauftragten der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik ... 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weitere Zu-
satzfrage. Ich danke den beiden Herren Staatsse-
kretären. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung. Ich rufe Frage 55 der Abgeordneten Frau 
Huber auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, analog der der-
zeit gültigen Regelung einer vorzeitigen Ableistung des Dienstes 
bei der Bundeswehr auch Regelungen für eine vorzeitige Ab-
leistung des Ersatzdienstes zu schaffen, da die Antragstellung 
der Betroffenen in beiden Fällen aus den gleichen Beweggründen 
heraus erfolgt? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten! 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin, 
ich werde die von Ihnen aufgeworfene Frage prüfen 
lassen. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
— anders als bei der Einberufung zum Grundwehr-
dienst — die Anerkennung zum Zivildienst neben 
der Musterung voraussetzt, daß der Wehrpflichtige 
in einem besonderen Verfahren als Kriegsdienstver-
weigerer anerkannt worden ist. Ein solches Verfah- 
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ren kann sehr zeitaufwendig sein, weil es unter 
Umständen bis zum Bundesverwaltungsgericht geht. 
In  diesen Fällen läßt sich eine vorgezogene Einberu-
fung zum Zivildienst vor der Musterung des Ge-
burtsjahrgangs nicht sicherstellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte sehr, Frau Kollegin Huber! 

Frau Huber (SPD) : Das ist mir klar. Nur hätte 
ich gern die Frage gestellt, ob ich, nachdem der Bun-
desarbeitsminister kürzlich in Köln gesagt hat, wir 
würden 1974 20 000 Zivildienstplätze haben, davon 
ausgehen kann, daß sich bei den nicht so schwieri-
gen Fällen im nächsten Jahr eine Lösung anbieten 
wird. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Das wird in die 
Prüfung einbezogen, Frau Kollegin. Allerdings darf 
ich darauf hinweisen, daß mich der Bundesbeauf-
tragte für den Zivildienst davon unterrichtet hat, 
daß in diesen Fällen ohnehin eine zügige Einberu-
fung zum Zivildienst stattfindet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Frage 56 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Slotta wird auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet; die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich komme zu Frage 57 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Schulze-Vorberg: 

Kann die Bundesregierung für die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte und evtl. auch für einige Landesversicherungs-
anstalten mitteilen — und so eingeschränkt wiederhole ich meine 
Frage vom 31. August 1973 —, in wie vielen Fällen, absolut und 
prozentual, mehr als ein halbes Jahr zwischen dem Antrag auf 
Sozialrente und der ersten Rentenzahlung vergeht, und wie er-
klärt die Bundesregierung diese im Hinblick auf das Alter oder 
den Gesundheitszustand der Antragsteller unzumutbar erschei-
nenden Fristen, trotz des so oft gelobten Computer-Einsatzes, 
der an sich eine automatische Berechnung und Anwendung aller 
Altersrenten ermöglichen müßte? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Schulze-Vorberg, ich würde die Antworten auf Ihre 
beiden Fragen gern zusammenfassen. — Danke 
schön! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr. Dann 
rufe ich zusätzlich Frage 58 des Kollegen Dr. 
Schulze-Vorberg auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Rentenver-
sicherungsträger gehalten sein sollten, in allen Fällen Vorschuß-
zahlungen zu leisten, in denen drei Monate nach Antragstellung 
die Rentenfeststellung noch nicht erfolgt ist? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Ergänzend zur 
Antwort auf Ihre annähernd gleichlautenden Fra-
gen, die von der Bundesregierung am 12. September 
schriftlich beantwortet worden sind, möchte ich an-
merken, daß mir kein repräsentatives statistisches 
Material der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte oder einzelner Landesversicherungsanstalten 
für die von Ihnen gewünschten Angaben zur Ver-
fügung steht. Beziehen kann ich mich allerdings 

auf eine Einzelangabe der Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte vom Mai dieses Jahres. Da-
nach waren unter den 19 150 festgesetzten Renten 
2 531 Renten, bei denen das Antragsverfahren sechs 
Monate oder länger gedauert hat. Das sind rund 
13 v. H. Dagegen betrug die Bearbeitungsdauer bei 
80 v. H. aller festgestellten Altersruhegelder drei 
Monate oder weniger. Ob und gegebenenfalls in 
welchem Ausmaße sich diese Verhältnisse inzwi-
schen geändert haben, kann ich nicht sagen. Für die 
Versicherungsträger der Arbeiterrentenversicherung 
fehlen mir auch für zurückliegende Zeiten entspre-
chende Zahlen. 

Wie Ihnen in der schriftlichen Antwort mitgeteilt 
worden ist, gibt es eine Reihe von Gründen, die für 
längere Laufzeit der Rentenbearbeitung in einzel-
nen Fällen maßgebend sein können. Dazu gehören 
fehlende Unterlagen oder unzureichende Angaben, 
die noch Rückfragen erforderlich machen, aber auch 
— darauf möchte ich hinweisen — in diesem Jahr die 
vermehrten Aufgaben, die den Versicherungsträ-
gern infolge des Rentenreformgesetzes insbesondere 
bei der individuellen Umrechnung der Renten nach 
Mindesteinkommen entstanden sind. Sie werden sich 
daran erinnern, Herr Kollege, daß es der ausdrück-
liche Wunsch des Gesetzgebers gewesen ist, daß die 
für diese Umrechnung der Renten nach Mindestein-
kommen erforderlichen Verwaltungsarbeiten von 
den Rentenversicherungsträgern vordringlich durch-
geführt werden sollen. 

Zur gleichen Zeit wird die integrierte Datenver-
arbeitung in der Rentenversicherung weiterentwik-
kelt, die in Zukunft die Rentenbearbeitung erheb-
lich beschleunigen soll. Sie können davon ausgehen, 
daß es das gemeinsame Bestreben von Bundesregie-
rung, Rentenversicherungsträgern sowie deren Auf-
sichtsbehörden ist, die Dienstleistungen für die Ver-
sicherten fortlaufend zu verbessern. 

Zu Ihrer zweiten Frage weise ich darauf hin, daß 
auch nach dem Entwurf eines Allgemeinen Teils des 
Sozialgesetzbuches, der zur Zeit den gesetzgebenden 
Körperschaften vorliegt, die Beratung der Versicher-
ten durch die Sozialleistungsträger, die Zahlung von 
Vorschüssen und auch die Verzinsung von Geld-
leistungen, deren Bearbeitung sich längere Zeit hin-
zieht, neu geregelt werden soll. Ich habe veranlaßt, 
daß bereits jetzt in den Gesprächen, die unser Haus 
aus verschiedenen Anlässen mit den Verbänden der 
Sozialversicherungsträger führt, auf die Gewährung 
von Vorschüssen, insbesondere wenn die Ansprüche 
auf Geldleistungen dem Grunde nach bestehen, hin-
gewiesen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schulze-Vorberg, 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Ich danke 
Ihnen für die gründliche Antwort, Herr Staatssekre-
tär. — Jetzt setzt ja die Datenverarbeitung ein. 
Meines Wissens liegen noch aus der Amtszeit von 
Herrn Bundesminister Katzer Vorschläge für eine 
Umstellung in Ihrem Hause. Könnten wir nicht er-
reichen, daß den Versicherten ihre Rechte, ihre An- 
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sprüche mitgeteilt werden, sobald es an der Zeit ist, 
zumal das Geburtsdatum ein Teil der Versicherungs-
nummer ist, so daß also nicht der Versicherte bei 
der Anstalt einen Antrag stellen muß, sondern ihm 
die Anstalt seine Ansprüche klarmacht? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, um 
diese Forderung zu erfüllen, die wir uns selbst 1969 
gesetzt haben, ist die Datenverarbeitung in der 
Rentenversicherung in den letzten Jahren zügig ent-
wickelt worden. Schritt für Schritt sollen einem 
wachsenden Teil von Versicherten während des Ver-
sicherungslebens Informationen über ihre Leistun-
gen und Ansprüche verschafft werden. Angefangen 
wurde — da haben wir eine gesetzliche Grundlage 
im Rentenreformgesetz — mit denjenigen Versicher-
ten, welche die flexible Altersgrenze in Anspruch 
nehmen wollen. Im Laufe der nächsten Jahre wer-
den diese Versicherten rechtzeitige Informationen 
über ihre Ansprüche erhalten. Sie sind für viele 
Voraussetzung bei der Entscheidung, ob sie die fle-
xible Altersgrenze in Anspruch nehmen oder nicht. 
Es ist unsere Absicht, in der von Ihnen genannten 
Richtung im Laufe dieses Jahrzehnts Schritt für 
Schritt dahin zu kommen, daß wir für die Versicher-
ten sogenannte Rentenkontenkarten einführen, die 
sie über den Stand ihrer Ansprüche und Leistungen 
unterrichten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wäre es nicht eigentlich selbstverständ-
lich — auf jeden Fall möglich —, daß die Versiche-
rungsträger denen, die Rente zu erwarten haben, 
sobald sich irgendwelche Verzögerungen einstellen, 
als Vorauszahlung zumindest die Fürsorgerichtsätze 
auszahlen? Es müßte ja unstrittig sein, daß ein 
Rentner auf jeden Fall dieses Geld bekommt. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster_ für Arbeit und Sozialordnung: Vorauszahlun-
gen können die Rentenversicherungsträger auch 
schon heute nach eigenem Ermessen leisten. Aber 
ich meine auch, das sollte eine gesetzliche Grund-
lage erhalten. Deshalb haben wir in dem Allgemei-
nen Teil des Sozialgesetzbuchs — die Bundestags-
drucksache ist Ihnen zugegangen — Vorauszahlun-
gen der Rentenversicherungsträger noch einmal 
ausdrücklich rechtlich fundiert. 

Wir sind noch einen Schritt weitergegangen: 
Wenn sich bei der Berechnung der Renten Verzöge-
rungen ergeben, die sich über eine überdurchschnitt-
liche Zeit hinaus ausdehnen, dann müssen für diese 
Zeiten von den Trägern von Sozialleistungen Zinsen 
gezahlt werden. Das gilt nicht nur für die Renten-
versicherungsträger, sondern für die Sozialleistungs-
träger allgemein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, könnte die Bundesregierung dahin wirken, 
daß vor allem hochbetagte Rentenberechtigte nicht 
zu lange zu warten brauchen? 

Um ein Beispiel zu nennen. Wenn ein Versicher-
ter mit 81 Jahren stirbt und seine 80jährige Witwe 
nichts weiter will als ihre 60 %ige Witwenrente und 
dann ein geschlagenes Jahr vergeht, bis die Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte ausbezahlt, so 
scheint mir das nicht in Ordnung zu sein. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, 
da stimme ich — wenngleich ein solcher Fall keines-
falls die Regel ist — mit Ihnen voll überein. Wenn 
solche Einzelfälle auftreten, dann würde ich darum 
bitten, mich davon zu unterrichten. Dann werde ich 
mich nicht nur an die Geschäftsführung dieser An-
stalt, sondern in gleicher Weise auch an ihre Selbst-
verwaltung wenden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage 
mehr? — 

Ich rufe dann die Frage 59 des Herrn Abgeordne-
ten Stahl (Kempen) auf: 

Ist es auch nach Ansicht der Bundesregierung zweckmäßig, das 
Betriebsverfassungsgesetz dahin gehend abzuändern, daß der 
Betriebsrat bei den Unternehmen ein gesetzlich festgelegtes Mit-
spracherecht auch bei der betrieblichen Ruhegeldregelung für 
Pensionsrückstellungen erhält, die nach der Rechtsprechung 
keine Einrichtungen sind und nur als Rückstellungsposten oder 
als rechnerischer Fonds in der Bilanz der Betriebe erscheinen? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Stahl, wenn Sie einverstanden sind, würde ich gern 
beide Fragen zusammen beantworten. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Gerne. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe also auch 
die Frage 60 des Herrn Abgeordneten Stahl (Kem-
pen) auf: 

Hält die Bundesregierung die jetzige Rechtslage, bezogen auf 
die einseitige Bestimmungsmöglichkeit, noch für zeitgemäß, und 
ist eine Änderung des Gesetzes für diesen Bereich in abseh-
barer Zeit geplant? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Das neue Be-
triebsverfassungsgesetz hat eine erhebliche Auswei-
tung und Verstärkung der Mitbestimmungs- und 
Mitwirkungsrechte des Betriebsrats in sozialen, 
personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten 
gebracht. 

Die Bundesregierung prüft auf Grund der Anwen-
dung des neuen Gesetzes in der Praxis laufend, ob 
nicht weitere Verbesserungen der Beteiligungs-
rechte des Betriebsrats geboten sind. Dies gilt auch 
hinsichtlich der Frage einer Beteiligung des Be-
triebsrats bei betrieblichen Ruhegeldregelungen der 
von Ihnen angesprochenen Art. 

Ihren Fragen kommt in diesem Zusammenhang 
auch deshalb Bedeutung zu, weil betriebliche Ver-
sorgungszusagen die bei weitern häufigste Form der 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Oktober 1973 	3071 

Parl. Staatssekretär Rohde 
betrieblichen Altersversorgung darstellen. Da die 
umfangreiche Kodifikation des neuen Betriebsver-
fassungsgesetzes erst seit etwa eineinhalb Jahren 
in Kraft ist, hält es die Bundesregierung jedoch für 
angebracht, vor einer Novellierung des Gesetzes 
zunächst gewisse allgemeine Erfahrungen zu sam-
meln. Dies gilt insbesondere im Bereich der sozialen 
Angelegenheiten, einem Kernstück der betrieb-
lichen Mitbestimmung. 

Im übrigen möchte ich auf § 88 des Betriebsver-
fassungsgesetzes hinweisen, der jederzeit die Mög-
lichkeit bietet, durch Vereinbarungen weitere so-
ziale Angelegenheiten in die Mitbestimmung des 
Betriebsrats einzubeziehen. Dabei geht die Bundes-
regierung davon aus, daß von dieser Möglichkeit 
mehr und mehr Gebrauch gemacht wird, zumal dies 
dem betriebsverfassungsrechtlichen Grundsatz der 
vertrauensvollen Zusammenarbeit entsprechen 
würde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen soeben davon, daß die Mitbestimmung 
auch nach dem neuen Betriebsverfassungsgesetz in 
den Bereichen gewährleistet ist, in denen eine Zu-
sammenarbeit in den Betrieben da ist. Meine Frage 
bezog sich aber darauf, ob es nicht zweckmäßig 
wäre, auch für die Betriebe, in denen die Zusammen-
arbeit zwischen Eigentümer und Betriebsrat nicht 
gewährleistet ist, eine Mitbestimmung gesetzlich 
festzulegen, da die steuerlichen Vergünstigungen für 
derartige Rücklagen in jedem Falle zu Lasten der 
Allgemeinheit gehen. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, ich 
habe in meiner Antwort deutlich gemacht, daß die 
Bundesregierung aufmerksam die Anwendung des 
reformierten Betriebsverfassungsrechts in der Praxis 
prüft und daß sie nach einer angemessenen Frist 
auch Konsequenzen aus dieser Prüfung ziehen will. 

Im übrigen darf ich in diesem Zusammenhang 
auch anmerken, daß in der nächsten Zeit ein Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Reform der be-
trieblichen Altersversorgung die gesetzgebenden 
Körperschaften beschäftigen wird. Bei dieser Gele-
genheit können dann — vor allem in den Ausschuß-
beratungen — alle die mit diesem Gesetzentwurf in 
Zusammenhang stehenden Fragen im einzelnen erör-
tert werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, sind 
Zahlen der Regierung zu diesem Problem bekannt? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Welche Zahlen 
meinen Sie, Herr Kollege? 

Stahl (Kempen) (SPD) : Ich meine die Zahlen von 
Betrieben, bei denen mitbestimmt wird, und von Be-
trieben, bei denen bei den Pensionsfonds ein Mit-
spracherecht des Betriebsrats nicht besteht. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, 
das kann ich Ihnen nicht sagen. Ich habe sie nicht 
zur Hand und bin auch nicht sicher, ob Ihnen das 
im einzelnen in Zahlen dokumentiert werden kann. 
Ich werde das nachprüfen lassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage? 
— Dann komme ich zur Frage 61 des Abgeordneten 
Dr. Geßner: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß häufig dadurch Arbeits-
unfälle entstehen, daß ausländische Arbeitnehmer infolge feh-
lender Bedienungsanweisungen für Maschinen in der entspre-
chenden Landessprache erhöhten Unfallgefahren ausgesetzt sind, 
und beabsichtigt die Bundesregierung, diesen Zustand hinzuneh-
men? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Geßner, eine eindeutige Aussage bzw. eine mit sta-
tistischen Angaben belegte Antwort zur Unfallhäu-
figkeit ausländischer Arbeitnehmer an Maschinen 
infolge fehlender Bedienungsanweisungen in der 
entsprechenden Landessprache ist wegen der zur 
Zeit unzureichenden Form der gültigen Unfallan-
zeige noch nicht möglich. Ab 1. Januar 1974 wird 
aber bei allen Trägern der gesetzlichen Unfallver-
sicherung eine neue Unfallanzeige verbindlich ein

-

geführt. Danach wird es in absehbarer Zukunft mög-
lich sein, Fragen nach bestimmten Unfallursachen 
und -zusammenhängen auch in Abhängigkeit von 
der Nationalität des Verletzten konkret zu beant-
worten. 

Auf Grund der allgemeinen Erfahrung kann aber 
schon jetzt davon ausgegangen werden, daß die Un-
fallgefährdung ausländischer Arbeitnehmer stark 
von Art und Umfang ihrer Einführung und Beleh-
rung am Arbeitsplatz abhängt. Ohne an dieser Stelle 
auf Einzelheiten eingehen zu können, darf ich auf 
den Unfallverhütungsbericht der Bundesregierung 
hinweisen, in dem dieser Problembereich eingehend 
behandelt worden ist. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch den von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
über Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit erwähnen, der zur Zeit in den zuständigen Aus-
schüssen des Bundestages verhandelt wird und zu 
dessen Schwerpunkten die fachgerechte Anwendung 
der Arbeitsschutznormen gehört. 

Im übrigen weise ich auf die verstärkte Aufsichts-
tätigkeit der Gewerbeaufsicht der Länder und der 
Unfallversicherungsträger in Betrieben mit hohem 
Ausländeranteil und überdurchschnittlicher Unfall-
häufigkeit hin sowie auf das umfangreiche Vor-
schriften- und Informationsmaterial in Fremdspra-
chen, das die Unfallversicherungsträger ihren Mit-
gliedsunternehmen anbieten. Die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Unfallforschung in Dortmund hat 
das vorhandene Arbeitsschutzmaterial in Fremd- 
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sprachen in einer Broschüre zusammengefaßt; die 
Bundesanstalt stellt die Broschüre jedem Interessen-
ten zur Verfügung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Dr. Geßner (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihrer Antwort entnehmen, daß nach Einführung der 
Regelung, von der Sie eben gesprochen haben, in 
Betrieben, in denen sehr viele ausländische Arbeit-
nehmer beschäftigt sind, zukünftig Bedienungsan-
weisungen in der entsprechenden Landessprache 
angebracht sein werden? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Ja, Herr Kollege. 
Im übrigen darf ich noch einmal unterstreichen, daß 
es unser Bestreben ist, durch die neue Unfallanzeige 
vor allem besseres Grundlagenmaterial über die 
Ursachen von Arbeitsunfällen zu erhalten, weil uns 
das hilft, eine zielgerechte Unfallverhütung zu be-
treiben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Geßner (SPD) : Ich hatte Ihrer zusätzlichen 
Antwort eben nicht ganz entnehmen können, ob Sie 
mit Ja oder Nein antworten wollten, Herr Staats-
sekretär. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Ich wollte den 
von Ihnen genannten Gesichtspunkt damit unter-
streichen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur 
Frage 63 des Abgeordneten Dr. Holtz: 

Hat die Bundesregierung die Absicht, den gesetzlichen Unfall-
versicherungsschutz, der für Kinder in Kindergärten, Schüler und 
Studenten seit 1971 besteht, auch auf Kinder in Kinderkrippen, 
Krabbelstuben und Kinderbetreuungsstätten auszudehnen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Holtz, die Bundesregierung prüft gegenwärtig, wie 
der gesetzliche Unfallschutz auch auf Kinder in Kin-
derkrippen, Krabbelstuben und Kinderbetreuungs-
stätten ausgedehnt werden kann. Dabei sollen die 
guten Erfahrungen genutzt werden, die mit der Un-
fallversicherung für Schüler, Studenten und Kinder-
gartenkinder seit ihrer Einführung im Jahre 1971 
gemacht wurden. Vorab müssen jedoch noch insbe-
sondere die hiermit zusammenhängenden Finanzie-
rungsfragen geklärt werden. Hierzu sollen dem-
nächst Gespräche mit den Ländern geführt werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD) : Herr Staatssekretar, was mei-
nen Sie, welche Voraussetzungen erfüllt werden 
müßten, daß z. B. auch private Initiativen von Eltern 
gefördert werden können? 

Rohde, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, ich 
habe darauf hingewiesen, daß wir die Ausdehnung 
allgemein in den in Ihrer Frage genannten Bereichen 
prüfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage? 
— Die Frage 62 des Abgeordneten Vogelsang wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 64 des Abgeordneten Zebisch wurde 
vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
beantwortet. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich komme zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau. 

Die Fragen 105 und 106 des Abgeordneten Immer 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Wir kommen zu Frage 107 des Abgeordneten Frei-
herr von Fircks: 

Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß eine be-
friedigende wohnungsmäßige Eingliederung der Vertriebenen, 
Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigten bisher noch nicht erreicht 
werden konnte, bereit, bei der Finanzierung der für die Wohn-
raumversorgung dieses Personenkreises aufgelegten Sonderbau-
programme eine stärkere Beteiligung des Bundes vorzusehen, 
und welche Möglichkeiten der bevorzugten Berücksichtigung die-
ses Personenkreises sieht die Bundesregierung darüber hinaus 
etwa ins  Zusammenhang mit einer Losung des Problems der 
fehl- und unterbelegten Sozialwohnungen oder im Rahmen der 
allgemeinen Bereitstellung von Sozialbauwohnungen? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten. 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Die in Ihrer Frage enthaltene Aussage, Herr 
Abgeordneter von Fircks, daß eine befriedigende 
wohnungsmäßige Versorgung der Flüchtlinge, Aus-
siedler und ihnen Gleichgestellter bisher noch nicht 
erreicht werden konnte, trifft nicht zu. Nach den An-
gaben der Länder, denen die Durchführung des Woh-
nungsbaues obliegt, waren zum 31. März 1973 mehr 
als 97 v. H. dieses Personenkreises mit angemesse-
nem Wohnraum versorgt. Um den Ländern die 
Finanzierung dieses Teilgebietes des öffentlich ge-
förderten sozialen Wohnungsbaues zu erleichtern, 
hat der Bund in bisher 26 Programmen insgesamt 
6882 Millionen DM an Darlehen und 506,6 Millionen 
DM an Zuschüssen bereitgestellt. Im Entwurf des 
Haushaltes 1974 und in der mittelfristigen Finanz-
planung ist vorgesehen, daß sich der Bund auch in 
Zukunft im Umfange der letzten Jahre an der Finan-
zierung des Wohnungsbaues für Aussiedler und 
Flüchtlinge beteiligen wird. 

Bei der beabsichtigten Lösung des Problems der 
Fehlsubventionierung von Sozialwohnungen — um 
auf Ihre zweite Frage zu sprechen zu kommen 
wird eine bevorzugte Berücksichtigung der Aussied- 
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ler und Flüchtlinge bei Wohnungsvergaben unmittel-
bar nicht eröffnet werden können, weil dabei eine 
Ausgleichsabgabe für nicht mehr gerechtfertigte 
Mietvorteile, nicht aber eine Räumung von Woh-
nungen vorgesehen ist. 

Die Bundesregierung hat aber im Zusammenhang 
mit der Novellierung des Wohnungsbindungsgeset-
zes 1965 vorgeschlagen, den Gemeinden wieder eine 
stärkere Einflußnahme auf die Belegung von Sozial-
wohnungen einzuräumen, damit sie einen besonde-
ren Wohnungsbedarf besser berücksichtigen können. 
Davon wäre dann auch der von Ihnen genannte Per-
sonenkreis berührt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
bitte sehr! 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, meine Frage basierte auf einer Nieder-
schrift über die Sitzung des Landesbeirats für die 
Angelegenheiten der Vertriebenen, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigten des Landes Niedersachsen 
vom 2. Juli 1973. Darin ist auf Seite 9 zusammen-
gestellt: Wohnungsmäßige Unterbringung am Ein-
weisungsort für die Spätaussiedler. Daraus geht her-
vor, daß von 800 — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
Sie müssen eine Frage stellen und dürfen keine 
Aussage machen. Außerdem soll die Frage kurz 
sein. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Danke, Herr 
Präsident. Ich werde mich bemühen. 

Daraus geht hervor, daß über 20 % der Betrof-
fenen sich als unzureichend untergebracht bezeich-
nen — anderthalb bis zwei Jahre nach der Ein-
weisung. Meinen Sie nicht, daß meine Frage, ob 
hier noch etwas getan werden muß, dann doch be-
rechtigt war? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Herr Abgeordneter, das scheint einen speziel-
len Fall der Aussiedler zu betreffen, während 
Ihre Frage ja die Vertriebenen, Flüchtlinge, Aus-
siedler insgesamt — alle Personenkreise — um-
faßte, so wie die Frage gestellt war. Dafür würde 
die genannte Prozentzahl zutreffen. Es ist klar, daß 
es in manchen Situationen bei Aussiedlern etwas 
anders aussehen mag. Aber wir kümmern uns in 
Absprache mit den Ländern gerade um diesen Per-
sonenkreis der Aussiedler. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz-
frage, bitte sehr. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist die Bundesregierung eventuell bereit, 
im Interesse einer schnellen Unterbringung auch 
dieser Aussiedler die für diesen Personenkreis im 
Wohngeldgesetz vorgesehenen Freibeträge bei der 
Einkommensermittlung anzuheben und damit gleich-
zeitig dieses Problem zu erleichtern? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Wir haben einige Initiativen hier im Bundes-
tag in den nächsten Wochen in diesem Bereich — 
Wohngeld und Einkommensgrenzen — zu behan-
deln. Davon wird auch der von Ihnen angespro-
chene Personenkreis Vorteile haben. Wir können 
keine Sonderregelung schaffen. Aber von den ver-
besserten Regelungen, die in dem Bereich der 
Einkommensgrenzen im sozialen Wohnungsbau und 
der Mietobergrenzen und Einkommensgrenzen beim 
Wohngeld vorgesehen sind, werden auch die von 
Ihnen angesprochenen Personenkreise begünstigt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn man Ihre Statistik zugrunde legt, daß 97 % 
versorgt seien, wie erklären Sie sich dann, daß man 
im allgemeinen sagt, daß die Aussiedler etwa zwei 
Jahre auf eine Wohnung warten müßten? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Ich darf noch einmal darauf hinweisen, Herr 
Kollege Hupka, daß sich die Fragestellung vom 
Herrn Kollegen Fircks nicht auf die Aussiedler 
beschränkt hat, sondern sich auf Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegssachgeschädigte bezog. In 
der Frage waren die Aussiedler als spezielle Per-
sonengruppe nicht einmal genannt. Für den Per-
sonenkreis, der in der Frage genannt war, gilt un-
sere Prozentzahl. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Henke. 

Henke (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß die Darstellung des Kollegen von 
Fircks hinsichtlich der Versorgung von Flücht-
lingen nicht auf diesen Personenkreis zu begrenzen 
ist, sondern daß dies Daten sind, die gesamtver-
bindlich sind? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Ja, das habe ich jetzt, glaube ich, schon zwei-
mal bestätigt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung. 

Die Frage 65 ist von dem Abgeordneten Baier ein-
gebracht. — Herr Abgeordneter Baier ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 66 des Abgeordneten Horn auf: 
Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über die Aus-

bildung der Soldaten, die als Prüfer für Luftfahrtgeräte einge-
setzt sind? 

Bitte, Herr Staatssekretär Berkhan! 
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Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident, Herr Kol-
lege Horn, ich würde Ihre zwei Fragen gern gemein-
sam beantworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich noch 
die Frage 67 des Abgeordneten Horn auf: 

Wie soll die Bewertung dieser Tätigkeit im Vergleich zum 
Tarifvertrag über die Eingruppierung der Angestellten in glei-
cher Tätigkeit vorgenommen werden: nach jetzigem Ausbil-
dungsstand oder nach zukünftigem Ausbildungsstand? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Horn, der 
Bundesregierung ist daran gelegen, daß die Solda-
ten, die als Prüfer für Luftfahrtgerät eingesetzt sind, 
ihre Aufgaben sicher beherrschen, um damit ein 
Höchstmaß an Flugsicherheit und Einsatzbereitschaft 
zu garantieren. Das Bundesministerium der Vertei-
digung hat daher strenge Kriterien aufgestellt, die 
erfüllt sein müssen, bevor ein Soldat als Prüfer ein-
gesetzt wird. Er muß nach Ablegung der Mechani-
ker- und Meisterprüfung eine dreijährige Erfahrung 
auf diesem Gebiet nachweisen und sich nach einer 
sechsmonatigen Hilfsprüfertätigkeit einem Prüfer-
lehrgang zum Prüfer des truppentechnischen Dien-
stes unterziehen. Die Einführung moderner fliegen-
der Waffensysteme in die Luftwaffe macht jedoch 
eine laufende Angleichung der Organisation, der 
Wartungs- und Instandsetzungsverfahren sowie 
auch des Prüferwesens notwendig. Hieraus ergibt 
sich das Erfordernis einer ständigen Anpassung der 
Ausbildung. 

Der Führungsstab der Luftwaffe befaßt sich zur 
Zeit im Rahmen der eingeleiteten Reform des Aus-
bildungssystems mit der Neuordnung der Unteroffi-
zierausbildung, um den militärischen Erfordernissen 
und der notwendigen Anpassung an die gesell-
schaftlichen und bildungspolitischen Entwicklungen 
gerecht werden zu können. Eine zivilberuflich nutz-
bare Qualifikation wird für die einzelnen Ebenen 
angestrebt. Hieraus werden sich auch Auswirkun-
gen auf die Ausbildung der Prüfer des truppentech-
nischen Dienstes ergeben. 

Nun komme ich zu Ihrer zweiten Frage. Auf 
Grund von Untersuchungen der Luftwaffe wurden 
die Aufgaben der derzeitigen Prüfer eindeutig der 
Meisterebene zugeordnet und sind in den Stärke- 
und Ausrüstungsnachweisungen insgesamt mit 
Hauptfeldwebel (Besoldungsgruppe A 8 mit Amts-
zulage) bewertet. Darüber hinaus können Prüfer auf 
Grund der Öffnung der Besoldungsgruppe A 9 für 
Hauptfeldwebel in eine Planstelle dieser Besol-
dungsgruppe eingewiesen werden, wenn bestimmte 
Kriterien wie Leistung, Diensterfahrung und Lebens-
alter erfüllt sind. 

Auf Grund der herausgehobenen Tätigkeit dieses 
Personenkreises hat der Bundesminister der Vertei-
digung für die militärischen Prüfer eine Stellen-
zulage in Höhe von 120,— DM pro Monat gefordert. 
Sie ist eine Neuforderung und keine Angleichung 
an die entsprechende tarifvertragliche Regelung für 
die Angestellten in gleicher Tätigkeit. Sie ist aus 
der funktionsbezogenen Verwendung begründet  

und kann sich daher nicht an tarifliche Regelungen 
anlehnen. 

Die geforderte Zulage wurde im Rahmen der Be-
sprechungen des Referentenentwurfs zum 2. Besol-
dungsvereinheitlichungs- und -neuregelungsgesetz 
erörtert, bisher jedoch noch nicht in den Entwurf 
aufgenommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
Ich rufe nun die Frage 68 des Abgeordneten 

Pfeffermann auf: 

Gibt es Anhaltspunkte für den vom Deutschen Gewerkschafts-
bond, Kreis Darmstadt, in einem offenen Brief an die Bundes-
tagsabgeordneten ausgesprochenen Verdacht, zwischen Unterneh-
mern und Kreiswehrersatzärntern gebe es eine enge Zusammen-
arbeit mit dem Ziel, Jugendvertreter in letzter Zeit immer 
häufiger zum Wehr- und Ersatzdienst einzuziehen, um damit ihre 
Amtszeit zu verkürzen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Es gibt keinerlei Anhalts-
punkte für irgendeine Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmern und Kreiswehrersatzämtern, die dem 
Ziele dienen würde, Wehrpflichtige zum Wehrdienst 
heranzuziehen. Wir müssen auch sonst nach pflicht-
gemäßem Ermessen von Amts wegen tätig werden, 
Herr Kollege. Insbesondere gibt es deshalb auch 
keine Zusammenarbeit, die auf die Einberufung 
von Jugendvertretern gerichtet wäre. Daß Jugend-
vertreter in letzter Zeit häufiger als früher einberu-
fen oder daß sie bei der Einberufung anders als 
andere Wehrpflichtige behandelt würden, läßt sich 
ebenfalls nicht feststellen. Den Kreiswehrersatzäm-
tern ist in der Regel gar nicht bekannt, daß ein 
Wehrpflichtiger Jugendvertreter ist. Die Wehrpflich-
tigen sind auch nicht verpflichtet, ihre Wahl zum 
Jugendvertreter dem Kreiswehrersatzamt mitzutei-
len. Dieses hat keinen Anlaß, von sich aus entspre-
chende Nachforschungen anzustellen, weil, wie ich 
bereits in den Fragestunden vom 23. Februar 1973 
und vom 18. Juni 1973 ausgeführt habe, die Tätigkeit 
als Jugendvertreter weder einen Grund für die Zu-
rückstellung vom Wehrdienst noch einen Grund 
für eine Unabkömmlichstellung des Wehrpflichtigen 
darstellt. 

Anerkannte Kriegsdienstverweigerer werden 
nicht durch die Kreiswehrersatzämter, sondern durch 
das Bundesamt für den Zivildienst zur Dienstlei-
stung im Zivildienst einberufen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
habe ich Sie richtig verstanden, daß es nicht nur 
keinen Anhaltspunkt für einen Nachweis solcher 
Zusammenhänge, sondern auch keinen Anhaltspunkt 
für Verdächtigungen dieser Art  gibt? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Sie haben mich richtig ver-
standen, Herr Kollege. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Ich rufe die Frage 69 des Abgeordneten Dr. Kunz 
(Weiden) auf: 

Trifft es zu, daß nach einem Erlaß des Bundesverteidigungs-
ministeriums Einladungen der chinesischen Botschaft in Bonn 
an höhere Offiziere des Bundesverteidigungsministeriums nicht 
angenommen werden sollen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege, ich beantworte 
die Frage mit Nein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte sehr! 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Kann die Bun-
desregierung ausschließen, daß es eine entspre-
chende mündliche oder auch schriftliche Weisung in 
dieser Frage gegeben hat? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Auf den zweiten Teil Ihrer 
Zusatzfrage — schriftlich — habe ich geantwortet, 
und zwar mit Nein. Was in einem Ministerium mit 
über 6 000 Mitarbeitern alles geredet wird, entzieht 
sich meiner Kenntnis. Ich bin auch nicht der Auf-
fassung, daß es für mich darauf ankommt, an Ar-
beitsplätzen herumzuspionieren, was dort einer mal 
zu seinem Nachbarn gesagt hat. Es gibt jedoch keine 
mündliche Weisung eines weisungsberechtigten Be-
amten oder militärischen Vorgesetzten, die mein 
Nein einschränken würde. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, steht mit dieser meiner Anfrage die Tat-
sache im Zusammenhang, daß an dem letzten Emp-
fang der chinesischen Botschaft auffallend viele Bun-
deswehroffiziere teilnahmen? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Ich habe das akustisch nicht 
ganz verstanden, Herr Kollege. Aber es hat zwei 
Einladungen gegeben, einmal eine Einladung zum 
Akrobatenzirkus in Köln mit anschließendem Emp-
fang am 26. Juli 1973 — ich bin dankbar, noch ein-
mal antworten zu können, weil ich dadurch den 
Akrobatenzirkus ins Gespräch bringen kann —, zum 
zweiten eine Einladung zu einem Empfang anläßlich 
des 24. Jahrestages der Gründung der Volksrepublik 
China am 1. Oktober 1973. 

Mir liegen hier die Listen der Eingeladenen mit 
Vermerken darüber vor, ob Zu- oder Absagen er-
folgten. Da ich davon ausgehe, daß ein Eingeladener 
als Person selber entscheiden muß, ob er die Einla-
dung annimmt oder nicht, Herr Kollege, würde ich 
Sie bitten, mir zu ersparen, diese Liste mit den ent-
sprechenden Vermerken vorzulegen. Aber auch 

diese Liste gibt mir keinen Hinweis, daß irgendein 
Verdacht in der Richtung, wie sie in Ihrer Frage 
zum Ausdruck kommt, gerechtfertigt wäre. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr. 

Ich rufe die Frage 81 des Abgeordneten Hoffie 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß — wie die Ferienreise-
zeit erneut gezeigt hat — zahlreiche Kinder dadurch zu Scha-
den kommen, daß sie auf den Vordersitzen in Personenwagen 
transportiert werden, und ist die Bundesregierung bereit, die 
Straßenverkehrsordnung dahin gehend zu ergänzen, daß Kinder 
grundsätzlich nur auf den Rücksitzen von Personenkraftwagen 
befördert werden dürfen? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten. 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege Hoffie, die Bundesregie-
rung verfolgt mit Sorge die Beteiligung von Kindern 
am Unfallgeschehen. Sie kennt die Anzahl der auf 
Beifahrersitzen in Personenkraftwagen verunglück-
ten Kinder nicht. Es ist nur bekannt, daß im Jahr 
1971 19 % der im Straßenverkehr getöteten und 
19,3 % der schwerverletzten Kinder Fahrzeuginsas-
sen waren. 

In Anbetracht dieser Entwicklung wird augen-
blicklich geprüft, ob eine praktikable Regelung für 
ein Verbot der Kinderbeförderung auf Vordersitzen 
gefunden werden kann. Eine Schwierigkeit besteht 
jedoch darin, daß ein großer Teil der Kraftfahrzeuge 
wie z. B. Lastkraft- und Sportwagen keine rückwär-
tigen Sitze haben. Zum anderen ist Rücksicht auf 
kinderreiche Familien zu nehmen, bei denen nicht 
alle Kinder auf den hinteren Sitzen Platz finden. 
Das gleiche gilt für die zahlreichen Pkw-Fahrer, die 
auf freiwilliger Basis Schulsammelfahrten für kör-
perlich behinderte Kinder zu deren Sonderschulen 
durchführen. 

Ich darf vielleicht noch ergänzend bemerken, daß 
von verschiedenen Fachgremien und Instituten zur 
Zeit Untersuchungen und sachbezogene Beratungen 
durchgeführt werden, die das Ziel haben, den Schutz 
des Kindes im Kraftfahrzeug zu erhöhen. So wird 
auch eine DIN-Norm über Kindersicherungseinrich-
tungen in Kraftfahrzeugen angestrebt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP) : Herr Staatssekretär, wann werden 
die Prüfungen abgeschlossen sein, und wann wäre 
demnach frühestens mit einer entsprechenden Er-
gänzung der Straßenverkehrs-Ordnung im Falle 
einer positiven Entscheidung — zu rechnen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Da die Beratungen bezüglich der 
Schwierigkeiten, die ich Ihnen, Herr Kollege, in der 
Beantwortung Ihrer Frage angedeutet habe, noch 
nicht abgeschlossen sind und die Untersuchungser-
gebnisse, soweit es sich um Fachgremien und Insti-
tute handelt, noch nicht vorliegen, vermag ich zum 
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gegenwärtigen Zeitpunkt keinen verbindlichen Ter-
min zu nennen. Ich darf Ihnen aber versichern, daß 
wir auch in unserem Haus bemüht sind, so rasch wie 
möglich zu einer Entscheidung zu kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP) : Herr Staatssekretär, werden bei 
den Untersuchungen und Beurteilungen der Zweck-
mäßigkeit einer hier von mir in der Frage ange-
sprochenen Regelung auch die Erfahrungen Oster-
reichs einbezogen, die ja sehr positiv sind? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Ich will das gern veranlassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die 
Frage 82 der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius. — 
Die  Frau Abgeordnete ist nicht im Saal; die Frage 82 
wird ebenso wie die Frage 83 schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 84 des Abgeordneten Dr. Slotta wird 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 85 des Abgeordneten Lemmrich 
auf: 

Welches sind die Gründe, die den Bundesminister für Ver-
kehr veranlaßt haben, sein neues Verkehrsprogramm „Der 
Mensch hat Vorfahrt" entgegen den Gepflogenheiten seiner Vor-
gänger nicht dem Deutschen Bundestag zur Beratung vorzulegen? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten. 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege Lemmrich, der Bundes-
minister für Verkehr hat sein Verkehrskonzept be-
reits am 8. Juni und dann als Sonderdruck im 
August allen Abgeordneten des Bundestages zuge-
sandt. Außerdem erfolgte eine zusätzliche Vertei-
lung an die Mitglieder des Verkehrsausschusses. 
Die zu erwartende verkehrspolitische Debatte wird 
allen Abgeordneten die Möglichkeit geben, sich mit 
Fragen des Konzepts auseinanderzusetzen. Beim 
verkehrspolitischen Programm erfolgte nur deshalb 
eine förmliche Einbringung, weil zu dem Programm 
einige Gesetzentwürfe gehörten, die eine besondere 
Gesetzesinitiative der Bundesregierung erforderten. 
Der Verkehrsbericht wurde als ein Bericht der Bun-
desregierung förmlich zugestellt, weil sich die Regie-
rung in der Regierungserklärung des Bundeskanz-
lers hierzu verpflichtet hatte. Sie sehen aus diesen 
Feststellungen, daß in jedem Falle die Mitglieder 
des Hauses umfassend informiert worden sind, wo-
bei allein aus formalen Gründen Unterschiede in der 
Art der Vorlage zu erklären sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß das Bundeskabi-
nett diesem Verkehrskonzept des Bundesministers 
für Verkehr förmlich seine Zustimmung gegeben 
hat? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege Lemmrich, Ihnen ist das 
Zustandekommen dieses Konzepts durch die Be-
richterstattung im Ausschuß sicher bekannt. Dieses 
Konzept ist mit den entscheidenden Ressorts abge-
stimmt worden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß es dem Verkehrsausschuß des 
Bundestags nicht möglich ist, sich mit den einzelnen 
Teilen dieses Konzepts zu befassen, weil eine förm-
liche Überweisung durch das Plenum des Deutschen 
Bundestages nicht erfolgen kann? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege, ich sehe keine Gründe, 
weshalb eine Erörterung dieses Konzepts im Rah-
men der Aussprachen über verkehrspolitische Ent-
wicklungen und Tendenzen nicht erfolgen könnte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die 
Frage 86 des Abgeordneten Ollesch auf: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die insbesondere im deutsch-niederländischen Güterkraftver-
kehr zu Lasten deutscher Unternehmer bestehenden Wettbe-
werbsverzerrungen abzubauen? 

Herr Staatssekretär, ich darf bitten. 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege, die Bundesregierung 
unternimmt erhebliche Anstrengungen, eine Anglei-
chung der vom Staat beeinflußten Wettbewerbs-
bedingungen innerhalb der Europäischen Gemein-
schaften zu erreichen. Schwerpunkte dieser Arbeit 
liegen vor allem bei den Nutzfahrzeugsteuern, der 
Wegekostenabgeltung und den Maßen und Gewich-
ten. Insbesondere mit der Annahme des Richtlinien-
vorschlags der EG-Kommission über die Anpassung 
der nationalen Systeme der Steuern für Nutzfahr-
zeuge werden nicht nur die Strukturen, sondern 
auch die Höhe der Steuersätze einander angenähert 
und damit die Wettbewerbsbedingungen in einem 
wichtigen Punkt angeglichen. Es darf allerdings 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß die Harmonisie-
rung in diesen Bereichen wegen der sehr unter-
schiedlichen nationalen Interessen ein schwieriger 
und langwieriger Prozeß ist. So wird z. B. die Ver-
einheitlichung der Maße und Gewichte der Nutz-
kraftfahrzeuge seit nunmehr schon zwei Jahren in 
Brüssel beraten. Die Bundesregierung ist auch wei-
terhin bemüht, hier alsbald zu einer Lösung zu kom-
men. 

Außerdem wird die Bundesregierung im Rahmen 
der Kraftfahrzeugsteuerreform vorschlagen, im Vor-
griff auf eine Gemeinschaftslösung künftig nur noch 
einen Sattelauflieger je Zugmaschine zu besteuern. 
Dies führt zu einer kostenmäßigen Entlastung der 
deutschen Transportunternehmer und damit inso-
weit zu einer Gleichstellung mit den ausländischen 
Konkurrenten. Eine generelle Senkung der deut-
schen Kraftfahrzeugsteuer für Nutzfahrzeuge ist da-
gegen nicht beabsichtigt. 
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Zur Verbesserung der Wettbewerbssituation deut-

scher Unternehmer werden im übrigen alle Möglich-
keiten geprüft, um eine bessere Überwachung der 
Einhaltung der Sozialvorschriften auch durch aus-
ländische Unternehmer bzw. Kraftfahrer zu er-
reichen. Bei schweren Zuwiderhandlungen müssen 
ausländische Unternehmer mit dem Ausschluß vom 
grenzüberstreitenden Straßengüterverkehr mit der 
Bundesrepublik Deutschland rechnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann rufe ich die 
 Frage 87 des Abgeordneten Ollesch auf: 

Wird die Bundesregierung bei den gegenwärtig laufenden 
deutsch-niederländischen Verhandlungen eine Aufstockung des 
Kontingents für den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
von Zugeständnissen der Niederländer z. B. bei den Brüsseler 
Verhandlungen über die Harmonisierung bestimmter Wett-
bewerbsbedingungen abhängig machen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege, ich möchte hier den 
noch nicht abgeschlossenen Verhandlungen mit den 
Niederlanden nicht vorgreifen. Jedoch ist die Bun-
desregierung der Auffassung, daß — wie bei an-
deren Teilgebieten, so auch im Verkehr — die im 
Wettbewerb bestehenden Verzerrungen im Rahmen 
einer gemeinschaftlichen Politik auf der Grundlage 
des EWG-Vertrags beseitigt werden sollen. 

Die Bundesregierung wird daher verstärkt dafür ein-
treten, daß deutsche Leistungen gegenüber einzel-
nen unserer EWG-Partner danach ausgerichtet wer-
den, wieweit sie Fortschritten in Richtung auf eine 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen zu-
gute kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie, nachdem die niederländische Regie-
rung in dieser Sache sehr hart ist und der nieder-
ländische Verkehrsminister das erst in der vorigen 
Woche vor dem Europarat in Straßburg bekundet 
hat, die Chance dieser Verhandlungen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege, ich möchte in dieser 
Fragestunde den Verhandlungen, die jetzt durch die 
verantwortlichen Herren unseres Hauses geführt 
werden müssen, nicht vorgreifen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir stehen am Ende der Fragestunde. 

Wir kehren zurück zu Punkt 6 der Tagesordnung. 
Das Wort hat der Abgeordnete Höcherl. 

Höcherl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wie wichtig unsere 
Steuervorlage von den Regierungsparteien genom-
men wird, ergibt sich daraus, daß sich zwei Bundes-
minister in die Bresche geworfen haben. Im allge-
meinen wird das Parlament von den Bundesmini-
stern nicht so hofiert — wir werden mit Parlamen

-

tarischen Staatssekretären bedient —, aber dies ist 
offenbar doch sehr wichtig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Selbst Bundesminister Friderichs, der einige 
Schwierigkeiten hat, seine Kompetenzen gegenüber 
dem sehr machtbewußten Schatzkanzler Schmidt 
durchzusetzen, hat eine Sollübung veranstaltet. Wir 
schätzen eigentlich Bundesminister Friderichs wegen 
seiner bedächtigen und vorsichtigen Art. Wir wissen, 
daß er auf Missionskreuzfahrten für Maßhalten ist. 
Aber heute haben wir einen anderen Friderichs ken-
nengelernt, einen polemischen, der selbst Schwierig-
keiten mit den Fakten hatte. Wir müssen unser 
Urteil überprüfen, ob wir wirklich noch so viel auf 
ihn, seinen Sachverstand und seine Solidität setzen 
können, wie wir das bisher bei unserer Good-will-
Kritik gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zunächst muß ich Ihnen eine Frage stellen. Herr 
Friderichs hat ein Geheimnis enthüllt: CDU-Wirt-
schaftsleute — offenbar Leute aus der Partei, die er 
als Oberlehrer mit der Zensur „mit Sachverstand" 
ausgestattet hat; es ist ja die Aufgabe des Ministers, 
unsere Leute zu qualifizieren, ob sie Sachverstand 
haben oder ob sie keinen haben — seien bei ihm ge-
wesen und hätten Schlechtes über unsere Steuer-
vorlage erzählt. Herr Bundesminister, ich darf Sie 
bitten, wenn Sie schon so etwas vortragen, Roß und 
Reiter, also Namen zu nennen. Das wollen wir hören. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundesminister Friderichs hat sich auch ver-
wahrt gegen eine Begegnung mit dem Bankpräsi-
denten Hankel. Ich möchte folgendes sagen: Es 
würde seinem Sachverstand und seiner Arbeit recht 
gut tun, wenn er sich öfter mit Herrn Hankel unter-
hielte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun, Herr Bundesminister Schmidt glaubt sich 
seiner Aufgabe entledigt zu haben und bedient uns 
mit — überhaupt mit nichts! 

(Abg. Hermsdorf: Doch!) 

— Mit Staatssekretär Hermsdorf, nun gut! Auf 
Grund unserer guten persönlichen Beziehungen bin 
ich durchaus damit einverstanden, aber ich will 
Ihnen folgendes sagen. Wenn Herr Schmidt als der 
Fachminister für diesen Bereich heute behauptet, daß 
die Steuerbelastung für die unteren und mittleren 
Einkommen effektiv 9 °/o betrüge, dann trifft das den 
Sachverhalt nicht. Warum? Weil jede Mark, die der 
einzelne mehr verdient, mit 19 °/o besteuert wird. 
Das ist die Wahrheit. Das sollte doch eigentlich ge-
sagt werden. 

Nun das nächste: Sehr viele haben sich versucht 
— Herr Börner, Herr Porzner, Herr Grünewald 
usw., z. B. in der Presse — im Auftischen von Greuel-
märchen: wir würden 18 Milliarden DM als neue 
Kaufkraft in den Kreislauf schicken. 

(Abg. Offergeld: 10 Milliarden DM reichen 
aus!) 

Das muß man den Leuten nachsehen, Herr Offer

-

geld. Sie sind nicht ausreichend informiert und 
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haben zuwenig Sachkenntnis. Wir sind da großzü-
gig, wir verzeihen Ihnen den Mangel. Aber es sind 
nicht 18 Milliarden DM, sondern es sind zunächst 
8 Milliarden DM. Ich meine, das sollte hier einmal 
klargestellt werden. 

Nun ist behauptet worden, wir hätten diese 
Steuervorlage nach Ihren neuen Eckwerten erfun-
den. Zur historischen Wahrheit darf ich vielleicht 
folgendes sagen. Wir haben am 31. Juli in der Frak-
tion einen Beschluß gefaßt, und dieser Beschluß hat 
bei ihnen eine unerhörte Reaktion ausgelöst. Sie 
kamen nämlich auf den Trichter, Ihre Steuerreform, 
dritte und verschlechterte Auflage, auf das Jahr 
1975 vorzuverlegen. Wie Sie das machen wollen, 
werden wir ja sehen. Sie haben sich natürlich gar 
keine Gedanken gemacht, welche haushaltsmäßigen, 
welche finanzplanungsmäßigen Auswirkungen diese 
Vorverlegung hat. Sie erinnern sich doch alle an 
dieses schöne Märchen: Es war einmal, daß eine 
große Jahrhundertreform in Gang gesetzt werden 
sollte. Der Name und der Geist von Erzberger wur-
den zitiert. Wir warten immer noch darauf. Das ist 
nun, wie gesagt, die dritte Auflage. Ein Finanzmini-
ster und ein Schatzkanzler wurden dabei verbraucht. 
Jetzt haben wir neue Eckwerte. Nun will ich Ihnen 
einmal sagen, was ein sehr guter Freund von Ihnen 
dazu gesagt hat. Das war Herr Fredersdorf, mit dem 
Sie ja politisch verwandt sind. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Höcherl, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Graf!  

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege, darf ich 
Ihrem Monitum, daß wir etwa den Namen Erzberger 
vergessen hätten, entnehmen, daß Sie den Ideen 
und Anregungen Erzbergers als Vertreter der CSU 
aufgeschlossen gegenüberstehen? 

Höcherl (CDU/CSU) : Ja, absolut; auch wenn sie 
von Ihnen als Plagiat verwendet werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Fredersdorf, ein Ihnen sehr gut bekannter 
Mann, sagt zu den neuen Eckwerten in einem ganz 
neuen Aufsatz folgendes: Sozial grob, sozial unmög-
lich, beispiellos inflationsfördernd, Flickschusterei. 
Wir wagen gar nicht, solche Ausdrücke in den Mund 
zu nehmen, weil wir wissen, wie empfindlich die 
Regierung und die Regierungsparteien sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deswegen brachte ich hier dieses Zitat; ich über-
nehme das nicht. 

(Zuruf von der SPD: Roß und Reiter!) 

— Reicht das noch nicht? Mir würde das reichen! 

Aber jetzt zum Ernst der Sache. Unsere Vorlage 
hat vier Bestandteile, und ich meine, über diese vier 
Bestandteile könnten wir so, wie sich das gehört, in 
unserer Verantwortung gemeinsam reden. Was 

haben Sie eigentlich dagegen, daß wir die Veranla-
gungsgrenze anheben, um den überlasteten Finanz-
ämtern endlich einmal nur einen bescheidenen — 
mehr kann das nicht sein — Entlastungsbeitrag zu 
geben? Warum sollte das nicht geschehen? 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Höcherl, 
haben Sie davon Kenntnis genommen, daß der von 
Ihnen vorhin als Kronzeuge zitierte Herr Freders-
dorf vor wenigen Tagen im Fernsehen erklärt hat, 
daß diese Anhebung auf eine höhere Veranlagungs-
grenze überhaupt keine entlastende Wirkung für 
die Finanzverwaltung habe? 

Höcherl (CDU/CSU): Graf, ich habe seine bösen 
Worte über Ihre Vorlage nicht übernommen und 
übernehme auch das nicht, was er in diesem Zusam-
menhang behauptet hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber ich darf Sie fragen: welchen sachlichen Ein-
wand gibt es gegen diesen Versuch? Vielleicht 
bringt er gar nicht so viel, aber es ist immerhin ein 
Ansatz für die Steuervereinfachung. 

Der zweite Teil beinhaltet die Frage der steuer-
lichen Zinsbegünstigung. Das ist keine Erfindung 
von uns, die irgendwie mutwillig gemacht worden 
wäre, sondern Sie wissen ganz genau, daß im 
Bundesfinanzhof und wahrscheinlich auch im Bun-
desverfassungsgericht ernsthafte Überlegungen be-
stehen, die unter Umständen das Nominalwertprin-
zip, auf dem wir stehen, in Gefahr bringen. Um das 
zu unterlaufen, um hier eine Ordnung zu bringen, 
haben wir diesen Vorschlag gemacht: Weihnachts-
freibetrag mal drei. 

Uns ist nicht unbekannt geblieben, daß Sie sich, 
Herr Wehner, in Ihrer Fraktion fünf Stunden über 
diese Vorlage unterhalten haben. Wenn Ihre Frak-
tion, die maßgebende Regierungsfraktion, fünf Stun-
den darauf verwendet, habe ich den Eindruck, es 
müßte eine wichtige Sache sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Höcherl, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Wehner? 

Wehner (SPD) : Sehr verehrter Herr Kollege 
Höcherl, wie werden Sie das Kunststück fertigbrin-
gen, die insgesamt fünf Stunden dauernde Sitzung, 
von der andere Ihrer Kollegen gesagt haben, die 
meisten Stunden gingen um Wehner, jetzt plötzlich 
dahin gehend zu vereinnahmen, daß es angeblich 
um diese Vorlage gegangen sei? 

(Beifall bei der SPD.) 

Höcherl (CDU/CSU): Herr Wehner, ich will Ihnen 
eine offene Antwort geben. Ich habe gestern mit 
großem Interesse festgestellt, daß es Ihnen möglich 
ist, als Fraktionsvorsitzender von Moskau und 
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Leningrad aus einen Außenminister und einen Bun-
deskanzler zu manipulieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deswegen hat auch Ihre Fraktion wenig Chancen, 
sich mit Ihnen über persönliche Dinge zu unterhal-
ten. 
Es ist ein ehrliches Anliegen: Wir haben beim 

Bundesfinanzhof, beim Bundesverfassungsgericht 
und auch beim Bundesarbeitsgericht Klagen laufen 
wegen Betriebsrenten, die uns Sorgen machen, ob 
das Nominalwertprinzip, ein ganz wesentliches 
Währungs- und Wirtschaftsprinzip, in Gefahr ist. 

Der vierte Bestandteil ist die Anhebung des 
Grundfreibetrags. Jetzt will ich Ihnen einmal etwas 
sagen. Sie haben sich selber das Etikett einer sozial-
liberalen Regierung angesteckt. Kein Mensch hat 
Ihnen das verliehen; das haben Sie sich selber ver-
liehen. Fünfzehn Jahre lang gibt es diesen Freibe-
trag. Was sich allein in den letzten vier Jahren in 
der Kaufkraft und in der Währung ereignet hat, 
brauche ich Ihnen nicht zu sagen; das spüren unsere 
Burger.  Wenn wir einen solch anspruchsvollen Titel 
für uns in Anspruch genommen hätten, hätten wir 
in diesen vier Jahren, in denen Sie eine große 
Steuerreform machen wollten, diese Freibeträge 
unabhängig vor allem anderen angepaßt. Das ge-
hört, möchte ich sagen, zum steuerpolitischen und 
steuerrechtlichen Anstand, weil 1 680 DM kein Be-
trag sind, der in unsere Landschaft paßt. 

Sie haben sich darüber hinaus sehr viel mit dem 
konjunkturpolitischen Einwand beschäftigt. Er ist 
durchaus zu überlegen, und Sie dürfen davon aus-
gehen, daß wir Verantwortungsbewußtsein genug 
haben, uns auch diese Frage zu überlegen, ob man 
jetzt, in dieser Situation, 8 Milliarden DM — nicht 
auf einmal; das sind 700 Millionen DM pro Monat 
— in den Kreislauf schicken darf. Das ist eine ernste 
Frage, und Ihre Einwendungen sind deswegen ernst-
haft zu prüfen. 

Jetzt darf ich Ihnen aber folgendes sagen. Über 
die Gewerkschaften dürfen wir nicht sprechen, wie 
das ja heute zum Vorschein gekommen ist. Sie sind 
eifersüchtig wie auf eine Geliebte, wenn wir, die 
CDU/CSU, von Gewerkschaften sprechen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Aber ich habe es ja ganz besonders leicht; Sie 
haben mich ja einmal als „Trojanisches Pferd" be-
zeichnet, Herr Wehner. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

— Nein, bei der Gewerkschaftsveranstaltung. Ich 
bin Gewerkschaftsmitglied, und ich bin es ganz 
bewußt. 

(Abg. Wehner: Ich bin nur nicht sicher, ob 
ich „Pferd" gesagt habe! — Heiterkeit bei 

der SPD.) 

— Das haben Sie gesagt, Herr Wehner. 

Jetzt einmal ein ernstes Wort. Wir stehen vor 
ernsten Lohnverhandlungen. Sie haben diese Lohn-
verhandlungen mit Ihrem 13. Monatsgehalt was 
praktisch 11 % bedeutet — nicht erleichtert. Wir 

haben eine Lohnsumme von insgesamt 450 Milliar-
den DM. Stellen Sie sich einmal 12 oder 13 % vor! 
Das sind Zahlen, die als Mindestzahlen genannt wer-
den; wir haben noch viel höhere Zahlen gehört. Das 
sind dann konjunkturpolitisch 60 bis 70 Milliarden 
DM, die Ende des Jahres oder im Frühjahr 1974 in 
den Kreislauf kommen. Das ist für Ihre Konjunktur-
und Stabilitätspolitik eine ganz ernste Sache. — 
Bitte schön! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wittmann! 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Höcherl, ist 
Ihnen bekannt, daß Ihre Rechnung mit den 11 % 
falsch sein muß, da ja zwei Drittel bereits gezahlt 
werden, so daß es sich nur um eine Erhöhung um 
131/3 %, und zwar geteilt durch zwölf, handelt? Dann 
kann man solche Rechnungen nicht aufstellen, weil 
sie nicht wahr sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jedenfalls über 
3 Milliarden!) 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Kollege, Sie sprechen 
von Wahrheit und Nichtwahrheit. Auch Pilatus 
hatte schon einige Schwierigkeiten mit der Wahr-
heit. Ich würde sagen, Sie sollten Ihre Anfrage noch 
einmal überdenken. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ein ernstes Gespräch ist trotz aller Verhärtungen 
da oder dort immer noch möglich. Wir sagen: Wir 
wissen nicht, ob die Gewerkschaften diesen Ruf auf-
nehmen. Auf jeden Fall hat Herr Vetter erklärt, er 
möchte beim Weihnachtsfreibetrag und anderen 
steuerlichen Fragen eine Geste des Bundes haben. 
Die Gewerkschaften haben uns über zwanzig Jahre 
und mehr hinweg ein soziales Klima verschafft, das 
sich im Weltvergleich sehr gut sehen lassen kann. 
Jetzt sollten wir doch aus dieser Freiburger Rede 
den Gewerkschaften ein Angebot machen, weil 
nämlich 2 %, dort gespart, viel mehr sind, als hier 
überhaupt zur Debatte steht. 

Sie meinen, Sie hätten ein besonderes Verhältnis 
zu den Gewerkschaften. Dazu möchte ich sagen: 
die Gewerkschaften sind eine Institution, die der 
breiten Öffentlichkeit, auch der CDU/CSU, genauso 
am Herzen liegt wie Ihnen, obwohl Sie aus Ihren 
Beziehungen immer ein Spezialverhältnis ableiten 
wollen. Was in den letzten 20 Jahren wirklich ge-
leistet worden ist ich denke an die Schaffung 
sicherer Arbeitsplätze und an eine großartige so-
ziale Ausstattung —, haben wir geleistet. Aber 
ich will nicht in die Vergangenheit zurückgehen, 
sondern möchte Sie fragen: Wäre es nicht interes-
sant, den Ruf aus Freiburg aufzunehmen? Es war 
unsere Überlegung, im Widerstreit mit konjunktur-
politischen und anderen Überlegungen zu sagen: Ja-
wohl, der Gesetzgeber, vertreten durch alle Par-
teien, ist bereit, hier eine Geste zu machen. Viel-
leicht hilft Ihnen das in der für Sie nicht einfachen 
Situation, bei den Lohnverhandlungen eine gewisse 
Grenze zu setzen. Das war, wie gesagt, unsere Über-
legung. 
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Deswegen darf ich mit einem echten und ehrlichen 

Appell an Sie schließen: Helfen Sie uns hierbei! Der 
Bundeskanzler wollte es; aber er wurde zurückge-
pfiffen. Man muß sich immer wieder fragen: wo 
bleibt die Richtlinienkompetenz, wer hat in diesem 
Kabinett überhaupt etwas zu sagen? Aber immerhin 
hat ihn sein guter Instinkt auf den richtigen Weg 
geführt. Schmidt hat jedoch seine Erlaubnis verwei-
gert; so war es doch. Kehren Sie zu diesem Weg zu-
rück! Nehmen Sie unseren Appell auf! Wir wissen 
sehr wohl, was Konjunkturpolitik ist. Ich meine, in 
der kommenden Tarifrunde, in der 70 % neue Tarif-
verträge für 14 Millionen Arbeitnehmer abgeschlos-
sen werden, liegt eine Chance. Wir sollten sie wahr-
nehmen. Wenn sie nicht wahrgenommen wird und 
wenn die Antwort nicht so ausfällt, wie wir es er-
warten, können wir immerhin sagen: wir haben 
einen Finger gereicht, wir haben einen Anfang ge-
macht. 
Das wäre meine Bitte an Sie, sehr mächtige 

Herren von den Regierungsparteien. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Rapp (Göppingen). 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die konjunkturelle Lage ist 
bekannt. Die Chancen und Gefährdungen mögen von 
verschiedenen Beobachtern in Nuancen unterschied-
lich beurteilt werden. Unbestreitbar ist, daß kon-
junkturwirksame Maßnahmen und Weichenstellun-
gen äußerster Behutsamkeit bedürfen, daß nichts 
zur Unzeit geschehen darf, daß wir, konkret, vor al-
lem derzeit nichts tun dürfen, was wie ein Signal 
verstanden werden könnte, das Ende der Restrik-
tionspolitik sei bereits gekommen. Wer in dem labi-
len Gemenge all der Wechselwirkungen, die unsere 
konjunkturelle Lage bestimmen, mit Milliardenstö-
ßen herumfuhrwerken wollte, wäre sicher schlecht 
beraten. Die Pinzette und nicht die Brechstange ist 
gefordert. 

Bekannt sind auch die finanzpolitischen Gegeben-
heiten, die Aufgaben, die an die öffentlichen Haus-
halte gestellt sind; bekannt sind die Bedingungen, 
unter denen die Haushaltsgestaltung für 1974 steht. 
Die von der Bundesregierung für den Haushalt 1974 
genannten Grunddaten lassen eine kunstvolle — 
manche werden sagen: allzu kunstvolle — Balance 
zwischen dem konjunkturpolitisch Nötigen und dem 
reformpolitisch Möglichen erkennen, ein Balance-
akt, dem sicher manche mit einiger Beklommenheit 
zusehen. Im Grunde ist es unseres Entwicklungs-
standes unwürdig, wenn die Verzahnung der Ver-
stetigungs- und der Strukturpolitik einfach deshalb 
noch immer nicht zureichend gelingen kann, weil 
wir nur über ein viel zu global wirkendes Steue-
rungsinstrumentarium verfügen. Ich meine, dies 
werden wir im Laufe der Zeit ändern müssen. Die 
konjunkturpolitischen wie die haushaltspolitischen 
Ausgangsdaten und Entwicklungsmöglichkeiten 
sind jedenfalls bekannt; sie liegen zutage. 

Wer nun vor diesem Hintergrund einen Gesetz-
entwurf vorlegt, der den öffentlichen Händen im 

Jahre 1974 einen Einnahmeausfall von etwa 10 Mil
-liarden DM bescheren würde 

(Abg. Dr. Häfele: 8 Milliarden!) 

- Herr Häfele, wir haben in diesem Hause immer 
von Sollzahlen geredet; wenn wir von Kassenzahlen 
reden, mögen Sie recht haben; aber es ist gute 
Übung, hier von Sollzahlen zu reden —, der kann 
dies nur tun, wenn er der festen Zuversicht ist, da-
mit nicht beim Wort genommen zu werden. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Zu Ihren Gunsten, meine Damen und Herren von der 
Opposition, nehme ich an, daß Sie die Ablehnung 
dieses Gesetzentwurfs fest programmiert haben. 

(Zurufe von der SPD: So ist es! — Sehr 
richtig!) 

Die Gewißheit, daß wir ihn ablehnen werden, ist so-
zusagen die Geschäftsgrundlage dieses Antrags. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wer immer Verantwortung für die Preisentwicklung 
und die Solidität der Staatsfinanzen trägt, wird zu 
keiner anderen Wertung dieses Ihres Gesetzent-
wurfs kommen können. 

Sie motivieren Ihren Gesetzentwurf einerseits 
konjunktur- und andererseits verteilungspolitisch. 
Ich werde auf beide Aspekte eingehen. Wie es aber 
das gute Recht der Opposition ist, das meines Er-
achtens ausschlaggebende parteitaktische Motiv 
dieses Gesetzentwurfs zu verstecken, so ist es un-
sere Pflicht, dieses Motiv ans Licht des Tages zu ho-
len, was nicht schwerfällt. Um eine der Argumenta-
tion Ihres Gesetzentwurfs angemessen schräge Me-
tapher zu gebrauchen: Es gibt da bei der Opposition 
so etwas wie einen augenzwinkernden Zwischenton, 
der bei uns, bei der Koalition, etwa wie folgt an-
kommt: Ihr werdet dies pflichtgemäß ablehnen, und 
wir, die Opposition, werden von dieser Ablehnung 
bei den uns zugänglichen Wählerschichten politisch 
wieder ein Weilchen leben können. — Dies ist das 
parteitaktische Motiv. Und in der Tat, was die Ab-
lehnung anlangt, werden wir Sie nicht enttäuschen 
dürfen. 

Was nun die konjunkturpolitische Begründung 
des Antrags betrifft, so wird mit einigem Großmut 
eingeräumt, daß es nicht darum gehen kann, zu-
sätzliche Kaufkraft in Milliardenhöhe in Bewegung 
zu setzen. Vielmehr wird geltend gemacht, steuer-
liche Entlastungen würden die verteilungspolitischen 
Spannungen mindern können. Dies, meine Damen 
und Herren, ist ein ehrenwertes und bedenkenswer-
tes Argument, das sich allerdings, wenn es von der 
Opposition kommt, seltsam ausnimmt und stark 
entwertet ist. Wären wir nämlich der Opposition ge-
folgt und hätten wir im Mai einen weit herunterge-
zogenen Konjunkturzuschlag eingeführt, so würde 
die von der Opposition jetzt geforderte Entspan-
nungsoffensive noch nicht einmal ausreichen, die 
durch den Konjunkturzuschlag zusätzlich geschaf-
fene Spannung ein wenig abzubauen. 

Sie selbst, meine Damen und Herren von der 
Opposition, dürften heute früh das Gefühl gehabt 
haben, daß Sie sich sehr gewundener Gedanken- 
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gänge bedienen müssen, um bei kaum veränderter 
Konjunkturlage innerhalb von drei oder vier Mona-
ten hier einen Meinungswandel plausibel machen 
zu können, der vom weit heruntergezogenen Kon-
junkturzuschlag weg- und zu allgemeinen Steuer-
senkungen hinführt. Dies war ein bißchen schwie-
rig; es war eine schwierige Operation. Man hat das 
jedem Ihrer Redner angemerkt. Ihre konjunkturpoli-
tischen Wetterfrösche haben zwar offensichtlich kein 
zureichendes Gespür für Konjunktur, sie sind aber 
den unseren zweifellos an turnerischer Behendigkeit 
und Emsigkeit überlegen. 

(Na bitte! bei der CDU/CSU.) 

Die entscheidende Frage ist aber nun, woher die 
Opposition die Manövriermasse nehmen will, wer 
belastet werden soll, damit steuerliche Entlastungen 
in dieser Größenordnung möglich werden. Und da 
ist man mit der Antwort schnell zur Hand: der Staat. 
Meine Damen und Herren von der Opposition, wir, 
die Sozialdemokraten, haben eine Bundestagswahl 
wesentlich — ganz wesentlich — gerade bei den Ar-
beitnehmern mit dem Argument gewonnen, daß die 
Lebenserfüllung jedes einzelnen auch von der Ver-
besserung und Verbreiterung des Angebots an 
öffentlichen Einrichtungen und Diensten abhängt. 
Es sind in erster Linie die Arbeitnehmer, die auf die 
zügige Fortsetzung der Reformpolitik angewiesen 
sind. 

Das vorliegende Steuerkonzept der Opposition 
würde aus den öffentlichen Haushalten jeden Im-
puls zur Reform austreiben und würde wahrschein-
lich sogar mit der Zurücknahme eingeleiteter Maß-
nahmen bezahlt werden müssen. Und in Klammern 
möchte ich anmerken: Es würde die Opposition kei-
neswegs daran hindern, weiterhin je nach Oppor-
tunität Milliardenbeträge zu fordern. Ich kann auch 
nicht annehmen, daß die Opposition die Regierung 
wegen der zwangsläufig entstehenden Haushalts-
lücken auf den Kapitalmarkt verweisen würde. 

Bei alledem übersehen wir nicht, daß sich die 
Struktur des Steueraufkommens trotz der die hohen 
Einkommen treffenden Maßnahmen des Stabilitäts-
programms zu Lasten der Arbeitnehmer• verschoben 
hat. Wir werden für sie, die Arbeitnehmer, eine 
Steuerreform durchsetzen, die ihnen nachhaltig 
hilft. Ich komme darauf noch kurz zurück. 

Wenn ich sagte, daß dieser Gesetzentwurf in 
erster Linie parteitaktisch motiviert ist — im Klar-
text: die Ablehnung intendiert , so kann ich mich 
dabei wohl auch auf die Herren Filbinger, Stolten-
berg und auf alle anderen Repräsentanten der Län-
der beziehen, die ja allesam mehr Geld wollen. 
Was dieses Gesetz vollends für die Gemeindefinan-
zen bedeutete, sollten sich auch Mitglieder von 
CDU-Gemeinderatsfraktionen ausmalen können. 
Von 1,5 Milliarden DM Steuerausfall würde die 
finanzielle Lage unserer Städte und Gemeinden, 
denke ich, nicht besser werden. 

Soweit nun freilich in der Begründung des Gesetz-
entwurfs darauf abgestellt wird, die Steuerschätzun-
gen würden ja doch von den tatsächlichen Steuer

-

einnahmen wieder überrollt werden — mir scheint 
da für 1974 Vorsicht am Platze zu sein —, so wäre 

dem entgegenzuhalten, daß dann die Minderung der 
Nettokreditaufnahmen der öffentlichen Hände oder 
die Stillegung dieser Mittel bei der Bundesbank 
stabilitätspolitisch sicher seriöser wäre als eine 
solche Aufrechnungsoperation. 

Mehr als zweifelhaft und in bestimmter Hinsicht 
gefährlich scheint mir auch die Saldierung von 
Tarif- und Steuerpolitik zu sein, die diesem Pro-
gramm zugrunde liegt. Sie wissen, was die Tarif-
autonomie für unsere Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung bedeutet. Derartige Aufrechnungs-
spiele tun ihr nicht gut, tun ihr gerade in der gegen-
wärtigen Situation nicht gut. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Dabei ist die in der Begründung des Entwurfs mit 
3 % bis 4 % bezifferte Entlastungswirkung bei den 
Bruttolöhnen eine sehr globale, für die Tarifpolitik 
viel zu undifferenzierte Größe, weil infolge der Pro-
gressionswirkung auch Einkommen von Leuten in 
diese Zahl eingehen, denen die Gewerkschaft nicht 
unbedingt ihre Fürsorge angedeihen lassen muß. 

Bei alledem ist mir durchaus klar, daß es außer 
negativen auch positive Signalwirkungen geben 
kann. Nur werden wir, die Regierung und die 
Koalition, da nicht mit der Gießkanne über Land 
gehen und gar noch nach dem Motto, daß einmal 
mehr dem gegeben werden soll, der hat. Wir wer-
den gezielt helfen. Von den Absichten der Koalition 
zur Verbesserung des Wohngeldes werden Sie ge-
hört haben. 

Überhaupt, meine Damen und Herren von der 
Opposition, leidet die Glaubwürdigkeit der vertei-
lungspolitischen Motivation Ihres Entwurfs dar-
unter, daß alles, was Sie wollen, den wieder stärker 
begünstigen würde, der ohnehin mehr hat als die 
vielen anderen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Bei-
fall bei der SPD.) 

Sie wissen, daß wir, die Koalition, von dem unge-
rechten Prinzip des Abzugs der Freibeträge vom 
Einkommen wegkommen wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Grundfrei-
betrag!) 

1m Abzug der Freibeträge von der Steuerschuld 
zum Eingangssteuersatz sehen wir ein Kernstück 
der Reform. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben noch 
nicht einmal die Entwürfe gelesen! — Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Bitte! 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Herr Kollege Rapp, ist 
Ihnen entgangen, daß wir mit dem Vorschlag eine 
völlige Gleichbehandlung aller Steuerpflichtigen 
beantragen? Ich bin wirklich erstaunt. 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Was Sie sagen, bezieht 
sich auf den Grundfreibetrag, aber nicht auf alles 
andere, was darinsteckt. Auf diese Weise würden 
Sie das bestehende ungerechte Steuersystem jeden-
falls insoweit festschreiben. Es geht Ihnen darum, 
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das Steuerabzugsprinzip abzublocken. Es geht Ihnen 
auch darum, die Finanzmasse wegzuschaufeln, die 
wir benötigen, um beispielsweise ein weiteres Kern-
stück unserer Steuerreform verwirklichen zu kön-
nen, nämlich einen gerechteren Familienlastenaus-
gleich. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten von Bockelberg? 

von Bockelberg (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Rapp, geben Sie zu, daß es sich bei diesem Gesetz 
um ein Übergangsgesetz handelt, welches nur bis 
zum Inkrafttreten der Steuerreform gilt, und daß 
Ihre ganzen Ausführungen hinsichtlich der Steuer-
reform deswegen in den Wind gesprochen worden 
sind? 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Nein, das kann ich 
nicht zugeben. Sie wissen sehr genau, daß, wenn 
wir das hier machen, dann schon von der Masse her 
nicht mehr genügend Dispositionsraum für unser 
Steuerreformprogramm — Stichwort Familienlasten-
ausgleich — vorhanden ist. 

(Ein weiterer Abgeordneter der CDU/CSU 
meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

Nein, ich möchte jetzt nicht mehr antworten. Ich 
bin für Parität. Mir ist heute früh zweimal die Ant-
wort auf eine Frage verweigert worden. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ja, schön. Ich habe zweimal geantwortet, und 
von jetzt an Parität! 

(Beifall bei der SPD.) 

Bleibt noch, meine Damen und Herren von der 
Opposition, Ihr parteitaktisches Kalkül offenzulegen. 
Grundsätzlich gehen Sie — ich sagte es — davon 
aus, daß Ihr Gesetzentwurf nicht läuft. Ich glaube 
allerdings nicht, daß sich von der Agitationswir-
kung, die Sie sich davon versprechen, politisch allzu 
komfortabel leben läßt. Für den Eventualfall aber 
hätten Sie wohl die folgenden Strategien in der 
Schublade. Entweder stopft die Regierung die Lük-
ken mit Krediten. Dann könnten Sie sagen, sie heizt 
die Inflation an. Oder sie drosselt die öffentlichen 
Haushalte. Dann könnten Sie sagen, sie macht keine 
Reformen. Ihre Kalküle liegen ein bißchen zu offen 
zutage, als daß die Rechnungen aufgehen könnten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und nun kann man uns fragen, was denn wir zu 
bieten hätten. Zweierlei: 

(Abg. Dr. Häfele: Wo haben Sie unsere 
Geheimpläne her? — Weiterer Zuruf des 

Abg. von Bockelberg.) 

Erstens. Regierung und Koalition haben sich ver-
pflichtet, zum 1. Januar 1975 eine Reform der Ein-
kommen- und Lohnsteuer in Kraft zu setzen, die so-
zial- und verteilungspolitisch wirksam und fiskal-
politisch abgesichert ist: Wir werden uns diese Re-
form nicht abschwatzen, nicht kaputtmachen, nicht  

zerfleddern lassen, und die Menschen draußen wer-
den sie sich auch nicht vermiesen lassen. Die Mit-
arbeit der Opposition im Finanzausschuß wir hat-
ten uns diesbezüglich bisher nicht zu beklagen — 
wird ein Indiz dafür sein, wie es die Opposition 
mit den Interessen des „kleinen Mannes" und mit 
der Erfüllung der Aufgaben des demokratischen und 
sozialen Rechtsstaates wirklich hält. 

(Abg. Dr. Zeitel: Hätten Sie mal gestern 
anders gestimmt!) 

Zweitens. Wir werden in der Stabilitätspolitik 
fortfahren, darin ermutigt von den autonomen Grup-
pen, den wissenschaftlichen Instituten und der Bun-
desbank, die Sie, meine Damen und Herren, bei 
dieser Ihrer Vorlage, um es einmal vorsichtig zu sa-
gen, gewiß nicht zu Rate gezogen haben. Die Preis-
steigerungsrate konnte auf 6,5 % in Baden-Würt-
temberg sogar auf 5,5 % zurückgeführt werden — 
ein besseres Ergebnis, als wir alle zu hoffen wag-
ten, ein im internationalen Bezugsrahmen beinahe 
schon wieder zu gutes Ergebnis. 

(Zuruf des Abg. von Bockelberg.) 

Stabilitätspolitik ist Arbeitnehmerpolitik; danach 
handeln wir. Die Einkommen der Arbeitnehmer wer-
den in diesem Jahr real und netto um 2 % bis 3 % 
steigen. Dies und die sichere Aussicht auf eine so-
ziale und zugleich solide Steuerreform sind Tat-
sachen, von denen wir politisch besser und solider 
werden leben können als Sie mit einem Gesetz-
entwurf, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, von dem ich nochmals behaupte, daß er nur 
in einem sehr vertrackten Sinn ernst gemeint gewe-
sen sein kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Eilers. 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit 
vielen Jahren, nämlich seit dem Jahre 1961, haben 
sich dieses Hohe Haus und die verschiedenen Bun-
desregierungen bemüht, der Bevölkerung einen An-
reiz für ein verstärktes Sparen zu geben. Die viel-
fachen gesetzlichen Vorschriften über die Spar-
förderung hatten auch einen ausgezeichneten Erfolg. 
Die Spareinlagen stiegen beständig und erheblich 
bis zum Mai 1973, also bis in dieses Jahr hinein. 
Dann allerdings kam die große Wende. Die immer 
schneller trabende Inflation mußte die Sparer ver-
wirren und kritisch werden lassen. Die stetig stär-
ker werdenden inflatorischen Tendenzen führten in 
der Tat zu einem Betrug am fleißigen Sparer, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn die Rate der Geldentwertung stieg rasant und 
stetig höher als die der Sparzinsen. 

Die Inflation kostet die Sparer, besonders die 
„kleinen" Sparer, heute im Jahre über 30 Milliar-
den DM Verlust. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 
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Um es noch einmal deutlich zu sagen: Die Sparer 
machen heute und jeden Tag ein Verlustgeschäft. 
Kein Wunder also, wenn die Sparer — sehr zum 
Mißvergnügen der Deutschen Bundesbank — schnel-
ler als man anzunehmen geneigt war, entsprechend 
reagierten. Und das sieht — mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten darf ich aus den Berichten der 
Deutschen Bundesbank zitieren — so aus; es heißt 
im Monatsbericht vom Juni: 

Eine Besserung der zur Zeit recht schwachen 
Sparentwicklung wäre jedenfalls stabilitätspoli-
tisch sehr erwünscht. 

Das ist etwas, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von den Koalitionsparteien, das Sie beson-
ders aufmerksam registrieren sollten. Es heißt in 
diesem Bericht weiter: 

Die Spareinlagen privater und öffentlicher 
Haushalte sowie der Unternehmungen sind von 
Januar bis April nur um rund zwei Milliar-
den DM gestiegen. 

Das war knapp ein Viertel des Zugangs in der glei-
chen Zeit des Vorjahres, als dieser Zugang immer-
hin noch 8,7 Milliarden DM betrug. 

Die Spareinlagen von privaten Haushaltungen, 
auf die gut 90 % aller Spareinlagen entfallen, sind  
im ersten Jahresdrittel — nach dem Bericht der 
Deutschen Bundesbank — nur noch um 2,3 Milliar-
den DM — gegenüber 7,8 Milliarden DM in der 
Jahreszeit zuvor — gewachsen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Vohrer? 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Ja, bitte 
sehr! 

Dr. Vohrer (FDP) : Herr Kollege, von welcher 
Art von Spareinlagen reden Sie denn hier? Sie sind 
sich doch sicher auch dessen bewußt, daß wir heute 
Sparformen haben, die einen realen Zinssatz von 
3 % erbringen — ein Zinssatz, der zu Zeiten Ihrer 
Regierungen nicht immer realisierbar war. 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU) : Herr Voh-
rer, Sie haben vorhin am Beginn Ihrer Ausführun-
gen gesagt, daß Sie es schwer hätten, sich von Vor-
urteilen gegenüber unserem Gesetzentwurf zu lösen. 
Das offenbart sich jetzt auch wieder. Es erübrigt sich 
deshalb, darauf einzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Bundesbank hat im Juli dieses Jahres folgen-
des erklärt: 

Erstmals hat im Monat Mai die Bundesbank 
feststellen müssen, daß der Bestand an Sparein-
lagen insgesamt um genau 599 Millionen DM 
zurückgegangen ist. 

Das ist in der Tat ein sehr alarmierendes Zeichen: 
nicht nur keine Zunahme mehr, sondern ein Rück-
gang der Spareinlagen erstmals seit vielen Jahren 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Im August meldet die Bundesbank einen weiteren 
Rückgang der Spareinlagen um 1,298 Milliarden DM, 
bei Privatpersonen — bitte, Herr Vohrer, bedenken 
Sie das allein ein Rückgang von 1,121 Milliarden 
DM und im September ein weiterer Rückgang der 
Spareinlagen um 1,625 Milliarden DM, bei den pri-
vaten Spareinlagen allein um 1,447 Milliarden DM. 
Das ist ein alarmierendes Zeichen, und dennoch 
schaut diese Bundesregierung einem solchen Vor-
gang tatenlos zu. 

Deshalb schlägt die CDU/CSU-Fraktion im Rah-
men ihres steuerlichen Sofortprogramms vor, den 
Werbungskostenpauschbetrag zu erhöhen, und zwar 
auf das Dreifache des bisherigen Betrages, auf 450 
DM für Ledige und 900 DM für Verheiratete, und 
zwar für Zinserträge und sonstige Einnahmen aus 
Geldeinlagen. 

Die Bundesregierung hat in ihren Beschlüssen zur 
Steuerreform vom 12. September 1973 vorgeschla-
gen, den Freibetrag für Sparer von 150 DM für 
Ledige und 300 DM für Verheiratete auf 300 DM für 
Ledige und 600 DM für Verheiratete zu erhöhen. Da-
für will sie aber die derzeitige Werbungskosten-
pauschale für Einkünfte aus Kapitalvermögen von 
150 DM für Ledige und 300 DM für Verheiratete auf 
100 DM für Ledige und 200 DM für Verheiratete er-
mäßigen. Ich muß sagen, ich halte diesen Vorschlag 
für ausgesprochen kleinkariert und auch deswegen 
für schlecht, weil er außerdem nicht der verfassungs-
mäßigen Lage entspricht. — Bitte, Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege 
Eilers, haben Sie nicht aus Versehen Ihr Manuskript 
für die erste Lesung der Einkommensteuerreform 
mitgebracht? 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU) : Graf Lambs-
dorff, ich meine, daß alles das, was hier gegen-
wärtig zur Erörterung steht, keineswegs im Zusam-
menhang damit steht, und ich bin der Überzeugung, 
bei dem, was hier auch von unseren Freunden aus 
der Fraktion der CDU/CSU gesagt wurde, sollten 
Sie bedenken, daß es sich um ein vorübergehendes 
Gesetz handelt, bis wir zur endgültigen Steuer-
reform kommen, von der Sie bisher zwar ständig 
predigen, aber bisher keine Anstalten machen, diese 
Dinge durchzusetzen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich bitte 
fortfahren. Ich hatte gesagt, daß Ihr Vorschlag mir 
nach meiner Auffassung kleinkariert erscheint und 
außerdem keineswegs der verfassungsmäßigen Lage 
entspricht. Warum? Weil beim Bundesfinanzhof eine 
Fülle von Rechtsbeschwerden vorliegt, die sich ge-
gen die Besteuerung von Zinsen aus Sparguthaben 
wendet, übrigens Zinsen, die noch nicht einmal aus-
reichen, die Geldentwertung des Sparvermögens 
auszugleichen. Der 8. Senat des Bundesfinanzhofs — 
ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
wörtlich zitieren, damit Sie mich nicht nachher eines 
Fehlers zeihen — hat den Herrn Bundesfinanzmini-
ster, der leider nicht selbst da ist, dessen Staats-
sekretär das aber hoffentlich gebührend zur Kennt-
nis nehmen wird, aufgefordert, zu den Rechtsbe- 
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schwerden Stellung zu nehmen. In diesem Schreiben 
des Bundesfinanzhofs, das die Aufforderung zur 
Stellungnahme enthält, heißt es wörtlich: 

Der Senat sieht sich bei Zugrundelegung des 
Nominalwertprinzips, von dem der Bundes-
finanzhof in ständiger Rechtsprechung ausgeht, 
erneut vor die Frage gestellt, ob die Einkom-
mensbesteuerung der Kapitaleinkünfte noch 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist, was von 
gewichtigen Stimmen in der Literatur verneint 
oder doch erheblich bezweifelt wird. 

In seinem Schreiben führt der Finanzhof dann wei-
ter aus: 

Für die Entscheidung der Frage könnte von Be-
deutung sein, ob die Bundesregierung entgegen 
den bisherigen Verlautbarungen beabsichtigt, 
den anhaltenden und zunehmenden Preissteige-
rungen durch eine Änderung der einkommen-
steuerlichen Freibeträge oder Tarifbestimmun-
gen Rechnung zu tragen. 

Wenn das nicht ein alarmierendes Zeichen für den 
Herrn Bundesfinanzminister und für die gesamte 
Bundesregierung sein kann, dann frage ich mich: 
was muß eigentlich noch passieren, damit endlich 
bei Ihnen etwas passiert? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dieser 
Anfrage des Bundesfinanzhofes? Glaubt sie wirk-
lich, daß der Verschiebebahnhof bis 1975 dafür 
ausreicht? Herr Kollege Ehrenberg, Sie sprachen 
davon, daß dieser Gesetzentwurf der CDU/CSU

-

Fraktion nicht mehr wert sei als Makulatur. Glau-
ben Sie, daß Sie auch gegenüber diesen Einwendun-
gen des Bundesfinanzhofes von Makulatur sprechen 
können? 

Ich glaube, Sie werden gezwungen sein, diese 
Anregungen der CDU/CSU-Fraktion ernst zu neh-
men und  entsprechend. zu handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich bin der Meinung, wir sollten gemeinsam alles 
tun, um der Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland das Vertrauen in eine angemessene und 
sichere Rendite bei ihren Spareinlagen zurückzu-
geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Graf Lambsdorff? 

Eilers (Wilhelmshaven) (CDU/CSU) : Ja, bitte 
sehr. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege Eilers, 
ist Ihnen nicht bekannt, daß die Bundesregierung zu 
den Anfragen des Bundesfinanzhofs längst Stellung 
genomen hat, daß darüber in der deutschen Presse 
berichtet worden ist und daß sie zum Ausdruck 
gebracht hat, daß sie am Nominalwertprinzip ins-
besondere im Hinblick auf die Änderungspläne zur 
Steuerreform festhalten wird? 

Eilérs (Wilhelmshaven) (CDU/CSU) : Graf Lambs

-

dorff, sehr schön, daß Sie das sagen! Ich kann nur 
eines hier feststellen: daß die Bundesregierung, die 
hier heute morgen durch den Herrn Bundesfinanz-
minister vertreten war und jetzt noch durch den 
Herrn Bundeswirtschaftsminister vertreten ist, 
keineswegs zu diesen Fragen Stellung genommen 
hat. Ich kann erwarten — wenn in diesem Hohen 
Hause dazu Fragen aufgeworfen werden —, daß 
man sich nicht auf Veröffentlichungen in der Presse 
bezieht, sondern daß die Bundesregierung endlich 
bereit ist, hier dazu Stellung zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich warte auf diese Stellungnahme. 

Aus allen diesen Gründen bitte ich das Hohe 
Haus, der CDU/CSU-Gesetzesvorlage zuzustimmen. 
Die Koalitionsparteien könnten durch ihre Zustim-
mung beweisen, daß es ihnen wirklich ernst ist mit 
einer sozial gerechteren Steuergesetzgebung, als 
sie sie gegenwärtig offenbar zu vertreten bereit 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Huber. 

Frau Huber (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die heutige Debatte ist für uns 
und, ich hoffe, auch für die Öffentlichkeit ein Lehr-
stück über die Frage, wie klug oder zumindest wie 
seriös die Ratschläge der Opposition in diesem 
Hause sind. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Für mich war es ja ganz selbstverständlich, daß 
wir uns, sowie Ihre Vorlage hier erschien, an die 
letzte große Konjunkturdebatte vom 23. Mai erin-
nern würden. Aber an Ihrer Stelle, Herr Häfele, 
hätte ich hier nicht so sehr darauf aufmerksam ge-
macht. Denn das Protokoll dieser Debatte ist für 
uns eine Fundgrube für Zitate. Ich beginne damit, 
daß damals bei dieser Debatte Ihr Sprecher, Herr 
Dr. Narjes, hier ausgerufen hat, daß wir uns alle 
- wörtlich — „im Herbst bei hoffentlich nur acht-
einhalb Prozent, wenn nicht mehr, hier wiederfin-
den". Sehen Sie mal, jetzt finden wir uns bei sechs-
einhalb Prozent, und um mindestens zwei Prozent 
haben wir doch beim Konjunkturprogramm mehr 
Erfolg gehabt, als Sie uns damals vorausgesagt ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der CDU/ 
CSU.) 

Meine These ist, daß dieser Erfolg, mit dem wir 
noch nicht ganz zufrieden sind, der aber immerhin 
doch schon nennenswert ist, Ihnen nunmehr den 
Spielraum verschafft hat, der Ihnen nach Ihrer 
Auffassung — erlaubt, in das andere Extrem zu 
verfallen und jetzt plötzlich wieder in Milliarden-
höhe Steuererleichterungen zu verlangen, — aus-
gerechnet solche, die nachher auf den Verbraucher-
markt gehen, der uns von dem Kollegen Sprung in 
der damaligen Debatte ganz besonders in dem Sinne 
ans Herz gelegt worden ist, daß wir darauf achten 
sollten, daß gerade hier mehr Dämpfung erfolge. 
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Herr Pieroth hat damals auch die Alternative mit 

dem Sparprogramm erläutert. Sie haben sich heute 
morgen beklagt, daß wir nur immer darauf abgeho-
ben haben, wir hätten nicht für alle den Konjunktur-
zuschlag verlangt. Sie haben richtigerweise im Fi-
nanzausschuß auch erklärt, daß Sie einen Vorschlag 
machen: für die unteren Einkommensgruppen ein 
Sparprogramm. Sehen Sie mal  an:  diese Leute soll-
ten nun durch Konsumverzicht viereinhalb Milliar-
den DM zusätzlich noch zur Dämpfung der Konjunk-
tur beitragen! 

(Zurufe von der CDU/CSU: Freiwillig!) 

Sind das nicht dieselben Leute, von denen Sie jetzt 
sagen, sie könnten überhaupt keinen Konsumver-
zicht üben, sie müßten dringend Steuererleichterun-
gen haben? 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Freiwillig!) 

Hätten Sie uns damals angekündigt, daß Sie in vier 
Monaten ein solches Kurzprogramm, wie ich es ein-
mal nennen möchte, vorlegen würden, so hätte uns 

 dieser Sparvorschlag doch nur ein müdes Lächeln 
abgenötigt. Was an Steuergeldern für den Markt 
freigesetzt wird, ist doch mehr als das, was Sie dem 
Sparer damals als Beitrag zur Dämpfung der Kon-
junktur aufnötigen wollten. Das Ergebnis ist nicht 
bloß null, sondern weniger als null. 

Daß die Rückzahlung und Verzinsung des Kon-
junkturzuschlags für Gutverdienende ausgerechnet 
große Einflüsse auf die Tarifgestaltung hätte, glau-
ben Sie sicherlich selber nicht. Aus dem Lager der 
Gewerkschaften habe ich jedenfalls ganz andere 
Stimmen gehört. Herr Narjes hat am 23. Mai wört-
lich angemerkt — ich zitiere mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten —: 

Wie im übrigen eine zusammenhängende Steu-
erreform aussehen soll, wenn in jeder Auf-
schwungphase unkoordiniert und ohne großen 
Zusammenhang an der Steuerschraube gedreht 
wird, bleibt ebenfalls eine offene Frage. 

Wenn wir Steuermaßnahmen zur Konjunktur-
dämpfung wollen, sagen Sie: das Steuerreformpro-
gramm darf vorher nicht kaputtgemacht werden. Sie 
mißbilligen dann diese Maßnahmen. Wenn Sie ein 
in der Wirkung umfangreiches, wenn auch in den 
Punkten kurzes Programm vorlegen, sagen Sie: Das 
ist neutral, das macht überhaupt nichts, das macht 
die Steuerreform überhaupt nicht kaputt. — Aber 
wir haben ja ohnedies mit Vorschlägen Ihrerseits 
gerechnet, die unsere Steuerreform kaputtmachen. 
Das überrascht uns natürlich nicht. 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Herr Narjes hat uns in der damaligen Debatte 
auch noch andere gute Ratschläge gegeben. Nach 
einem Hinweis auf eine Passage im Sachverständi-
gengutachten, in der auf das Machtprivileg der Ge-
werkschaften hingewiesen wird, sagte Herr Narjes, 
man müsse hellwach sein nun wörtlich —, „damit 
aus einer unreflektierten Entwicklung von Gruppen-
macht nicht Probleme entstehen, die die Ausübung 
unseres Wächteramtes hier in diesem Staat nötig 
machen". Wie ernst nehmen Sie jetzt Ihr Wächter

-

amt? Hier weisen Sie auf Gruppenmacht und darauf ( 
hin, daß man sich davon in seinem Wächteramt nicht 
beirren lassen darf. Nunmehr, da Sie ganz genau 
wissen, was dieses Steuerprogramm auf dem Preis-
sektor für Auswirkungen hat, ist es mit dem Wäch-
teramt wiederum nicht mehr so toil. 

Die sozialdemokratische Fraktion hat deutlich ge-
macht, daß sie volles Verständnis für die Wünsche 
der Arbeitnehmer und ihre berechtigten Forderun-
gen auf Anhebung der Freibeträge hat. Wir haben 
aber überhaupt kein Verständnis dafür, daß Leute, 
die es eigentlich besser wissen müßten, uns jetzt 
hier solche Vorschläge machen, die teilweise aus 
dem Steuerprogramm der SPD vorweg entnommen 
sind, teilweise sozialpolitisch durchaus unter die 
Lupe genommen werden müssen. 

Zu zwei Punkten möchte ich noch eine besondere 
Anmerkung machen. Sie haben in Ihren Entwurf 
z. B. auch Dinge hineingeschrieben, die gar nicht so 
unbedingt nötig oder sogar etwas komisch sind. Die 
Werbungskostenpauschale in einem Moment, da wir 
wissen, daß der jetzige Betrag meistens noch gar 
nicht ausgeschöpft wird, auf das Dreifache anzuhe-
ben, ist sicherlich nicht unbedingt erforderlich. 

Und als zweites kommt die Quadratur des Kreises. 
Die Veranlagungsgrenze für berufstätige Arbeitneh-
mer soll heraufgesetzt werden. Dies wollen wir 
auch, aber aus ganz anderen Gründen. Wenn Sie 
dies nun unter Maßnahmen einordnen, die Steuer-
erleichterungen bringen, in der Kostenaufstellung 
aber einen Strich machen, so ist das, wie ich meine, 
ein hervorragender Vorschlag an den Finanzmini

-

ster — wenn er nur nicht so utopisch wäre. Auf 
solche Vorschläge, die Steuererleichterungen brin-
gen und nichts kosten, haben wir ja schon immer ge-
wartet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Rawe: Freuen Sie sich doch, daß jetzt 

endlich einer gemacht wird!) 

Das Konzept, das Sie hier verfolgen, ist klar: 
Dämpfen wir, so dämpfen wir nicht genug. Stellt 
sich trotzdem ein Erfolg ein, so wird ein Vorschlag 
unterbreitet, der sowohl die Preise als auch die 
Steuerreform in Gefahr bringt. Im Interesse der 
Arbeitnehmer, vor die Sie sich stellen wollen, 
möchte ich hier abschließend sagen: Es ist ein Glück, 
daß wir die Verantwortung tragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Rawe: Nicht so böse! — Abg. Seiters: Die 

hat was gegen uns!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Als letzter Redner 
hat der Abgeordnete Dr. Wagner (Trier) das Wort. 

Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Wider-
stand, der von den Koalitionsfraktionen gegen unse-
ren Gesetzentwurf geleistet wird, hat für mich etwas 
Verbissenes. 

(Oh-Rufe von der SPD.) 

Mir scheint, daß es neben den Einwänden, die hier 
so gebracht worden sind und unter denen sich 
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natürlich auch gewichtige befinden, über die man 
sprechen muß, einen gibt, der hier nicht genannt 
worden ist, aber im Hintergrund eine Rolle spielt. 
Dieser eine Einwand ist nämlich der, daß die Vor-
schläge von der CDU/CSU stammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist wohl vor allem der Urheber, der Sie, meine 
Damen und Herren von den Koalitionsfraktionen, 
stört und der Sie in diese wilde Wortwahl hinein-
treibt: „unseriös", „prozyklisch", „inflationsför-
dernd", mündend dann in die erregte Versicherung 
der verehrten Frau Kollegin Huber, wie gut es doch 
sei, daß diese Koalition die Wacht am Rhein hält; 
und sie fragte, wohin es denn wohl kommen würde, 
wenn die CDU/CSU ihr verantwortungsloses Spiel 
betreiben könnte. Ich glaube, wir haben mit solchen 
Argumenten in dieser Debatte nichts gewonnen. 

Ich will kurz auf zwei Punkte eingehen. Erstens 
ist von mehreren Rednern behauptet worden, was 
wir vorgeschlagen hätten — Grundfreibetrag —, sei 
technisch nicht mehr machbar und müsse schon aus 
dem Grund abgelehnt werden. Dieses Argument 
stimmt nicht. Es ist möglich, diesen Gesetzentwurf, 
auch was die Erhöhung des Grundfreibetrages von 
1680 auf 3000 DM angeht, noch rechtzeitig durchzu-
bringen, so daß seine Anwendung ab 1. Januar 1974 
gesichert ist. Dies kann einmal über einen Neudruck 
der Lohnsteuertabellen geschehen. Hierzu wäre er-
forderlich, daß Anfang November die neuen Lohn-
steuertabellen in Druck gegeben werden. Wenn der 
politische Wille bestünde, der bei Ihnen offenbar 
nicht besteht, wäre es möglich, den Gesetzentwurf 
bis dahin beraten zu haben und die Vorarbeiten ge-
leistet zu haben. Zum anderen könnte, wenn dies 
nicht möglich wäre, von der Übergangslösung Ge-
brauch gemacht werden, die wir in Art. 2 unseres 
Gesetzentwurfs vorschlagen. Dabei handelt es sich 
um einen einfach zu praktizierenden, vom Arbeit-
geber vorzunehmenden Abzug von der Steuerschuld 
in Monats- oder Wochenbeträgen. Technisch steht 
hier nichts im Wege. Die Behauptung, unser Gesetz-
entwurf sei nicht mehr durchführbar, kann nur — um 
mich der Worte des gegenwärtig nicht anwesenden 
Herrn Bundesfinanzministers zu bedienen — als 
grober Unfug bezeichnet werden. 

Der zweite Punkt, der eine entscheidende Rolle 
gespielt hat, mit dem sich insbesondere auch der 
Bundeswirtschaftsminister beschäftigt hat, ist der 
Gesichtspunkt der Vereinbarkeit dieses Gesetzent-
wurfs mit der konjunkturellen Lage. Ich halte diesen 
Gesichtspunkt in der Tat für entscheidend. Denn 
gegen die soziale Berechtigung, sogar gegen die 
soziale Notwendigkeit dieses Gesetzentwurfs haben 
Sie im Grunde genommen nichts sagen können und 
können Sie auch jetzt nichts sagen. Was wir hier 
vorschlagen, ist unter sozial- und gesellschaftspoli-
tischen Gesichtspunkten zwingend, und zwar jetzt, 
nicht erst in mehr als einem Jahr. 

Die Frage ist: Wird damit, wie Sie behaupten, die 
Inflation gefördert oder begünstigt oder akzeleriert 
oder was der Behauptungen mehr waren? Hier 
kommt es entscheidend auf einen einzigen Punkt 
an: Besteht die begründete Aussicht, daß bei An

-

nahme der Erhöhung des Grundfreibetrags hiervon 
eine nennenswerte Wirkung auf die Tarifverhand-
lungen ausgeht? Wenn dies so wäre, besteht kein 
Zweifel daran, daß das konjunkturpolitisch eine aus-
gezeichnete Auswirkung wäre. 

Die Konjunkturpolitik und die Konjunkturlage des 
nächsten Jahres werden entscheidend von dem be-
stimmt, was in den Tarifverhandlungen der nächsten 
Wochen und Monate entschieden wird. Da fallen die 
Entscheidungen. Wenn dort die Zahlen herauskom-
men, von denen man hört, dann ist Ihre Prognose, 
Herr Bundeswirtschaftsminister, mit 6 % Preisstei-
gerung für das nächste .Jahr von vornherein ein 
Phantom. Das muß man wissen, und das wissen auch 
Sie. 

Es ist eindeutig, daß eine Ermäßigung der Tarif-
erhöhungen um nur etwa 2 bis 3 % in volkswirt-
schaftlicher Hinsicht eine Kostenermäßigung in der 
Größenordnung zwischen 10 und 15 Milliarden DM 
ergeben würde, wenn man eine Bruttolohn- und 
-gehaltsumme von etwa 500 Milliarden DM zu-
grunde legt. Das heißt, daß auf der Kostenseite er-
heblich mehr eingespart werden könnte, als das 
Steuervolumen unseres Entwurfs ausmacht. Das ist 
gerade zu diesem Zeitpunkt entscheidend; denn auch 
die Bundesregierung hat in ihren Kommentaren zur 
Konzertierten Aktion erklärt, daß wir offenbar dabei 
sind, nach und nach aus der Situation einer Nach-
frageinflation in die Situation einer Kosteninflation 
überzugehen, mit allen schwerwiegenden Folgen, die 
dies für Preise und vielleicht auch für die Beschäf-
tigungslage haben kann. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat dies, wie mir 
scheint, im Grunde genommen auch nicht bestritten. 
Er hat nur erklärt, es bestehe keine Aussicht, daß 
die Tarifvertragsparteien ein solches Entgegenkom-
men des Steuergesetzgebers honorieren würden. 
Nun haben wir — das muß ich sagen — dazu auch 
ganz andere Äußerungen von führenden Gewerk-
schaftlern in den Zeitungen lesen können. Ferner 
muß ich sagen, Herr Bundeswirtschaftsminister: Eine 
Bundesregierung, die in einer solchen Situation den 
Tarifpartnern nur Fragen vorlegt, wie dies wohl 
werden und wirken würde, wird ihrer Verantwor-
tung eben nicht gerecht. Hier war es nicht Aufgabe 
der Regierung zu fragen, wie wohl reagiert würde 
auf eine bestimmte Maßnahme, sondern diese Maß-
nahme anzukündigen und daran die Forderung zu 
knüpfen, daß ihr entsprochen wird. Ich halte dies 
absolut für möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In welcher Situation ist die Bundesregierung als 
Partner der Konzertierten Aktion? Sie ist doch in 
der Lage, daß sie sich, was diese Tarifbeschlüsse an-
geht, auf gutes Zureden, auf Maßhalteappelle, auf 
den Versuch des Gesundbetens konzentrieren muß. 
Sie hat nichts in der Hand. Es ist vorauszusehen 
und es ist sicher, daß diese Maßhalteappelle in der 
gegenwärtigen Lage keine Wirkung haben werden. 
Die Gewerkschaften werden und ich muß sagen: 
sie müssen — in der Lage, in der sie sind und in der 
die Arbeitnehmer sind, ihre Lohnforderungen erhö-
hen. Es gibt nur den Weg, ihnen ein Angebot zu 
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machen, mit dein trotz geringerer Bruttolohnerhö-
hungen Nettolohnerhöhungen gesichert werden kön-
nen, die gleichgewichtig sind. Dieses Angebot liegt 
mit unserem Gesetzentwurf vor. 

Ein Beispiel: Bei einem Einkommen von 1 700 DM 
hat ein verheirateter Steuerzahler mit zwei Kindern, 
wenn unser Gesetzentwurf verwirklicht werden 
kann, bei einer Lohnerhöhung um 10 % genau den-
selben Nettovorteil wie ohne Verwirklichung unse-
res Gesetzentwurfs bei einer Lohnerhöhung um 14 %. 
Und da will der Herr Bundeswirtschaftsminister uns 
sagen, daß mit diesem Angebot in Tarifverhandlun-
gen auf keinen Fall Eindruck gemacht werden 
könnte. Wenn dies so wäre, Herr Bundeswirtschafts-
minister, wäre dies die offizielle Konkurserklärung 
für die Konzertierte Aktion. Denn was soll man dort 
reden, wenn nicht einmal mit einem Angebot, wie 
wir es hier bringen, eine Wirkung erzielt werden 
kann. 

Ich bin also der Auffassung, daß unser Gesetz-
entwurf in die gegenwärtige konjunkturpolitische 
Landschaft genau hineinpaßt. Dieser Gesetzentwurf 
— wenn Sie ihn unvoreingenommen prüfen, ohne 
Rücksicht darauf, daß er von uns kommt — ist nicht 
nur ein notwendiger Beitrag zu mehr sozialer Ge-
rechtigkeit, er ist auch ein Beitrag zu mehr Stabilität. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Debatte und schlage Ihnen 
vor, den Antrag an den Finanzausschuß — federfüh

-

rend —, an den Wirtschaftsausschuß — mitbera

-

tend — und an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 
der Geschäftsordnung zu überweisen. — Ich höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Gemäß interfraktioneller Vereinbarung rufe ich 
Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Gesetz zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes und 
des Arbeitsförderungsgesetzes 

— Drucksache 7/1036 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dürr 

Das Wort als Berichterstatter hat Herr Abgeord-
neter Dürr. 

Dürr (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Bundesrat hat am 6. Juli 1973 zu dem 
Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes und des Arbeitsförderungsgesetzes, 
das der Bundestag am 14. Juni 1973 verabschiedet 
hat, wegen mehrerer Punkte den Vermittlungsaus-
schuß angerufen. 

Der Vermittlungsausschuß hat sich am 21. Septem-
ber mit dem Anrufungsbegehren des Bundesrates 
befaßt. Über das Ergebnis seiner Beratung, das 
Ihnen in der Drucksache 7/1036 vorliegt, ist folgen-
des zu berichten. 

Dem Bundesrat ging es einmal darum, in der 
neuen Vorschrift des § 14 a über Zusatzleistungen in 
Härtefällen die Ermächtigung zum Erlaß einer ent-
sprechenden Rechtsverordnung einzuschränken, so-
weit dort auch Leistungen für den Lebensunterhalt 
des Auszubildenden erwähnt sind. Der Bundesrat 
wünschte, daß dieser Teil aus der Ermächtigung ge-
strichen wird. Dahinter stand das Bedenken, daß 
andernfalls die Ämter für Ausbildungsförderung zu 
Sozialämtern besonderer Art für Auszubildende 
würden, was höchst unzweckmäßig wäre. 

Andererseits schlug der Bundesrat eine Präzisie-
rung und Ergänzung der Verordnungsermächtigung 
vor. Der Vermittlungsausschuß ist in diesen Punk-
ten dem Bundesrat gefolgt. Die entsprechenden Än-
derungsvorschläge finden Sie in der Drucksache 
7/1036 unter den Ziffern 1 und 2. 

Bei dem Vorschlag unter Ziffer 3 der Drucksache 
7/1036 handelt es sich lediglich um die Beseitigung 
eines Redaktionsversehens. 

Der wichtigste Punkt des Anrufungsbegehrens be-
trifft die Ausbildungsförderung für Schüler von Be-
rufsfachschulen. Der Bundestag hatte hierzu ent-
sprechend der Regierungsvorlage beschlossen, diese 
Schüler künftig unabhängig von ihrer individuellen 
Vorbildung in die Ausbildungsförderung einzube-
ziehen, und zwar von Klasse 11 an, wobei diese 
Regelung am 1. August 1974 in Kraft treten sollte. 
Der Bundesrat schlug demgegenüber vor, die Aus-
bildungsförderung der Berufsfachschüler bereits von 
Klasse 10 an zu gewähren. Dies sollte ab 1. August 
1974 geschehen, während die Förderung ab Klasse 11 
auf den 1. August 1973 vorgezogen werden sollte. 

Der Vermittlungsausschuß sah sich nach eingehen-
der Erörterung nicht in der Lage, diesem Petitum 
des Bundesrats zu folgen. Dafür waren nicht nur 
finanzielle Erwägungen maßgebend, sondern vor 
allem auch bildungspolitische Überlegungen. Das an 
sich erstrebenswerte Ziel, den Berufsfachschülern 
alsbald nach dem Abgang von der Hauptschule die 
Ausbildungsförderung zukommen zu lassen, würde 
zu einer Aufspaltung der Förderung in der Klasse 10 
führen. Berufsfachschüler würden bereits ab dieser 
Klasse gefördert, Schüler von Realschulen und Gym-
nasien dagegen nicht. Das widerspräche dem Prin-
zip, die Stufen der Schuljahre gleichmäßig in die 
Förderung einzubeziehen. 

Ginge man anders vor, so entstünde nach Auffas-
sung der Mehrheit des Vermittlungsausschusses die 
Gefahr, daß wegen der bevorzugten Förderung in 
der Berufsfachschule Schüler vom Besuch der Real-
schulen und der Gymnasien aus finanziellen Erwä-
gungen abgehalten würden oder aber es käme der 
Ruf, alsbald auch bei diesen Schulen bereits die 
Klasse 10 in die Förderung einzubeziehen. Dies 
würde aber, besonders wenn man die sonst noch 
notwendig werdenden Verbesserungen des Gesetzes 
mit ins Auge faßt, zu unübersehbaren finanziellen 
Konsequenzen für Bund und Länder führen. 

(Unruhe.) 

Der Vermittlungsausschuß ist dem Petitum des 
Bundesrats aber insofern entgegengekommen, als er 
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die Förderung ab Klasse 11 vom 1. August auf den 
1. Januar 1974 vorgezogen hat. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz I seiner Geschäftsord-
nung hat der Vermittlungsausschuß beschlossen, daß 
im Deutschen Bundestag über diese Änderungen ge-
meinsam abgestimmt wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
 Herren, ich bitte um etwas mehr Aufmerksamkeit 

für den Berichterstatter. 

Dürr (SPD) : Namens des Vermittlungsausschus-
ses darf ich das Hohe Haus bitten, dem Vorschlag 
des Vermittlungsausschusses zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Das Wort zu einer Erklärung hat der Abgeord-
nete Dr. Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der dritten Lesung des Ge-
setzes zur Änderung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes und des Arbeitsförderungsgesetzes 
gab ich nach der Ablehnung aller Änderungsanträge 
der CDU/CSU-Fraktion der Hoffnung Ausdruck, daß 
das letzte gesetzgeberische Wort noch nicht ge-
sprochen sei, da mit der Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses gerechnet werden könne. Diese Hoff-
nung hat nicht getäuscht. Allerdings ist das Gesetz 
in der jetzt vorliegenden, vom Vermittlungsaus-
schuß beantragten Form nicht befriedigend, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

wie dies bei Kompromissen auf einer untersten 
Ebene häufig der Fall ist. Immerhin ist zuzugeben, 
daß in einem Punkt eine notwendige Verdeut-
lichung und in einem weiteren eine sachliche Ver-
besserung erfolgt, so daß für die CDU/CSU-Fraktion 
trotz der Bedenken eine Zustimmung möglich ist. 

Es ist richtig und dient einer verfassungskonfor-
men und transparenten Gestaltung des Gesetzes, 
daß in Art. 1 (§ 14) eine nach dem Grundgesetz er-
forderliche Bestimmung über das Ausmaß und die 
Zielrichtung der vorgesehenen Verwaltungsvor-
schriften eingefügt wird. Aber es bleibt dabei die 
sehr bittere und betrübliche Erkenntnis, daß der 
mit der Härteregelung in § 14 eigentlich angestrebte 
Zweck, daß der Schüler und der Student bei der 
Ausbildungsförderung es nur mit dem Förderungs-
amt zu tun haben, nicht erreichbar ist; denn es be-
steht die außerordentlich alarmierende Tatsache, 
daß ein Teil der Förderungsberechtigten wegen der 
Unzulänglichkeit des Förderungsrahmens in zuneh-
mendem Maße — wir haben das heute bei der De-
batte sehr deutlich gehört; das ist eine Folge der 
gerade Studenten und Schüler besonders hart tref-
fenden enormen Steigerungen der Lebenshaltungs-
kosten in den letzten beiden Jahren — einen An-
spruch auf Aufstockung aus Mitteln der Sozialhilfe 
haben. 

(Abg. Wehner: Ist das eine Erklärung?) 

Dies ist ein bestürzendes soziales Phänomen, das 
man in einer Erklärung, wie ich glaube, auf jeden 
Fall festhalten muß; denn damit ist auch sicher die 
Axt an die soziale Symmetrie gelegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun zum Antrag, die elfte Klasse der Berufsfach-
schulen ohne Voraussetzung der mittleren Reife 
ab 1. 8. 1973 in die Förderung einzubeziehen. Der 
Bundesrat hat die gleiche Regelung auch mit den 
Stimmen der SPD-Länder erhoben. Im Vermittlungs-
ausschuß wurde der Termin für diese Gruppe auf 
den 1. 1. 74 festgelegt. Damit ist nach der Auffas-
sung der CDU /CSU-Fraktion ein Teil unserer Forde-
rungen erfüllt worden. Wenn allerdings der Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft in einer Er-
klärung vom 21. September von der Einbeziehung 
der bisher unerträglich benachteiligten Berufsfach-
schüler spricht, dann hat er zwar recht, aber dieses 
Wort kann nur aus einem schlechten Gewissen ge-
sprochen sein und nur als eine späte Reue gewertet 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich stelle für die CDU/CSU-Fraktion fest, daß 
diese Forderung von uns bereits 1971 erhoben wor-
den ist, weil sie eine unumgängliche Voraussetzung 
für die Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruf-
licher Bildung darstellt. Damals fehlte allerdings bei 
der SPD/FDP-Regierung und -Koalition entweder 
diese Einsicht oder der Wille zum Handeln. 

Wir von der CDU/CSU-Fraktion bedauern es, daß 
ein weiterer grundlegender Antrag auch in der Ver-
mittlungsausschußvorlage nicht enthalten ist, näm-
lich die Einbeziehung der zehnten Klasse der Berufs-
fachschule in die Förderung. Dabei haben die Berufs-
fachschulen bei der Ausbildung für kaufmännische, 
gewerbliche, hauswirtschaftliche, soziale und sozial-
pädagogische Berufe eine große und zunehmende 
Bedeutung, wie der Bundesrat mit Recht feststellt. 
Hier wäre in besonderem Maße eine Förderung von 
Schülern aus einkommenschwachen Schichten mög-
lich, die ohne diese Förderung kaum oder nur schwer 
den Zugang zu einer weiterführenden Bildungsein-
richtung finden. Deswegen bedauern wir, daß diese 
Lösung nicht gefunden worden ist. So bleibt nach 
der Auffassung der CDU/CSU-Fraktion die har-
monische, strukturgerechte und sozial vertretbare 
Ausgestaltung der Ausbildungsförderung nach wie 
vor eine unerfüllte Aufgabe dieser Bundesregierung. 

Abschließend darf ich in dieser Stellungnahme 
die Bundesregierung noch einmal daran erinnern, 
daß die CDU/CSU-Fraktion während des Gesetz-
gebungsverfahrens gefordert hat, die Festlegung 
der Bedarfssätze, der Freibeträge, der Höchst- und 
Vomhundertsätze müsse unbedingt möglichst bald 
erfolgen. Leider wurde der Antrag, dies wenigstens 
bis zum 15. Oktober zu tun, von der Koalition da-
mals abgelehnt. 

(Abg. Wehner: Was soll denn das?) 

Ich hoffe nur, daß dies möglichst bald geschieht. 
Trotz aller beruhigenden Erklärungen muß ich fest-
stellen, daß sich der Verdacht verstärkt, daß doch 
der Winter kommt, bevor dieser nach § 35 des Ge-
setzes erforderliche Bericht erfolgt. In diesem Ge- 
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setz heißt es: „Diese Sätze sind alle zwei Jahre zu 
prüfen und gegebenenfalls durch Gesetz neu festzu-
legen. 

(Abg. Wehner: Unglaublich, Herr Präsident! 
Gilt hier die Geschäftsordnung? Die gilt 
nicht! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, es ist im Rah-
men dieser Erklärung notwendig, auf diese gesetz-
liche Bestimmung noch einmal hinzuweisen. Ab-
schließend fordere ich noch einmal, daß dem ent-
sprochen wird, weil erst damit ein wesentlicher 
Teil dieses Gesetzes seiner Erfüllung zugeführt wer-
den kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Möllemann. 

(Anhaltende Unruhe) . 

Möllemann (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir Bildungspolitiker haben selten die 
Möglichkeit, vor einem so vollen Hause zu sprechen. 
Ich darf Sie um Verständnis bitten, wenn ich Sie 
bitte, mit ihren Äußerungen vielleicht etwas zurück-
haltender zu sein, als Sie es bei dem Kollegen Fuchs 
waren. Es macht wenig Spaß, hier als einer von 
200 zu reden, die gleichzeitig sprechen. Entschuldi-
gen Sie, daß ich das als Neuling hier so sage. 

Für die Fraktion der Freien Demokraten darf ich 
folgende Erklärung zu diesem Tagesordnungspunkt 
abgeben. 

Wir stimmen dem vorliegenden Antrag des Ver-
mittlungsausschusses zum Thema Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz und Arbeitsförderungsgesetz 
zu. Durch die in dem Antrag enthaltenen Änderun-
gen erfährt das am 14. Juni 1973 beschlossene Ge-
setz verbessernde Korrekturen, die wiederum zu 
einer verstärkten finanziellen Leistung dieser Bun-
desregierung für die in der Ausbildung befindlichen 
jungen Menschen führen. 

Wir haben bereits, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen von der CDU/CSU, in der vorhin erwähnten 
dritten Lesung dargelegt, warum wir die von Ihnen 
zusätzlich angeregte Einbeziehung der Schüler der 
Klasse 10 der Berufsfachschulen in den Kreis der 
Anspruchsberechtigten nicht vornehmen wollen. Ich 
erneuere den Hinweis darauf, daß eine solche Maß-
nahme unseres Erachtens a) anspruchsberechtigte 
Schüler der Berufsfachschulen gegenüber von ihrer 
sozialen Situation her ebenso anspruchsberechtigten 
Schülern z. B.  von Realschulen und Gymnasien in 
ungerechtfertigter Weise besserstellen würde, daß 
sich eine solche Maßnahme b) infolgedessen mög-
licherweise in einem von uns nicht gewünschten 
Steuerungsmechanismus dahin entwickeln würde, 
daß sozial schwächere Familien ihre für den Bereich 
der Realschulen und Gymnasien qualifizierten Kin-
der dort nicht hinschicken würden, und daß diese 
Maßnahme c) derzeit den Bundeshaushalt ebenso 
wie die Länderhaushalte zu stark belasten würde, 
und zwar auch im Verhältnis zu anderen aus 
finanz- und stabilitätspolitischen Überlegungen her-

aus zurückgestellten Maßnahmen, z. B. auf dem 
Sektor der Sozialpolitik. 

Ich darf an dieser Stelle die Auffassung meiner 
Fraktion bekräftigen, daß Struktur und Volumen 
der von dieser Bundesregierung geleisteten Aus-
bildungsförderung im Vergleich zu der früheren 
Ausbildungsförderung, die durch den Begriff „Hon-
nefer Modell" gekennzeichnet war, so viele Verbes-
serungen aufweisen, daß die diesbezügliche Kritik 
der Opposition unangemessen erscheint. Unabhän-
gig davon sind wir aber bereit, die Hinweise u. a. 
des Deutschen Studentenwerkes und des Verbandes 
Deutscher Studentenschaften (VDS) auf eine drin-
gend notwendige Anhebung der Bedarfssätze und 
Freigrenzen in unsere Überlegungen einzubeziehen, 
wenn wir im Verlauf dieses Herbstes den von der 
Bundesregierung vorzulegenden Bericht über die 
soziale Lage der in der Ausbildung Befindlichen zu 
diskutieren und daraus unsere Konsequenzen zu 
ziehen haben. Ich denke, es bedarf, wie ich schon 
einmal gesagt habe, nicht der Gabe der Prophetie, 
um die Vermutung zu äußern, daß wir eine solche 
Anhebung als notwendig erkennen werden. 

(Abg. Pfeifer: Wann denn?) 

Dies sage ich allerdings insofern ungeschützt, als 
ein exakter Bericht noch nicht vorliegt und unsere 
Fraktion ihn deshalb auch nicht in seinen Konse-
quenzen diskutieren konnte. 

Ich darf Sie abschließend bitten, dem Antrag des 
Vermittlungsausschusses Ihre Zustimmung zu 

. geben. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Dr. Meinecke! 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Namen 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion er-
kläre ich, daß der Antrag des Vermittlungsausschus-
ses zu dem Gesetz zur Änderung des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes uns als ein vernünftiger 
Ausgleich der unterschiedlichen Auffassungen des 
Bundesrates und des Bundestages zu sein scheint. 
Wir sind uns bei dieser Verbesserung des Ausbil-
dungsförderungsgesetzes darüber im klaren, daß die 
Konstruktion des Gesetzes selbst einen nicht leicht-
zunehmenden Konfliktstoff enthält. Dieser liegt 
darin, daß im Abschnitt I des Gesetzes der Kreis der 
Empfangsberechtigten relativ weitgefaßt beschrie-
ben wird, jedoch in § 68 wieder eingeengt wird, 
und zwar mit der Maßgabe, daß er bei der Verwirk-
lichung des Gesetzes schrittweise zu erweitern ist. 

Der zweite Konflikt liegt darin, daß von der Offent-
lichkeit und von den Betroffenen selbst bei jeder 
Gesetzesnovellierung erwartet wird, daß erstens der 
Kreis der Anspruchsberechtigten erweitert und 
zweitens die finanziellen Ausbildungsförderungshil-
fen erhöht werden. Diese beiden Konflikte sehen 
wir. 

Da der zweite Schritt einer Novellierung von der 
Regierung bereits eingeleitet worden ist, begrüßen 
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wir die heutige Vorlage. Wir betrachten sie als rea-
listisch und vernünftig und empfehlen dem Haus ihre 
Annahme. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird weiter das 
Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zur Abstimmung. 

Der Vermittlungsausschuß hat beschlossen, daß 
im Deutschen Bundestag über die Änderungen ge-
meinsam abzustimmen ist. Wer dem Antrag des 
Vermittlungsausschusses zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen! Enthaltun

-

gen? — Auch keine Enthaltungen. Einstimmig ange

-

nommen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Zweiten Gesetz über die 
Erhöhung von Dienst- und Versorgungsbezü-
gen in Bund und Ländern (Zweites Bundes-
besoldungserhöhungsgesetz) 

Drucksache 7/1037 — 

Berichterstatter: Senator Dr. Heinsen 

Das Wort als Berichterstatter hat Herr Senator Dr. 
Heinsen. 

Dr. Heinsen, Senator der Freien und Hansestadt 
Hamburg: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! 

(Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf um so mehr um Aufmerksamkeit 
für den Berichterstatter bitten, als er aus dem Bun-
desrat kommt, also unser Gast ist. 

(Beifall.) 

Dr. Heinsen, Senator der Freien und Hansestadt 
Hamburg: Der Bundesrat hat am 15. Juni dieses 
Jahres den Vermittlungsausschuß angerufen. Dieser 
hat über dieses Gesetz am 20. Juni beraten, seine 
Beratungen aber ausgesetzt und zunächst die Bun-
desregierung gebeten, ihm bis zum September ihre 
Vorstellungen über ein Gesamtkonzept zur Besol-
dungsneuregelung vorzulegen. Dies hat die Bundes-
regierung wunschgemäß mit einem Schreiben vom 
7. September getan. Am 21. September hat dann der 
Vermittlungsausschuß seine Beratungen beendet und 
Ihnen den Vorschlag vorgelegt, über den ich Ihnen 
heute berichten darf. 

Die ersten drei Anrufungsbegehren des Bundes-
rates bezogen sich auf Besoldungsverbesserungen 
für den gehobenen technischen Dienst. Der Bundes-
rat war der Auffassung, daß die Besoldungssyste-
matik für diese Beamten aus verschiedenen Grün-
den besonders unbefriedigend ist, vor allem aber 
deswegen, weil ein Tarifvertrag vom 15. Juni 1972  

erhebliche Verbesserungen für die technischen An-
gestellten, aber eben nicht für die Beamten gebracht 
hat. 

Der Vermittlungsausschuß hat sich dieser Grund-
auffassung des Bundesrates mit großer Mehrheit 
angeschlossen und alle drei Vorschläge des Bun-
desrates im Prinzip als berechtigt angesehen. Der 
Ausschuß mußte sich allerdings mit der Proble-
matik auseinandersetzen, daß eine einfache Auf-
nahme der Vorschläge des Bundesrates auf der 
anderen Seite neue Verzerrungen und Berufungen 
anderer Beamtengruppen, die dann erst recht be-
nachteiligt wären, hervorrufen würde. 

Diese Erwägungen haben dann bei den drei von 
mir genannten Punkten im Ergebnis zur Wahl unter-
schiedlicher Wege zu dem an sich für richtig be-
fundenen Ziel geführt. 

Erstens. Die vom Bundesrat zunächst gewünschte 
Anhebung der Eingangsstufe für den gehobenen 
technischen Dienst von A 9 nach A 10 hat der Ver-
mittlungsausschuß aufgenommen. Entscheidend da-
bei war, daß auch die Bundesregierung eine ent-
sprechende Anhebung zum gleichen Termin wie 
nach dem Vorschlag des Bundesrates — nämlich 
zum 1. Januar 1974, notfalls rückwirkend — im 
Entwurf eines Zweiten Besoldungsneuregelungs-  
und -vereinheitlichungsgesetzes angekündigt hat, 
allerdings nicht, wie hier in diesem Gesetz, be-
schränkt auf Techniker, sondern für alle Beamten 
des gehobenen Dienstes mit Fachhochschul- oder 
vergleichbarer Ausbildung, also z. B. auch für 
Steuerbeamte. 

Mit Rücksicht auf diese Geschäftsgrundlage, daß 
auch die anderen vergleichbaren Beamtengruppen 
im Ergebnis zum gleichen Zeitpunkt in den Genuß 
der Anhebung der Eingangsstufe nach A 10 kom-
men, die von der Bundesregierung als erster Schritt 
einer endgültigen Neuregelung des gehobenen 
Dienstes in Bund und Ländern betrachtet wird, 
glaubte der Vermittlungsausschuß diese nur ge-
setzestechnische Vorleistung verantworten zu kön-
nen. 

Zweitens. Obwohl der Vermittlungsausschuß auch 
den zweiten Vorschlag des Bundesrates, den Stel-
lenschlüssel für die gehobenen technischen Beam-
ten zu verbessern, für gerechtfertigt und notwendig 
hielt, sah er sich doch gehindert, ihn in der vorn 
Bundesrat empfohlenen Form zu verwirklichen. Die 
Bundesregierung hat nämlich den Ausschuß davon 
überzeugt, daß insoweit eine isolierte Regelung für 
den gehobenen technischen Dienst zu schweren 
Unzuträglichkeiten in den anderen Laufbahnen füh-
ren würde, und sie hat andererseits erklärt, sie be-
absichtige selbst, in Kürze eine entsprechende Rege-
lung unter Berücksichtigung des mittleren und des 
höheren Dienstes durch Rechtsverordnung zu tref-
fen. Auf diese Erklärung hin sah der Ausschuß von 
der Aufnahme des Bundesratsbegehrens ab. 

Drittens. Den dritten Vorschlag des Bundesrates 
in diesem Zusammenhang — die Gleichstellung der 
gehobenen technischen Beamten mit Anstellungs-
prüfungen alter Art mit denjenigen mit Ingenieur-
ausbildung oder mit der neuen Aufstiegsprüfung — 
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hat dagegen der Vermittlungsausschuß als gerecht-
fertigt zugestimmt. 

Viertens. Von den beiden nächsten Anrufungs-
gründen hat der Vermittlungsausschuß die bean-
tragte Streichung der im Gesetzentwurf enthaltenen 
Harmonisierungsvorschrift für kommunale Wahl-
beamte abgelehnt, weil er mit Bundesregierung und 
Bundestag der Auffassung war, daß eine solche 
Harmonisierung zweckmäßig und notwendig ist. 
Dagegen schlägt der Vermittlungsausschuß entspre-
chend dem Wunsch des Bundesrates vor, die staat-
lichen Landräte in den Ländern Rheinland-Pfalz und 
im Saarland den übrigen Landräten im Bundesgebiet, 
die Wahlbeamte sind, gleichzustellen, also etwa 
nach dem Grundsatz gleiche Arbeit, gleicher Lohn. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Fünftens. Den letzten Vorschlag des Bundesrates, 
die Anhebung der Erhöhungszuschläge für Ver-
sorgungsempfänger vom 1. 7. 1973 auf den 1. 1. 1973 
vorzuziehen, mußte der Ausschuß aus finanziellen 
Gründen leider ablehnen. 

Meine Damen und Herren, der Vermittlungsaus-
schuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäfts-
ordnung beschlossen, daß im Bundestag über seine 
Änderungsvorschläge gemeinsam abzustimmen ist. 
Ich darf namens des Vermittlungsausschusses bit-
ten, diesen Vermittlungsvorschlägen zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Das Wort hat der Abgeord-
nete Wagner (Günzburg). 

Wagner (Günzburg) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion hat bei der Verabschiedung des Zwei-
ten Bundesbesoldungserhöhungsgesetzes am 2. Mai 
dieses Jahres von dieser Stelle aus klar zum Aus-
druck gebracht, daß sie dieses Gesetz für ungenü-
gend hält. Diese Auffassung vertrat offenbar auch 
der Bundesrat, nachdem er dem Gesetz die endgül-
tige Zustimmung versagte und den Vermittlungs-
ausschuß anrief. Er verlangte eine Ergänzung in 
drei Punkten, und zwar die Verbesserung des Stel-
lenkegels der technischen Beamten des gehobenen 
'Dienstes, die Streichung der Ermächtigungsvor-
schrift, wonach die Bundesregierung die Besoldung 
der kommunalen Wahlbeamten regeln sollte. 
Schließlich beantragte er das Inkraftsetzen der er-
höhten Stellenplananpassungszuschläge für Ruhe-
standsbeamte und Versorgungsempfänger zum 
1. Januar 1973. Der erste und der dritte Punkt ent-
sprachen gleichlautenden Anträgen der CDU/CSU

-

Fraktion, die in den Ausschußberatungen gestellt 
worden waren. 

Die uns heute vorliegenden Vorschläge des Ver-
mittlungsausschusses haben ganz eindeutig den 
Charakter eines Kompromisses. So hat der Ver-
mittlungsausschuß zwar die höhere Einstufung der 
Fachhochschulabsolventen von A 9 nach A 10 aufge-
griffen, diese jedoch ausschließlich auf den tech-
nischen öffentlichen Dienst beschränkt. Ich begrüße 
diese Entscheidung zwar als einen allerersten, wenn 
auch völlig ungenügenden Schritt zur Neuordnung 

der Strukturprobleme des öffentlichen Dienstes ge-
gen jahrelangen hinhaltenden Widerstand der Bun-
desregierung. Nach Auffassung der CDU/CSU-Frak-
tion wäre jedoch nur eine starke Verbesserung des 
Stellenkegels eine gerechte Lösung gewesen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir haben seinerzeit vorgeschlagen, einen Stellen-
kegel zu beschließen, der in A 11 50 %, in A 12 30 %  

und in A 13 20 % der Dienstposten ausweist. 

Meine Damen und Herren, ich bedaure bei diesem 
ersten Schritt weiter in besonderem Maße, daß sich 
die vorgesehene Regelung nur auf die neu in den 
Beruf eintretenden Beamten erstreckt, anstatt die 
vielen schon im Beruf stehenden mit einzuschließen. 
Ebenfalls nicht berücksichtigt sind die Absolventen 
der in verschiedenen Bundesländern bereits be-
stehenden Fachhochschulen für Verwaltung und 
Rechtspflege, und genauso unberücksichtigt blieben 
diejenigen Landesbeamten, wie z. B. Steuerbeamten, 
deren Laufbahnausbildung bundesrechtlich geregelt 
ist. Ich sehe hierin eine große Ungleichbehandlung, 
die neue Unzufriedenheiten und neue Ungerechtig-
keiten schafft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Diese Regelung kann nach Meinung der Fraktion 
der CDU/CSU nicht aufrechterhalten bleiben. Wir 
fordern deshalb die Bundesregierung auf, spätestens 
mit dem Zweiten Besoldungsvereinheitlichungs- und 
Neuregelungsgesetz wirksam Abhilfe zu schaffen 
und so dem im öffentlichen Dienstrecht verankerten 
Grundsatz der funktionsbezogenen Zuordnung und 
Bewertung gleicher und vergleichbarer Kriterien 
zur Geltung zu verhelfen. Wäre dies nicht zu er-
warten, meine Damen und Herren, dann bliebe nicht 
nur ein parlamentarisches Flickwerk erhalten, son-
dern dann müßte man, so meine ich, zwangsläufig 
mit einem Anwachsen der Unruhe im öffentlichen 
Dienst und mit breiter Abneigung, in den öffent-
lichen Dienst einzutreten, rechnen. 

Eine solche Entwicklung, meine Damen und Her-
ren, kann nicht im Interesse unseres Staates und 
nicht im Interesse seiner Bürger liegen. Deshalb 
fordern wir die Bundesregierung auf, mit dem vor-
erwähnten Gesetz endgültige Abhilfe zu schaffen. 

Wir bedauern bei dem heutigen Antrag des Ver-
mittlungsausschusses auch, daß es bei den Beratun-
gen nicht gelungen ist, die geringfügigen Verbesse-
rungen der Stellenplananpassungszuschläge für 
Ruhestandsbeamte und Versorgungsempfänger be-
reits zum 1. Januar 1973 in Kraft treten zu lassen. 
Gerade dieser Personenkreis hätte angesichts der 
Preisentwicklung und der wirtschaftlichen Entwick-
lung in unserem Lande eine positive Entscheidung 
erwarten können. 

Die Fraktion der CDU/CSU stimmt dem Antrag 
des Vermittlungsausschusses zu, auch wenn das 
Zweite Besoldungserhöhungsgesetz damit Stück-
werk bleibt. Wir wiederholen unsere dringliche For-
derung an die Bundesregierung, mit dem Zweiten 
Besoldungsvereinheitlichungs- und -neuregelungs-
gesetz endlich eine gerechte laufbahn- und besol-
dungsrechtliche Neuordnung der Strukturprobleme 
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des öffentlichen Dienstes zu schaffen. In dieser Er

-

wartung sagen wir ja zu dem vorliegenden Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Liedtke. 

Liedtke (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Drei kurze Bemerkungen für die SPD-
Fraktion. Bemerkung eins, Herr Kollege Wagner, 
als direkte Erwiderung auf Ihren Beitrag. 

Als wir dieses Besoldungserhöhungsgesetz im In-
nenausschuß berieten, stellte die Opposition zu die-
sem Gesetz Anderungsanträge in einer Gesamthöhe 
von exakt 1 000 513 700 DM. 

(Zuruf des Abg. Gerster [Mainz] : Für wel

-

che Beamten denn?!) 

— Zu diesem Erhöhungsgesetz. — In der Beratung 
wurden Sie in der eigenen Fraktion fußkrank; nicht 
ein einziger Antrag wurde im Parlament wiederholt. 

(Abg. Seiters: Das ist doch keine Erklä

-

rung!) 

Ich bitte Sie dringend, dieses Spiel nicht fortzuset-
zen. Sie laden großkalibrige Kanonen mit Luftbal-
lons. Das knallt zwar ganz schön in der Presse, 

(Abg. Franke [Osnabrück]: Sie können nur 
eine Erklärung nach § 92 abgeben!) 

aber jeder stellt hinterher fest, daß man so nicht 
einen einzigen Treffer erzielt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist keine 
Erklärung, die Sie hier abgeben! — Ein 
Abgeordneter der CDU/CSU meldet sich zu 

einer Zwischenfrage.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
es gibt bei einer Erklärung keine Zwischenfragen. 

(Abg. Franke [Osnabrück]: Der gibt doch 
keine Erklärung ab!) 

Liedtke (SPD) : Bemerkung zwei. Wir stimmen 
dem Kompromiß des Vermittlungsausschusses zu. 
Da er mit der Konzeption des Zweiten Besoldungs-
vereinheitlichungs- und -neuregelungsgesetzes ver-
bunden ist, muß man das gemeinsam sehen; es ist 
also eine Durchgangsstation zu besseren Ufern, 
wenn Sie so wollen. 

Bemerkung drei. Hier im Hause möchten wir dar-
auf hinweisen - auch alle Verbände, die es angeht, 
möchten wir darauf aufmerksam machen —, daß 
beim Hearing uneingeschränkt gesagt worden ist: 
strukturelle Verbesserungen müssen auf lineare Er-
höhungen angerechnet werden. Wenn man lineare 
Schornsteine in Größenordnungen von 14 % forde-
rungsmäßig in die Landschaft setzt, muß man sich 
in strukturellen Verbesserungen notwendigerweise 
bescheiden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, zuerst hat sich die eine Seite des Hauses 

über eine Erklärung der anderen Seite aufgeregt, 
dann die andere Seite des Hauses über eine Erklä-
rung der einen Seite. Es ist für mich nicht möglich, 
Erklärungen inhaltlich zu beurteilen. Da die Ge-
schäftsordnung eine Definition nicht vorsieht, kann 
ich dazu nur sagen, daß eine Erklärung eine Rede 
ist, die höchstens 15 Minuten dauert und zu der es 
keine Zwischenfrage gibt. Eine andere Definition 
habe ich bisher nicht gefunden. 

(Abg. Dr. Häfele: Sehr gut!) 

Das Wort — wiederum zu einer Erklärung — hat 
nunmehr der Abgeordnete Groß. 

Groß (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es scheint in diesem Hause Brauch zu sein, 
daß bei Fragen der Besoldung der Beamten eine 
Übereinstimmung herrscht, wie sie sonst nicht üblich 
ist. Von manchen wird aber diese Tätigkeit, hier 
solchen Gesetzen zuzustimmen, doch als eine Art 
von lästiger Pflicht empfunden, denn das Unbeha-
gen eines jeden, der hier steht und abstimmen muß, 
bleibt, das Unbehagen nämlich, in diesen Fragen 
zwischen Skylla und Charybdis zu stehen, einer-
seits der wachsenden Kritik des Bürgers, sprich: 
Steuerzahlers, an den wachsenden Personalkosten 
der öffentlichen Verwaltung und auf der anderen 
Seite dem immer heftigeren Drängen der Bedienste-
ten der öffentlichen Verwaltung. Dieses Unbehagen 
wird nicht zuletzt dadurch gefördert, daß außerhalb 
dieses Hauses das sehr bestimmte Gefühl herrscht, 
daß hier eine große Zahl von Beamten im Hause 
sehr bemüht sei, sich selbst mit  allen anderen Kol-
legen zu segnen. 

Meine Damen und Herren, ich spreche das deshalb 
an, weil, wie ich glaube, nach allen Beratungen, die 
wir im Innenausschuß und auch im Hause insgesamt 
gehabt haben, deutlich gesagt werden muß, daß es 
vielleicht gerade die Beamten in diesem Hause wa-
ren, die den Versuch gemacht haben, die Unzahl 
der Forderungen, die täglich auf uns einprasselt, in 
ein Maß zu bringen, das mit Sicherheit fast alle 
Wünsche offenläßt, das es aber allein gestattet, nicht 
nur noch Personalkosten zu zahlen. 

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob 
es eigentlich damit sein Bewenden haben kann, daß 
man hier erklärt, was auch meine Aufgabe für 
meine Fraktion ist, daß man diesem Vorschlag des 
Vermittlungsausschusses zustimmt. Ich meine, daß 
man einmal ganz deutlich machen muß, wie groß 
dieses Unbehagen ist, und dies auch gerade den-
jenigen sagen muß, die uns täglich mit Telegram-
men, Fernschreiben und Briefen bedenken. Es be-
steht mit Sicherheit Einigkeit darüber, daß auch 
außerhalb des öffentlichen Dienstes fast alle Dienst-
leistungen teurer werden. Da die öffentliche Ver-
waltung ein Dienstleistungsbetrieb größten Umfan-
ges ist, kann sie davon nicht ausgenommen werden. 
Wir werden uns auch darüber klar sein müssen, daß 
vieles, was früher als sozusagen unproduktive Aus-
gabe angesehen worden ist, nämlich die Personal-
kosten, heute eigentlich als im höchsten Grade pro-
duktiv angesehen werden muß, wenn Sie die Kran-
kenschwester ebenso sehen wie denjenigen, der 
beispielsweise eine Baugenehmigung unterschreibt. 
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Wenn wir uns darüber klar sind, daß mit allen 

Dienstleistungen auch die Dienstleistungen der 
öffentlichen Verwaltung teurer werden, stellt sich 
die Frage, ob wir damit in der Lage sind, alle jene 
Ansprüche zu befriedigen, die auf uns zukommen. 
Wir sehen uns zunehmend den Ansprüchen von 
Spezialistengruppen gegenüber, die gar nicht mehr 
in der Lage sind — das soll keine Kritik sein —, 
ihre Leistungen an anderen Leistungen in der öffent-
lichen Verwaltung zu messen. Mit einer immer 
stärkeren Spezialisierung wird das zunehmen mit 
der Folge, daß das, was wir im Bereich der Flug-
lotsen gesehen haben, auch anderswo zunimmt, näm-
lich diese Nicht-mehr-Möglichkeit des Vergleichens. 
Gegenüber jenen, die glauben, berechtigte An-
sprüche zu äußern, muß gesagt werden: Es ist nun 
einmal die Aufgabe des Parlaments, einen Ausgleich 
herbeizuführen, nicht weil wir diesen Gruppen etwas 
nicht gönnten, sondern weil wir alle sehen und den 
Ausgleich herbeiführen müssen. Täten wir das nicht, 
sägten wir die Aste ab, auf denen alle Bediensteten 
der öffentlichen Verwaltung sitzen. 

Ich meine, daß wir die Gefahren sehen müssen, 
die auch aus dem entstehen, was auf uns zukommt: 
aus den mit höheren Ausbildungsqualifikationen 
steigenden Personalkosten. Hier muß noch einmal 
deutlicher gesagt werden, daß daraus auch der 
Zwang zu einer größeren Rationalisierung folgt. 

Ich möchte aber nicht versäumen, bei dieser Ge-
legenheit zu erwähnen, daß mit diesem Gesetz eine 
Beamtenkategorie besonders honoriert wird, die 
sich anders als manche in den letzten Monaten trotz 
Zähneknirschens korrekt verhalten und nicht ge-
streikt hat, obwohl sie manchmal durchaus geglaubt 
haben mag, sie sei in einer ähnlichen Situation. Ich 
sage das deswegen, weil manchmal der Verdacht 
aufkommen könnte, daß diejenigen, die nur laut ge-
nug und nur stark und drastisch genug etwas for-
dern, von diesem Hause auch dafür honoriert wer-
den. Das kann und soll nicht unsere Absicht sein. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Mit diesen Bemerkungen sollte insbesondere dar-
auf hingewiesen werden, daß wir sehr wohl die 
Interessen des belasteten Steuerzahlers, aber auch 
die berechtigten Wünsche der Bediensteten _der 
öffentlichen Verwaltung sehen, die nicht alleiniges 
Opfer einer Stabilitätspolitik werden dürfen. Ich 
meine, daß wir alle der Meinung sind   ich kann 
das jedenfalls für die FDP-Fraktion sagen —, daß 
sie nicht schlechtergestellt werden können als ver-
gleichbare Tätigkeiten außerhalb der öffentlichen 
Verwaltung. 

Wir stimmen dieser Vorlage zu. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. 

Die Abstimmung ist wiederum gemeinsam vor-
zunehmen. Wer dem Entwurf des Vermittlungsaus-
schusses zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Ent-
haltungen. Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände

-rung vermögensteuerrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache 7/1003 - 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Wird der Gesetzentwurf begründet? — Das ist 
nicht der Fall. Zur Aussprache hat der Abgeordnete 
Halfmeier das Wort. 

Halmeier (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf hat 
eine außergewöhnliche Vorgeschichte. Darum muß 
ich zunächst ein paar Worte darauf verwenden. 

Am 6. Juni dieses Jahres hatte der Vermittlungs-
ausschuß den uns heute vorliegenden Gesetzentwurf 
aufgegriffen und dem Bundestag empfohlen, das 
Gesetz so zu verabschieden. Das geschah, obgleich 
der Gesetzentwurf uns, dem Deutschen Bundestag, 
noch gar nicht vorlag und auch noch nirgendwo be-
raten worden war. Damals hat der Kollege Professor 
Zeitel mit Recht auf dieses merkwürdige und bei-
spiellose Verfahren hingewiesen. Als dann Kollege 
Dr. Häfele im Finanzausschuß diesen Gesetzentwurf 
als Änderungsantrag der CDU/CSU zum Zweiten 
Steuerreformgesetz einbrachte, hat der Finanzaus-
schuß dann allerdings mit Mehrheit eine Beratung 
abgelehnt, um solchen Usancen, die in unserem 
Gesetzgebungsverfahren unbekannt sind, von allem 
Anfang an zu wehren. 

Heute liegt nun dieser Gesetzentwurf als Bundes-
ratsentwurf vor. In der Begründung dazu werden 
zwei Gründe besonders hervorgehoben, die zu dem 
Entwurf geführt haben. Zum einen wird auf die ver-
fassungsrechtlichen Bedenken hingewiesen, die Ein-
heitswerte 1935 auch im Jahre 1974 weiterhin für die 
Vermögensteuer anzuwenden. Diese Bedenken, 
meine Damen und Herren, sind schwerwiegend, und 
wir teilen sie auch. Zum anderen wird in der Be-
gründung darauf hingewiesen, daß die gleichzeitige 
Geltung von zwei verschiedenen Einheitswerten, 
nämlich denen von 1935 für die Vermögensteuer 
und denen von 1964 für die Grund- und Erbschaft-
steuer, eine vermeidbare Belastung der Steuerzahler 
und insbesondere auch der Finanzämter bedeutet. 
Auch diese Auffassung ist richtig und gewichtig und 
wird von uns geteilt. Wir haben deshalb volles Ver-
ständnis dafür, daß sich die Länder darüber Gedan-
ken gemacht haben und mit diesem Gesetzentwurf 
einen Lösungsvorschlag unterbreiten. Wir glauben 
allerdings, daß wir für die Lösung dieser Probleme 
einen noch besseren Weg gefunden haben. 

Der Finanzausschuß hat gestern mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen beschlossen, unmittelbar 
nach dem kurz bevorstehenden Abschluß der Bera-
tungen des Erbschaftsteuergesetzes mit der Bera-
tung des Vermögensteuergesetzes zu beginnen und 
diese so rechtzeitig abzuschließen, daß das neue 
Vermögensteuergesetz noch zum 1. Januar 1974 in 
Kraft gesetzt wird. Für das Jahr 1974 werden wir 
eine einfache Übergangsregelung in das Gesetz hin- 
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einschreiben, durch die bis zum Inkrafttreten der 
übrigen Steuerreformgesetze am 1. Januar 1975 die 
Aufkommensneutralität gewährleistet ist. Dies ist 
zweifellos eine bessere Lösung als jene, die dieser 
uns vorliegende Gesetzentwurf vorsieht, weil näm-
lich die Finanzämter dann nicht zweimal, und zwar 
am 1. Januar 1974 und zum 1. Januar 1975, je eine 
Hauptveranlagung nach zwei verschiedenen Geset-
zen durchführen müssen, sondern nur einmal zum 
1. Januar 1974, und zwar nach dem neuen Ver-
mögensteuergesetz. Auch der Steuerzahler wird es 
begrüßen, wenn er schon bald das endgültige Ver-
mögensteuergesetz kennt und sich darauf einstellen 
kann. 

Meine Damen und Herren, es liegt natürlich auf 
der Hand, daß die Ländervertretung einen solchen 
Vorschlag nicht machen konnte, weil das Vermögen-
steuergesetz eben im Finanzausschuß des Deutschen 
Bundestages und nicht im Finanzausschuß des Bun-
desrates gemacht werden muß. Ich glaube aber, daß 
wir dem Anliegen der Länder so in einer Weise ge-
recht werden, wie sie es selbst nicht erhoffen konn-
ten. Ich gebe auch zu, daß selbst wir im Finanzaus-
schuß vor Wochen noch nicht daran geglaubt hätten, 
daß uns dies möglich wäre. Das ist aber möglich 
geworden, und zwar dadurch, daß alle Fraktionen 
— ich betone: alle Fraktionen — im Finanzausschuß 
den Willen bekundet haben, die Arbeit im Ausschuß 
zu straffen und noch effektiver zu gestalten. Dies 
wurde auch bereits bei der Beratung des Erbschaft-
steuergesetzes mit Erfolg praktiziert. Dadurch sind 
wir überhaupt erst in die Lage versetzt worden, den 
gestrigen Beschluß zur Vermögensteuer zu fassen. 

Die CDU/CSU hat sich an diesem Beschluß leider 
nicht beteiligt und statt dessen die Beratung ihres 
Änderungsantrages vom 6. Juni dieses Jahres be-
antragt. Ich muß sagen, meine Damen und Herren, 
daß mir das ziemlich unverständlich ist. Ich muß 
gestehen, daß mir das etwas verständlicher gewor-
den ist, als Herr Dr. Häfele heute morgen bei der 
Beratung des Gesetzes, das so oft ein Inflations-
förderungsgesetz genannt wurde, in einem Zwi-
schenruf das Argument kundtat, auf dem die CDU/ 
CSU ihre Steuerpolitik aufbauen möchte. Sie zieht 
einfach in Zweifel, daß diese Steuerreform, insbe-
sondere die Reform des Einkommensteuergesetzes, 
am 1. Januar 1975 in Kraft gesetzt wird. Sie glaubt, 
das Schicksal der Steuerreform sei ungewiß. Aller-
dings, lange Zeit war es ungewiß. In all den 50er 
und 60er Jahren war dieses Schicksal sehr ungewiß, 
als nämlich zu Beginn einer jeden Legislaturperiode 
der damalige CDU-Bundeskanzler eine Steuerreform 
ankündigte, aus der nie etwas geworden ist. Wie 
ich gestehen muß, wäre das Schicksal dieser Steuer-
reform auch ungewiß, wenn wir uns darauf verlie-
ßen, Vorschläge und Beiträge dazu aus den Reihen 
der Opposition zu bekommen. Aber das tun wir nicht. 
Darum ist das Schicksal dieser Steuerreform so ge-
wiß, wie es gewiß ist, meine Damen und Herren, 
daß Ihr heute morgen vorgelegter Steuerreformver-
hinderungsgesetzentwurf – denn das ist es ja in 
Wirklichkeit — nicht Gesetz werden wird. 

Ich will aber gar nicht erst versuchen, hier noch 
lange nach Motiven zu suchen, sondern. will für den 

Fall, daß es noch andere geben sollte, meine Damen 
und Herren von der CDU, nur eines sagen: Es ist 
ein unmögliches Unterfangen, heute aus dem Schnee 
von gestern Honig zu saugen. Trotzdem, meine 
Damen und Herren von der CDU, hoffe ich, daß Sie 
im Ausschuß zusammen mit uns dazu beitragen wer-
den, das Vermögensteuergesetz so rechtzeitig zu 
verabschieden, daß es zum 1. Januar 1974 in Kraft 
treten kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Häfele. 

Dr. Häfele (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf für die Fraktion der 
CDU/CSU folgendes erklären. 

Die Fraktion der CDU/CSU stimmt dem Antrag 
des Bundesrats zu, durch ein aufkommensneutrales 
Vorschaltgesetz zur Vermögensteuerreform die 
neuen Einheitswerte ab 1. Januar 1974 auch für die 
Vermögensteuer zugrunde zu legen. Der Antrag ist 
deckungsgleich mit dem Antrag der CDU/CSU im 
Finanzausschuß des Deutschen Bundestages vom 
5. Juni dieses Jahres. 

Es ist schon immer das Anliegen der CDU/CSU 
gewesen, die neuen Einheitswerte von 1964 ab 1974 
für alle einheitswertabhängigen Steuern in Kraft 
treten zu lassen. Eine isolierte Verabschiedung des 
Grundsteuergesetzes ohne die anderen einheits-
wertabhängigen Steuern ist ungerecht und für die 
Finanzverwaltung untragbar. Jederzeit kann eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts die 
Verfassungswidrigkeit des geltenden Vermögen-
und Erbschaftsteuerrechts feststellen. Es darf nicht 
ab 1974 praktisch dreierlei Einheitswerte geben, für 
die Grundsteuer die von 1964, für die Vermögen-
steuer jene von 1935 und für die Erbschaftsteuer 
womöglich die von 1964 mit einem Zuschlag von 
40 %. 

Um den Zusammenhang mit der Steuerreform 
insgesamt zu wahren, ist es auch richtig, das Vor-
schaltgesetz bezüglich der Vermögensteuer aufkom-
mensneutral zu gestalten. Sonst bekämen wir 
Steuermehreinnahmen von 1,9 Milliarden DM, wel-
che als Verfügungsmasse bei der Steuerreform dann 
nicht mehr dienen könnten. 

Leider, meine Damen und Herren, ist die Regie-
rungskoalition in den letzten Monaten auf dieses 
berechtigte Anliegen der Opposition nicht einge-
gangen. Schon bei der ersten Lesung des Zweiten 
Steuerreformgesetzes am 22. Februar 1973 haben wir 
ein solches Vorschaltgesetz gefordert. Im Finanz-
ausschuß lehnte die Koalition den entsprechenden 
Antrag der CDU/CSU am 14. März 1973 ab. Bei der 
zweiten und dritten Beratung des Zweiten Steuer-
reformgesetzes am 11. Mai 1973 haben wir noch-
mals auf dieses dringende Anliegen hingewiesen. 
Am 6. Juni 1973 haben wir im Finanzausschuß den 
entsprechenden förmlichen Antrag gestellt. Die Ver-
waltung muß sehr rasch in den Stand gesetzt wer-
den,  die Änderungen bis 1. Januar 1974 vorzube

-

reiten. Dies bestätigten eindrucksvoll am 19. Sep- 
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tember 1973 in der Finanzausschußsitzung des Deut-
schen Bundestages Herr Senator Heinsen von Ham-
burg und weitere Vertreter der Länderfinanzver-
waltungen aus Hamburg und Nordrhein-Westfalen. 

Leider haben die Koalitionsfraktionen am 3. Ok-
tober 1973, also gestern, im Finanzausschuß unse-
ren Antrag abgelehnt, das Vorschaltgesetz mit Vor-
rang zu beraten. Vielmehr haben die Fraktionen der 
SPD und FDP zu erkennen gegeben, daß sie zwar 
eine Übergangslösung für ein Jahr wünschen, aber 
auch noch 1973, noch in diesem Jahr, die Vermögen-
steuerreform mit einem Mehraufkommen von 1,9 
Milliarden DM ab 1. Januar 1975 verabschieden 
wollen. 

Dazu kann die Opposition die Hand nicht reichen. 
Die Vermögensteuerreform steht in echtem Zusam-
menhang mit der Reform der Einkommensteuer. Dies 
zeigt sich z. B. an der Frage der Abzugsfähigkeit der 
Vermögen- von der Einkommensteuer. Niemand 
kann im übrigen 1973 wissen, welche finanzpoliti-
schen Maßnahmen und Gesetze für 1975 notwendig 
werden könnten, vielleicht auch aus konjunktur-
politischen Gründen. Das Schicksal der sogenannten 
Steuerreform ist ungewiß. Wir müssen ,den Zusam-
menhang zwischen Vermögen- und Einkommen-
steuerreform verbindlich gewahrt haben. Eine Vor-
wegentscheidung über 1,9 Milliarden DM Steuer-
mehreinnahmen wird von der CDU/CSU im Inter-
esse der Steuerreform insgesamt abgelehnt. Wo ist 
denn die FDP — diese Frage muß man stellen —, die 
diesen Zusammenhang auch immer haben wollte? 

Die CDU/CSU hofft, daß die Regierungsfraktionen 
dem Anliegen des Bundesrates im Finanzausschuß 
doch noch zustimmen, wenn auch leider mit kaum 
zu verantwortender Verzögerung und nach langem 
Hin und Her innerhalb der Koalition. Die Länder-
finanzverwaltungen sollten diese Klarheit längst ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Zywietz: 

Zywietz (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem Inhalt und Hintergrund der 
Vorlage ausreichend dargelegt wurden, kann gleich 
einleitend festgestellt werden: Die FDP lehnt den 
vorliegenden Gesetzentwurf des Bundesrates zur 
Änderung vermögensteuerrechtlicher Vorschriften, 
kurz auch „Vorschaltgesetz" genannt — dem sich die 
CDU/CSU-Fraktion angeschlossen hat —, ab und be-
grüßt demgegenüber, daß die Reform der Vermögen- 
steuer zum 1.Januar 1974 erfolgen kann. Das ent-
spricht Vorstellungen, für die sich die FDP bestän-
dig eingesetzt hat. Die FDP-Fraktion hat sich von 
Anbeginn dieser Legislaturperiode für ein flottes 
und zielstrebiges Arbeitstempo bei der Beratung 
der einzelnen Steuergesetze des Steuerreformpake-
tes eingesetzt, um die Steuerreform in dieser Legis-
laturperiode über die Bühne zu bringen. Daran gibt 
es kein Deuteln, dabei wird es bleiben. Der Ver-
such, daran Zweifel zu verbreiten, muß scheitern. 
Wir werden uns weder irritieren noch zu einem 
„go slow" verleiten lassen, obwohl ich gern ein- 

räume, daß Sie von der Opposition uns auf der 
Grundlage reichhaltiger Erfahrung auf diesem Ge-
biet kompetent beraten könnten. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Schmitt-
Vockenhausen.) 

Wenn ich mich recht erinnere, war es doch die 
CDU, die 1957 eine große Steuerreform angekündigt 
hat, aber doch wohl relativ wenig hat folgen lassen. 
1969 ist eine Steuerreformkommission eingesetzt 
worden, und in der Tat ist zwischenzeitlich aller-
dings die Mehrwertsteuer reformiert worden. Ein 
solches Vorgehen, ein solches Arbeitstempo wollen 
wir von der FDP nicht. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Waren Sie nicht in der 
Regierung?) 

Es kann hier und heute vielmehr festgestellt wer-
den, daß in gemeinsamer Koalitionsarbeit bisher 
gut vorzeigbare Ergebnisse erreicht werden konnten. 
Die Reform der Grundsteuer ist zügig erfolgt; die 
Beratung der Reform der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer befindet sich im Finanzausschuß kurz 
vor dem Abschluß. 

Angesichts der gegenwärtigen beurteilungsfähi-
gen Fakten gibt es, wie wir meinen, keine Veran-
lassung, einem Lösungsvorschlag wie dem vorge-
legten Vorschaltgesetz zu folgen. Der Versuch, vom 
Pfad der Tugend, nämlich einer zügigen Beratung 
des Steuerreformpaketes abzulenken, schimmert da 
allzu deutlich durch. Unverzüglich und auch gleich 
gründlich an die Gesetzesreform heranzugehen hal-
ten wir für besser und auch für durchführbar. 

Die FDP ist stets für eine Steuerreformberatung 
Einzelgesetz nach Einzelgesetz eingetreten und hat 
dabei auch wiederholt nachdrücklich auf den Zu-
sammenhang zwischen Vermögensteuer- und Ein-
kommensteuerreform hingewiesen, der uns heute 
nach Vorliegen der neuen Eckwerte, Herr Dr. 
Häfele, auch inhaltlich hergestellt zu sein scheint. 
Wir haben damit nicht zuviel versprochen, sondern 
nur das, was jetzt auch eingehalten werden kann. 

Es hat ganz gewiß Vorteile — darum begrüßen 
wir das sehr —, daß durch das Vorziehen der Ein-
kommensteuerreform von 1976 auf den 1. Januar 
1975 bei entsprechendem Arbeitseinsatz auch eine 
vorgezogene Vermögensteuerreform zum 1. Januar 
1974 möglich wird. Damit werden zwar nicht neu-
este, aber neuere Einheitswerte von 1964 ab 1. Ja-
nuar 1974 einheitlich auf die Grundsteuer, die Erb-
schaftsteuer und auch die Vermögensteuer ange-
wendet und Bedenken hinsichtlich der Verfassungs-
widrigkeit — ein beachtliches Motiv der Bundes-
ratsvorlage —, wie wir meinen, ausgeräumt. 

Wir halten es darum für richtiger, die Vermögen-
steuerreform unverzüglich zu beraten und zu ver-
abschieden. Dabei wird im Jahre 1974 die Aufkom-
mensneutralität innerhalb der einheitswertabhän-
gigen Steuern durch eine Minderung des Vermögen-
steuertarifs sowie Abzugsfähigkeit der Vermögen-
steuer bei der Einkommensteuer wie bisher sicher-
gestellt. Bei Inkrafttreten der Einkommensteuer-
reform zum 1. Januar 1975 ist der Vermögensteuer

-

tarif auf der Grundlage der Eckwerte zu überprüfen, 
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da für die gesamte Steuerreform bekanntlich Auf-
kommensneutralität vorgesehen ist. 

Im Fazit sind wir gegen Verzögerungen, gegen 
Doppelarbeit in Form von zwei Hauptveranlagungen 
im Jahre 1974 und im Jahre 1975, die das Vorschalt-
gesetz, wie es beabsichtigt ist, verursachen würde. 
Ein Vorschaltgesetz mit dem Ziel einer gleich-
mäßigen Anwendung der Einheitswerte, steuerneu-
tral über eine Anhebung der Freibeträge und Sen-
kung der Tarife, kann auch als „Eilmaßnahme" we-
der verfahrensmäßig noch inhaltlich zufriedenstel-
len. 

Das Vermögensteuerreformgesetz zum 1. Januar 
des kommenden Jahres ist der richtige Weg. Ihn 
sollten wir gehen und den Koalitionsentwurf im 
Ausschuß und in diesem Hause möglichst bald be-
raten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Als Mitglied des Bundesrates gebe ich Herrn Sena-
tor Heinsen, Freie und Hansestadt Hamburg, das 
Wort. 

Dr. Heinsen, Senator der Freien und Hanse-
stadt Hamburg: Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Da Herr Kollege Häfele 
die Freundlichkeit hatte, mich zu zitieren, darf ich 
als Vertreter Hamburgs, das die Initiative im Bun-
desrat ergriffen hat, nur ganz kurz sagen, daß wir 
— ich kann in diesem Fall, weil ich mit den anderen 
nicht gesprochen habe, nicht für den ganzen Bundes-
rat sprechen —, die Initianten, den Beschluß der 
Koalitionsfraktionen ausdrücklich begrüßen. 

Uns kam es entscheidend darauf an, daß die Ein-
heit des Zeitpunkts für die Anwendung der neuen 
Einheitswerte gesichert ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Alles andere war für uns Beiwerk und zweitrangig. 
Der Weg des Vorschaltsgesetzes war der einzige 
Weg, den wir von uns aus beschreiten konnten. 

Wir wagten gar nicht zu hoffen, daß so eine ver-
nünftige und günstige Lösung möglich sei. Daß sie 
jetzt möglich ist, begrüßen wir. Wir jedenfalls ver-
trauen dem Wort der Koalitionsfraktionen, daß der 
1. Januar 1974 als Tag des Inkrafttretens der neuen 
Einheitswerte eingehalten werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor Dr. 
Zeitel. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Ich möchte mir nur 
wenige Bemerkungen erlauben, weil die Debatte 
und die Stellungnahmen den Sachverhalt nicht so 
wiedergeben, wie er sich tatsächlich entwickelt hat. 
Ich danke Herrn Halfmeier dafür, daß er in seiner 
Ausführung deutlich gemacht hat, daß im Grunde 
bis zur Stunde kein Anlaß besteht, zu bezweifeln, 
daß wir die Verhandlungen über die Steuerreform 
von unserer Seite zügig und zum überwiegenden Teil 

einstimmig vorangetrieben haben. Das sollte zu-
nächst klargestellt werden. 

Ich bedaure sehr, Herr Zywietz, daß Sie in Ihrer 
Stellungnahme hier den Eindruck erwecken wollten, 
als handele es sich hier um ein Manöver der Ver-
zögerung. Ihre gesamte Stellungnahme ging am 
Kern des Problems vorbei. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Das Vorschaltgesetz hätte heute vom Tisch sein 
können, wenn wir es verabschiedet hätten, und wir 
wären in der Beratung schon einen Schritt weiter. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Dies ist der Sachverhalt, und daran ändert das, was 
Sie gesagt haben, überhaupt nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Wir sind am Ende der Aussprache in der ersten Be-
ratung. Ich schließe die Aussprache. Der Ältestenrat 
schlägt Ihnen vor, die Vorlage an den Finanzaus-
schuß — federführend — und an den Ausschuß für 
Wirtschaft zur Mitberatung zu überweisen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der heutigen Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
Statistiken des Personenverkehrs und der 
Kraftfahrzeugfahrleistungen 1974 

— Drucksache 7/1005 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Das Wort wird zur Einbringung nicht gewünscht, 
auch zur Aussprache nicht. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage 
an den Ausschuß für Verkehr — federführend —, 

an den Innenausschuß sowie Haushaltsausschuß ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung zu überweisen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der heutigen Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Breidbach, Dr. Blüm, van Delden, Vogt, Dr. 
Schulze-Vorberg, Kroll-Schlüter, Link, Pfef-
fermann und Genossen eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Aktienge-
setzes 

— Drucksache 7/874 (neu) — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 

Herr Abgeordneter Breidbach hat das Wort zur 
Begründung der Vorlage. 

Breidbach (CDU/CDU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf namens 
meiner Kollegen den Entwurf eines Gesetzes zur 
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Änderung des Aktiengesetzes auf Drucksache 7/874 
begründen. In der von uns vorgeschlagenen Fassung 
des § 113 des Aktiengesetzes ist vorgesehen, daß die 
Tantiemen für die Mitglieder von Aufsichtsräten auf 
8000 DM, die der stellvertretenden Vorsitzenden auf 
12 000 DM und die der Vorsitzenden auf 14 000 DM 
begrenzt werden. Für diese Begrenzung darf ich in 
Kürze folgende Gründe anführen. Wir werden sicher 
bei der zweiten und dritten Lesung dieses Gesetz-
entwurfes ausreichend Zeit zur Verfügung haben, 
um die Problematik tiefer zu diskutieren. 

Erstens. Die Höhe der Aufsichtsratsbezüge hat in 
einer Vielzahl von Unternehmungen Größenordnun-
gen angenommen, die nach unserer Auffassung un-
vertretbar sind. Die Öffentlichkeit ist in weiten Be-
reichen über Art, Höhe und Unterschiedlichkeit der 
Aufsichtsratstantiemen beunruhigt. Es ist nicht ein-
zusehen, daß Räte einer vergleichsweise unbedeu-
tenden Maschinenfabrik etwa 100 000 DM pro Jahr 
für ihren Rat erhalten, während andere Räte in 
Großunternehmungen sich mit kleineren Summen 
von 12 000 DM oder 15 000 DM begnügen müssen. 
Die vergleichsweise geringe Vergütung für die Be-
ratung so großer Unternehmen wie Bundesbahn oder 
Bundespost möchte ich hierbei gar nicht näher ins 
Spiel bringen. 

Als Begründung für die Zahlungen dieser außer-
gewöhnlich hohen Tantiemen wird immer wieder 
angeführt, man brauche für die Beratungen in Auf-
sichtsräten qualifizierte Mitglieder, und wer qualifi-
zierte Mitglieder im Aufsichtsrat haben wolle, müsse 
auch entsprechend hohe Vergütungen zahlen. Diese 
Begründung ist nicht haltbar. Ich kenne höchst quali-
fizierte Räte, die für 12 000 DM im Jahr raten, und 
weniger qualifizierte Räte, die erst für 100 000 DM 
bereit sind, ein Rätchen zu erteilen. 

Wer glaubt, Aufsichtsratsmitglieder raten nur und 
nur richtig, wenn sie 80 000 DM oder 100 000 DM 
pro Jahr erhalten, unterschätzt oder verneint das 
Verantwortungsbewußtsein der heute schon in vie-
len Unternehmungen tätigen Aufsichtsräte. Sehr 
viele von ihnen geben schon heute, wenn sie ent-
sprechend hohe Vergütungen erhalten, freiwillig 
große Teile ihrer Tantiemen ab. Stiftungen oder 
karitative Vereinigungen — dahin fließen dann die 
Gelder — können aber nicht über Aufsichtsrats-
tantiemen finanziert werden. Dies scheint mir nicht 
der Sinn der Aufsichtsratstantieme zu sein. 

Es wird ein weiterer Einwand erhoben, nämlich 
der, daß Tantiemen gezahlt werden müßten für die 
Haftung, die Aufsichtsräte in ihrer Funktion über-
nehmen. Ich habe, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, immer nur haftende Vorstände erlebt, 
eigentlich noch nie einen haftenden Aufsichtsrat, der 
nach einer Fehlentscheidung an die Luft gesetzt 
wurde. Über die Frage der Haftung der Aufsichts-
räte werden wir sicher noch im Rahmen der Diskus-
sion über die Ausweitung der Mitbestimmung eini-
ges sagen müssen. 

Aufsichtsratsbezüge müssen und dürfen nur Ein-
kommen für reale und abfragbare Leistung sein. 
Daß Leistung bei Räten schon schwer meßbar ist 
und darum auch die Höhe der Tantiemen, ist den 
Initiatoren dieses Gesetzentwurfs klar. Ebenso ist 

klar, daß ein gewisser Wildwuchs beseitigt werden 
muß. Um diesen Wildwuchs geht es ausschließlich. 
Die Beseitigung von Wildwuchs in der marktwirt-
schaftlichen Ordnung dient der Erhaltung dieser 
Ordnung. 

Ich gebe zu, daß natürlich ordnungspolitische Be-
denken gegen die gesetzliche Festlegung von Ein-
kommen erhoben werden können. Wir sind gern 
bereit, uns im Ausschuß für Wirtschaft oder auch im 
Rechtsausschuß mit diesen ordnungspolitischen Be-
denken auseinanderzusetzen. 

Wir gehen davon aus, daß der Entwurf in diesem 
Hause wohlwollend beraten wird und auch eine 
breite Mehrheit findet. Wir gehen deshalb davon 
aus, weil die Fraktion der Sozialdemokratischen 
Partei im Jahre 1969 bei Einbringung eines ähn-
lichen Entwurfs durch ihren damaligen Sprecher, 
den Fraktionsvorsitzenden Helmut Schmidt folgen-
des gesagt hat: 

Der Mißbrauch muß weg, und ich möchte hören, 
wer von Ihnen 80 000 DM Jahrestantieme ver-
teidigen möchte und mit welchem Argument. 
Darauf bin ich gespannt, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. 

Das Protokoll verzeichnet an dieser Stelle Beifall 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion. 

Es gibt ein neueres Zitat von Bundesfinanzmini-
ster Schmidt vom 28. Juni dieses Jahres, in dem es 
heißt ich darf mit Genehmigung des Präsidenten 
zitieren —: 

Ich bin schon seit fünf Jahren der Meinung, daß 
das ungeheure Ausmaß einiger Aufsichtsrats-
tantiemen in einigen deutschen Aktiengesell-
schaften nicht geduldet werden sollte. Deswe-
gen hat die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion mit meiner persönlichen Unterschrift 
— ich war damals Fraktionsvorsitzender — 
Ende 1968 schon einmal einen Gesetzentwurf 
eingebracht im Deutschen Bundestag in Rich-
tung auf Abänderung des Aktiengesetzes ... 

Aus diesen Stellungnahmen, auch aus dem Bereich 
der Koalitionsfraktionen, können wir die Hoffnung 
entnehmen, daß im weiteren Verlauf der Beratung 
aus diesem Gruppenantrag eine interfraktionelle 
Aktion wird; denn was würden sonst die Stellung-
nahmen der Sozialdemokraten der vergangenen 
Monate, aber auch des Jahres 1969, für einen Sinn 
haben, wenn sie heute, auf anderen Bänken sitzend, 
von alledem nichts mehr wissen wollten? Ich lade 
Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren in die-
sem Hause, ein, die Beratungen dieses Entwurfs zu 
unterstützen und zu einem positiven Ende zu füh-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge-
ordneten der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Professor Dr. Farth-
mann. 

Dr. Farthmann (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, zu diesem 
Entwurf für die SPD-Fraktion zunächst einige Be- 
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merkurigen über die politische Methode: Zunächst 
kann man ja wohl, ohne den Verfassern Unrecht 
zu tun, sagen, daß dieser Entwurf weitgehend mit 
dem Kopierstift gemacht worden ist. Er ist wörtlich 
abgeschrieben worden 

(Abg. van Delden: Das hat er ja gesagt!) 

von dem SPD-Entwurf vom 16. Dezember 1968. In 
große geistige Unkosten haben sich die Verfasser 
dieses Entwurfs nicht gestürzt. 

(Beifall bei der SPD. 	 Abg. Gerster 
[Mainz] : Ist er deswegen schlecht?) 

— Das sage ich ja auch nicht. Warten Sie doch ein-
mal ab, was ich zur Sache sage! Das einzige, was 
die Verfasser selber geschrieben haben, ist die Be-
gründung, und diese ist sprachlich — das darf ich 
hier vielleicht auch einmal sagen — entsetzlich miß-
lungen. Es gibt eine alte Philologenweisheit: Die 
Sprache verbessern heißt den Gedanken verbessern. 
Wenn man diesen Maßstab an die Begründung die-
ses Entwurfs anlegt, stellt man fest, daß die gedank-
liche Klarheit bei den Verfassern noch nicht sehr 
weit fortgeschritten sein kann. 

(Abg. van Delden: Wo denn?) 

- Das kann ich Ihnen genau sagen. Lesen Sie nur 
einmal den herrlichen Satz, der mit den Worten 
beginnt: „Zudem kommt, daß Satzungsbeschlüsse 
wie alle Beschlüsse ..." Haben Sie schon einmal 
gehört, daß die Formulierung „zudem kommt" —
„zudem" in einem Wort geschrieben — sprachlich 
möglich ist? 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Dann lassen Sie sich von einem Studienrat beraten. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Jawohl, Herr Leh

-

rer!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ist der 
Opposition zu empfehlen, auch in anderen Fragen 
mit dem Kopierstift zu arbeiten. Das erleichtert die 
Arbeit und die politischen Beratungen hier in die-
sem Hause. 

(Abg. van Delden: Das haben Sie doch ge

-

rade moniert!) 

— Natürlich, ich sage nur: wenn Sie das immer 
machten, wäre das gar nicht schlecht. Wenn Sie 
nämlich — damit komme ich zur Sache — unseren 
Mitbestimmungsentwurf von damals ebenfalls ab-
geschrieben hätten, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

sähe die Sache ganz anders aus. 

(Beifall bei der SPD.) 

Noch eine zweite Bemerkung zur Methode des 
Entwurfs. Man ist hierbei nach der Fabel vom Igel 
und vom Hasen vorgegangen. Eine Gruppe der 
CDU stellt sich hin und macht einen unter sozial-
politischen Gesichtspunkten sehr fortschrittlichen 
Entwurf. Daraufhin sagt ein anderer Teil der Frak-
tion: Damit haben wir nichts zu tun. Der Wirt-
schaftssprecher der CDU, Herr Narjes, hat im „Spie-
gel" bereits gesagt — ich zitiere wörtlich —: „Das 
ist der Wunsch einer Kollegengruppe; in der Frak-
tion hat dieser Antrag keine Chance." Diese poli

-

tischen Äußerungen verwendet man dann auf Un-
ternehmerversammlungen. Man verfährt also nach 
dem alten Motto, wie Sie es schon oft getan haben: 
Herr Katzer und seine Truppe auf der einen Seite 
vertreten diese Auffassung, Vertreter, die der Wirt-
schaft nahestehen, sagen das Gegenteil. 

(Abg. van Delden: Sagen Sie uns doch 
einmal Ihre Auffassung!) 

— Nun lassen Sie mich doch mal ausreden, Herr 
van.  Delden! 

(Abg. Gerster [Mainz] : Das ist aber doch 
Quatsch, was Sie da reden! Kommen Sie 

doch zur Sache!) 

— Machen Sie doch nicht solche unqualifizierten 
Zwischenrufe! — Hier handelt es sich nämlich um 
einen politisch sehr interessanten Gesichtspunkt. 
Auf Unternehmerversammlungen stellen Sie sich 
hin und sagen: Ein solcher Entwurf ist Quatsch; 
den machen ein paar Außenseiter, und deshalb hat 
er keine Chance. Auf Arbeitnehmerversammlungen 
machen Sie jedoch Reklame damit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich sage hier ganz deut-
lich: eine solche Methode nach der Fabel vom Igel 
und vom Hasen kann ich politisch nicht als seriös 
bezeichnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zur Sache möchte ich sagen, Kollege Breidbach, 
daß wir für den Inhalt dieses Entwurfs große Sym-
pathien haben, daß wir nach wie vor zu unserem 
Entwurf aus dem Jahre 1968 stehen und daß wir 
diesen Gedanken nachdrücklich unterstützen, aller-
dings — das bitte ich zu beachten; das gilt beson-
ders für Sie Herr Schulze-Vorberg — im Zusam-
menhang mit der Mitbestimmung. Ich weiß nicht, ob 
Sie jetzt auch noch nicken werden. Wir sind näm-
lich der Meinung, daß eine seriöse und glaubwür-
dige Mitbestimmungsregelung nur gefunden werden 
kann, 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Das kommt 
noch!) 

wenn man sie mit einer vernünftigen Begrenzung 
der Aufsichtsratsvergütungen verbindet. Das muß 
aber in diese Problematik eingebettet werden. 

Eine vorweggenommene isolierte Lösung kann 
unter vielen Gesichtspunkten nur als bedenklich 
bezeichnet werden. Denken Sie bitte daran, daß Sie 
hier nur die Aufsichtsratsvergütungen bei den 
Aktiengesellschaften erfaßt haben. Es gibt die Um-
gehungsmöglichkeit mit Beiräten. Ohne Mitbestim-
mung können Sie daran nichts ändern. Es gibt fer-
ner die Möglichkeit, Beraterverträge zu verein-
baren. Ohne das ein mitbestimmter Aufsichtsrat 
darauf achtet und solche Vereinbarungen verhin-
dert, ist die gesetzliche Begrenzung der Vergütung 
reine Augenwischerei. 

Was sagen Sie weiterhin zu den unterschiedlichen 
Regelungen bei den verschiedenen Gesellschaftsfor-
men? Es ist doch wohl schlechthin abwegig anzu-
nehmen, daß die Arbeit in Aktiengesellschaften 
grundsätzlich geringer bewertet werden müßte als 
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die Arbeit in einer GmbH, in Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit und in sonstigen Unternehmen 
anderer Rechtsformen. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Dann war Ihr 
Entwurf also unvollkommen!) 

- Nein, er war — Herr Schulze-Vorberg, begreifen 
Sie das doch endlich — in die Mitbestimmung ein-
gebunden. Er galt für die mitbestimmten Unterneh-
men, und er diente der Glaubwürdigkeit der Mitbe-
stimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten van Delden? 

Dr. Farthmann (SPD): Ja, selbstverständlich! 

van Delden (CDU/CSU) : Herr Kollege Farth-
mann, würden Sie mir zustimmen, wenn ich sage, 
daß mit diesem Gesetz die gesamte Vergütungswirt-
schaft für Räte, und zwar im öffentlichen Dienst, im 
halböffentlichen Dienst und in allen Gesellschaften, 
einmal unter die Lupe genommen werden sollte? 

Dr. Farthmann (SPD) : Herr van Delden, deswe-
gen bejahen wir dieses Prinzip ja durchaus. Wir 
sehen bloß nicht ein und können es auch aus sach-
lichen Gründen nicht als richtig ansehen, daß das 
jetzt isoliert durchgezogen werden soll. Ich wehre 
mich ja nicht gegen das Prinzip, sondern ich bin 
dafür — das werden Sie gleich noch hören  , daß 
wir den Entwurf sehr ausführlich beraten. Nur kann 
man das nicht isoliert tun, ohne die übrigen Tatbe-
stände, die ich gerade anführen wollte, mit zu bera-
ten. Dazu gehört erstens die Umgehungsmöglichkeit 
mit Beiräten und mit Beraterverträgen. Die zweite 
Unausgewogenheit ist die Begrenzung auf die Aktien-
gesellschaft, die Tatsache, daß die anderen Gesell-
schaftsformen völlig außer Betracht gelassen wer-
den, wobei Sie bitte zur Kenntnis nehmen wollen, 
daß es in der Bundesrepublik ungefähr 2200 Aktien-
gesellschaften und über 100 000 GmbH's gibt. Da 
sehen Sie die Größenordnung. 

Der dritte Punkt ist — Herr van Delden, das soll-
ten wir sehr eingehend prüfen   das Verhältnis zu 
den Vorstandsbezügen. Ich glaube, man muß sehr, 
sehr vorsichtig damit sein, bei den Aufsichtsräten zu 
reduzieren   was wir für richtig halten — und die 
Vorstandsbezüge, die im Grunde das noch größere 
Ärgernis sind, in den gleichen Gesellschaften unan-
getastet zu lassen. Auch das müssen wir in die 
Beratungen mit einbeziehen. Ich wehre mich also 
gar nicht gegen den Grundsatz. Ich bin nur gegen 
die isolierte Betrachtungsweise und will zur frucht-
baren Beratung in den Ausschüssen — hoffentlich 
nehmen Sie es auf darum bitten, daß diese Ge-
sichtspunkte mit einbezogen werden. 

Weil wir dieses Problem so ernst nehmen, meine 
Damen und Herren, ist es auch bereits Gegenstand 
der Beratungen der vom Bundesjustizminister ein-
berufenen Unternehmensrechtskommission, die die 

gesamten Auswirkungen einer neuen Unterneh-
mensverfassung auf alle Unternehmensformen zu 
prüfen hat. 

Ich komme deswegen zu dem Ergebnis, daß der 
vorgelegte Gesetzentwurf sehr gründlich beraten 
werden muß, um die aufgezeigten Widersprüche zu 
beseitigen. Und, meine Damen und Herren — das 
lassen Sie mich auch in aller Deutlichkeit sagen —, 
allein die Tatsache, daß es vielleicht zu unterschied-
lichen Auffassungen über diesen Gesetzentwurf in 
den Koalitionsfraktionen kommen könnte das ist 
ja wohl, wenn ich das richtig sehe, der gesetzgebe-
rische Hauptzweck der CDU-Kollegen —, ist jeden-
falls für uns kein Grund, einer isolierten und vor-
gezogenen Regelung zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Graf 
Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wir 
sind, offen gestanden, etwas davon überrascht wor-
den, daß es zu diesem Thema heute eine Debatte 
gibt. Aber ich denke doch, daß ich in kurzen Aus-
führungen und sehr aus dem Stegreif einige Gedan-
ken zu dem beitragen kann, was Herr Farthmann 
und Herr Breidbach hier als sehr sorgfältige Prü-
fung und sehr gründliches Beratungsverfahren in 
Aussicht gestellt haben; insofern kann ich beiden 
Kollegen zustimmen. 

Zunächst einmal, Herr Kollege Farthmann: Auch 
ich halte es für richtig, daß enge Zusammenhänge 
zwischen den Überlegungen zur Mitbestimmung und 
der Frage der Aufsichtsratsvergütungen bestehen. 
Auf der anderen Seite kann man sich dann auch 
fragen — dann nämlich, wenn Sie davon ausgehen, 
daß in mitbestimmten Aufsichtsräten Mißbräuche 
und Umgehungstatbestände verhindert werden —, 
ob nicht eine Regelung der Mitbestimmung ohnehin 
dafür sorgen wird, daß auch Mißbräuche bei der 
Festsetzung der Aufsichtsratsvergütung an sich be-
seitigt werden, 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Ja, das wäre gut!) 

Mißbräuche nämlich in dem Sinne, daß die Vor-
schrift des Aktiengesetzes, nach der eine solche 
Vergütung angemessen sein soll — und das steht 
im Aktiengesetz 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Jawohl!) 

nicht mehr befolgt wird. Wo diese Vorschrift aber 
nicht befolgt wird, kann man schon heute — so 
scheint mir jedenfalls auf der Grundlage des 
Aktienrechts und unter Einschaltung der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit ich gebe allerdings zu, daß 
das nicht geschieht, daß das bisher nicht üblich 
ist; — Mißbräuche abstellen. 

Mißbräuche sind im übrigen nach unserer Erfah-
rung — oder, genauer gesagt, nach statistischen Un-
terlagen, die gerade in den letzten Tagen veröf-
fentlicht worden sind nicht an der Tagesordnung. 
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Die Durchschnittszahlen sehen, so meinen wir, ver-
träglich aus. Allerdings gibt es in der Tat — keine 
Frage, Herr Farthmann und Herr Breidbach und 
auch Herr van Delden Mißbräuche, es gibt Fälle, 
die auch nach unserer Meinung gekappt und be-
schnitten werden sollten. Allerdings werden wir es 
vorziehen — und vielleicht hilft Ihre dann segens-
reiche Initiative dazu —, wenn ein solches Beschnei-
den und Kappen auf freiwilliger Grundlage erfolgen 
könnten und erfolgten. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Das wäre eine 
gute Sache!) 

Und ich wäre sehr dankbar, wenn diejenigen, an 
die sich ein solcher Appell richtet, ihn auch hörten, 
ohne daß wir sie hier nun etwa namentlich und 
listenmäßig aufführen müßten. Die Liste würde im 
übrigen, jedenfalls was die Gesellschaften anlangt, 
nicht sehr lang werden. 

Man muß doch wohl, meine Damen und Herren, 
sorgfältig beraten, ob man für eine beratende Tätig-
keit einen Preis festlegen kann, ob das eigentlich 
— ich bitte um Nachsicht, auch wenn Herr Lahn-
stein solche Ausdrücke zu rügen pflegt — ordnungs-
politisch in die Landschaft paßt. Man muß weiter 
fragen, ob man auch für andere Bereiche, etwa für 
den Rat eines Arztes, etwa für freischaffende Berufe, 
ja für Künstler, auch für den Rat eines Anwalts in 
Zukunft noch eine Honorarvereinbarung auf frei-
williger Basis, nicht auf der Basis der gesetzlich 
festgelegten Vergütungen, erlauben kann oder ob 
man auch hier Tätigkeitsvergütungen vorschreiben 
soll. Dies gilt natürlich auch für Vorstandsbezüge, 
wo es ebenfalls nach meiner Ansicht auch das 
sei unbestritten — Beträge und Verhältnisse gibt, 
bei denen ich mich freuen würde, wenn vielleicht 
nicht die Betroffenen, aber diejenigen, die darüber 
zu entscheiden haben, für Besserung sorgen würden. 
Herr van Delden! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Bitte, Herr Kollege! 

van Delden (CDU/CSU) : Herr Kollege Graf 
Lambsdorff, würden Sie mir zustimmen, wenn ich 
sage, daß es doch etwas anderes ist, wenn wir die 
von Ihnen genannten Anwälte und Ärzte „regle-
mentieren", als wenn wir das bei den Aufsichtsrats-
bezügen und meinetwegen auch bei den Vorstands-
bezügen tun, weil diese Gremien fremdes Geld ver-
walten, das einer Menge von Eigentümern gehört, 
die, wie sie selber wissen, durch das Depotstimm-
recht kaum zum Zuge kommen? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Nein, Herr van 
Delden. Erstens ist es nach meiner Meinung kein 
grundsätzlicher Unterschied, für welche beratende 
Tätigkeit Sie Vergütungen vorschreiben. Zweitens 
habe ich Sie doch mit Ihrem Gesetzesantrag nicht 
so verstanden, daß Sie dort, wo z. B. 100 % der 
Aktien oder der GmbH-Anteile einem Gesellschafter 
gehören, nichts dagegen hätten, wenn Phantasie-
aufsichtsratsvergütungen festgesetzt würden. Sie wol-
len doch wohl keinen Unterschied zwischen den Fäl-
len machen, wo, wie Sie sagen, über fremdes Geld, 

und denen, wo über eigenes Geld verfügt wird. Ich 
will das im einzelnen auch gar nicht vertiefen, son-
dern nur darauf hinweisen, daß es in der Tat richtig 
ist, Herr Farthmann, daß dieser Gesetzentwurf in 
sich keineswegs ausgewogen ist, keineswegs die 
Tatbestände erfaßt, die seine .Autoren erfassen 
möchten. 

(Abg. van Delden: Obwohl er abgeschrie-
ben wurde!) 

— Meinen Sie, Herr van Delden, daß Kopie und 
Mangel an Originalität mit Vollständigkeit gleich-
zusetzen sind? Das ist selten der Fall. Sie hätten sich 
etwas mehr einfallen lassen können, insbesondere 
da Sie doch die Similevorlage hatten. 

Wie gesagt, offen für eine Diskussion! Wenn man 
ein Gesetz macht, muß es aber auch ein Gesetz wer-
den, das in sich ausgewogen ist. Dann muß auch die 
Frage überlegt werden, ob man nach Größenordnun-
gen unterscheiden muß, ob man nach Verantwor-
tungsgrad unterscheiden muß, wie man den zu defi-
nieren hat, wie man zukünftige Entwicklungen, nicht 
etwa Inflationsindizes, aber zukünftige Größenord-
nungsentwicklungen in den Griff bekommen kann. 
Alles das ist natürlich nicht gar so einfach, wie es in 
den wenigen Zeilen des Gesetzentwurfs und — für 
diesen Hinweis bin ich Herrn Professor Farthmann 
ganz besonders dankbar — in der in sprachlicher 
Hinsicht betrüblichen Begründung dieses Gesetzent-
wurfes vorzufinden ist. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Breidbach. 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir, daß ich wenige Bemerkungen zu dem mache, 
was Graf Lambsdorff gesagt hat. Graf Lambsdorff, 
Sie haben gesagt, daß dieser Gesetzentwurf viel-
leicht eine Initialzündung sein könnte, um auf frei-
williger Basis die Auswüchse zu beseitigen. Nun, ich 
nehme an, das ist die Harmoniegläubigkeit eines 
liberalen Politikers. Bereits seit 1968 steht ein sol-
cher Gesetzentwurf als Damoklesschwert über den 
Aufsichtsräten, die bis zum heutigen Zeitpunkt noch 
nicht gemerkt haben, daß es unter Umständen mit 
der Begrenzung der Aufsichtsratstantiemen einmal 
ernst werden könnte. Wer sich in diesen vier Jahren 
von 1968 bis heute nicht darauf besonnen hat, der 
besinnt sich auch nicht auf Grund eines Appells des 
Deutschen Bundestages zu einer maßvolleren Ge-
staltung seiner Tantiemen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Kollegen Lambsdorff? 

Breidbach (CDU/CSU) : Gerne. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Kollege 
Breidbach, darf ich Sie darauf aufmerksam machen, 
daß wir gestern im Wirtschaftsausschuß einen Fall 
beraten und verabschiedet haben, der zu einer Lö- 
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sung auf freiwilliger Grundlage mit den Betroffenen 
geführt hat und bei dem der erste Gesetzentwurf, 
der eine solche freiwillige Lösung nicht vorgesehen 
hatte, exakt aus dem Jahre 1968 stammte? 

Breidbach (CDU/CSU) : Herr Professor Graf 
Lambsdorff 

(Heiterkeit) 

— ja, ich muß mich an den anderen Professoren

-

Titel noch ein bißchen gewöhnen —, man kann, 
glaube ich, zwei unterschiedliche Materien — dar-
um handelt es sich in dieser Frage — schlicht und 
einfach nicht vergleichen. 

Herr Kollege Professor Farthmann, ich habe Ihre 
Einlassungen zu unserem Gesetzentwurf als etwas 
seltsam empfunden. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Sehr richtig!) 

Zunächst einmal stellen Sie fest, daß dieser Gesetz-
entwurf wörtlich abgeschrieben ist. Ich muß Ihnen 
sagen, wir haben ihn wörtlich abgeschrieben, weil er 
juristisch eine so gute Fassung brachte, daß von uns 
kein Mensch mehr Wert darauf gelegt hat, unter 
Umständen noch kompliziertere Formulierungen zu 
finden, nur weil wir eine andere Formulierung ha-
ben wollten. Dies dient doch schließlich der Ökono-
mie unserer gleichen Arbeitsweise. 

Wir hatten natürlich auch ein zweites Motiv. Wir 
haben geglaubt, daß wir uns, wenn wir Ihre juri-
stisch einwandfreien Formulierungen nehmen, nicht 
mehr über Rechtsprobleme oder über Rechtsformu-
lierungen zu streiten brauchen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Schulze-Vorberg) 

sondern vielleicht nur noch über die Höhe der Sum-
men, die wir in diesem Zusammenhang eingesetzt 
haben, so daß ein weiteres Problem beseitigt worden 
wäre. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schulze-Vorberg.) 

Das Problematischste, Herr Kollege Professor 
Farthmann, an Ihren Einlassungen war, so meine ich, 
daß Sie, nachdem Sie uns zunächst den Vorwurf ge-
macht haben, wir hätten wörtlich abgeschrieben, an-
schließend von Unausgewogenheit, von Nichtbe-
rücksichtigung von einer ganzen Menge von Proble-
men usw. gesprochen haben. Ich kann dazu nur sa-
gen: Wenn Sie im Gegensatz zu 1968 in Ihren For-
mulierungskünsten und in Ihren Auffassungen zu 
dem Problem schlauer geworden sind, haben wir 
ausreichend Möglichkeit, die Unausgewogenheit in 
diesem Entwurf — das kann ich auch Herrn Graf 
Lambsdorff sagen — im Ausschuß zu beseitigen. Uns 
geht es um die Sache, nämlich um die Beseitigung 
des Wildwuchses. In einer solchen Sache sollte man 
nicht in der ersten Lesung an diesen Kleinigkeiten 
Detailkritik üben. 

Im übrigen geht es nicht nur uns um die Sache. 
Mit Genehmigung des Präsidenten, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, darf ich eine Pressemel-
dung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zu die-
sem Problem zitieren, hinter die wir uns alle voll 
stellen sollten. In der Pressemeldung vom 29. Juni 
dieses Jahres heißt es: 

Der DGB begrüßt, daß jetzt endlich auch von 
CDU-Abgeordneten die Initiative ergriffen wor-
den ist, die von den Gewerkschaften seit lan-
gem geforderte gesetzliche Begrenzung der Auf-
sichtsratsbezüge zu verwirklichen. 

Der gewerkschaftliche Vorschlag sieht dabei 
eine Obergrenze von jährlich 6 000 DM vor. 
Der DGB erwartet, daß nunmehr alle Bundes-
tagsfraktionen dem entsprechenden Gesetzent-
wurf zustimmen. 

Lassen Sie uns in dieser ersten Lesung nicht über 
das eine oder andere Detail streiten, sondern gemein-
sam an die Arbeit gehen und dieses allseits aner-
kannte Problem in eine Richtung hineinbringen, die 
uns ordnungspolitisch im letzten glaubwürdig in 
Fragen der Marktwirtschaft macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen; 
Ich schließe die Aussprache, da weitere Wortmel-
dungen nicht vorliegen. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage 
an den Rechtsausschuß zu überweisen. Es ist ferner 
die Überweisung an den Wirtschaftsausschuß bean-
tragt. Ich will zunächst einmal feststellen, ob hin-
sichtlich der Überweisung an den federführenden 
Ausschuß Meinungsverschiedenheiten bestehen. — 
Das ist nicht der Fall; es ist so beschlossen. Bestehen 
Bedenken gegen die Überweisung zur Mitberatung 
an cien Wirtschaftsausschuß? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr entsprechend unseren interfrak-
tionellen Vereinbarungen zur Abwicklung der heu-
tigen Tagesordnung Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage des Abgeordneten Dr. Schnei-
der und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Städtebau und Städtebaupolitik 

— Drucksachen 7/881, 7/962 — 

Zur Begründung der Großen Anfrage hat das 
Wort der Herr Abgeordnete Dr. Schneider. Seine 
Fraktion hat eine Redezeit von 45 Minuten ange-
meldet. 

(Abg. Schulte [Unna] : Herr Präsident, zur 
Begründung 45 Minuten?! Die Große An-
frage war doch sicherlich auch schriftlich 

begründet!) 

— Herr Kollege, so hat es mir mein Herr Vorgän-
ger hier hinterlassen. 

(Abg. Schulte [Unna]: Das ist ja ein par-
lamentarischer Sittenverfall! — Heiterkeit.) 

— Herr Kollege, über den Verfall parlamentarischer 
Sitten nachzudenken haben wir hier öfter Gelegen-
heit. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Zusammenhang mit 
der Neuordnung des Bodenrechts könnte man durch-
aus ein Kapitel über den Verfall der Sitten anfü-
gen, freilich in einem anderen Sinne, als es der Herr 
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Kollege Schulte gemeint hat. Denn in der Tat hat 
der Deutsche Bundestag in naher Zukunft schwer-
wiegende und weitreichende bodenrechtliche Ge-
setze zu beschließen. Dabei denke ich keineswegs 
nur an die Novelle zum Bundesbaugesetz, ich denke 
nicht nur an die steuerrechtlichen Beziehungen, Ver-
änderungen, die hier in Rede stehen, keineswegs 
nur an die Fortentwicklung des Bodenrechts in wei-
ten Bereichen des sozialen Miet- und Wohnrechts, 
ich denke an die Eigentumsbildung im sozialen 
Wohnungsbau und an die breite Streuung von 
Eigentum insgesamt. 

Die Aufgabe des Gesetzgebers wird jedoch nur 
dann in sich ausgewogen und sachgerecht erfüllt 
werden können, wenn klare Wertvorstellungen all-
seits darüber hergestellt sind, welchen Rang der 
Eigentumsordnung in unserer Verfassungswirklich-
keit beigemessen werden muß. Die Große Anfrage 
der CDU/CSU-Fraktion verfolgt den Zweck, darüber 
zwischen den Fraktionen, zwischen Parlament und 
Regierung Klarheit zu gewinnen. Unstreitig ist wohl 
die Erkenntnis: Wohnungsbau und Städtebau haben 
einen hohen sozialen Stellenwert, sie bedürfen der 
politischen Ortsbestimmung. 

Freilich darf die Eigentumsfrage keineswegs nur 
vermögensrechtlich, nur besitzbürgerlich oder nur 
eigentumsideologisch betrachtet werden. Die Partner 
der eigentumspolitsichen Diskussion in unserem 
Lande sind alle Gruppen, alle Schichten, alle gesell-
schaftlichen, alle soziologischen Kreise; die Gewerk-
schaften sind gleichermaßen angesprochen wie die 
Land- und Forstwirte, die Mieter wie die Vermieter, 
die Bodeneigentümer wie die Pächter, die Kirchen 
wie alle anderen gesellschaftlichen Gruppen in un-
serem Lande. Die Eigentumsfrage — auch darüber 
dürfte kein grundsätzlicher Streit herrschen — ist 
eine grundsätzliche Verfassungsfrage, die sich über-
all dort und dann stellt, wo im Namen des Fort-
schritts und einer neuen Gesellschaft der Fortbe-
stand unserer Eigentumsordnung in Frage gestellt 
wird. 

Meine Damen und Herren, wir führen heute keine 
Debatte über die Novellierung des Bundesbauge-
setzes, über spezifische Detailfragen eines neuen Bo-
denrechts, wir führen eine politische, eine Grund-
satzdebatte. Denn der Gesetzgeber kann keine 
städtebaulichen Modellnormen erlassen; Städtebau 
als schöpferischer Prozeß von geschichtlicher Dimen-
sion entzieht sich der kodifikatorischen Normierung. 
Hier und heute geht es um Rahmenbedingungen. 
Die Fortentwicklung des Bodenrechts und der Eigen-
tumsordnung ist eine zentrale Führungsfrage. Sie 
fällt deshalb gewiß nicht nur in den Ressortbereich 
eines Fachministers, sondern auch in den Kompetenz-
bereich des Bundeskanzlers. Hier ist die Richtlinien-
kompetenz des Bundeskanzlers angesprochen. 

Hier haben wir zu beobachten, daß der Herr Bun-
deskanzler — und seine Funktion als Vorsitzender 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands kann 
in diesem Zusammenhang nicht abgetrennt werden 
— die bodenpolitische, die eigentumspolitische De-
batte ausufern, nach extrem links ausufern läßt. 
Unter seinem Parteivorsitz — das ist unbestritten 

und unbestreitbar — werden in einem Dreistufen-
programm 

 
der SPD Modelle entwickelt, die unsere 

demokratische Verfassungswirklichkeit, soweit sie 
die Eigentumsordnung anlangt, volksdemokratischen 
Modellen anpassen will. 

(Na, na! bei der SPD.) 

Reform des Bodenrechts — und das ist eine sehr 
wichtige Feststellung — setzt ein gemeinsames 
Eigentumsverständnis voraus. 

(Zuruf von der SPD.) 

Die Parteien des Deutschen Bundestages hatten bis-
her ein gemeinsames Eigentumsverständnis. Die 
Bundesregierung hat dieses gemeinsame Eigentums-
verständnis mit der Beantwortung der Großen An-
frage der CDU/CSU-Fraktion in Frage gestellt, und 
zwar deshalb — ich werde später noch darauf ein-
gehen —, weil die Bundesregierung auf die exakte 
Frage, ob es nach der Novellierung des Bundesbau-
gesetzes, also nach der Kodifizierung eines sozialen 
Bodenrechts, nach der Verwirklichung der Sozial-
pflichtigkeit nach Art. 14 noch notwendig ist, unsere 
Eigentumsordnung grundlegend zu verändern, damit 
die Probleme, die dem Städtebau heute und morgen 
gestellt werden, auch sachgerecht bewältigt werden 
können, keine exakte Antwort gegeben hat. 

Wir müssen fragen — das ist die entscheidende 
Frage —, welche Antwort wir auf die Fehlentwick-
lung auf dem Bodenmarkt, im Städtebau, im Woh-
nungsbau, in der Raumordnung und Landesentwick-
lung, in der Stadt- und der Gemeindeplanung geben 
müssen. Dabei wird es keine Patentlösungen geben, 
auch keinen ideologischen Universalschlüssel. Auch 
kann mit dem Begriff „Lebensqualität" allein kein 
Fortschritt erzielt werden. Denn die Erkenntnis, daß 
Lebensstandard nicht gleich Lebensqualität ist, ist 
eine sehr alte Erkenntnis. Im Weltbild einer christ-
lich orientierten Weltbetrachtung und Partei hat es 
diese Gleichung „Lebensstandard ist gleich Lebens-
qualität" noch niemals gegeben. Es wäre auch falsch 
und sehr verfehlt und verhängnisvoll und äußerst 
gefährlich, wollte man die bodenpolitische Debatte 
nur unter einem gesellschaftspolitischen Vorzeichen 
führen. Der Satz etwa, daß der gesellschaftliche 
Mechanismus schier ungehemmt der Bodenspeku-
lation Vorschub leiste, ist in dieser apodiktischen 
Fassung unrichtig. Er kann niemals bewiesen wer-
den. Lebensqualität — darüber will ich mich nicht 
näher auslassen — ist sicherlich mehr als Lebens-
standard. 

(Abg. Gansel: Das ist völlig neu!) 

Wer sich zu den Grundsätzen einer christlichen 
Weltordnung bekennt, 

(Oh-Rufe von der SPD) 

der kennt auch das Wort aus der Bibel: „Der 
Mensch lebt nicht von Brot allein." 

(Abg. Gansel: Wenn das Ihre ganzen Bibel-
kenntnisse sind, sind die dünn!) 

— Ich bin gern bereit, Ihnen noch einige mehr zu 
bringen. Wenn ich Ihnen meine Bibelkenntnisse in 
anderer Weise zur Verfügung stellen darf, darf ich 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Oktober 1973 	3103 

Dr. Schneider 
zitieren, daß der Weise schweigt, bis es Zeit ist, 
zu reden. und die Rolle an ihn kommt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Zuruf von der SPD: Haben Sie das vor 

Ihrer Wortmeldung bedacht?) 

Heute geht es darum — das ist der Sinn der 
heutigen Aussprache —, ob es in diesem Hause, 
was das Verständnis der Eigentumsordnung an-
geht, noch eine gemeinsame politische Plattform 
geben kann. Zwar hat der Herr Bundeskanzler in 
der Regierungserklärung vom 18. Januar festge-
stellt: „Der Schutz des Eigentums, aber auch die 
Beachtung seiner Sozialbindung sind bei dieser 
Bundesregierung in guten Händen." Meine Damen 
und Herren, erstmals in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland hat es ein Bundeskanzler für 
notwendig befunden, einen solchen Satz in die 
Regierungserklärung hineinzuschreiben! Warum? 
Weil landauf, landab die Zahl derer wächst, die sich 
ernsthafte Sorgen um den Fortbestand unserer 
Eigentumsordnung, um den Fortbestand des Privat-
eigentums machen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Auch wächst die Zahl derer, die in der Beseitigung 
des Privateigentums einen sozialen, einen gesell-
schaftlichen und einen politischen Fortschritt sehen. 
Diejenigen, die sich Sorgen machen, haben dafür 
gute Gründe. Denn solche Modelle setzt nicht 
irgendein wildgewordener Linksideologe vielleicht 
da und dort in die Welt. Das regierungs-, das partei-
amtliche Fachgremium bei den Sozialdemokraten 
hat immerhin am 20. Juli 1972 ein Bodenreform-
modell vorgestellt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

in dem ein bodenpolitisches Langzeitprogramm an-
gekündigt wird. In diesem Programm steht unter 
anderem der Satz, das Privateigentum dürfe nicht 
mehr theoretisch unbeschränkt und nur einzelnen 
Bindungen und Pflichten unterworfen sein; es dürfe 
vielmehr schon von der Konzeption her nur die 
Befugnisse und Rechte umfassen, die nicht in Wider-
spruch zur Sozialpflichtigkeit stehen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
SPD: Art 14! — So steht es im Grund

-

gesetz!) 

— So steht es im Grundgesetz nicht. 	Mit diesem 
Satz stellen die Bodenrechtsreformer der SPD unsere 
Eigentumsordnung auf den Kopf. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Sie heben die Eigentumsordnung nach Art. 14 des 
Grundgesetzes aus den Angeln. 

(Abg. Immer:  Art. 14, 15!) 

Sicher, nicht alles, was in einer parteiamtlichen 
Drucksache zu lesen steht, ist letzte Autorität. Aber 
zu den Autoren dieses Reformmodells gehören die 
Bundesminister Jahn, Lauritzen und auch der Herr 
Städtebauminister Dr. Vogel. 

(Zuruf von der SPD: Dann ist die Verfas

-

sung gewährleistet!) 

Die Opposition hat der Bundesregierung deshalb 
eine gute und gewiß auch faire Gelegenheit gebo-
ten, ihr Grundverständnis von Eigentum und Eigen-
tumsordnung exakt darzulegen. Sie gab ihr eine 
Chance, Farbe zu bekennen. Wir wollten sie beim 
Wort nehmen. Die Bundesregierung aber schweigt, 
ich möchte sogar sagen, die Bundesregierung ver-
schweigt. Weil die Bundesregierung glaubt, sie 
brauche der Opposition auf die gleiche Frage keine 
Antwort zu geben, auf die sie im 6. Bundestag unter 
anderen Vorzeichen jeweils exakt geantwortet hat, 
ist die Opposition gezwungen, auf andere Erkennt-
nisquellen zurückzugreifen. Im Städtebaubericht 
1970 der Bundesregierung steht immer noch der 
Satz, der bei weiteren Anfragen wiederholte Male 
als die Auffassung der Bundesregierung ohne Ab-
striche bestätigt wurde ich zitiere —: 

Um auftretende Mißverhältnisse zwischen der 
gesellschaftspolitischen und wirtschaftlichen 
Bedeutung des Bodens auszugleichen, bedarf es 
keineswegs einer Veränderung der gegenwär-
tigen Eigentumsordnung. Es genügt vielmehr 
eine Ausschöpfung des verfassungsrechtlichen 
Gestaltungsrahmens des Art. 14 des Grundge-
setzes. 

Diesen Boden hat die Bundesregierung jetzt verlas-
en. 

(Abg. Immer: Nein!) 

Warum hat die Bundesregierung diese Einlassung 
nicht wiederholt? Ich glaube, es gibt zwei Gründe 
dafür. Zum einem liegt eine Bundestagswahl hinter 
uns, und zum anderen hat im April dieses Jahres 
der SPD-Parteitag in Hannover stattgefunden. 

(Zuruf von der SPD: Ganz neu!) 

Wer die Parteitagsprotokolle liest, wer die Partei-
tagsbeschlüsse zur Kenntnis nimmt, weiß, daß der 
nächste SPD-Parteitag 

(Zuruf von der SPD: ... bestimmt kommt!) 

sich mit einem Bodenreformmodell zu befassen hat, 
mit dem das Nutzungs- und Verfügungseigentum 
zur Grundlage der künftigen Eigentumsordnung in 
unserem Lande gemacht werden soll. 

(Abg. Waltemathe: Das haben wir sogar 
vor der Wahl angekündigt!) 

— Herr Waltemathe, da Sie in so freundlicher 
Weise einen Zwischenruf machen, möchte ich Ihnen 
sagen: Ich glaube, Sie sind es sogar gewesen, der 
in Hannover unter Bezugnahme auf ein Vorschlags-
papier aus Bremen wörtlich gesagt hat: Das Voll-
eigentum an Grund und Boden ist langfristig gene-
rell abzuschaffen. Sie meinten dort auch, daß 
der Parteitag genau diese Tendenz aussprechen 
müsse. Der Vorsitzende der Jungsozialisten, Herr 
Wolfgang Roth, ließ keinen Zweifel daran, daß er 
in der Aufspaltung des Eigentums in ein Verfü-
gungs- und Nutzungseigentum eine Kommunalisie-
rung sehe, wie sie der Jungsozialistenkongreß vom 
April 1971 in Mannheim formuliert habe. 

Ein enger Mitarbeiter des Herrn Städtebaumini-
sters, der sich besonders durch die ideologische Be-
gründung dieser neuen Eigentumsordnung hervor- 
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tut, sagte vor dem Juristentag in einer etwas merk-
würdigen Diktion: Ich habe mich zeit meines Lebens 
gefragt, warum sterbliche Menschen ein ewiges 
Nutzungsrecht brauchen. Wohlgemerkt, dieser Herr 
aus dem Städtebauministerium, der zum engen Mit-
arbeiterstab des Herrn Ministers gehört, spricht 
schon gar nicht mehr vom ewigen Eigentum wie der 
Herr Minister selbst, sondern dem ist schon ein 
ewiges Nutzungsrecht zu viel. Dieser Herr hätte 
zumindest wissen müssen, daß das Bodenrecht der 
Sowjetunion, der Volksrepublik Polen und der 
DDR im Gegensatz zu seinen Vorstellungen ein 
ewiges Nutzungsrecht kennt. Im polnischen Boden-
recht ist sogar der Terminus technicus „ewiges 
Nutzungsrecht" als Legaldefinition in dem einschlä-
gigen Gesetz enthalten. Aber diesem Herrn geht 
sogar ein ewiges Nutzungsrecht zu weit. Er sprach 
von „sterblichen Menschen". Ich muß sagen, ich 
fühle mich fast an Nietzsches Zarathustra erinnert 

(Zuruf von der SPD: Das steht in der Bibel!) 

— nein, das steht im Zarathustra —, der •gesagt hat, 
daß falsche Werte und Wahnvorstellungen die 
schlimmsten Ungeheuer für Sterbliche seien. Bei 
jenem Herrn ist es das ewige Nutzungsrecht. 

Das neue Eigentumsverständnis ist auch ein The-
ma, dem sich der Herr Städtebauminister bei sei-
nen vielen Reden mehr und mehr zuwendet. Frei-
lich, Herr Minister, haben Sie sich noch im Februar 
dieses Jahres gegen ein ewiges Eigentum ausge-
sprochen, werden Ihre Formulierungen zu diesem 
Thema in jüngster Zeit das gebe ich zu — etwas 
zurückhaltender. Jetzt sprechen Sie davon, daß es 
sich bei dem Nutzungseigentum lediglich uni eine 
andere, neue Rechtsform, eine andere Eigentums-
form handle. 

Wer das so liest, gewinnt den Eindruck, daß es 
neben dem Volleigentum, dem Teileigentum, dem 
Miteigentum und neben anderen Realrechten am 
Eigentum noch eine weitere, neue Form geben soll. 
Wenn das so wäre, müßte ich fragen: Warum ge-
nügt denn dann nicht das Erbbaurecht? 

(Zuruf von der SPD.) 

— Ich darf es Ihnen gleich sagen. Das Erbbaurecht 
hat sich hervorragend bewährt. 

(Zuruf von der SPD: Zwei Drittel 
Entschädigung!) 

Das Nutzungseigentum soll deshalb eingeführt wer-
den so heißt es wiederum in dem SPD-Papier —, 
weil man eben mit einer Ausschöpfung des Art. 14 
GG offensichtlich nicht zu Rande kommt; denn da 
heißt es, zwischen den Ritzen der Gesetze und 
Maßnahmen wachse das Eigentum jedoch sofort 
wieder in den sozialwidrigen Bereich hinein. Des-
halb müsse man in Zonen raschen Wandels, in 
Kernbereichen mit hoher Investitionsintensität, in 
Entwicklungsgebieten von Ballungszonen oder in 
stadtnahen Erholungsflächen das Eigentum als Ver-
fügungseigentum den Gemeinden übertragen und 
Nutzungsrechte daran verteilen, und zwar durch 
Beschlüsse der kommunalen Vertretungskörper-
schaften. Wesentlich und ausschlaggebend an diesen 
Vorstellungen ist doch die Tatsache, daß es sich bei  

den sogenannten Problemgebieten um die Flächen 
handelt, denen für unser gesamtes wirtschaftliches, 
soziales und gesellschaftliches Leben eine fast aus-
schließliche Bedeutung zukommt. 

Meine Damen und Herren, hier wird gesagt, man 
wolle nur in den drei eben genannten Problemge-
bieten das Nutzungseigentum einführen und wolle 
man unsere Eigentumsordnung aufspalten. Auf dem 
SPD-Parteitag in Hannover ich komme noch ein-
mal darauf zurück, weil er, was bodenpolitische Er-
kenntnisse in Ihrem Sinne betrifft, sehr fündig ist — 

(Zuruf von der SPD: Wir wissen das alles!) 

sagte auch der Herr Minister, daß das Nutzungs-
eigentum zunächst einmal in Problemgebieten ein-
geführt werden soll. „Zunächst einmal" heißt: Der 
Bereich, auf den sich das Verfügungs- und Nutzungs-
eigentum erstrecken soll, wird dann noch erweitert. 
Die Richtung geht also dorthin, was Sie, Herr Wal-
temathe, gesagt haben, daß man generell den gan-
zen Grund und Boden sozialisieren sollte. 

(Zuruf von der SPD: Das sagen Sie!) 

— Das muß ich aus den Worten „zunächst einmal" 
schließen. — Dann darf ich sagen, daß auch der SPD- 
Unterbezirk Frankfurt in den Mai-Papieren davon 
ausgeht, daß das gesamte Stadtgebiet auf die kom-
munalen Selbstverwaltungskörperschaften übertra-
gen wird. 

Nun ist 	auch darauf darf ich eingehen — im 
SPD-Modell davon die Rede, daß im Normalfall 
eigengenutzte Eigenheime und Eigentumswohnun-
gen sowie landwirtschaftlich genutzte Flächen von 
der Vergesellschaftung nicht betroffen werden sol-
len. Ich halte diese Einschränkung für einen takti-
schen Vorbehalt; denn niemand hat erklärt, was der 
„Normalfall" ist. Würden wir so verfahren, hätten 
wir eine gespaltene Eigentumsordnung. Damit wäre 
zwangsweise eine Entwicklung eingeleitet, durch 
die sich die ganze bodenpolitische Problematik auf 
andere Bereiche außerhalb dieser Problemgebiete 
verlagern würde, und eines Tages würde eine ge-
spaltene Eigentumsordnung zwangsläufig dazu füh-
ren, daß sie nach dem Grundsatz der Gleichmäßig-
keit für das gesamte Bundesgebiet eingeführt wird. 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundesmini-
ster hat im Zusammenhang damit, als er sein boden-
politisches Programm näher begründete, auch davon 
gesprochen, daß man nicht mehr sagen könne, So-
zialismus sei gleich Sozialisierung, das sei einmal 
ideologisches Gedankengut der SPD gewesen. Das 
Godesberger Programm habe diese Gleichung auf-
gehoben; Sozialismus bedeute heute nicht mehr 
Sozialisierung. Er hat festgestellt, wann man sozia-
lisieren müsse, sei eine Frage der Erfahrung. 

Ich darf feststellen, daß ein Vergleich mit anderen 
Ländern uns Antwort auf die Frage geben kann, 
wann die Erfahrung eine Sozialisierung, eine Kom-
munalisierung von Grund und Boden nahelegt. In 
der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage steht: 

Insgesamt kann festgestellt werden, daß der 
Städtebau in den westlichen Staatengruppen 
den Vergleich mit den Lösungen der anderen 
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Staatengruppen nicht zu scheuen braucht, ja, 
deutliches Übergewicht besitzt. Der in der Bun-
desrepublik Deutschland eingeschlagene städte-
bauliche Weg ist daher richtig; er sollte weiter 
begangen werden. Er ist vor allem geeignet, 
den Städtebau in einer Weise fortzuentwickeln, 
die den Bedürfnissen der Menschen gerecht 
wird. 

Wenn also der Städtebau in den Staaten mit einer 
privatrechtlichen Eigentumsordnung dem Städtebau 
in den Staaten mit einer sozialistischen Eigentums-
ordnung überlegen ist, dann frage ich: Weshalb 
brauchen wir eine andere Eigentumsordnung? Wes-
halb brauchen wir eine andere Sozialordnung? Wes-
halb brauchen wir ein Nutzungsrecht? Weshalb 
brauchen wir ein Verfügungseigentum? 

(Zuruf von der SPD: Damit es noch besser 
wird!) 

Die Bundesrepublik Deutschland wurde unter dem 
Vorzeichen einer privatrechtlichen Eigentumsord-
nung wiederaufgebaut. Unter dem Vorzeichen einer 
privatrechtlichen Eigentumsordnung wurde die 
Marktwirtschaft zum bestimmenden Prinzip unserer 
Wirtschaftsordnung. Und was ist in dieser Zeit ge-
leistet worden, gerade auf dem Gebiet des Woh-
nungsbaus! Von 1949 bis 1972 sind über 12,8 Millio-
nen Wohnungen gebaut worden, darunter 5,8 Millio-
nen Sozialwohnungen. Insgesamt 22 Millionen Woh-
nungen stehen 23 Millionen Haushaltungen gegen-
über. Der Herr Minister hat einmal in einer Rede 
einen Vergleich zu anderen Staaten gezogen und 
mußte zugeben, daß unser Wohnungsbau eine groß-
artige Leistung ist, eine Leistung, die nur unter un-
seren freiheitlichen witrschaftlichen Voraussetzun-
gen möglich war 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und im Rahmen unserer privatrechtlichen Eigen-
tumsordnung. 

(Zurufe von der SPD: Seien Sie doch zu

-

frieden damit! — Daß das darunter möglich 
war, ist Tatsache!) 

Die Formel „eigentumsrechtliche Lösung" im SPD- 
Papier enthüllt sich bei näherer Untersuchung als 
ein verbaler Kunstgriff, als eine wortstrategische 
Finte. Diese Formel ist doch nur — gestatten Sie 
den Ausdruck — eine dialektische Raffinesse. Es 
wird von einer eigentumsrechtlichen Lösung ge-
sprochen, wo doch viel sachbezogener und ehrlicher 
— Ihre Zwischenrufe beweisen mir das — von einer 
enteignungsrechtlichen Lösung gesprochen werden 
müßte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man gebraucht den Begriff „Eigentum" im Zusam-
menhang mit einem Nutzungsrecht an Eigentum. 
Man spricht von Nutzungseigentum, wo es nur ein 
Nutzungsrecht an fremdem Eigentum ist. Ich muß 
sagen: gekonnte, wortstrategisch eine erstklassige 
Leistung. Die großen Wortstrategen der Weltge-
schichte hätten es nicht besser gekonnt. Ich erinnere 
mich, daß in „Il Principe" von Macchiavelli, ein 
Renaissancemensch, der Satz steht, daß man einen 
Schatten der alten Einrichtungen beibehalten müsse, 
damit die Staatsordnung dem Volke unverändert 

erscheint, auch wenn sie völlig verändert werden 
soll. Denn die Mehrzahl der Menschen lasse sich mit 
dem Schein so gut abspeisen wie mit der Wirklich-
keit. Deswegen Nutzungseigentum und nicht Nut-
zungsrecht! 

Manches Mal — das ist geboten bei einer Grund-
satzdebatte — halte ich es für erforderlich, einmal 
nach den geistigen Wurzeln einer solchen Wertvor-
stellung im Eigentumsrecht zu suchen. Da muß ich 
zurückgehen auf Karl Marx. Karl Marx ist sicherlich 
ein großer Autor, und jeder, der im Zusammenhang 
mit der Eigentumsordnung zu grundsätzlichen Punk-
ten das Wort nimmt, sollte diesen Mann gelesen 
haben. 

Karl Marx hat sich in vielen Punkten geirrt; das 
wissen Sie auch. Aber an keinem Punkt hat er sich 
mehr geirrt als in dem Punkt privateigentumsrecht-
licher Wertung. Er hat beispielsweise gemeint, als 
er die bürgerliche Gesellschaft definiert hat: „In ihr 
erwerben die, die arbeiten, nichts, und die erwerben, 
arbeiten nicht." 

(Abg. Conradi: Das kann man ja angesichts 
der Spekulationsgewinne nun für viele 

weiß Gott sagen!) 

— Dazu darf ich Ihnen sagen: Einer aus den Reihen 
der Jungsozialisten, der Bundesvorsitzende, hat das 
Kommunistische Manifest von Marx sehr sorgfältig 
studiert. 

(Zuruf von der SPD: Das ist sein gutes 
Recht!) 

Denn nur, wenn er das getan hat, war er in der 
Lage, in einer renommierten Monats-Zeitschrift, ge-
nannt „Playboy", im April dieses Jahres folgenden 
Satz von sich zu geben. 

(Abg. Batz: Den lesen Sie auch, Herr Kol-
lege Schneider?!) 

— Den lese ich auch. 

(Große Heiterkeit bei der SPD.) 

Lieber Kollege Batz, hätte ich ihn nicht gelesen, 
wäre ich ja auf diese Sätze, die ich jetzt mit Geneh-
migung des Herrn Präsidenten zu zitieren mir ge-
statte, nicht gestoßen. 

Herr Wolfgang Roth hat folgendes geschrieben: 

(Zuruf von der SPD: Im „Playboy"! — Er-
neute Heiterkeit bei der SPD.) 

Man kann ja eigentlich nur etwas wegnehmen, 
was jemandem gehört. Nun weigere ich mich 
anzuerkennen, daß derjenige, der den hohen 
Kapitalbesitz hat und der andere für sich ar-
beiten läßt, in einem politischen und sozialen 
Sinne tatsächlich Eigentümer ist. Insofern nimmt 
man diesen Leuten eigentlich nichts weg. Man 
stellt nur gerechte Verhältnisse her. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So! So!) 

Dieser Satz spricht Bände. Er könnte von Karl Marx 
stammen, 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Ehre!) 
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und er paßt nahtlos in die Ideologie des Kommuni-
stischen Manifestes. 

(Abg. Dürr: Herr Kollege Schneider, Sie 
werden aber zugeben, daß das kein SPD- 
Parteiprogramm und nicht parteioffiziell 
ist! Das würde nicht im „Playboy" veröf

-

fentlicht! — Heiterkeit bei der SPD.) 

— Werter Herr Kollege Dürr, ich stelle nur fest, 
daß der Autor dieses Satzes ein hoher Funktionär 
innerhalb der SPD ist. Er ist der Bundesvorsitzende 
der Jungsozialisten, er sitzt im Parteivorstand, und 
er spricht für sehr viele in Ihrer Partei. Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß der Bundesvorsitzende der 
CDU in gleicher Weise Geduld und Langmut üben 
würde, wenn es dem Vorsitzenden der Jungen 
Union einfiele — was nur ein theoretischer Gedanke 
ist und praktisch unmöglich wäre —, in ähnlicher 
Weise 

(Abg. Dürr: Im „Playboy"?!) 

von der Grundlinie der Partei abzuweichen, wie 
Wolfgang Roth das getan hat. Oder — das ist die 
ernste Frage in dieser Stunde — ist er gar nicht 
abgewichen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ich will deshalb auf die grundsätzlichen Dinge 
eingehen, weil die Frage unserer Eigentumsordnung 
zum Grundverständnis unserer Demokratie gehört. 
Der Kampf um ein lehenfreies Privateigentum ist 
identisch mit dem Kampf um die Mündigkeit des 
Bürgers, um die Herstellung demokratischer Rechte, 
um die Einführung von Grundrechten in unserem 
Staat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist bezeichnend, daß die erste Reichsverfas-
sung, die mit demokratischem Öl gesalbt war, die 
Frankfurter Reichsverfassung vom 28. März 1849, 
in mehreren Punkten das Privateigentum verfas-
sungsrechtlich erstmals konstituiert, das Lehens-
recht abschafft. Das geschah zum gleichen Zeit-
punkt, zu dem der Kampf um mehr Demokratie und 
Liberalismus in unserem Lande erfolgreich war und 
als die persönliche Freiheit, die Brieffreiheit, die 
Wohnungsfreiheit, die Meinungsfreiheit, die Ver-
sammlungsfreiheit, die Vereinigungsfreiheit und 
auch die Eigentumsfreiheit eingeführt wurden. Am 
Anfang der Demokratie stand das Privateigentum 
— daran kann gar kein Zweifel bestehen —, und am 
Ende der Demokratie, am Anfang der Diktatur steht 
die Beseitigung des Privateigentums. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD: Na! Na!) 

Auch dafür gibt es sehr, sehr eindrucksvolle Bei-
spiele aus der Geschichte. 

(Abg. Conradi: Drittes Reich! — Zurufe 
von der SPD: Portugal! — Spanien!) 

— Verehrte Kollegen Immer und Waltemathe, ich 
darf Ihnen zwei Beispiele bringen, wenn Sie mich 
so herausfordern. 

Zu den ersten Gesetzen der kommunistischen 
Revolution 1917 gehört das „Dekret über den Bo-
den" vom 8. November 1917. Mit diesem Dekret ist 

der gesamte Grund und Boden der Sowjetunion ver-
staatlicht worden; er ist bis auf den heutigen Tag 
noch verstaatlicht. — Ein anderes Beispiel: Am 
28. Februar 1933, vier Wochen nach Machtergrei-
fung Adolf Hitlers, erging die Verordnung zum 
Schutz von Volk und Staat durch den Reichspräsi-
denten, und es wurden sieben Artikel aufgehoben. 
Jetzt bitte ich Sie, einmal den Sinnzusammenhang, 
die historische Wirkung und die rechtliche Einheit 
dieser Verordnung im Zusammenhang mit unserer 
heutigen Debatte zu sehen. Welche Artikel wurden 
aufgehoben? Die Persönliche Freiheit wurde aufge-
hoben, die Wohnungsfreiheit wurde aufgehoben, 
die Brieffreiheit wurde aufgehoben, die Meinungs-
freiheit wurde aufgehoben, die Versammlungsfrei-
heit, die Vereinigungsfreiheit, die Gewerkschaften, 
und als siebte Grundfreiheit wurde der Art. 153 auf-
gehoben, der dem Art. 14 des Grundgesetzes ent-
spricht. 

(Abg. Gansel: Nach einem Kopf-ab-Jaeger 
haben wir jetzt auch einen Ehrabschnei-

der!) 

— Ich darf Ihnen sagen: Es ist eine historische 
Wahrheit, daß am Anfang die Auflösung des Ar-
tikels zum Schutze des Eigentums steht und daß 
die Eigentumsfreiheit, der Schutz des Privateigen-
tums mit der demokratischen Struktur der Gesell-
schaft unseres Landes außerordentlich viel zu tun 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben doch den 
Übergang zur Diktatur konstruiert!) 

— Ich darf Ihnen nur sagen, daß das eine geschicht-
liche Wahrheit ist. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Ich habe nur zwei geschichtliche Beispiele dafür ge-
boten, wie sehr am Anfang der politischen Mündig-
keit des Bürgers in unserem Lande die verfassungs-
rechtliche Garantie der Eigentumsfreiheit stand, 

(Zuruf von der SPD: Das steht hier gar nicht 
zur Debatte!) 

wie sehr die Einführung des Privateigentums mit 
der Einführung der demokratischen Grundrechte 
verbunden war und daß am Ende dieser Freiheiten 
auch das Ende des Privateigentums gekommen war. 
Das und nichts anderes habe ich hier behauptet. 

(Zuruf von der SPD: Vielleicht überlegen 
Sie sich einmal, welche politischen Kräfte 
die Machtergreifung Hitlers verhindern 

wollten!) 

— Ich möchte hier keine historische Untersuchung 
machen. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt auf einmal! — 
Weitere Zurufe von der SPD.) 

Ich bin auch nicht der Meinung, daß ich mich zu die

-

sem Punkte nicht konkret genug ausgedrückt hätte. 

Ich bitte nur folgendes zur Kenntnis nehmen zu 
wollen. Ich behaupte keineswegs, daß extreme 
Äußerungen die Auffassungen der Sozialdemokrati-
schen Partei in toto seien. Ich erlebe tagtäglich den 
Kampf des Herrn Städtebauministers, den er gegen 
äußerst linke Mitglieder seiner Partei oder der 
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Jungsozialisten mit mehr oder weniger Glück zu 
führen hat. Herr Minister, ich darf in diesem Zusam-
menhang auf Ihre Hamburger Rede vorn 20. Sep-
tember 1973 verweisen. Ich darf dazu sagen, daß 
vieles, was in dieser Rede steht, auch von mir stam-
men könnte, wenn ich auch nicht der Meinung bin, 
daß man nur als Sozialdemokrat und nur aus dem 
Verständnis des demokratischen Sozialismus für 
soziale Gerechtigkeit, für gesellschaftlichen Fort-
schritt und für mehr Lebensqualität kämpfen könne. 
Ich kann an den Satz im Godesberger Programm 
nicht glauben, der da lautet: 

Sozialismus wird nur durch Demokratie ver-
wirklicht, Demokratie nur durch Sozialismus er-
füllt. 

Dieser Satz gäbe Anlaß zu vielen grundsätzlichen 
Erörterungen. 

Man macht uns, die wir uns für unsere privat-
rechtliche Eigentumsordnung im Sinne des Art. 14 
GG einsetzen, den Vorwurf, wir seien konservativ. 
Nun, ich muß Ihnen ehrlich sagen: 

(Abg. Gansel: Nicht konservativ, reaktio

-

när!) 

Im wahren Sinne des Wortes ist konservativ die 
einzige Geisteshaltung, die auf die Dauer den Fort-
schritt gewährleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe von der SPD.) 

Ich darf Ihnen sagen: Sogar Max Horkheimer, der 
sicher nicht von der konservativen Seite kommt, hat 
erst vor kurzem noch — es war eine seiner letzten 
Äußerungen — gesagt: 

. . ., so wie der wahre Revolutionär dem wah-
ren Konservativen verwandter ist als dem soge-
nannten Kommunisten heute. 

Wer ist konservativ? — Konservativ ist der-
jenige, der etwas aus der Geschichte gelernt hat; 
konservativ ist der, dem Lebenserfahrung etwas be-
deutet; konservativ ist der vielleicht, der als junger 
Mensch glaubt, daß der ältere Mensch mehr Erfah-
rung hat und daß man auf ihn gelegentlich auch 
hören darf; konservativ ist der, der nicht glaubt, daß 
alles Neue bereits besser ist. Hier erinnere ich mich 
an ein Wort von Grillparzer, der einmal in bezug 
auf die Schwarmgeister seiner Zeit gesagt hat: 

Bessere! Bessere nur zu! Auch selbst das Gute 
verbessere! Alles sei besser, und nichts sei am 
Ende mehr gut! 

In dem Sinne bin ich ein Konservativer und ein 
Garant des Fortschritts zugleich. 

(Abg. Gansel: Eine Granate, nicht ein 
Garant! — Weiterer Zuruf von der SPD: 

Wozu sprechen Sie eigentlich?) 

Meine Damen und Herren, bei der Frage, die ge-
lautet hat, ob die Bundesregierung der Auffassung 
sei, daß es auch nach der Novellierung des Bundes-
baugesetzes einer grundsätzlichen Neuordnung un-
serer Eigentumsstruktur bedürfe, ging es ausschließ-
lich darum, ob die Bundesregierung, die zweite Re-
gierung Brandt/Scheel in ihrer Gesamtheit, noch die 

gleiche Auffassung für richtig hält, die die erste 
Regierung Brandt/Scheel im 6. Bundestag mehrfach 
für richtig gehalten hat, daß es nämlich nur darauf 
ankomme, den Gestaltungsrahmen des Art. 14 GG 
voll auszuschöpfen. Die Bundesregierung hat auf 
diese präzise Frage keine Antwort mehr gegeben. 

(Widerspruch bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Die Antwort wollen Sie nicht hören!) 

— Sie hat keine Antwort gegeben. Die Bundesregie-
rung hat wörtlich erklärt: 

Die Einführung eines Nutzungseigentums ist in 
in der Regierungserklärung nicht vorgesehen. 

Das ist keine Antwort auf unsere Frage; das haben 
wir gelesen, das haben wir gehört. 

Die Bundesregierung verfolgt jedoch die seit 
längerer Zeit hierüber laufende fachliche und 
politische Diskussion. 

Die Sozialdemokraten haben diese Diskussion selbst 
vom Zaun gebrochen. — Und dann wörtlich: 

Sie sieht keinen Anlaß, zu dieser Diskussion 
im gegenwärtigen Zeitpunkt Stellung zu neh-
men. 

Meine Damen und Herren, das ist doch die ent-
scheidende Frage. Wenn die Bundesregierung heute 
erklärt: es bleibt bei der Stellungnahme im Städte-
baubericht 1970, dann ist die eigentumspolitische 
Gemeinsamkeit zwischen den Fraktionen in diesem 
Hause hergestellt. Es ist Sinn dieser Großen An-
frage, und es ist Sinn dieser heutigen Debatte, daß 
wir uns bei allem Streit über Details oder Nuancen 
bei der Gesetzgebung im Einzelfall über den Grund-
satz klar sind, daß wir im Verständnis des Bundes-
verfassungsgerichts an unserer privatrechtlichen 
Eigentumsordnung festhalten wollen. 

Unsere Zweifel sind berechtigt. Die Frage zu stel-
len, ob die Bundesregierung heute noch das .  gleiche 
wolle wie im 6. Bundestag, ist auch deshalb gerecht-
fertigt, weil Sie, Herr Bundesminister Vogel, in 
einem Aufsatz in der „Neuen Juristischen Wochen-
schrift" unmißverständlich den Satz geschrieben 
haben, das Nutzungseigentum könne mittels eines 
einfachen Gesetzes auf der Grundlage des Art. 15 
eingeführt werden. Hier wird zum erstenmal in der 
bodenrechtlichen, bodenpolitischen Diskussion der 
Art. 15 als eine Grundnorm angesprochen, mittels 
derer man das Bodenrecht weiterentwickeln will. 

Nun haben Sie gesagt, Herr Waltemathe, das 
stehe auch in der Verfassung. Richtig! In Art. 15 
steht der Satz, daß Bodenschätze, Produktionsmittel 
sowie Grund und Boden vergesellschaft werden 
können. Sie wissen aber, daß dies kein Freibrief 
für eine totale Vergesellschaftung ist; 

(Zurufe von der SPD: Das hat keiner be-
hauptet! Das wollen wir auch gar nicht!) 

denn immer noch gibt es Art. 19 Abs. 2 des Grund-
gesetzes, wonach kein Grundrecht in seinem We-
sensgehalt angetastet werden darf. Wer allerdings 
den Weg des Art. 15 beschreitet, der nimmt Ab-
schied von unserer bisherigen privatrechtlich orien-
tierten Eigentumsordnung, der nimmt gleichzeitig 
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Abschied von unserer bisherigen Wirtschaftsord-
nung, 

(Abg. Conradi: Warum steht Art. 15 eigent

-
lich in der Verfassung? — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

der sagt zugleich der freien sozialen Marktwirt-
schaft Lebewohl. Das sind die Konsequenzen. 

(Abg. Conradi: Das steht in der Verfassung 
gar nicht drin!) 

— Die Verfassung schreibt uns die freie soziale 
Marktwirtschaft nicht zwingend vor; sie läßt auch 
ein anderes Wirtschafts- und Sozialsystem zu. 

(Zurufe von der SPD: Das ist es ja!) 

Nur waren sich bisher alle Parteien in dieser Frage 
einig. Ich kenne sehr renommierte Sozialdemokra-
ten, die einmal heilige Eide auf die soziale Markt-
wirtschaft geschworen haben. Es gab ein gemein-
sames Verständnis dafür. Wenn Sie jedoch den 
Weg des Art. 15 beschreiten wollen, dann nehmen 
Sie Abschied von dem, was bisher gemeinsames Gut 
war. 

(Abg. Dr. Jenninger: Die haben doch gar kein 
Geld, um zu zahlen!) 

— Hier wird gesagt: „kein Geld, um zu zahlen". 
Dazu darf ich sagen, daß in dem SPD-Papier und 
in einem Artikel von Herrn Minister Vogel folgen-
der interessanter Gedanke steht: Die Überfüh-
rung von Privateigentum in Verfügungseigentum 
soll abgegolten werden; es soll also eine Entschädi-
gung dafür geben. Auch Art. 15 sieht eine Soziali-
sierung nur im Wege einer Entschädigung nach 
Maßgabe von Art. 14 vor. 

(Abg. Conradi: Wir kennen das!) 

In diesem Artikel wird jedoch vorgeschlagen, der 
Nutzungsberechtigte, der Inhaber des sogenannten 
Nutzungseigentums, sollte dann ein Nutzungsent-
gelt zahlen. Das könnte man deshalb leicht machen, 
weil man die Nutzungsentschädigung gegen das 
Nutzungsentgelt aufrechnen könnte. Auf diese 
Weise könnte das Ganze langfristig gesehen recht 
billig werden. Ich glaube, daß dieser Gedanke nicht 
ganz ernstgemeint ist, denn der Art. 15 steht auch 
unter der Entschädigungspflicht des Art. 14. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Die Fraktion der CDU/CSU, die Parteien 
CDU und CSU sind bereit und entschlossen, mit der 
Sozialpflichtigkeit des Grundeigentums im Rahmen 
des Art. 14 Ernst zu machen. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Wunderbar!) 

Im übrigen darf ich Ihnen sagen, daß das keine neue 
Erkenntnis ist. 

(Zuruf von der SPD: Doch! Sie ist Ihnen nach 
der Wahl gekommen!) 

Diejenigen, die ein bißchen mit dem vertraut sind, 
was über das bodenrechtliche Thema in diesem 
Hause schon gesprochen worden ist, wissen, 

(Abg. Conradi: Das habe ich nachgelesen!) 

daß bereits am 1. September 1950 vom damaligen 
Minister Wildermuth ein Regierungsentwurf vor-
gelegt worden ist, der alle diese Modelle — Boden-
wertausgleich, Erweiterung des Vorkaufsrechts und 
viele andere Instrumente eines modernen Boden-
rechts — enthielt. Was in der vorliegenden Novelle 
der Bundesregierung steht, ist nichts Originäres. 

(Zuruf von der SPD: Damals waren Sie 
auch für Sozialisierung! — Abg. Dürr: Was 
ist denn nach 1950 verwirklicht worden?) 

Im Oktober 1955 gab es sogar einen gemeinsamen 
Antrag auf Erlaß eines Bundesbaugesetzes. 127 Ab-
geordnete haben unter Führung von Paul Lücke die-
sen Antrag interfraktionell eingebracht. 

(Abg. Conradi: Wann ist Ihre Regierung ihm 
denn nachgekommen?) 

— Die Sache kam nicht zustande, unter anderem 
auch deshalb, weil erst die Finanzreform des Jah-
res 1969 die verfassungsrechtliche Voraussetzung 
für die Konstituierung eines Planungswertausgleichs 
im Bundesbaugesetz geschaffen hat. Bis zu diesem 
Zeitpunkt hat es überhaupt an der verfassungsrecht-
lichen Voraussetzung gefehlt. 

Ich habe mir sehr genau die Protokolle der zwei-
ten und der dritten Lesung zum Bundesbaugesetz 
vom 18. und 20. Mai 1960 durchgelesen. Da werden 
Sie finden, daß man dies zwar moniert hat, daß die 
Sozialdemokraten es aber unterlassen haben, diesen 
Verfassungsänderungsantrag überhaupt erst zu stel-
len. Erst durch die Große Koalition, ,die bekanntlich 
einen Kanzler der CDU hatte, 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

sind die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Neuordnung des Bodenrechts in dem Sinne 
geschaffen worden, über den wir uns im Grundsatz 
einig sind. 

Meine Damen und Herren, wir von CDU und 
CSU sind bereit, mit Ihnen gemeinsam die anstehen-
den Gesetze zur Fortentwicklung des Bodenrechts 
zu verabschieden. Wir sind dazu aber nur unter 
einer Bedingung bereit: daß die privatrechtliche 
Eigentumsordnung auf der Grundlage des Art. 14 
des Grundgesetzes 

(Zuruf von der SPD: Und des Art. 15!) 

den Rahmen bildet. Wir sind nicht bereit, den sozia-
listischen Weg in den bodenpolitischen Irrtum mit-
zumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Damit ist die Große Anfrage begründet. Das Wort 
zur Beantwortung hat für die Bundesregierung der 
Herr Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Herr Dr. Vogel. 

Dr. Vogel, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Schneider, wir haben schon gelegentlich im kommu-
nalpolitischen Bereich die Klingen gekreuzt. Ich 
habe Ihrer heutigen Rede mit großer Spannung ent- 
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gegengesehen und hatte eigentlich erhofft und er-
wartet, daß Sie zu den brennenden Fragen der 
Stadtentwicklung konstruktive und detaillierte Bei-
träge leisten würden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Fragen, die Sie gestellt haben, Herr Kollege Dr. 
Schneider, ließen das erwarten. Es waren sachliche 
Fragen, an die sich tatsächlich eine tiefschürfende 
und auch die gemeinsame Basis auslotende Diskus-
sion hätte anschließen können. 

Aber was wir erlebt haben, Herr Kollege Dr. 
Schneider, war trotz der vielen Zitate und der 
unterschiedlichen Belegstellen und der unterschied-
lichen Publikationsorgane, die Sie herangezogen 
haben, im Grunde eine Gespensterbeschwörung, 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die kennen wir aus anderen 

Debatten!) 

und zwar eine Beschwörung, Herr Kollege Dr. 
Schneider, des Gespensts der Enteignung, der So-
zialisierung, dem Sie einen neuen Mantel umge-
hängt haben, weil die alten Kleidungsstücke ein 
bißchen löchrig geworden sind. Dieser neue Mantel 
heißt Nutzungseigentum. 

Ich habe mir überlegt: Warum tut das ein Mann 
mit dieser kommunalpolitischen Erfahrung? Ich 
glaube, es gibt dafür zwei Erklärungen. 

Die erste Erklärung: Sie wollten einfach eine Ent-
lastungsoffensive, eine Entlastungsaktion starten. 
Sie wollten damit verdecken, daß Sie in weiten 
bodenrechtlichen Bereichen, die heute aktuell sind, 
die Konzeption der Bundesregierung und der sie 
tragenden Parteien übernommen haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

ich beziehe mich dabei auf die Beschlüsse des Par-
teitags Ihrer Partei am letzten Wochenende. 

(Abg. Dr. Schneider: Sehr fortschrittliche 
Beschlüsse!) 

Sie haben jetzt sogar — als Bayer bin ich stolz 
darauf — die CDU kurzfristig überholt. Sie haben 
bereits Beschlüsse des Parteitags, die CDU hat erst 
ein Bodenrechtspapier. Ich hoffe, daß die CDU die-
sen kleinen Vorsprung ausgleicht, indem sie auch 
die Bodenwertzuwachssteuer   wie das in ihrem 
Papier steht mit übernimmt. Daß Sie, Herr Kol-
lege Schneider, zur Bodenwertzuwachssteuer ge-
schwiegen haben, gibt mir die Hoffnung, daß die 
CDU diesen Schritt tut. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Dr. 
Schneider: Sie haben unser Papier nicht 

gelesen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Vogel, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte sehr! 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Minister, ge-
statten Sie die Empfehlung, den steuerpolitischen 

Thesenteil des Bodenrechtspapiers der CSU nach-
zulesen. Da steht in einem schönen deutschen Indi-
kativ der Satz: „Die CSU lehnt die Bodenwertzu-
wachssteuer ab." 

Dr. Vogel, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Deswegen, Herr Kollege 
Schneider, habe ich der Hoffnung Ausdruck gege-
ben, daß die CDU trotz dieser Mahnung aus Mün-
chen an ihrer Vorlage festhält. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Es gibt ja, Herr Kollege Schneider, erfreulicherweise 
in steigendem Umfang Fälle, in denen sich die CDU 
selbständig macht und das beschließt, was sie für 
richtig hält. Das gibt es. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD. — Zu-
ruf von der CDU/CSU: So wie Sie von 
Ihren Münchener SPD-Genossen! — Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich bin dankbar, daß Sie diesen Vorgängen sol-
che Aufmerksamkeit schenken. 

Ich nenne die Stichworte: Planungswertausgleich, 
preislimitierendes Vorkaufsrecht, Reform des Ent-
schädigungsrechts. Herr Kollege Dr. Schneider, 
meine Damen und Herren von der Opposition: Das 
sind doch alles Maßnahmen, die Sie vor wenigen 
Jahren erbittert bekämpft und mit ähnlichen Argu-
menten abgelehnt haben, wie Sie sie heute in ande-
rem Zusammenhang vorgetragen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nicht, weil ich irgendeiner theoretischen Lehre 
folge, sondern unter dem Eindruck der Münchener 
Erfahrungen, der Erfahrungen einer Großstadt mit 
besonderen Herausforderungen, habe ich schon in 
der ersten Hälfte der 60er Jahre den Planungswert-
ausgleich, das preislimitierende Vorkaufsrecht und 
all diese Dinge in München gefordert. Da beschul-
digte mich ein ebenfalls in München erscheinendes 
Wochenblatt, dem ich aber im Gegensatz zum „Play-
boy" nicht das Adjektiv „renommiert" zugestehen 
würde, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

daß ich mir damit Gedankengut und Sprache der 
SED zu eigen machen würde. 

(Aha! bei der SPD.) 

Dennoch, Herr Kollege Schneider, ich habe für die 
Entlastungsaktion, die Sie vorgetragen haben, poli-
tisch kollegiales Verständnis. Sie stehen ja selber 
unter schlimmem Verdacht. Bei der Beratung des 
Bodenrechtspapiers auf Ihrem Parteitag hat der sehr 
geschätzte Kollege Niegel 

(Lachen bei der SPD) 

zu Ihnen auf das Podium an Ihre Adresse hinauf-
gerufen: „Wir tun uns keinen Gefallen, wenn wir 
das Vokabular der Linken einschließlich des Herrn 
Vogel übernehmen und das Eigentum an Grund und 
Boden verteufeln." 

(Heiterkeit bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU /CSU: Womit wir bei der bayerischen 

Ebene angelangt wären!) 
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Herr Kollege Schneider, ich verstehe, daß man 

sich da natürlich ein bißchen sichern muß. Dennoch 
das meine ich jetzt ganz im Ernst — empfinde 

ich Genugtuung über die Beschlüsse, die Sie gefaßt 
haben. - Das ist sicher ein Fortschritt. Sie haben aus 
der Bibel zitiert. Ich erinnere hier an das Weinberg-
Gleichnis und verweise darauf, daß über die, die in 
der elften Stunde gekommen sind, die gleiche Freude 
herrscht wie über die, die schon in der ersten Stunde 
da waren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nur die Zeitunterschiede! 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : Das steht 
aber dort nicht in der Bibel! — Gegenruf 
von der SPD: Doch! — Zuruf von der CDU, 
CSU: Die bekommen nur den gleichen 

Lohn!) 

— Herr Kollege, sie bekommen den gleichen Lohn. 
Daraus ist das Institut der Gnade abgeleitet. Daß 
Ihnen die Gnade zuteil werde, dagegen besteht 
überhaupt gar kein Einwand. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Die Lebensqualität!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Mini-
ster, würden Sie mir zustimmen, daß es in der Bibel, 
wo von demjenigen die Rede ist, über den die 
Freude herrscht, etwa heißt, daß derjenige, der als 
Sünder in den Himmel komme, im Himmel mehr 
Freude auslöse als 99 Gerechte. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Vogel, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege, ich wollte 
höflich sein und habe deswegen das Weinberg-
Gleichnis so interpretiert. Sie meinen das Gleichnis 
vom verlorenen Sohn, der zurückkehrt. Mir steht 
nicht an, die Opposition als verlorenen Sohn zu be-
zeichnen. 

(Heiterkeit und Zurufe. — Zuruf von der 
SPD: Verlorener Groschen!) 

Herr Kollege Dr. Schneider, das ist für mich die 
erste Erklärung, warum Sie so argumentiert haben, 
wie Sie argumentiert haben. Aber ich glaube, es 
gibt noch eine zweite Erklärung, die im Grunde we-
niger erfreulich ist. Diese zweite Erklärung ist, daß 
Sie hier in der Tat den Versuch unternommen ha-
ben, eine neue Verteufelungskampagne in Gang zu 
setzen. Wenn Sie von volksdemokratischen Verhält-
nissen sprechen, wenn Sie auf die Oktoberrevolu-
tion hinweisen, wenn Sie in diesem Zusammenhang 
von der Hitlerschen Notverordnung reden, dann 
kann das nur den Sinn haben, die Angst von Millio-
nen Kleineigentümern zu mobilisieren; 

(Beifall bei der SPD) 

ich will nicht unterstellen: zum Schutz weniger 
Großer, um deren materieller Interessen es geht. 
Aber eines werden Sie auf jeden Fall bewirken: daß 

durch das Schüren dieser Angst die Lösung dringen

-

der gesellschaftspolitischer Probleme nicht leichter, 
sondern schwieriger, zeitraubender und härter wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei dieser Bemühung, Herr Kollege, kann Ihnen 
die Bundesregierung leider nicht behilflich sein. Es 
gibt keine Erklärung dieser Bundesregierung zur 
Frage des Nutzungseigentums; auch gibt es weder 
eine Zustimmung noch eine Ermunterung seitens der 
Bundesregierung. Die Bundesregierung sieht, daß 
darüber eine ernsthafte Diskussion geführt wird, an 
der sich Verbände, die Kirchen, Sachverständige und 
die politischen Parteien beteiligen. Die Bundesregie-
rung — das erkläre ich im Namen dieser Bundes-
regierung — verfolgt diese Diskussion mit Inter-
esse. Sie lehnt es aber ab, den Ergebnissen dieser 
Diskussion im gegenwärtigen Zeitpunkt vorzugrei-
fen und voreilige und vorschnelle Äußerungen zu 
tun. 

(Beifall bei der SPD.) 

Warum sträuben Sie sich eigentlich, Herr Kollege 
Dr. Schneider, sich in differenzierender Weise an 
dieser Diskussion zu beteiligen. Die Diskussionsbe-
teiligung von Ihnen kommt ja doch! Es ist doch bei 
allen großen gesellschaftspolitischen Fragen bisher 
so gewesen, daß das Thema — von den fortschritt-
lichen Kräften angerissen — zunächst auf wütenden 
Widerstand stieß. Nach fünf Jahren haben Sie an 
der Debatte teilgenommen, und nach zehn Jahren 
kam dann auch Ihre Zustimmung. Vereinfachend 
könnte man sagen, Herr Kollege: Daß Sie jetzt der 
ersten Stufe der Bodenrechtsreform zustimmen, ist 
fast ein Indiz dafür, daß die zweite Stufe bereits not-
wendig geworden ist. So könnte man argumentieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Im übrigen: Ist denn eine weitere Eigentumsform, 
eine weitere dinglich-rechtliche Beziehung zwischen 
Menschen und dem Grund und Boden von vorn-
herein etwas Schlechtes? Hat denn nicht das neue 
Erbbaurecht, das es doch eigentlich erst seit 1919, 
seit der Notverordnung, gibt — das alte Erbbaurecht 
war ja nicht praktikabel —, die Palette erweitert?! 

(Abg. Dr. Schneider: Da habe ich nichts ge-
gen!) 

Und wenn Sie außer bei Grillparzer einmal im 
Protokoll über die Beratungen nachlesen, die dieser 
Verordnung vorausgingen, dann werden Sie finden, 
daß die damaligen konservativen Kräfte mit ganz 
ähnlichen Argumenten der Ausweitung des Erb-
baurechts entgegengetreten sind. 

Und wie ist es denn mit der Reichsheimstätte? Ist 
denn die Reichsheimstätte, die als einziges konkre-
tes Ergebnis der Damaschke'schen Bemühungen im 
Jahre 1920 für die demobilisierten und heimkehren-
den Soldaten geschaffen wurde, nicht der Prototyp 
des Nutzungseigentums?! Ist dann nicht klar, daß das 
Nutzungseigentum mehr ist als das Erbbaurecht und 
viel näher als dieses beim Volleigentum steht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nehmen Sie doch teil an dieser Diskussion! Lassen 
Sie sich doch auch ein bißchen davon beeindrucken, 
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daß eine Institution, die weiß Gott ein großes Stück 
Lebens- und Welterfahrung hat — eine 2000 Jahre 
alte Institution, die auch im Umgang mit Grund und 
Boden erfahren ist, nämlich die Katholische Kirche 
—, Grund und Boden grundsätzlich nicht zu Voll-
eigentum veräußert, sondern nur im Erbbaurecht 
ausgibt — aus durchaus diskutablen Gründen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sehen Sie nach Holland und nach Schweden, Herr 
Kollege Schneider, um zwei unterschiedliche Länder 
zu nennen. Lassen Sie uns doch aus diesen Erfah-
rungen lernen. 

Im übrigen, Herr Kollege Schneider: Sollten wir 
nicht miteinander vor allen Dingen den Unterschied 
herausarbeiten — Sie haben es an einer Stelle an-
gedeutet, und das ermutigt mich — zwischen dem 
eigengenutzten Eigentum und dem fremdgenutzten 
Eigentum? Der verfassungsrechtliche Schutz ist bei 
beiden gleich, aber die Sozialpflichtigkeit reicht mei-
ner Ansicht nach beim fremdgenutzten Eigentum 
ein bißchen weiter. Das eigengenutzte Eigentum 
empfängt seine tiefste Rechtfertigung daraus, daß 
es zur freien Entfaltung der Persönlichkeit — und 
das ist für uns der höchste Wert dieser Verfassung 
— unerläßlich ist. Wenn da keine Eigentumsbezie-
hung vorhanden ist, nur ein aufhebbares Recht 
öffentlich- oder privatrechtlicher Natur, dann ist 
der Raum für die freie Entfaltung eingeengt. Das 
fremdgenutzte Eigentum ist aber immer in der Ge-
fahr, zu einem Instrument zu werden, das auch 
Herrschaft über andere Menschen bedeuten kann, 
und hier muß die Sozialpflichtigkeit voll zum Tra-
gen kommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Jahn? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, halten Sie es nicht für mehr als bedenk-
lich, den Inhalt dessen, was Sie mit Nutzungseigen

-

tum  umschreiben, als Eigentumsform zu bezeichnen, 
weil dieses Modell doch die gesamte Systematik des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs im Dritten Teil sprengt? 

Dr. Vogel, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege, dem könnte 
ich nicht zustimmen. Wenn wir uns auf die Termino-
logie einigen, daß das Erbbaurecht unter diesen Be-
griff fällt, dann fällt das Nutzungseigentum sicher 
noch deutlicher darunter. 

Ich möchte diesen Teil abschließen, indem ich ein 
Wort zu der Grundproblematik der Eigentumsord-
nung sage. Ich sage das mit den Worten eines sicher 
ganz unverfänglichen Zeugen und greife damit 
Ihren Gedanken auf, daß diese Verständigung über 
den Sinn und die Bedeutung der Eigentumsordnung 
sicherlich Ausgangspunkt aller weiteren Reform-
überlegungen sein muß. Tch zitiere aus der wirklich 
lesenswerten Denkschrift der beiden Kirchen, wobei 
die Zusammensetzung der Verfasser, die Sie hinten 
finden, zeigt, daß das tatsächlich eine überpartei-
liche oder eine allparteiliche Veröffentlichung ist. 

Sie finden da die beiden folgenden bedenkenswer-
ten Zitate, die ich mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsi-
dent, verlesen darf: 

18. Eigentum kann keinen Letztwert haben, 
kann kein Selbstzweck sein. Wird das Eigen-
tum zu einem Selbstzweck, dann ist es zu dem 
geworden, was im Neuen Testament Mammon 
heißt. 

Und ein zweites: 

Keine erdachte oder realisierte Bodenordnung 
kann ohne kritische Prüfung Anspruch auf prin-
zipielle Gültigkeit haben. Mit jeder verbindet 
sich Macht von Menschen über Menschen, jede 
muß sich von den Kriterien der Distanz, der 
Relativität und Teilhabe in Frage stellen lassen. 

Diesen Prozeß wollen wir unter den heutigen Ver-
hältnissen vollziehen. Wir wollen die Eigentums-
ordnung nicht sprengen und über den Haufen wer-
fen, sondern sie im Sinne einer sinnvollen Weiter-
entwicklung unter diese drei Kriterien stellen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, worum 
geht es denn wirklich? Es geht darum, daß wir uns 
in unseren Städten und Verdichtungsgebieten Her-
ausforderungen gegenübersehen, die keiner von uns 
vor 10 oder 15 Jahren in dieser Form für möglich 
gehalten hat, Herausforderungen, auf die wir ant-
worten müssen. Das freie Spiel der Kräfte, das öko-
nomische Prinzip allein wird auf diese Herausfor-
derungen genauso wenig Antworten geben können 
wie ein zentrales Befehls- und Verwaltungssystem. 
Beide absoluten Antworten sind untauglich. 

(Abg. Kiechle: Und schon gar kein Funk-
tionärssystem!) 

— In dem Fall sind auch wir einig, Herr Kollege, 
sind auch wir vollständig einig. 

(Abg. Kiechle: Aber nicht alle! — Lachen 
bei den Regierungsparteien.) 

Ich bin sehr sicher, Herr Kollege: wenn wir die 
Dinge aus der Polemik herausnähmen und wenn 
wir ihnen auf den Grund gingen, dann würde diese 
meine Antwort, wie ich sie eben gegeben habe, eine 
Zustimmung von, ich behaupte, 90 bis 95 % unseres 
Volkes finden, eine ganz breite Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben doch jetzt erst gelernt, daß Stadt-
entwicklung kein Naturereignis ist, das wie Hagel-
schlag oder Unwetter über uns hereinbricht, sondern 
das Ergebnis einer Summe von menschlichen Hand-
lungen, auf die man Einfluß nehmen und die man 
korrigieren kann. Meine Damen und Herren, Sie 
waren doch zum Teil schon in Tokio, in Los Angeles 
oder in New York, Sie waren auch in Städten, die 
nach dem zentralen System leben. Wir sehen doch, 
wohin diese Dinge führen. Wir sehen doch, daß in 
diesen Städten ein System, ein Mechanismus der 
Selbstzerstörung am Werk ist. Den gilt es zu korri-
gieren. Dafür brauchen wir neue Maßstäbe. Hier muß 
der Begriff der Lebensqualität, der noch ganz in den 
Anfängen steckt, weiterentwickelt und mit Inhalt 
gefüllt werden. 
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Ein Teil dieser Antwort ist ein besseres Boden-
recht. Ich glaube, jeder, der Verantwortung in dieser 
Bundesrepublik trägt, ist aufgerufen, in seiner Rolle 
an dieser Reform des Bodenrechts mitzuwirken. Je-
der ist auch aufgerufen, dafür zu sorgen, daß diese 
Lebens- und Elementarfragen unseres Volkes und 
der Menschheit auf der Tagesordnung der Politik an 
eine höhere Rangstelle kommen, als die, an der sie 
sich heute befinden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Zeiten, in denen diese Fragen Punkt 19 der 
Tagesordnung sein können, werden rasch zu Ende 
gehen, weil die Menschen draußen uns so bedrän-
gen werden, daß es zumindest Punkt 4 wird und 
nicht mehr Punkt 19. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Ich möchte meinem Beitrag einen versöhnlichen 
Abschluß geben. Sie haben Dichter zitiert, ich zitiere 
zum Schluß einen Praktiker. Der Praktiker hat ge-
sagt: 

De bodenreformerischen Fragen sind nach mei-
ner Überzeugung Fragen der höchsten Sittlich-
keit. Es nützt Ihnen alles nichts, was Sie sonst 
machen, mit Schulwesen, mit Kultur — mit den 
Worten wird ja solch furchtbarer Mißbrauch 
getrieben —, die ganze Volkskunst, Volksbil-
dung, alles das nützt Ihnen nichts, wenn Sie 
nicht das Übel der bodenreformerischen Fragen 
an der Wurzel fassen. Denn das sind Fragen 
höchster Sittlichkeit. 

So Konrad Adenauer in Köln im Jahre 1920. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU. — Abg. Gal

-

lus: Die Oberbürgermeister halten zusam

-

men! — Heiterkeit.) 

— Das hätte aus meinem Mund anmaßend geklungen. 
Aber herzlichen Dank. — Ich würde sagen: Halten 
wir lieber alle bei einer sachgerechten Lösung in 
dieser Frage zusammen! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Dr. Schneider hat 45 Minuten 
gebraucht, um seine brennende Sorge um den Be-
stand des Privateigentums hier vorzutragen. Ihre 
Fraktion teilt diese brennende Sorge sicher nicht 
in diesem Maße. Wir teilen sie auf keinen Fall, 
weil wir Ihre Vorwürfe, Ihre Unterstellungen für 
unberechtigt halten. Ich will es deshalb wesentlich 
kürzer machen. 

Sie haben in Ihrem Diskussionsbeitrag nur Ihr 
altes Verfahren auf einer neuen Ebene wiederholt. 
Sie haben ja jahrelang die Diskussion über das 
Bodenrecht diskriminiert, denunziert als Verstoß, 
als Sakrileg gegen die heiligsten Güter der Nation, 
als ersten Schritt zum Kommunismus, und heute 
war es nicht wesentlich anders. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ihre Kampagne zielte dahin, die kleinen Haus- und 
Grundbesitzer zu verängstigen und sie vor den 
Karren der Großgrundbesitzer zu spannen. Das war 
doch Ihre Politik über mehr als 20 Jahre und ist sie 
noch heute: die behauptete Interessenidentität zwi-
schen dem Baron von Finck und dem Facharbeiter 
Fink, der ein kleines Reihenhaus hat, so als sei 
das Eigentum der beiden gleicher Qualität, habe 
gleiche Funktion und auch gleiches Recht. 

Insoweit hat es die Identität unserer Auffassun-
gen zum Eigentum, Herr Dr. Schneider, doch wohl 
nie gegeben. Denn die Sozialdemokratie war immer 
der Auffassung, daß Eigentum nach seiner Funktion 
für den einzelnen zu bewerten ist. Wir haben in 
dem, was wir an Gesetzen hier eingebracht und im 
letzten Bundestag auch verabschiedet haben, dahin 
gewirkt, die Privilegien der Wenigen zugunsten der 
Rechte der Vielen zu beschneiden. Sie haben immer 
so getan, als sei das Eigentum der Großen dasselbe 
wie das Eigentum der Kleinen. 

Die Wähler haben begriffen, daß Ihre Angst-
macherei keinen Sinn hat. Sie haben Ihnen im No-
vember die Antwort gegeben. Jeder Wähler hat 
sich ja auch überlegt: Die Sozialdemokraten müßten 
verrückt sein, würden sie das tun, was Sie uns 
dauernd unterstellen, nämlich die große Zahl der 
Kleineigentümer enteignen. Es gibt nämlich über 
6 Millionen Kleineigentümer. Ein Drittel unserer 
Familien, in Baden-Württemberg noch viel mehr, 
wohnt auf eigenem Grund und Boden. Und wir 
sollten solche Narren sein, denen das wegzunehmen 
und uns bei der nächsten Bundestagswahl hier aus 
diesem Hause herauszukatapultieren? So dumm sind 
die Wähler nicht. Das haben sie begriffen. Deswegen 
haben sie Ihnen damals im November die richtige 
Antwort gegeben. 

Nun legen Sie Vorschläge zum Bundesbaugesetz 
vor, die denen der Koalitionsparteien weithin ent-
sprechen. Für uns ist das kein Anlaß zum Spott. 
Anders als in der Schule ist in der Politik das Ab-
schreiben erlaubt. Aber wir wollen doch festhalten, 
daß dieses Ihr Verhalten dem bewährten konser-
vativen Grundprinzip entspricht, die Dinge erst ein-
mal treiben zu lassen, die Privilegien der wenigen, 
die Gemeinschaft auszuplündern, so lange zu er-
halten, bis die Karre im Dreck ist, so lange, bis 
der Problemdruck hier für jeden sichtbar ist und 
Sie gar nicht mehr anders können, als nachzugeben. 
Vorausschauende politische Planung, darüber nach-
zudenken, was in zehn oder fünfzehn Jahren sein 
könnte, unsere Zukunft zu sichern, das war nie 
Ihre Sache. Jetzt ist die Öffentlichkeit hellwach. 
Sie erwartet jetzt, daß hier gehandelt wird, daß das 
Städtebauförderungsgesetz — wir hatten ja viel 
Ärger mit Ihnen, bis wir dieses Gesetz durch hat-
ten — in einem neuen Bundesbaugesetz fortgeführt 
wird. Wir werden im Gang der Gesetzgebung prü-
fen, inwieweit Ihre Erklärungen nur Deklamationen 
sind bzw. inwieweit Sie es ernst meinen. 

Diese Reform des Planungs- und Steuerrechts im 
7. Deutschen Bundestag wird sicher den Problem-
druck mildern. Die leistungslosen Gewinne werden 
der Gemeinschaft für ihre Aufgaben zugeführt. Wir 
hoffen, daß die Bodenpreisentwicklung verstetigt 
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wird, daß die Gemeinden zusätzliche Instrumente 
bekommen und daß wir alle dabei neue Erfahrun-
gen machen können. Sicher werden wir damit dem 
Auftrag des Grundgesetzes, Inhalt und Schranken 
des Eigentums so zu bestimmen, daß sein Gebrauch 
zugleich dem Nutzen der Allgemeinheit dient, ein 
wenig näherkommen. 

Aber die Frage — Sie haben dazu Minister Vogel 
zitiert ist doch, ob nicht durch die Ritzen des 
gesetzlichen Deckels, den wir auf das Eigentum 
drauflegen, wie in den vergangenen Jahren immer 
wieder die sozialwidrige Nutzung emporquillt. Wir 
machen uns darüber Gedanken, weil wir eben nicht 
nur bis 1976, sondern längerfristig denken. 

Die Frage, die Sie hier stellen, wird sich in eini-
gen Jahren sicher beantworten, nämlich ob nach 
Reform des Planungs- und Steuerrechts die städte-
baulichen Aufgaben der Zukunft nur durch Verän-
derung der Eigentumsverhältnisse lösbar sind. Herr 
Dr. Schneider, diese Frage kann die Bundesregie-
rung nicht beantworten, auch die Sozialdemokraten 
nicht. Das wird sich nämlich erst zeigen. Wir sind 
ja keine Wahrsager, die voraussagen, was 1980 
sein wird. Wir tun jetzt das Notwendige und Ver-
nünftige, aber wir wollen doch für mögliche spätere 
Entwicklungen gerüstet sein und wollen in unserer 
Partei und mit den Bürgern diskutieren, welche wei-
teren Schritte zur Sicherung der Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums unter Wahrung der Verfassung not-
wendig sein können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Kollege Con-
radi, nachdem der Herr Bundesminister Vogel die 
Frage, die ich gestellt hatte, nicht beantwortet hat, 
wiederhole ich sie an Sie. Besteht ein Unterschied 
zwischen der Aussage, die die Bundesregierung im 
6. Bundestag gemacht hat, daß es nur einer Aus-
schöpfung des Gestaltungsrahmens des Art. 14 be-
dürfe, um die Aufgaben im Städtebau zu verwirk-
lichen, und der Aussage, auf die die von mir ge-
stellte Frage abzielte? Sind beide Fragen nicht iden-
tisch, wobei in einem Fall eine exakte Beantwortung 
erfolgte, im anderen Fall nicht? 

Conradi (SPD) : Die Antwort will ich Ihnen gern 
geben. Die städtebaulichen Aufgaben der Zukunft 
werden unter allen Umständen gemäß unserer Ver-
fassung lösbar sein. Darüber gibt es in diesem Haus 
keinen Zweifel. Die Frage, ob wir nach der Reform 
des Planungs- und Steuerrechts über das, was jetzt 
hier in diesem Hause als Mögliches und Realisier-
bares beschlossen wird, hinaus noch weitere Maß-
nahmen ergreifen müssen, ist eine Frage der Not-
wendigkeiten. Darüber kann man jetzt nichts sagen. 
Es mag sein, daß Sie recht haben. Es mag sein, daß 
ein neues Bundesbaugesetz und ein verbessertes 
Steuerrecht in unseren Städten die Übel heilen. Wir 
haben da Zweifel. Aber da können wir doch in 
aller Ruhe warten. Es wird sich zeigen, wie es läuft. 

Für den Fall, daß sich unsere Zweifel dann als 
zutreffend erweisen. d. h. daß unsere Maßnahmen 

allein nicht genügen, haben wir ein Diskussions-
modell vorgelegt, das neue Eigentumsformen an-
bietet, das das ökonomische Prinzip nicht ausschal-
tet, sondern so eingrenzt, daß die Gesellschaft da-
durch nicht geschädigt wird. Wir haben dieses Mo-
dell der Aufteilung in Verfügungs- und Nutzungs-
eigentum vor der Bundestagswahl vorgelegt und 
dann auf dem Parteitag beschlossen, und zwar nicht 
beschlossen als „das machen wir", sondern als „wir 
wollen darüber weiter diskutieren". Es wird Jahre 
brauchen, bis wir da zu einem endgültigen Beschluß 
kommen, d. h. wir wollten in die öffentliche Diskus-
sion einen Gedanken einführen. Sie fragen die 
Bundesregierung, was sie davon hält. Die Bundes-
regierung zensiert nicht die Sozialdemokratische 
Partei. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Niegel? 

Niegel (CDU/CSU): Herr Kollege Conradi, Sie 
sagten vorhin, Sie könnten nicht sagen, welche Ent-
wicklung auf diesem Gebiet nach Abschluß des 
Planungs- und Steuerrechts kommen wird. Sie haben 
uns vorhin vorgeworfen, daß wir die Entwicklung 
nicht erkannt hätten und ihr nachliefen. Ist da in 
Ihrer Aussage nicht ein Widerspruch? 

Conradi (SPD) : Herr Niegel, ich habe in den 
letzten Tagen gelesen, was seitens Ihrer Fraktion 
1960 nach Schaffung des Bundesbaugesetzes gesagt 
worden ist. Da wurden Hoffnungen vorgetragen 
wie: jetzt sei die Misere beseitigt, jetzt sei eine 
soziale Planung möglich, und unsere Städte würden. 
gesunden. Was ist denn in den 13 Jahren passiert? 
Sie haben sich schauerlich geirrt und viele von uns 
wohl auch. 

(Abg. Kiechle: Viele Kommunen haben das, 
was sie hatten verwirklichen können, nicht 

verwirklicht!) 

Sie wissen auch, warum. 

Heute stehen wir vor der Aufgabe, das Bundes-
baugesetz zu verbessern und das Steuerrecht, wel-
ches jahrzehntelang einigen wenigen — Ihren Klien-
ten — unwahrscheinliche Gewinne zugeschoben hat, 
zu ändern. Wir nehmen an, das wird die Verhält-
nisse wesentlich verbessern. Ich würde aber keines-
wegs behaupten, daß das allein zureicht. Es wird 
sich ja herausstellen. Für den Fall, daß es nicht zu-
reicht, haben wir ein Modell vorgelegt, das nun 
durchdacht, durchdiskutiert und durchgerechnet wer-
den muß, bis daraus ein politisches Programm wird. 
Zu Recht hat Bundesminister Vogel hier gesagt: Sie 
sind selbstverständlich aufgefordert, an dieser Dis-
kussion mitzuwirken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Niegel? 
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Niegel (CDU/CSU): Herr Kollege Conradi, da Sie 
sagten: „Ihre Klienten", darf ich daran erinnern, 
daß einige große Baulandskandale gerade in SPD- 
regierten Ländern und Städten vorgekommen sind 
und daß dann gerade auch Leute beteiligt waren, die 
SPD-Mitglieder sind. 

Conradi (SPD) : Wenn ich von der CSU käme, 
würde ich über Baulandskandale nicht reden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Selbstverständlich gibt es auch bei uns nicht nur 
„Heilige". Bloß ist in unseren Fällen durchgegriffen  
worden, auch von der Partei, während man bei 
Ihnen doch gelegentlich den Eindruck hat, daß so 
ein kleiner Baulandskandal zu den „niederen poli-
tischen Weihen" gehört. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber Ihre Reaktion auf unsere Vorschläge läßt 
uns wenig Hoffnung, daß Sie zu dieser Diskussion 
etwas beitragen werden; denn Sie haben heute hier 
wieder den alten Butzemann aufgewärmt, der aus 
der DDR und der Sowjetunion kommen soll, der 
schon im November versagt hat. Ich meine das alte 
Schreckgespenst, daß dem kleinen Mann hier etwas 
genommen werden solle. 

Eigentlich hatte ich von Ihnen eine positive Reak-
tion auf unsere Vorschläge erwartet. Denn sie ent-
sprechen ja sehr alten christlichen Vorstellungen, 
nicht denen der Sowjetunion. Sie müssen eben die 
richtigen Quellen nachschlagen, Herr Dr. Schneider. 
Es heißt doch, daß die Güter dieser Erde, vor allem 
der unvermehrbare Boden, allen gehören sollen, 
daß sie den Menschen nur als Lehen gegeben sind. 
Gerade die Bibel kannte kein ewiges Nutzungsrecht 
— heute ist von der Bibel soviel die Rede , son-
dern sie kannte das befristete Nutzungsrecht. 

(Abg. Kiechle: Wo steht das? — Gegenruf 
von der SPD: Das Halljahr!) 

- Das Halljahr, das Jubeljahr. Hier sitzen Theolo

-

gen, die Sie gern aufklären; mich haben sie aufge-
klärt. 

(Abg. Kiechle: Sie lesen die falsche Bibel!) 

- Nein, nein! 

Wir wissen uns da einig mit den beiden Kirchen, 
die in ihrem Memorandum zum Baubodenrecht aus 
dem Liebesgebot das Recht aller auf Teilhabe am 
Boden begründet haben. Ich meine, daß darüber 
hinaus das Memorandum der Kirchen einen ganz 
wesentlichen Punkt erkannt hat, der unserem Vor-
schlag entspricht, weil wir im Unterschied zu Ihnen 
nach Arten und Funktion des Eigentums differenzie-
ren. Wir werfen eben nicht den Herrn von Finck und 
den Bauern Fink in einen Topf. Die Kirchen haben 
dazu gesagt ich zitiere —: 

Je weniger die Art des Eigentums auf persön-
liche Arbeit und Leistung zurückgeht, je mehr 
die — für den einzelnen — freiheitsverbürgende 
Funktion zurückgeht und je stärker die Nutzung 
den Freiheitsbereich anderer einengt und Be-
lange der Allgemeinheit beeinträchtigt, um so 
mehr Spielraum läßt die Verfassung dem Ge- 

setzgeber für die Bestimmung von Inhalt und 
Schranken des Eigentums. 

Diese differenzierte Vorstellung, daß Eigentum in 
dem Maße schützenswert ist, in dem es erarbeitet 
ist, daß es in dem Maße schützenswert ist, in dem es 
einen persönlichen Freiheitsbereich garantiert und 
nicht das Recht zur Spekulation, daß in das Eigen-
turn  in dem Maße eingegriffen werden kann, in 
dem es andere in ihrer Freiheit beeinträchtigt, ist 
für uns ein Grundkriterium der weiteren Diskussion. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Kollegen Dr. Jahn? — Bitte! 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Conradi, wenn Sie schon das Kirchenpapier zitieren, 
habe ich die Frage an Sie: Haben Sie in dem Kirchen-
papier an irgendeiner Stelle lesen können, daß sich 
die Kirchen für eine Aufspaltung des Eigentums in 
ein sogenanntes Verfügungseigentum und in ein 
Nutzungseigentum ausgesprochen haben? 

Conradi (SPD) : Sicher nicht. Aber zu Recht hat 
der Bundesminister darauf hingewiesen, daß eine 
der großen bodenbesitzenden Institutionen, die über 
2000 Jahre Boden gesammelt hat, sich bei der Ver-
gabe des Bodens ausschließlich des Instituts des 
Erbbaurechts bedient. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben es aber 
nicht Eigentum genannt!) 

— Deswegen nennen wir es auch nicht Eigentum. 
Wir wollen nämlich den, der das Nutzungseigentum 
bekommt, besserstellen als den Erbbauberechtigten. 
Das müssen Sie endlich einmal zur Kenntnis neh-
men. Dann würde nämlich Ihre Diskussion in sich 
zerfallen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Conradi, ich spüre, daß Sie die zweite 
Zwischenfrage des Kollegen Dr. Jahn auch gestat-
ten. Oder irre ich mich? 

(Abg. Conradi: Ich möchte dann allerdings 
fortfahren!) 

- Bitte! 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Conradi, da Sie das Nutzungseigentum ansprechen, 
habe ich die Frage an Sie, ob Sie das Modell des 
Nutzungseigentums als einen Fall der entschädi-
gungslosen Sozialbindung oder der entschädigungs-
pflichtigen Enteignung ansehen. 

(Zurufe von der SPD: Lesen!) 

Conradi (SPD) : Herr Kollege, ich möchte meine 
Gedanken fortführen. Ich empfehle Ihnen, lesen Sie, 
was meine Partei dazu beschlossen hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man muß doch erwarten können, daß Sie sich die 
Mühe machen, zur Kenntnis zu nehmen, was die 
andere Partei, die größere Partei in diesem Hause, 
beschlossen hat. 
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Conradi 
Lassen Sie mich etwas zur Funktion des Eigentums 

sagen. Das 19. Jahrhundert hat den heutigen Eigen-
tumsbegriff geschaffen und mit dem Eigentumsrecht 
dem einzelnen Bürger einen persönlichen und ver-
mögensrechtlichen Freiheitsraum gegenüber der 
Obrigkeit erkämpft. Das war ein emanzipatorischer 
Vorgang, und die Liberalen sind zu Recht noch heute 
stolz darauf. Nur ist diese Obrigkeit des 19. Jahr-
hunderts inzwischen tot, und der emanzipatorische 
Eigentumsbegriff ist oft genug — zu oft — perver

-

tiert worden. Die Sozialpflichtigkeit blieb gegen-
über dem Profit auf der Strecke und der alte Satz 
„Eigentum macht frei" bedeutete nur allzu häufig 
die Unfreiheit der Nichteigentümer. 

(Beifall bei der SPD.) 

„Hast du was, dann bist du  was";  dieser grauenvolle 
Satz — er ist einmal als soziale Zote bezeichnet 
worden — war ein Satz, der unter einer Regierung 
Mode wurde, die ein „C" im Namen hatte. Dieser 
Satz vergiftete unsere sozialen Beziehungen, weil 
er den Wert des Menschen nach dem, was er hat, 
einschätzt. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Wir wollen von dieser Eigentumsauffassung weg. 
Wir wollen von der freiheitsverbürgenden Funktion 
des Eigentums für den einzelnen, von der nach 
persönlichen Absichten und Wertungen gestaltba-
ren Sphäre nichts wegnehmen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stark [Nürtingen].) 

Aber wir werden die soziale Nutzung des Eigentums 
durchsetzen, auch wenn das auf Kosten einiger we-
niger geht, die zweifellos Ihnen näher stehen als 
uns. Freiheit — das scheint mir wichtig — wird eben 
nicht, wie Sie sagen, allein durch Eigentum gewähr-
leistet; 

(Abg. Gerster [Mainz]: Haben Sie von der 
„Neuen Heimat" gesprochen?) 

sicher auch. Aber Griechenland, Portugal und andere 
Länder beweisen, daß privates Eigentum eben nicht 
mehr Freiheit gewährleistet, sondern daß Freiheit 
und Sicherheit zunehmend durch Gesetze gewähr-
leistet werden, durch gemeinsame Vorsorge, durch 
das dichter werdende Netz solidarischer Hilfe. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Und durch die 
„Neue Heimat" !) 

— Über die „Neue Heimat" in Baden-Württemberg 
brauchen wir doch nicht zu reden. Die wird dort von 
dem Fraktionsvorsitzenden Ihrer Partei geleitet. 
Machen Sie mir da doch keine Vorwürfe! Sagen Sie 
das doch in Stuttgart, Herr Dr. Stark! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Gott sei Dank 

nicht von lauter Sozialisten!) 

Der Mensch wird durch die zunehmende Soziali-
sation nicht ärmer, sondern reicher. Er wird durch 
das zunehmende Geflecht der sozialen Beziehungen 
nicht ärmer, sondern reicher. So hat Johannes XXIII. 
in „Mater et Magistra" gesagt. 

(Zuruf von der SPD: Das lesen die auch 
nicht!) 

Ihre Partei verwendet für diesen Vorgang das 
Schimpfwort des Kollektivismus. 

In dem Maß, in dem neben das Gebot der Rechts-
staatlichkeit das Gebot der Sozialstaatlichkeit des 
Grundgesetzes gleichwertig und gleichberechtigt 
tritt, wird auch die Diskussion um neue Eigentums-
formen an Schärfe verlieren. Zu Recht haben die 
Kirchen die Relativität, die zeitliche und gesellschaft-
liche Bedingtheit und Veränderbarkeit der Eigen-
tumsinhalte und -schranken betont. Sie setzen ja 
hier das BGB mit dem Grundgesetz gleich. Das 
Grundgesetz aber erlaubt viele Ausprägungen des 
Eigentums. 

(V o r s i t z: Vizepräsident von Hassel.) 

Die Diskussion über das Nutzungs- und Verfü-
gungseigentum, Herr Dr. Schneider, müssen Sie nicht 
mit dieser Regierung führen; denn davon steht 
nichts in der Regierungserklärung, und die Frage 
steht auch jetzt gar nicht zur Entscheidung. Die müs-
sen Sie mit den Sozialdemokraten führen. 

(Abg. Kiechle: Wer ist denn der Vorsit-
zende von der SPD?!) 

Wenn Sie sie ernsthaft führen wollen, dann fahren 
Sie Ihre komischen Butzemänner, die letztes Mal 
nichts geholfen haben, auf die Müllkippe, besser: zur 
Giftmüllvernichtung. Wir sind bereit, mit Ihnen 
darüber ohne Unterstellungen, ohne Diffamierungen 
an jedem Ort und zu jeder Zeit zu diskutieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Das haben 

Sie bewiesen!) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat der Abgeordnete 
Mick. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Con-
radi, einige Worte an Ihre Adresse. Über Verdächti-
gungen, die Sie ausgesprochen haben, fühle ich 
mich erhaben. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Psychosoziale 
Pflichten!) 

Ich glaube, daß ich dafür den Beweis auch durch 
meine Tätigkeit in diesem Hohen Hause antreten 
kann. 

Es hat Ihnen niemand unterstellt, Herr Kollege 
Conradi, daß Sie die Masse der kleinen Eigentümer 
irgendwie enteignen wollten. 

(Abg. Conradi: Sie nicht, aber Dr. Schnei-
der!) 

Das wäre eine politische Dummheit, die ich Ihnen 
nicht zutraue; soviel Respekt habe ich vor Ihnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich habe Angst davor, daß Sie keine kleinen 
Eigentümer mehr schaffen. Davor habe ich wirklich 
Angst. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Kiechle: 
Die kriegen ein Lehen!) 
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Sie sagen, daß dem Menschen nach christlichem 
Verständnis auch der Boden nur als Lehen gegeben 
ist. Verehrter Herr Kollege Conradi, nach christ-
lichem Verständnis ist dem Menschen alles zu 
Lehen gegeben, was diese Erde hergibt. Das letzte 
Hemd hat keine Taschen. Da nimmt keiner einen 
Krümel Erde oder sonst etwas mit, was er sich noch 
nutzbar machen könnte. Das tröstet nicht darüber 
hinweg — um  auch das zu sagen —, daß es auf 
dieser buckligen Welt manchmal sehr ungerecht 
zugeht. Aber Sie sollten sich nicht einbilden, als 
hätten Sie allein das Recht, den Besitz letzter Wahr-
heit gepachtet, während auf der anderen Seite des 
Hauses der verkörperte böse Wille sitzt. Das nenne 
ich — na, ich erspare mir das Wort, weil ich keine 
Schärfe in die Debatte bringen will. 

Nun, Herr Minister, zu Ihnen. Wir hatten in der 
vergangenen Legislaturperiode im Ausschuß von 
Zeit zu Zeit immer so etwas wie die Münchener 
Stunde. Daran waren die Kollegen Schmidt und 
Geisenhofer beteiligt, und das war dann sehr er-
götzlich. 

Ich hatte heute am Anfang Ihrer Rede zunächst 
die Befürchtung, als ob sie den bayerischen Wahl-
kampf eröffnet hätten. Der Ton war danach. Ich bin 
befriedigt, daß Sie nachher eine andere Tonart ge-
funden haben. Aber Herr Minister, uns zu unter-
stellen, daß wir hier Entlastungsoffensiven starten 
müßten, ist nach meiner Meinung fehl am Platz, und 
ich glaube Ihnen auch beweisen zu können, daß wir 
das weiß Gott nicht nötig haben. 

Wenn Sie sagen: Eigentum ist kein Selbstzweck, 
dann stimme ich Ihnen zu. Man kann Freiheit er-
werben, indem man Eigentum hat; man kann auch 
frei sein, wenn man kein Eigentum hat, vielleicht 
noch freier. Ich gestehe Ihnen aber gerne, daß ich 
lieber auf der Basis von Eigentum frei bin als auf 
der Basis von Nichteigentum; denn so gottbegnadet 
bin ich leider nicht, daß ich auf alles dieser Welt ver-
zichten kann, um dann wirklich frei zu sein. Das 
sind wohl Ausnahmeerscheinungen, etwa ein Fran-
ziscus von Assisi, der so begnadet war. 

Ich bin außerordentlich dankbar, daß Sie einmal 
die Manager dieses Hauses angegriffen haben, weil 
sie diese Debatten immer zu Zeiten ansetzen, zu 
denen die Öffentlichkeit abwesend ist und zu denen 
nur noch ein Dutzend Mitglieder dieses Hauses ver-
sammelt sind. Ich glaube, daß wir dagegen einmal 
gemeinsam Front machen sollten, weil wir sonst der 
Sache, der wir uns hier verschrieben haben, einen 
schlechten Dienst erweisen. 

Nun lassen Sie mich einige Ausführungen zu der 
Beantwortung unserer Großen Anfrage machen, wo-
bei wir uns alle darüber klar sind, daß dieses The-
ma auszuschöpfen oder auch nur annähernd auszu-
schöpfen vergebliches Bemühen wäre; man kann 
nur einige Punkte setzen. 

Herr Minister, Sie wissen wahrscheinlich selbst, 
daß in Ihrer Antwort auf die Große Anfrage vieles 
Fragment geblieben ist, daß vieles ungesichert ge-
blieben ist, weil nicht beweisbar oder noch nicht 
beweisbar, weil neue Tatbestände neue Erfahrungen 
voraussetzen usw. Sie geben dann auch zu, daß Sie 

vieles in Untersuchung gegeben haben, daß das 
Ergebnis dieser Untersuchungen noch nicht vorliegt. 
Das ist legitim, und der ist zu achten, der in Offen-
heit zugibt, daß er etwas noch nicht weiß. Das ist 
besser, als wenn einer so tut, als wüßte er alles, 
und dann ungeschützt in  die  Weltgeschichte hinein-
redet und damit Fehlentwicklungen begünstigt, die 
später zu bezahlen sind. 

Herr Minister, ich möchte nur, daß Untersuchun-
gen, die angestellt werden, objektiv, unbeschönigt 
und unfrisiert zugänglich gemacht werden können, 
ohne Rücksicht darauf, wer vor der Untersuchung in 
dieser oder jener Frage recht gehabt hat; denn wir 
sind alle darauf gewiesen, von Rechtstatbeständen 
auszugehen. Ich habe in der Beantwortung dieser 
Großen Anfrage manchmal den Eindruck, daß man 
zwar sehr genau weiß, was man will, daß man es 
aber nicht immer oder nur verschleiert sagt, weil 
man Rücksichten zu nehmen hat, unter denen Ihre 
Partei in der Koalition in den letzten Wochen und 
Monaten zunehmend leidet. Ich gestehe für meine 
Person offen, daß ich unter unserem damaligen 
Koalitionspartner auch sehr oft gelitten habe. 

Eines sollten wir hier nun einmal in aller Be-
scheidenheit herausstellen. Wir tun oft so, als wenn 
wir neugeborene Kinder wären, als wenn wir — ich 
sage ausdrücklich: wir , die Generation, die hier 
an der Arbeit ist, noch nichts geleistet hätten, als 
wenn wir totale Versager wären, weil alles schlecht 
ist, was ist. Mit keinem Wort ist heute davon ge-
redet worden — auch nicht von Ihnen, Herr Con-
radi; das hätte ich aus Respekt vor den Leuten 
erwartet, die vor Ihnen hier an der Arbeit waren —, 
daß hier große Leistungen vollbracht worden sind, 
die sich weiß Gott sehen lassen können 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und auf die — das gestehe ich zu — niemand ein 
Monopol hat. Aber ich wehre mich dagegen, daß 
alles schlechtgemacht wird, nur um nachzuweisen, 
daß man selber recht hat und selber alles besser 
machen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

ich meine, wir hätten Veranlassung, uns gegen die 
Besserwisser und Bessermacher zu wenden, die man 
so in Fernsehveranstaltungen trifft. Wenn ich etwa 
eine Sendung wie „Der geförderte Skandal" — ge-
meint ist der soziale Wohnungsbau — im Ersten 
Programm des Deutschen Fernsehens über mich 
ergehen lassen muß, dann kann ich nur sagen: Was 
sind denn das für Leute? Denen geht es doch nicht 
um Kritik, denen geht es doch nicht um die Schaf-
fung besserer Erkenntnisse, die wir uns hier zu-
nutze machen können, denen geht es doch um etwas 
ganz anderes, wahrscheinlich darum, durch Mies-
machen alles Bestehenden etwas zu setzen, was 
wir hier in Gemeinsamkeit wahrscheinlich nicht 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Da wird in jede Mülltonne hineingeleuchtet, da wird 
in jede Straßenecke hineingeleuchtet, es wird aber 
nicht gezeigt, wie Millionen Menschen aufs neue 
Heimat gefunden haben, ein Heim gefunden haben, 
wieder Wurzeln gefaßt haben nach all der Wurzel- 
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losigkeit des Jahres 1945 und vorher, die unsere 
Generation weiß Gott leidvoll erlebt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der SPD.) 

Wenn sich unsere Generation einmal politisch 
geirrt haben sollte, dann haben wir weiß Gott 
gebüßt. Ich war 19 Jahre alt, als die Nazis durch 
das Brandenburger Tor marschierten. Ich habe den 
Eindruck, daß hier Leute am Werke sind, die etwas 
ganz anderes wollen, als sie in den Sendungen der 
Rundfunkanstalten — ich könnte weitere zitieren 
— von sich geben. 

Ich arbeite lange genug in diesem Hohen Hause 
mit, um auf die Leistung, die wir vollbracht haben 
— bei aller Gegensätzlichkeit — stolz zu sein. 

Nun wissen wir alle, meine Damen und Herren, 
daß Wohnungsbau, daß Städtebau ein langwierig 
Ding ist, ein Ding, das nicht von heute auf morgen 
wird, daß sich das, was heute gedacht wird, erst zu 
einem wesentlich späteren Zeitpunkt vollzieht. Ich 
stelle die Behauptung auf: Je weiter entfernt es 
sich vom ersten Gedanken vollzieht, desto besser 
wird es. Wir haben leider nicht die Zeit gehabt, 
vom ersten Gedanken bis zum ersten Spatenstich 
alles reif werden zu lassen, was reifen mußte. 

Nun gebe ich Ihnen eine Retourkutsche, verehrter 
Herr Minister. Ich meine, Sie sollten nicht der 
Floskel erliegen: daß wir eine Entlastungsoffensive 
Bodenrecht führen. Sehen Sie, ich könnte Ihnen das 
zurückgeben, etwa so: Sie führen die Entlastungs-
offensive Bodenrecht, um das Bodenrecht für alles 
verantwortlich zu machen, was heute noch nicht in 
Ordnung ist. Ich unterstelle Ihnen das nicht. Wenn 
ich Ihnen das unterstellte, würde ich Sie gleichzeitig 
als unredlich bezeichnen, und dieses Recht nehme 
ich mir nicht heraus. 

Wenn ich soeben die Aufbauleistungen schilderte, 
so auch deshalb, um daran klarzumachen, daß das 
Recht, das wir hatten, doch nicht so schlecht ge-
wesen sein kann, daß wir doch mit diesem Recht 
eine gigantische Leistung vollbracht haben. 

Auf Grund dieser Bemerkung möchte ich aber 
jetzt — wiederum aus Gründen der Redlichkeit — 
nicht in eine Ecke gestellt werden und gesagt be-
kommen: Der Abgeordnete Mick spricht sich gegen 
jede Änderung des Bodenrechts aus, denn er hat 
gesagt: wir haben mit dem geltenden Recht eine 
große, eine gigantische Leistung vollbracht. Dies 
wäre auch unredlich, mir etwas Derartiges zu unter-
stellen. 

Es wird auch etwas einfach dahergeredet von der 
Bodenspekulation usw., als wenn alles daher käme, 
von den. paar Großeigentümern, das seien die Halun-
ken, die Volksverderber usw., und denen müsse 
man ans Fell. 

Meine Damen und. Herren, ich habe etwas gegen 
solche Floskeln. In anderen Bereichen sind es dann 
morgen die Metzger, die zu hohe Fleischpreise be-
rechnen, und übermorgen andere Berufsgruppen, 
denen man ans Fell geht. Dagegen habe ich etwas. 
Die Frage ist, wie lange die Maßnahmen dieser Bun-
desregierung insbesondere auf dem Baumarkt, die 
ich für notwendig gehalten habe, noch durchgehalten 

werden müssen, um unliebsame Dinge zu verhin-
dern. Es hat sich herausgestellt, daß in manchen 
Fällen Boden in einem erheblichen Umfang gehortet 
worden ist. Es hat sich ferner herausgestellt, daß ein 
Großteil der Spekulanten den Grund und Boden 
nicht mehr veräußern, sondern bebauen wollte, um 
dann auch von den Preissteigerungen auf dem Bau-
sektor zu profitieren. Das waren nicht nur private 
und nicht nur gemeinnützige Bauherren. Verehrter 
Herr Minister, ich erinnere mich aus meiner kommu-
nalpolitischen Zeit an manches Geschäft — wahr-
scheinlich kennen Sie das auch aus München  , wo 
sich der Generalliegenschaftsdirektor die Hände ge-
rieben hat, weil er sehr günstig an etwas gekommen 
ist, was vorher einem anderen gehörte. Das ist doch 
die Praxis. 

Mir scheint, daß in den Meldungen über Speku-
lationen mit Grund und Boden ein bißchen übertrie-
ben worden ist. Die größten Schwierigkeiten sind 
doch nicht dadurch entstanden, daß jemand etwas 
nur zu einem hohen Preis hergeben, daß er auf 
einen hohen Preis spekulieren will, sondern da-
durch, daß er seinen Grund und Boden nicht, um 
keinen Preis, hergeben will. Der Grund dafür, daß 
z. B. die Adenauer-Brücke noch nicht an das Ver-
kehrsnetz angeschlossen werden konnte, liegt doch 
nicht darin, daß sich die Grundstückseigentümer ge-
drängt hätten, ihre Grundstücke loszuwerden, son-
dern sie wollen sie eben nicht loswerden. Ich er-
innere die Kollegen, die schon länger im Ausschuß 
tätig sind, an die vielen Zuschriften etwa aus Elt-
ville, aus Rüdesheim, wo es um die Trasse einer 
neuen Umgehungsstraße geht. Die einen wollen aus 
Gründen, die durchaus verständlich sind, nicht, daß 
sie durch ihre Weinberge führt, und die anderen 
sagen: Wir müssen wieder zum Rhein, wenn wir in 
einem Kurort leben wollen; deshalb muß die Straße 
vom Rhein weg. Das alles sind Gründe, die mit 
Spekulation usw. nichts zu tun haben. 

Ich will das Problem nicht verniedlichen. 

Vizepräsident von Hassel: Verehrter Herr 
Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Mick (CDU/CSU) : Ich weiß gar nicht, wieviel Zeit 
für mich beantragt worden ist. 

Vizepräsident von Hassel: Die normale Zeit 
beträgt 15 Minuten. Der Ältestenrat hat heute mit-
tig noch einmal ausdrücklich auf die Einhaltung der 
normalen Redezeit gedrängt und gesagt, daß gemäß 
der Geschäftsordnung nur für einen Redner eine 
verlängerte Redezeit beantragt werden kann. Darf 
ich Sie bitten, langsam zum Abschluß zu kommen. 
Ich nehme an, Sie haben davon nichts gewußt. 

Mick (CDU/CSU) : Ich darf Ihnen nicht widerspre-
chen, Herr Präsident. 

(Heiterkeit.) 

Aber das scheint mir ein Geschäft der Manager 
dieses Hauses zu sein, welches ich als nicht in Ord-
nung befindlich ansehe und um das man sich in den 
Fraktionen einmal kümmern sollte. Sonst wird näm-
lich jede Aussprache hier zur Farce. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich muß 
mich dem Monitum des Herrn Präsidenten beugen. 
Lassen Sie mich deshalb meine letzten Sätze hier 
noch zum Vortrag bringen. 

Ich wollte noch einiges zum Städtebau sagen. Wir 
haben alle darunter gelitten, daß unsere Städte nicht 
wachsen konnten, sondern daß sie auf Grund von 
Bedürfnissen gebaut werden mußten, die förmlich 
auf uns zustürzten. Ich denke z. B. an die Vertriebe-
nen, die Binnenwanderung usw. Ich glaube, wir soll-
ten uns alle miteinander Mühe geben, daß Städte 
wieder natürlicher wachsen können, als das in den 
Jahren nach dem Kriege der Fall war. 

Und dann, meine Damen und Herren, ist Städte-
bau keine abstrakte Kunst, sondern die Kunst, 
Natürliches zu erkennen — rechtzeitig zu erken-
nen —, um es dann umzusetzen in all die Bereiche, 
auf die der Mensch angewiesen ist, wenn er leben, 
wenn er, meine Damen und Herren, als Mensch 
leben will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, ich darf nur darauf aufmerksam machen, 
daß das Plenum des Deutschen Bundestages die 
Annahme der Geschäftsordnung beschlossen hat, 
und diese Geschäftsordnung sieht in § 39 die Be-
grenzung der Redezeit auf 15 Minuten vor. Es ist 
nicht das eigenmächtige Präsidium oder der amtie-
rende Präsident oder der Ältestenrat, sondern der 
Deutsche Bundestag selbst, der sich diese Geschäfts

-

ordnung gegeben hat, die vorsieht, daß für einen 
Redner eine längere Redezeit beantragt werden 
kann. 

Das ist jetzt für den nächsten Redner, Herrn Ab-
geordneten Engelhard, geschehen. Für ihn hat seine 
Fraktion eine Redezeit von 20 Minuten beantragt. 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Opposition hat die Diskussion um 
das Nutzungseigentum zum Anlaß genommen, diese 
Große Anfrage einzubringen, und sie hat eine 
ganze Anzahl von Fragen aufgesetzt. Ich sage „auf-
gesetzt", Herr Kollege Schneider, nicht deshalb, 
weil es sich etwa um unwichtige Fragen handeln 
würde. Es handelt sich um durchaus wichtige Fra-
gen, deren Diskussion hier tatsächlich mehr Raum 
beanspruchen sollte. Aber diese Fragen wären für 
Sie und Ihre politischen Freunde sicherlich nicht der 
Anlaß gewesen, die Große Anfrage einzubringen. Es 
war eben einzig und allein das Nutzungseigentum, 
angereichert durch einige Randfragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist erst ein

-

mal unterstellt!) 

Nun, Herr Kollege Dr. Schneider, ich möchte 
diese Anfrage ausdrücklich begrüßen, und ich will 
Ihnen auch sagen, warum: Weil hier der Bundes-
regierung Gelegenheit gegeben worden ist, höchst 
offiziell — ex cathedra sozusagen — zu einer Frage 
Stellung zu nehmen, und ich halte das für wichtig. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU.)  

— Wenn Ihnen der Ausdruck „ex cathedra" nicht 
gefällt, sage ich   das ist dann sicherlich schlech-
tes Latein — „ex rostro" odor so etwas, aber das ist 
dann sicher fast schon wieder Kirchenlatein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es war nur Ihr 
Satz, der uns gefreut hat!) 

— Nun, lassen wir's. 

Ich halte es für wichtig, daß das hier durch den 
Herrn Bundesminister klargestellt worden ist, weil 
ich mich an den letzten Wahlkampf erinnere — und 
auch heute waren wieder derartige Anklänge deut-
lich —, wo man durch die Lande geeilt ist und den 
Leuten erzählt hat, daß nicht dieser oder jener, 
sondern ausdrücklich diese Bundesregierung der 
sozialliberalen Koalition darangehe, Eigentum an 
Grund und Boden zu enteignen, daß sie heute mit 
dem beginne und morgen mit jenem fortfahren 
werde. 

Deswegen möchte ich ausdrücklich begrüßen, daß 
hier klargestellt worden ist, daß innerhalb dieser 
Regierung für solche Maßnahmen kein Boden und 
kein Interesse vorhanden ist, sondern eine ganz 
klare Ablehnung besteht. 

Das allerdings schließt nicht aus, daß gedacht 
werden kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bahr-Studien!) 

Und ich halte es durchaus für nützlich, wenn man 
sich etwa im Rahmen einer Sachverständigenkom-
mission überlegt, ob in einem freiwilligen Angebot 
unserer Rechtsordnung auch neue Eigentumsformen 
angeboten werden sollen. Ich meine ein freiwilliges 
Angebot, so wie das Erbbaurecht zum Eigentum hin-
zugekommen ist und wie wir, wie erwähnt wurde, 
im Wohnungseigentumsgesetz seinerzeit ein zeit-
nahes und entsprechendes Angebot an unsere Bür-
ger gemacht haben. 

Aber wir lehnen die Überleitung unserer derzeiti-
gen Eigentumsordnung in ein Ober- und Unter-
eigentum, das rechtsverbindlichen Charakter hat, 
ab. Dafür ist in der Regierungserklärung kein Raum. 
Die Frage konnte auch lapidar beantwortet werden, 
Herr Dr. Schneider. Sie sagten, dazu sei nichts Ge-
nügendes erklärt worden. In der Beantwortung der 
Großen Anfrage ist ausgeführt worden, daß die 
Einführung eines Nutzungseigentums in der Regie-
rungserklärung nicht vorgesehen sei. Diese Regie-
rungserklärung bestimmt die Arbeit der Bundesre-
gierung während ihrer Dauer, und das werden — 
dessen können Sie sicher sein — vier Jahre sein. 
Dann wird es eine neue Regierungserklärung geben, 
über die man heute sicherlich keine Erklärungen 
abgeben kann. 

Ich will auf künftigen öffentlichen Diskussionen 
oder Wahlveranstaltungen jedenfalls nicht mehr 
hören, daß sich diese Bundesregierung anschicke, im 
Wege des Nutzungseigentums die bisherige Eigen-
tumsordnung zu unterlaufen. Für Derartiges ist 
unter der Regierung der sozialliberalen Koalition 
Brandt/Scheel kein Raum. Das ist hier erschöpfend 
und — wie ich hoffe abschließend klargestellt 
worden. 

Nun sind wir natürlich nicht so taub, die Diskus-
sion draußen nicht zu hören. Wir sind auch nicht 
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so blind, nicht zu sehen, was sich draußen an 
systemüberwindenden Ideologien und Dogmen tum-
meln mag. Ich bin Ihnen deswegen, auch für meine 
politischen Freunde, durchaus für die Große An-
frage dankbar, weil sie Gelegenheit bietet, in die-
sem Hause einige Worte zu diesem Thema zu sagen. 
Wir sollten uns hier nicht nur als eine Gesetzes-
maschinerie verstehen, sondern durchaus auch als 
ein Forum, in dem politisch relevante Ideen disku-
tiert werden, auch wenn sie in diesem Hause keine 
politische Heimat haben, insbesondere — das bitte 
ich sehr genau zu trennen — wenn sie in der Bun-
desregierung keine politische Heimat haben. 

Immer wird so frisch, fröhlich, frei darauf ver-
wiesen, das Nutzungseigentum sei nichts Neues, es 
sei gute deutsche Rechtstradition in Form des Le-
hensrechtes. Hier stellt sich doch die Frage, wofür 
dann Generationen um Generationen unseres Vol-
kes in der Neuzeit gekämpft haben, von den 
Bauernkriegen angefangen über die Französische 
Revolution 

(Beifall bei der FDP) 

bis hin zu den Verfassungskämpfen und den sozia-
len Kämpfen im letzten Jahrhundert bis in unser 
Jahrhundert hinein, um jetzt den Absolutismus der 
Fürsten durch die Allmacht der Behörden zu er-
setzen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Conradi? — Bitte! 

Conradi (SPD) : Herr Kollege, sehen Sie einen 
Unterschied zwischen der Obrigkeit, die damals über 
dem Lehen stand und gegen die sich Bauern und 
andere aufgelehnt haben, und der heutigen Obrig-
keit in Form eines demokratischen Rechtsstaates? 

Engelhard (FDP) : Ich bin Ihnen für die Frage 
dankbar. Ich wollte nämlich im nächsten Satz die 
Frage stellen: Ist denn da kein Unterschied zu den 
Behörden vorhanden, die demokratisch legitimiert 
sind und, wie gesagt wird, auch demokratisch kon-
trolliert werden? Natürlich mag hier ein ganz we-
sentlicher Qualitätsunterschied liegen. 

(Zuruf von der SPD: Hoffentlich!) 

Wir müssen aber die Dinge vom Ergebnis her 
sehen. Es ist wohl keine unbillige Vereinfachung, 
wenn ich behaupte, daß einem demokratischen 
Rigorismus im Mißtrauen gegen jede Privatinitia-
tive auf der anderen Seite bei den Verfechtern eines 
— ich sage ausdrücklich — dogmatischen Nutzungs-
eigentums eine Naivität gegenüber dem Wirken 
der öffentlichen Hand gegenübersteht. Und diese 
öffentliche Hand ist eben — das muß man erkennen 
— doch etwas ganz anderes als die bloße Summie-
rung gutwilliger Stimmbürger; sie entfaltet ihre 
Eigengesetzlichkeit. Man muß mit Praxisblindheit 
geschlagen sein, wenn man nicht erkennt, welche 
Verteilungsprobleme hier entstehen können. Ich 
sage das ausdrücklich, weil Herr Bundesminister 
Dr. Vogel hier meines Erachtens sehr richtige und 
sehr gute Dinge auch zu den Möglichkeiten des An

-

gebots eines Nutzungseigentums gesagt hat; auf frei-
williger Basis durchaus erwägenswert. 

(Abg. Gallus: Sehr gut!) 

Deswegen sage ich: eines dogmatischen Ober- und 
Untereigentums. Das sind doch die Ideen, mit denen 
man sich auseinanderzusetzen hat, wenn man drau-
ßen im Lande politisch diskutiert. Deswegen muß 
hier für meine politischen Freunde ganz klar gesagt 
werden — ich wiederhole es —: daß mit Praxisblind-
heit derjenige geschlagen ist, der die Verteilungs-
probleme in diesem Zusammenhang nicht erkennt. 

Es ist auch gar nicht beruhigend, zu wissen und zu 
hören, daß es ja darum gehe, die Kontrolle zu ver-
stärken. Diese Kontrolle wird nicht kommen, so-
lange wir nicht einen neuen Menschen haben, 

(Abg. Gallus: Sehr gut!) 

der noch nicht existiert. Ich wende mich dagegen, 
hier dogmatisch an einem Punkt anzufangen, die 
Dinge aufzuhängen, die nicht machbar sind wo 
man ganz klar erkennen muß, daß der Bürger und 
auch der politische Repräsentant nicht über ihre 
Arbeitskraft hinaus in der Lage sind, hier eine 
wirksame Kontrolle auszuführen. Ich glaube, das 
muß einmal klargestellt werden, wenngleich das mit 
der Bundesregierung überhaupt nichts zu tun hat, 
Herr Kollege Dr. Schneider. Überhaupt nichts! Das 
sei klargestellt. Aber draußen im Lande gibt es die 
Ideen, und deswegen sollten wir uns auch hier 
durchaus einmal darüber unterhalten. 

Nun heißt das, wenn man sich auf den Boden 
dieser Eigentumsordnung stellt, ja nicht, daß man 
weiterhin auch dem Mißbrauch privaten Eigentums 
zuzusehen habe; daraus braucht man auch gar kei-
nen Fetisch zu machen. Denn dieses Eigentum ich 
stimme Ihnen zu — ist ja nicht das Maß aller Dinge. 
Auch ist das Eigentum nach unserem Verständnis 
nicht die Voraussetzung der Freiheit, sondern nur 
eine ganz wesentliche Möglichkeit für den, der will, 
größere Unabhängigkeit für sich zu verwirklichen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Deswegen glauben wir, daß nicht nur das Boden-
eigentum mit übrigem Eigentum endlich steuerrecht-
lich gleichgestellt werden muß, sondern wir glauben 
darüber hinaus, daß wegen der besonderen Quali-
tät von Grund und Boden das Eigentum an Boden 
ganz hart an die Kandarre der Sozialpflichtigkeit 
unserer Verfassung zu nehmen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das wird zunächst einmal mit Eingriffen geschehen, 
die nach Möglichkeit systemimmanent sein sollten, 
etwa mit den Mitteln des Steuerrechts. 

Wir werden darüber hinaus durch raumordne-
rische Maßnahmen dafür sorgen müssen, daß die 
weitere Entwicklung verzahnt, und nicht ziellos ver-
läuft. Wir werden den Gemeinden die Gelegenheit 
geben müssen — das kommt alles in der Beantwor-
tung der Großen Anfrage zum Ausdruck , diffe-
renziertere Bauleitplanung zu treiben, was gleich-
zeitig den Zwang einschließt, auch tatsächlich so zu 
verfahren, bis hinein in die Stockwerksebene eines 
einzelnen Gebäudes, wo es notwendig ist. 

(Abg. Gnädinger: Sehr gut!) 
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— da mag man sich jetzt von vielen unterscheiden 
für private Inititiativen. Denn wenn es um die 

Vergabe etwa der Nutzung für ein Einzelobjekt geht, 
dann werden wir auf diese private Initiative in der 
Regel nicht verzichten können. Ich weiß, diese Ent-
scheidungen sind natürlich nicht immer gut, sie 
sind ausgesprochen ermessensfehlerhaft, sie sind 
sogar häufig ausgesprochen zu mißbilligen und 
werden es auch unter einem neuen Bodenrecht sein. 
Nur vielleicht eine Überlegung dazu: Die Fülle der 
kleineren Einzelentscheidungen teilt Macht auf. 
Wir müßten keine Liberalen sein — und es ist ja 
darüber hinaus heute ganz allgemein etwas, was 
uns in allen Parteien gemeinsam sein sollte —, um 
nicht zu erkennen, daß Gewaltenteilung das beste 
Mittel ist, um Machtmißbrauch zumindest einzu-
schränken. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich habe mit einiger Freude die  Vorteile unseres 
Städtebaus gegenüber dem Städtebau sozialistischer 
Systeme mit der Bemerkung gekennzeichnet gefun-
den, daß hier an Farbigkeit und Vielfalt der Lösun-
gen Vorzüge bestünden. In einer Zeit, wo allen 
Systemen so viel Negatives im Städtebau gemein-
sam ist, sollten wir gerade das nicht übersehen. 
Wir stehen doch in allen Staaten vor der Frage, 
über ganz kurze Zeiträume hinweg Hunderttausende 
von Menschen, ich sage einmal: behausen zu müs-
sen. Es werden Städte aus dem Boden gestampft, 
die nach soundso viel Jahren in ganz kurzen Zeit-
räumen altern werden, die ganze Stadt. Noch bevor 
die Kommunikation und der nachbarliche Kontakt 
hergestellt sind und bevor die neue Stadt in ge-
schichtliche Bindungen eingewachsen ist, wird sie 
bereits, weil gleichzeitig erstellt, zu altern begin-
nen und renovierungsbedürftig werden. Wir haben 
in allen Systemen, ob in München, ob, wie ich gele-
sen habe, in Moskau, das Problem der Entleerung 
unserer Innenstädte und der Entmischung der Funk-
tionen. Wenn wir in den Urteilen übereinstimmen, 
daß es darauf ankommt und daß das als ein fest-
stellbarer Vorteil bei uns zu sehen ist, nämlich die 
Farbigkeit und Vielfalt, dann ist das schon immerhin 
etwas; denn es sollte nicht so weit kommen, daß die 
Probleme der Verkehrsbewältigung, einer überflüs-
sigen Mobilität, sich einfach eines Tages bei uns da-
durch erledigen, daß niemand mehr Lust hat, an 
einen anderen Ort zu reisen, weil sich ihm überall 
das gleiche Bild darbietet und sich die Städte in 
ihrem Bild optisch auswechselbar dem Beschauer 
darstellen. Deswegen muß in diesem Zusammenhang 
das Konzept der Bundesregierung ausdrücklich be-
grüßt werden, nun mit öffentlichen Mitteln allmäh-
lich daranzugehen, Altbauten zu modernisieren, um 
unsere Städte im Kern zu erhalten. 

Und noch eine Bemerkung: Es ist nicht nur ein 
Hauch von Nostalgie und nicht nur das Bestreben, 
bei der günstigeren Miete zu bleiben, wenn viele 
an ihrem alten Wohnquartier festhalten. Es ist uns 
einfach noch nicht gelungen, im Städtebau das zu 
schaffen, was die Menschen auch als Stadt empfin-
den. Ich weiß genau, daß bei fast allen Diskussionen 
— und da beginnt auch eine Problematik —, wenn 
man auf diese Dinge zu sprechen kommt, die Ohren  

zufallen: Wir brauchen ein neues Bodenrecht, wir 
brauchen ein neues Planungsrecht. Aber wir brau-
chen einiges mehr. Wer nur glaubt, die Frage über 
die Lösung des Problems der Spekulationsgewinne 
oder ähnliches regeln zu können, der wird letztlich 
versagen. Wir brauchen darüber hinaus ein Bild 
der neuen Stadt von morgen, die geeignet ist, wie in 
der historischen Vergangenheit ein Zentrum für die 
kulturellen und zivilisatorischen Bestrebungen der 
Menschen zu sein, die in dieser Stadt leben, und für 
die Menschen ein Mittelpunkt zu sein, die außerhalb 
dieser Stadt leben. Das in einer Städtebaudebatte 
nicht zu sagen, erschiene mir als ein Fehler. Denn 
wir haben es hier zwar mit Fragen zu tun, die nur 
mit ungeheuren Mitteln bewältigt werden können, 
aber der Einsatz dieser Mittel muß gesteuert sein 
von Überlegungen, die über die vordergründige Ta-
gesdiskussion hinausgehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schwedler. 

Schwedler (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als im Mai der Gesetzentwurf der 
CDU/CSU zur Vermögens- und Eigentumsbildung 
im sozialen Wohnungsbau vorgelegt wurde, sprach 
nach der Begründung durch den Bundesminister Dr. 
Vogel zu dem Regierungsentwurf zur Förderung 
von Wohnungseigentum und Wohnbesitz im sozia-
len Wohnungsbau der Herr Kollege Mick. Er hat 
uns eine große Debatte zum Herbst angekündigt. 
Er hat erwartet, daß endlich vor allem Wohnungs-
politik gemacht und nicht nur darüber geredet wird. 

Bei dieser großangelegten Anfrage der CDU/CSU 
betreffend Städtebau und Städtebaupolitik mit, ich 
glaube, 19 Einzelfragen, die in sich auch Gewicht 
hatten, habe ich angenommen, daß in der Begrün-
dung der Kollege Dr. Schneider nicht nur 45 Minu-
ten lang Ausführungen über seine Vorstellungen 
vom Eigentumsbegriff und vor allen Dingen über 
den Diskussionsstand innerhalb der Sozialdemo-
kratischen Partei machen und seine Sorge und seine 
Furcht vor einem eventuell kommenden Nutzungs-
eigentum hier zum Ausdruck bringen würde. Ich 
selbst bin der Meinung, Herr Dr. Schneider, daß 
eine Aufspaltung des Eigentums Herr Dr. Vogel 
sagte es schon , wie wir sie auch beim Erbbaurecht 
haben — nicht in dieser Art, aber eine Aufspaltung 
haben wir ja da ebenso wie bei den Reichsheimstät-
ten —, nicht allein schon Sozialisierung und Verge-
sellschaftung heißt. Immerhin haben Sie aus dieser 
Diskussion die klare Antwort von der Regierung 
bekommen: nein, das Nutzungseigentum kommt 
nicht. Wie sollte es auch kommen, selbst bei der 
Novelle zum Bundesbaugesetz? Selbst mein Freund 
Peter Conradi hat gesagt: Es wird wohl noch Jahre 
dauern, bis wir uns zu einem realisierbaren, zu 
einem praktikablen Vorgehen innerhalb der Sozial-
demokratischen Partei verständigen werden. Ich 
habe die Hoffnung, daß, wie es auch Dr. Vogel ge-
sagt hat, es möglich sein wird, bei der Beratung der 
Novelle zum Bundesbaugesetz doch noch eine Ein- 
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mütigkeit herzustellen und uns auf einen Planungs-
wertausgleich zu einigen. 

Herr Kollege Mick, Sie sprachen von den großen 
Leistungen, die seit 1945 beim Wiederaufbau in 
unserem Vaterland erbracht worden sind. Ich muß 
sagen: Bundesrepublik Deutschland und Berlin; 
unser Vaterland ist größer. 

(Beifall des Abg. Dr. Mertes [Gerolstein].) 

Ich glaube nicht, daß Kollege Conradi auch nur in 
Gedanken dieser Wiederaufbauleistung den 
Respekt etwa versagen würde oder gar versagen 
wollte in dem, was er vorgetragen hat. Es ist übri-
gens eine Leistung aller Bürger, eine Gemeinschafts-
leistung von Bund, Ländern und Gemeinden gewe-
sen. Aber man darf ja wohl auch nicht vergessen, 
Herr Kollege Mick, daß wir 1945, als wir anfingen, 
improvisiert haben, daß wir leider viel Trümmer 
vorfanden und daß wir die Grundstücke erst einmal 
abräumen mußten, um wieder bauen zu können. 
Als wir mit dem Wiederaufbau begannen, war die 
Frage des Grund und Bodens eine ganz andere als 
heute. Auch die Gesellschaft hat sich inzwischen 
weiterentwickelt. Ich brauche hier nicht auszufüh-
ren, daß vor allem die Probleme unserer Städte u. a. 
durch die Entwicklung des Verkehrs, Fragen 
des Umweltschutzes, die heute ganz anders be-
trachtet werden müssen, durch die Energieversor-
gung usw. riesengroß geworden sind, daß sie viel 
größer als in den 50er Jahren sind. Der Kollege 
Engelhard ist darauf auch schon eingegangen. Nicht 
umsonst hat der Deutsche Städtetag vor Jahren 
den Notruf ausgestoßen: Rettet unsere Städte jetzt! 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Mick? 

Schwedler (SPD) : Bitte schön! 

Mick (CDU/CSU) : Herr Kollege Schwedler, sind 
Sie mit mir der Meinung, daß diese Probleme an-
ders, aber nicht größer geworden sind? 

Schwedler (SPD) : In dieser Hinsicht kann ich 
mit Ihnen leider nicht einer Meinung sein. Herr 
Kollege Mick, Sie wissen ja, daß ich über 20 Jahre 
in einer Baubehörde einer großen Stadt an leiten-
der Stelle tätig war. Ich kann Ihnen aus meiner 
eigenen Erkenntnis nur sagen: Die Probleme sind 
größer geworden. In den 50er Jahren war von der 
Problematik, die heute entstanden ist — nehmen 
Sie doch nur die Verkehrsentwicklung —, noch 
nichts zu spüren. Wir konnten auch nicht vorher-
sehen, daß die Problematik sich in diesem Maße 
entwickeln würde. Einige Städte haben besser wie-
deraufgebaut als andere — das wissen Sie auch, 
Herr Kollege Mick —, aber selbst die fortschrittlich-
sten haben dieses Tempo der Entwicklung nicht vor-
hersehen können. 

Ich freue mich, daß auch der Kollege Engelhard 
hier gesagt hat — ich sage es jetzt verkürzt, denn 
ich will nicht wiederholen —: Wir müssen ver-
suchen, eine humane Stadt zu finden, in der das 
Wort „Stadtluft macht frei" wieder gültig ist. Ich  

weiß, wie schwierig es wegen des Problems von 
Grund und Boden ist, in den Städten und den Bal-
lungsgebieten Stadtentwicklungspläne und Bebau-
ungspläne aufzustellen, die realisierbar sind. Sie 
mögen recht haben, Herr Kollege Mick, daß in 
dörflichen Gebieten Spekulationen nicht die Regel, 
sondern Ausnahmen sind. In den großen Städten 
sind Spekulationen oder Spekulationsversuche lei-
der an der Tagesordnung. 

Meine Damen und Herren, der Kollege Dr. Schnei-
der hat eingangs seiner Ausführungen in den Sät-
zen, die nicht dem Problem des Eigentumsbegriffes 
galten, auch die großen Leistungen des Wiederauf-
baus herausgestellt. Er meinte dann aber doch, die 
Eigentumsbildung, die Vermögensbildung im Woh-
nungsbau seien in den letzten Jahren zurückgegan-
gen. Lassen Sie mich dazu noch einige Bemerkun-
gen machen. In dem Gutachten von Professor 
Duvensack findet sich eine Tabelle, aus der hervor-
geht, daß 1961 bei einem Wohnungsbestand von 
16,8 Millionen in der Bundesrepublik private Haus-
halte 12 864 000 oder 76,5 % aller Wohnungen be-
saßen. Ich freue mich, sagen zu können, daß sich 
die Entwicklung bis 1966 kaum verändert hat. Im 
Jahre 1966 gab es 19 Millionen Wohnungen. 76 % 
davon gehörten privaten Haushalten. Von den über 
21 Millionen Wohnungen, die es 1971 gab, gehörten 
16 Millionen privaten Haushalten. Der Anteil der 
öffentlichen Hand betrug 3,9 °/o; fünf Jahre früher 
lag er bei 4,1 %. Auf die gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen entfielen 1966 13,7 % und 1971 
13,8 %. Der Anteil der sonstigen privatwirtschaft-
lichen Unternehmen und privaten Wohnungsunter-
nehmen zusammen betrug 6,3 %. Wenn wir diesen 
Anteil den privaten Haushalten zurechnen, betrug 
das private Eigentum an Wohnungen und Wohn-
gebäuden 1971 mehr als 80 %. Es ist nicht Absicht 
der Bundesregierung, hier eine Änderung vorzuneh-
men. Herr Dr. Vogel hat neulich mit Blick auf den 
sozialen Wohnungsbau ausdrücklich davon gespro-
chen, daß wir uns die Manövriermasse der 4,5 Mil-
lionen Mietwohnungen erhalten müssen, um gerade 
zu versuchen, die alten Menschen, von denen mehr 
als 65 "/o, wie wir wissen, Wohngeldbezieher sind, 
die Kinderreichen und die ausländischen Arbeit-
nehmer versorgen zu können, und um zu versuchen, 
auch durch steigende Modernisierung und durch 
eine Verbesserung und Veränderung des Regional-
programms Wohnungen aus dem sozialen Woh-
nungsbestand frei zu machen, indem wir Menschen 
und Haushalte, die in solchen Wohnungen sind, 
in die Wohnungen des Regionalprogramms setzen, 
das übrigens auch einen hohen Anteil von Eigen

-

tum  hat. 

Überhaupt ist der Anteil von Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen im sozialen Wohnungsbau 
prozentual und absolut gestiegen. Das betrifft ins-
besondere die Eigentumsmaßnahmen — ich sagte es 
schon — im zweiten Förderungsweg, die für die 
Einkommen bis zu 40 % über den Einkommens-
grenzen des § 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
gelten. 1968 umfaßten die Eigentumsmaßnahmen 
46,5 %, 1972 sogar 49,2 %; das waren mehr als 
27 000 Wohnungen. 
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Dabei ist zu beachten, daß sich die Maßnahmen 
zur Förderung der Eigentumsbildung nicht auf die 
Bereitstellung direkter Hilfen zur Wohnungsbau-
finanzierung beschränken, sondern in erheblichem 
Umfang auch indirekte Subventionen durch viel-
fältige steuer- und prämienrechtliche Vergünstigun-
gen einbeziehen. 

In den fünf Jahren von 1968 bis 1972 sind über 
die unmittelbare Förderung insgesamt 276 000 Eigen-
heime und Eigentumswohnungen im sozialen Woh-
nungsbau erstellt worden. Allein der Gesamtauf-
wand für Wohnungsbauprämien und Zusatzprämien 
für Personen mit geringem Einkommen ist auf ins-
gesamt fast 8,6 Milliarden DM angestiegen. Sie wis-
sen, daß dazu noch die steuerlichen Vergünstigun-
gen treten. Die Steuerausfälle auf Grund der Gel-
tendmachung von Bausparleistungen als Sonderaus-
gaben nach § 10 des Einkommensteuergesetzes wer-
den für 1971 allein auf 960 Millionen DM geschätzt. 

Der Gesetzentwurf zur Förderung von Wohnungs-
eigentum und Wohnbesitz im sozialen Wohnungs-
bau will im Rahmen der künftigen Wohnungsbau-
förderung zusätzlich sicherstellen, daß auch im Hin-
blick auf die Eigenkapitalbildung weniger leistungs-
fähige Familien, namentlich kinderreiche Familien 
und junge Ehepaare, zu einer Wohnung kommen, 
an der sie eine rechtliche oder wirtschaftliche Eigen-
tümerposition begründen und sich damit sicheren 
Wohnbesitz schaffen können. 

Bei der ersten Beratung des Entwurfs im Mai 
haben Sie, Herr Kollege Mick, den Verdacht ge-
äußert, daß hier Normen gesetzt werden sollen, die 
unter dem echten Eigentum liegen. Mein Kollege 
Krockert hat damals diesen Verdacht zurückgewie-
sen. Auch im Hearing des Ausschusses für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau am 19. Septem-
ber ist ja von fast allen wohnungswirtschaftlichen 
Verbänden bestätigt worden, daß die Bildung ech-
ten Eigentums natürlich weiterhin Mittelpunkt der 
Vermögensbildung im Wohnungsbau, speziell im 
sozialen Wohnungsbau, bleiben sollte, daß aber da-
neben auch das neue Rechtsinstitut der Wohnbesitz-
wohnung in der Zukunft eine wichtige Funktion ge-
rade für die Familien übernehmen kann, die kein 
echtes Eigentum bilden können oder erwerben wol-
len. 
Ich bin auch der Meinung, daß sich die Vermö-

gensbildung im Wohnungsbau nicht ausschließlich in 
den bewährten traditionellen Rechtsformen vollzie-
hen mull, sondern daß darüber hinaus andere Rechts-
formen gesucht und nutzbar gemacht werden sollten. 
Jeder neuen, konstruktiven Idee, die zu einer ver-
stärkten Vermögensbildung im Wohnungsbau führt, 
sollte eine Chance zur Verwirklichung gegeben 
werden. 

Außerdem soll diese neue Rechtsform ja nieman-
dem aufgezwungen werden. Sie wird sich gegenüber 
den bereits bestehenden, bewährten Wohnungs-
arten durchsetzen müssen. Letztlich wird der Markt 
entscheiden, ob sie angenommen wird oder nicht. 
Wir wollen eine breite Palette an Möglichkeiten zur 
Vermögensbildung, vor allem im sozialen Woh-
nungsbau. Prioritäten stehen für uns fest: Einzel-
eigentum, insbesondere Eigentumswohnungen, Miet

-

kaufwohnungen, Wohnbesitz, Genossenschaftswoh-
nungen, aber auch Zertifikate und Immobilienfonds-
anteile gehören dazu. Über das „überwiegend" des 
Einzeleigentums in der Regierungsvorlage werden 
wir uns sicherlich im 15. Ausschuß noch unterhalten 
müssen, insbesondere nach den gravierenden Ein-
wendungen des Bundesrats. Letztlich muß sich am 
Bedarf entscheiden, wieviel Eigentumswohnungen 
und wieviel Mietwohnungen gefördert werden. Das 
sieht in den Stadtstaaten anders aus als in den 
Flächenstaaten, und in den Flächenstaaten wieder-
um ist es regional sehr unterschiedlich. Ich hoffe, 
daß wir auch hier zu einem gemeinsamen Nenner 
kommen, daß das Einzeleigentum an erster Stelle 
nach dem Bedarf gefördert wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident von Hassel: Das Wort hat Herr Dr. 
.Jahn (Münster). 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 
möchte ich Ihnen, Herr Bundesminister Vogel, dafür 
danken, daß Sie zu Recht vor diesem Hohen Hause 
moniert haben, daß eine so wichtige Debatte zu die-
ser Stunde stattfinden muß. 

Die Frage, die sich uns stellt, ist: Wie nimmt 
meine Fraktion zu der Beantwortung der Anfrage 
Stellung? Die Bundesregierung behauptet, sie sei 
nach wie vor darum bemüht, entsprechend der Ziel-
setzung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes die 
Eigentumsbildung für breite Schichten des Volkes 
mit der Förderung des Wohnungsbaus zu verbinden. 
So ist es in der Beantwortung der Anfrage formu-
liert. 

Ich stelle fest: Die gleiche Bundesregierung, die 
sich heute auf die Zielsetzung des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes beruft, hat bereits im Mai 1973 
eine Novellierung des Zweiten Wohnungsbauge-
setzes beschlossen und hier im Deutschen Bundestag 
eingebracht, wonach genau dieselbe Zielsetzung, 
nämlich das Eigentum breit zu streuen, ersatzlos ge-
strichen wird. Ich darf mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten zitieren. In § 1 des geltenden Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes heißt es: 

Die Förderung des Wohnungsbaues hat das 
Ziel, die Wohnungsnot ... zu beseitigen und zu-
gleich weite Kreise des Volkes durch Bildung 
von Einzeleigentum ... mit dem Grund und Bo-
den zu verbinden. 

Der uns jetzt im Ausschuß vorliegende Gesetzent-
wurf lautet: 

Die Förderung des Wohnungsbaus hat das Ziel, 
den Wohnungsmangel zu beseitigen, um . . . 
usw. 

Hier ist die Zielsetzung verengt, wenn ich auch zu-
geben muß, daß hinterher für die breite Streuung 
des Eigentums ein Modell angeboten wird und auch 
gesagt wird, daß überwiegend privates Eigentum 
geschaffen werden soll. Das ändert aber nichts daran, 
daß in der Zielsetzung des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes eines der wichtigen Ziele, die wir jetzt ha- 
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ben, ersatzlos wegfallen soll. Das ist nicht eine ver-
bale Kritik; das ist insofern ein wichtiger Punkt, als 
es nämlich unsere Politik ist, auch dann, wenn der 
Wohnungsmangel einmal beseitigt ist, den Woh-
nungsbau im Interesse einer breiten Streuung des 
Eigentums weiter zu fördern. Nach dem Regierungs-
entwurf ist das Ziel der Wohnbauförderung erreicht, 
wenn der Wohnungsmangel beseitigt ist. 

Angesichts dieses Tatbestandes wäre ich Ihnen, 
Herr Minister, für die Beantwortung der Frage 
dankbar: Warum soll § 1 Abs. 2 Satz 1, auf den es 
allein ankommt, geändert werden? Wenn Ihr Be-
kenntnis zur breiten Streuung privaten Eigentums 
auch künftig glaubhaft bleiben soll, dann rühren Sie 
doch bitte nicht an der Zielsetzung, die im geltenden 
Recht verankert ist. 

Die Bundesregierung stellt weiter die Behaup-
tung auf, die Verpflichtung, Eigentum für weite 
Kreise der Bevölkerung zu bilden, könne außer 
durch die Vergabe von Einzeleigentum, Parzellen-
eigentum, auch durch die Begründung von Dauer-
wohnrechten und Dauernutzungsrechten erfüllt 
werden. Bei allen unterschiedlichen Standpunkten 
sollte doch in den Begriffen, die wir verwenden, 
Klarheit herrschen. Ich darf doch feststellen, daß so 
viel Gemeinsamkeit in diesem Hohen Hause sein 
muß, daß ein Dauernutzungsrecht und ein Dauer-
wohnrecht nicht Eigentum im Sinne des Bürgerlichen 
Gesetzbuches darstellen. Darüber sollte bei uns doch 
Klarheit bestehen. 

Sie wollen neue Wege der Sicherung des Woh-
nens gehen; so steht es in der Beantwortung der 
Großen Anfrage. Ich bin der Meinung, es gibt kei-
nen sichereren Weg als den der breiten Streuung 
privaten Eigentums. Denn Privateigentum ermög-
licht die Verteilung der Verfügungsgewalt. Privat-
eigentum sorgt für einen Machtpluralismus. Gemein-
eigentum dagegen bedeutet eine Machtkonzentra-
tion in den Händen einiger mit der Gefahr des Miß-
brauchs dieser Macht, die Sie ja heute selbst kriti-
siert haben. 

Herr Bundesminister Vogel, Sie haben dann ge-
sagt, es sei hier nicht der Ort, über das Nutzungs-
eigentum zu sprechen, weil das in der Regierungs-
erklärung nicht erwähnt sei. Aber Sie werden mir 
doch zugeben, daß eine Opposition diese Frage vor 
das Plenum bringen kann, wenn in dem Arbeitspro-
gramm Ihres Hauses für diese Legislaturperiode 
formuliert ist: „Entwicklung neuer Eigentumsformen 
für die Vergabe von Grundstücken der öffentlichen 
Hand an Private". Auf deutsch buchstabiert heißt 
das -- und das haben Sie ja selbst auch schon zuge-
geben — Entwicklung eines sogenannten Nutzungs-
eigentums. 

Deshalb ist die Frage: Warum bekommen wir, 
wenn das in Ihrem Hause entwickelt werden soll, 
keine Antwort über den Stand der Beratungen? Soll 
die Katze etwa erst aus dein Sack gelassen werden, 
wenn hierfür die absolute Mehrheit vorhanden ist, 
weil der Koalitionspartner nicht mitmacht? Diese 
Frage muß man sich stellen. 

Herr Kollege Schwedler, Sie haben sodann ge-
sagt, man sollte dieses Modell doch ruhig einführen, 

weil man offenlassen könne, ob der Markt das Mo-
dell des Nutzungseigentums annehme. 

(Abg. Schwedler: Nein! Wohnbesitz, nicht 
Nutzungseigentum! Sie müssen zuhören!) 

— Entschuldigung, Wohnbesitz. — Die Frage, ob 
der Wohnbesitz vom Markt angenommen wird, ist 
sicherlich eine Frage, über die man diskutieren kann. 
Aber es bleibt doch die Frage, ob der Markt nicht 
manipuliert werden kann insofern, als man gerade 
für dieses Institut besondere Förderungspräferenzen 
schafft. Diese Frage müssen wir in diesem Rahmen 
doch stellen. 

(Zuruf von der SPD: Wer manipuliert denn 
den Markt? — Abg. Schulte [Unna]: So 

etwas nennt man Politik!) 

— So etwas nennt man Politik. Aber dann sollten 
wir, Herr Kollege, auch offen darüber sprechen. 

Herr Kollege Conradi, Sie haben dann gesagt, 
Sie wollten ja keinem sein Eigenheim wegnehmen. 
Das steht in Ihrem Programm; das gebe ich offen zu. 

(Abg. Conradi: So!) 

Aber die Frage bleibt: Was wollen Sie künftig ge-
ben? 

(Zuruf von der SPD: Lesen!) 

Wenn ich z. B. an den Parteitagsbeschluß Ihrer Par-
tei von 1973 in Hannover denke, wo Sie ein Ver-
kaufsverbot von öffentlichem Boden an Private be-
schlossen haben, bleibt doch die Frage, ob dieser 
Beschluß einer breiten Streuung des Eigentums 
dienlich ist. Ich bin der Meinung, daß dieser Be-
schluß im Grunde ein Angriff auf das private Eigen -
tum zugunsten eines kollektiven Fonds ist. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Conradi? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Conradi (SPD) : Herr Kollege Dr. Jahn, bestrei-
ten Sie, daß die Vergabe von Erbbaurechten, wie sie 
eine große Institution wie die katholische Kirche seit 
vielen Jahrhunderten betreibt, keine Eigentums-
bildung ermöglicht? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Ich habe be-
stimmt nichts gegen eine Vergabe von Erbbaurech-
ten. 

(Zuruf von der SPD: Das haben Sie aber 
eben gesagt!) 

Nur sind wir in der CDU/CSU der Meinung, daß wir 
für eine breitere Streuung echten privaten Eigen-
tums im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches ein-
treten müssen. Wir sind dafür, daß die Bürger noch 
mehr bekommen als ein Erbbaurecht. Und gerade 
die sozial Schwachen sollen eben durch besondere 
Präferenzen in diesen Genuß kommen. 

(Abg. Conradi: Das BGB ist Ihre Liebe!) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Mick? 



3124 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 54. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 4. Oktober 1973 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Bitte schön! 

Mick  (CDU/ CSU) : Herr Kollege Jahn, sind Sie 
der Meinung, daß die Vergabe von nur Erbbau-
rechten durch die katholische Kirche zur Allein-
seligmachung gehört? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Mick, Sie 
legen mir die Antwort in den Mund. Ich glaube, ich 
brauche darauf nicht näher einzugehen. 

Herr Kollege Schwedler hat dann ausgeführt — 
da stimme ich ihm zu —, daß die Städtebaupolitik 
in dieser Debatte nicht ganz zum Tragen gekom-
men ist. Ich bin der Meinung, daß wir darauf ein-
gehen müssen. 

Ich möchte der Bundesregierung insofern bei-
pflichten, als sie sich in bezug auf die künftige Ver-
teilung der Städtebauförderungsmittel zu dem 
punktaxialen System der Entwicklungsachsen und 
Entwicklungsschwerpunkte bekennt. Dieses techno-
kratisch erstellte System von Entwicklungsachsen 
und Entwicklungsschwerpunkten, das die Bundes-
regierung übernehmen will, hat sicherlich seine Be-
deutung, zumal es dem Gießkannenprinzip eine Ab-
sage erteilt. Aber Qualität des Lebens allein durch 
Technokratie zu erreichen, ist ein Irrweg. Qualität 
des Lebens muß gleichzeitig die individuellen Wohn-
wünsche der Bürger weitgehend berücksichtigen, 
wenn der Bürger das Ganze als Qualität des Le-
bens erfahren soll. Die Untersuchungen haben er-
geben, daß der Bürger nicht nur in der Verdichtung 
leben will. 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle, ein Beispiel 
zu nennen: Als die CDU in Nordrhein-Westfalen 
die Regierung stellte, wurden die Mittel des sozialen 
Wohnungsbaus nach sozialer Dringlichkeit verteilt. 
Diese Zeiten sind vorbei. Seit Sozialdemokraten in 
Düsseldorf regieren, ist nunmehr die Standortförde-
rung Trumpf. Nichts gegen dieses Prinzip, wohl aber 
gegen das Ausmaß, in dem dieses Prinzip verwirk-
licht wird! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Wohnbauförderungsmittel zu 80 % in die 
Verdichtung und nur zu 20 % in den ländlichen 
Raum fließen, dann ist meines Erachtens der Bogen 
überspannt oder — um mit einem Wort von Ihnen, 
Herr Wehner, zu sprechen — dann haben Sozial-
demokraten „überzogen" 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Conradi: 
Aber einen Infarkt in den Städten können 

wir uns auch nicht erlauben!) 

Deshalb sollten Sie Entlastungen zu der Verdich-
tung schaffen; es wäre ein guter Beitrag, wenn wir 
darüber gelegentlich sprechen könnten. Wohnbau-
förderungspolitik ist zur Zeit nicht am Bedarf orien-
tiert. Wir haben mehr Anträge für Eigentumsmaß-
nahmen vorliegen, als bewilligt werden können. Der 
Bedarf an Eigentumsmaßnahmen ist größer. Er wird 
durch die Standortförderung in dem Ausmaß, wie sie 
zur Zeit praktiziert wird, unterlaufen. 

Nun verstehe ich — da bin ich ehrlich — die Vor-
liebe Ihrer Partei für die Verdichtung; denn Wahl

-

analysen sprechen hier eine deutlichere Sprache, als 
ich sie kundtun kann. 

(Abg. Conradi: Das hat etwas mit dem Bil-
dungsgrad zu tun! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

— Das hören Sie nicht gern, Herr Immer; ich weiß 
es. Aber die Qualität des Lebens besteht nicht allein 
in einer Quantität der Verdichtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich zum Ende meiner Redezeit noch 
einige Punkte zur Städtebaupolitik sagen. Erstens. 
Oberstes Prinzip sollte sein: Verantwortliche Städte-
baupolitik hat den Bedürfnissen der Bürger Rech-
nung zu tragen. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Das ist ganz neu!) 

— Das ist nicht neu; Sie brauchen nur unser Pro-
gramm zu lesen, 

(Abg. Gallus: Ihr habt doch gar keines!) 

dann wäre Ihnen das längst geläufig. 

Zweitens. Verantwortliche Städtebaupolitik setzt 
voraus, daß im Zuge der Reform des Baubodenrechts 
den Gemeinden mehr Rechte beim Planungsverfah-
ren und beim Planungsvollzug gegeben werden. 
Dem stimmen wir zu. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Immer: Das ist 
schon neuer, das haben wir entdeckt!) 

— Hierüber besteht Einigkeit, das können Sie bei 
uns nachlesen. 

Drittens. Verantwortliche Städtebaupolitik hat 
darüber hinaus den Erkenntnissen von Raumord-
nung und Landesplanung Rechnung zu tragen. Das 
geben auch wir zu. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Auch etwas Neues!) 

Aber das darf nicht in dem Ausmaß geschehen, wie 
Sie das mit dem Verhältnis Verdichtung zum länd-
lichen Raum bei dem erwähnten Beispiel der Vertei-
lung der Wohnbauförderungsmittel betreiben. Hier 
sind wir der Meinung: im Prinzip ja, im Ausmaß der 
Anwendung des Prinzips nein. 

(Zuruf von der SPD: So nicht!) 

Viertens. Verantwortliche Städtebaupolitik muß 
der Einsicht Rechnung tragen — ich glaube, darüber 
besteht im gesamten Hause Einigkeit —, daß dem 
Geltungsbereich des ökonomischen Prinzips Gren-
zen gesetzt sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zugegeben! Wir müssen uns aber auch hier über das 
Ausmaß unterhalten. Sie werden aus diesen Ausfüh-
rungen entnehmen, daß wir in vielen Dingen im 
Prinzip d'accord sind; wir müssen uns nur über das 
Ausmaß der Anwendung der genannten Prinzipien 
unterhalten. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich sage dies alles bewußt deshalb, damit ich 
Ihnen auch die Auffassung unserer Fraktion unter-
breiten kann, daß wir in diesen Grundsätzen mit 
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Ihnen in einem Boot sitzen. Aber wenn ich das sage, 
so erlauben Sie mir gleichzeitig den Hinweis, daß 
dieses gesamte Instrumentarium auch ausreicht, um 
die bodenrechtlichen Fragen, über die Sie heute hier 
sprechen, wirksam zu lösen. Wir sind der Meinung 
— darin unterscheiden wir uns , daß verantwort-
liche Städtebaupolitik eben nicht an den Grundla-
gen der geltenden Eigentumsordnung rütteln muß, 
um die dringenden Fragen des Bodenrechts und der 
Städtebaupolitik hinreichend beantworten und lösen 
zu können. Wir sind vielmehr der Auffassung, daß 
gerade diese Fragen, die Sie, meine Damen und 
Herren, mit der Reform des Eigentums aufgreifen, 
im Grunde eine andere Motivation haben, als sie 
heute bei Ihnen hier zugegeben worden ist. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Staak? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Bitte schön, 
Herr Kollege Staak! 

Staak (Hamburg) (SPD) : Herr Kollege Dr. Vogel, 
ist Ihnen bekannt, — — 

(Heiterkeit.) 

— Herr Kollege Jahn! Sie sitzen da so im Blickfeld. 
Aber ich möchte wirklich Sie fragen. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
es schmeichelt mir, daß Sie mich schon mit einem 
Minister, Herrn Kollegen Vogel, verwechseln. Aber 
dafür bin ich zu bescheiden. Wir hatten eine 
Abiturkarte, auf der stand: 

Wenn einer, der mit Mühe kaum 
gestiegen ist auf einen Baum, 
glaubt, daß er ein Vogel wär, 
so irrt sich der. 

Staak (Hamburg) (SPD) : Ich wollte hier nicht nach 
Qualitäten fragen. Und zitierfreudig ist die CDU/ 
CSU heute. — Ist. Ihnen bekannt, daß alle drei Frak-
tionen im Ausschuß für Städtebau zum Städtebau-
bericht 1970 am 16. Dezember eine gemeinsame Ent- 
schließung verabschiedet haben, daß wir zu den 
Fragen, die Sie hier soeben aufgezählt haben — bis 
hin zum Verhältnis des Bundesraumordnungspro-
gramms und der Städtebaupolitik — in zehn Punk-
ten Einigkeit erzielt haben, daß wir diese Fragen 
gemeinsam packen müssen, und darf ich davon aus-
gehen, daß Sie jetzt von dieser gemeinsamen Ent-
schließung abgerückt sind? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Ich sehe keinen 
Grund, Herr Kollege, diesen Vorwurf entgegenzu-
nehmen. Darüber, was wir in der Städtebaupolitik 
zu sagen haben, werden wir im Ausschuß noch lan-
ger beraten. Die Grundprinzipien habe ich hier so-
eben umrissen und habe hinzugefügt, daß wir, wenn 
dieses ganze Instrumentarium greifen soll, eben 
nicht darauf angewiesen sind, gleichzeitig eine Poli-

tik durchzuführen, die an  unsere  Eigentumsordnung 
und an die Grundlagen unserer Gesellschaftsord-
nung rührt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, die Geschäftslage ist folgende. Im Augen-
blick liegen noch zwei Wortmeldungen vor. Danach 
sind aber ohne Debatte noch acht Tagesordnungs-
punkte zu erledigen. Meine Bitte ist, daß die 
Damen und Herren nachher auch noch diese acht 
Tagesordnungspunkte, die sehr schnell erledigt sein 
werden, abwarten. — Das Wort hat jetzt der Ab-
geordnete Gallus. 

Gallus (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, daß die Antwort auf die 
erste Frage der Großen Anfrage der CDU ganz ein-
deutig ausgefallen ist. Nur am Glauben fehlt es, 
und das steht einer christlichen Partei schlecht an. 

(Heiterkeit. — Beifall bei den Regierungs-
parteien.) 

Hier steht ganz eindeutig, Herr Dr. Schneider: 

Die Einführung eines Nutzungseigentums ist in 
der Regierungserklärung nicht vorgesehen. 

Das ist für die FDP-Fraktion, die diese Regierung 
mitträgt, der entscheidende Satz, und den dürfen Sie 
so nehmen, wie er da steht. 

(Abg. Dr. Jenninger: Warum diskutiert 
man dann in der Regierung darüber?) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage, Herr Kollege Gallus? 

Gallus (FDP) : Bitte! 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Kollege, ist 
Ihnen folgende Äußerung des derzeit zuständigen 
Ministers auf dem Parteitag im April 1973 bekannt. 
Ich darf diesen kleinen Satz mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten zitieren —: 

Wir haben in der Kommission drei Vorschläge 
erarbeitet: Novelle zum Bundesbaugesetz, Re-
form des Bewertungsrechts plus Bodenwertzu-
wachssteuer und außerdem Entwicklung des 
Institutes des Nutzungseigentums, damit wir 
dieses Nutzungseigentum zunächst einmal in 
Problemgebieten einführen und anwenden kön-
nen. 

Meinen Sie nicht, daß eine derartige Äußerung 
durchaus auch Zweifel an der Beantwortung der 
Großen Anfrage zumindest in den Bereich des Mög-
lichen rückt? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Gallus (FDP) : Herr Kollege, ich habe an dieser 
Regierung in dem, was hier gesagt ist — in diesem 
Punkt, um den es hier geht —, keinen Zweifel. 
Jedes' Ressort hat durchaus für sich die Möglichkei-
ten, Beobachtungen anzustellen, Fallstudien zu er-
stellen. Das steht jedem frei. Entscheidend ist, was 
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diese Regierung hier mit den Koalitionsparteien, 
von denen sie getragen wird, durchführen kann. 
Das ist die entscheidende Frage, und deshalb soll-
ten wir das, glaube ich, so hinnehmen. 

(Abg. Kiechle: Ihr glaubt zuviel und wißt 
zuwenig!) 

Herr Dr. Schneider, nach dem, was Sie gesagt 
haben, muß ich aber zu der Erkenntnis kommen, 
daß Sie nach Ihrem CSU-Parteitag hier Ihr schlech-
tes Gewissen beruhigen wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Anders kann ich das nicht verstehen. Sie denken 
vielleicht an die Vergangenheit und daran, wie die 
Eigentumsdiskussion in den letzten zwei Jahren in 
diesem Hause und draußen geführt worden ist. Sie 
ist, gelinde ausgedrückt, mit sehr viel Scheinheilig-
keit und Unwahrhaftigkeit geführt worden. Gewiß, 
wir freuen uns darüber, daß die Diskussion heute 
versachlicht ist. Wir Freien Demokraten freuen uns 
noch viel mehr darüber, daß wir in diesen Fragen 
nicht die Bibel zu zitieren brauchen, sondern daß 
wir in unseren Freiburger Thesen als erste einen 
Parteitagsbeschluß zum Eigentum, zur Neugestal-
tung des Bodenrechts herbeigeführt haben. Wenn 
ich das, was Sie in Ihrer Gesamtfraktion bis heute 
noch nicht vollendet haben, einmal nachlese und 
mit dem vergleiche ,was ich draußen höre, dann bin 
ich erfreut darüber, daß die Freiburger Thesen eini-
ges dazu beigetragen haben, Sie auf den richtigen 
Weg zu bringen. 

(Beifall bei der FDP. — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Hoffen wir, daß es uns vollends gelingt. Insofern 
sind wir sehr freizügig. Sie haben sogar die Mög-
lichkeit, unsere Freiburger Thesen in jedem Buch-
laden als rororo-Bändchen zu kaufen; es ist sogar 
auf Grund der inzwischen größer gewordenen Auf-
lage billiger geworden. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der CDU/CSU: 
Schleichwerbung! — Abg. Dr. Jenninger: 
Also eine Ersatzbibel! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

— Eine Ersatzbibel brauchen die Freien Demokra-
ten und die Liberalen nicht; denn wir lassen dem, 
was in der Bibel steht, seinen Wert. Wir fühlen uns 
nicht genötigt, es zu politischen Zwecken zu miß-
brauchen. 

(Abg. Mick: Das ist aber nett von euch! — 
Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Der Gallus 

ist ein netter Mensch!) 

Herr Dr. Schneider, Sie haben in Ihren Ausfüh-
rungen Geisterarmeen beschworen. Ich darf Sie dar-
an erinnern, daß das, was heute von Sprechern aus 
Ihren Reihen in bezug auf entsprechende Beschlüsse 
Ihres bevorstehenden Parteitags zum besten ge-
geben wird, eine sehr breite Palette darstellt. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Wir sind 
eine Volkspartei, eine liberale Partei!) 

Wenn ich mir das vergegenwärtige, was die Ham

-

burger CDU bereits vor drei, vier Jahren beschlos

-

sen hat, nämlich eine Kommunalisierung des Grund 

und Bodens, und das, was die Junge Union anstrebt, 
gelange ich zu der Auffassung, daß die CSU nicht 
nur, wie es ein Fernsehreporter gesagt hat, dabei 
ist, die CDU links zu überholen, sondern daß Ihre 
Fraktion insgesamt dabei ist, die SPD links zu über-
holen. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Hoppla!) 

Ich meine, hier müssen Sie in Ihren eigenen Reihen 
einmal für Klarheit sorgen. 

Wir Freien Demokraten — das darf ich einmal 
offen sagen — sind nicht für die Abschaffung des 
Eigentums, sondern wir sind dafür, daß viele Men-
schen in den Genuß von Eigentum kommen. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Dafür sind wir 
alle! — Abg. Gerster [Mainz] : Sie müssen 
nach links gucken, wenn Sie das sagen! — 
Abg. Kiechle: Wir wollen es nicht abschaf-
fen! — Abg. Dr. Jenninger: Von der Wiege 
bis zum Grabe! — Weitere Zurufe von  der 

CDU/CSU.) 

Das sage ich für alle meine Kollegen. Was die 
grundsätzlichen Bestimmungen der Artikel 14 und 
15 des Grundgesetzes angeht, so muß man ehrlich 
zugeben, daß man damit alles in Richtung Vergesell-
schaftung von Grund und Boden machen kann. 

(Heiterkeit.) 

Das heißt gleichzeitig, daß die Ausfüllung des 
Grundgesetzes vom Wollen der politischen Kräfte in 
diesen Fragen begrenzt werden muß. Das, was 
Sie in Ihrer geschichtlichen Rückschau zum besten 
gegeben haben, ist der beste Beweis dafür, daß 
überall dort Revolutionen ausgebrochen sind, wo 
sich das Eigentum in den Händen von nur wenigen 
befand. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Fürchten Sie 

eine Revolution, Herr Gallus?) 

— Ich will damit sagen, daß man einer Revolution 
vorbeugen kann, wenn man in vernünftiger Weise 
dafür sorgt, daß möglichst viele Menschen in den 
Genuß von Eigentum kommen. Das ist das Wollen 
der Freien Demokraten. 

(Abg. Kiechle: Sagen wir ja dauernd! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wenn Sie aber die Geschichte bemühen, dann 
muß ich am Bauernkrieg anknüpfen. Das Eigentum 
hat viele Gesichter. Immerhin war es damals so, daß 
einige von denen, die dazu beigetragen haben, diese 
erste Revolution zu unterdrücken und in wenigen 
Wochen zehntausend Bauern totschlagen ließen, 
vom Kaiser dafür mit großen Lehen belohnt worden 
sind, die sie heute noch als Eigentum besitzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich nehme es gar niemandem übel, daß das so ist, 
weil nämlich der, der es besitzt, nichts dafür kann, 
daß es damals für diesen Zweck vergeben worden 
ist. Ich möchte damit nur sagen, daß man diese 
Diskussion sehr aufgeschlossen und nach allen Rich-
tungen offen führen. muß. 

Auf jeden Fall steht eines fest. Die Dinge sind so, 
wie sie heute sind, nicht alle in Ordnung, und sie 
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müssen neu geordnet werden, und zwar nach den 
Vorstellungen der Freien Demokraten auf der Basis 
der These 1 im Kapitel „Eigentumsordnung" unse-
res Freiburger Programms, aus der ich Ihnen jetzt 
einmal vorlese: 

Freiheit braucht Eigentum. Eigentum schafft 
Freiheit. Es ist Mittel zum Zwecke der Wah-
rung und Mehrung menschlicher Freiheit, nicht 
Selbstzweck. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Das unterschrei

-

ben wir auch!) 

— Ja, gut, ich habe hier bereits festgestellt, daß 
ich mich darüber freue, daß Sie nun dabei sind, 
hier auf den richtigen Weg, nämlich auf die Basis 
unserer Vorstellungen zu gelangen. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Das ist eine allge

-

meine Notwendigkeit! So weit waren wir 
schon vor 25 Jahren, glauben Sie mir! — 

Weitere Zurufe.) 

Eines darf ich hier im Namen meiner Fraktion 
bekennen: daß wir alles dazu beitragen werden, daß 
die Novelle zum Bundesbaugesetz in dieser Legis-
laturperiode verabschiedet werden kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich sage das in dem Bewußtsein, daß die Diskussion 
in den Parteien natürlich sehr unterschiedlich ge-
führt wird. Das ist das Recht jeder einzelnen Par-
tei. 

(Abg. Immer: Das möchte ich meinen!) 

Ich glaube, das sollte man ebenfalls sagen. 

Ich bekenne mich z. B., um es ganz offen zu sagen, 
nicht zu der These, der Bauboden sei nicht vermehr

-

bar. Sicher ist der Boden dieser Erde nicht vermehr

-

bar, aber Bauboden ist vermehrbar. Und ich bin auch 
der Auffassung, daß wir alles in allem sehen müs-
sen, nicht nur die Novelle des Bundesbaugesetzes, 
sondern auch das bereits verabschiedete Städtebau-
förderungsgesetz und die Möglichkeiten, die uns, 
insgesamt gesehen, in Zukunft gegeben sein wer-
den, das Baugeschehen zu beeinflussen. 

Ein Weiteres hat, glaube ich, hier mein Kollege 
Engelhard bereits ausgeführt. Wir wollen in bezug 
auf Eigentum und Machtverteilung eines nicht: daß 
wir die absolute Obrigkeit der vergangenen Jahr-
hunderte durch die Vorstellung ersetzen: alle Macht 
den Gemeinden! 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es richtig!) 

Ich bin selbst seit 15 Jahren Gemeinderat, und ich 
glaube, wir alle müssen dafür sorgen, daß auch hier 
die Macht begrenzt bleibt und die Rechte der Bür-
ger gewahrt werden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU.) 

Denn ich warne — wenn das nicht geschehen sollte 
— davor, daß sich in vielen Gemeinden — diesen 
Ausdruck benutze ich von dieser Stelle aus nicht 
gern — in dieser Frage, ob gewollt oder ungewollt, 
eine große Vetterleswirtschaft breitmachen würde. 
Dies würde geschehen, wenn wir nicht diese Dinge 

entsprechend sauber absichern und die Macht im 
Gesetz entsprechend verteilen 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

und die Rechte des Bürgers dabei entsprechend 
wahren können. 

Ich möchte noch zu einem Wort Stellung nehmen, 
das hier in bezug auf das Nutzungseigentum gesagt 
worden ist. Auch hier, glaube ich, sollten wir uns 
davor hüten, die Dinge absolut zu nehmen. 

(So ist es! bei der SPD.) 

Neue Formen des Eigentums werden kommen, de-
nen wir uns nicht verschließen können. Sie müssen 
aber auf der Basis der Freiwilligkeit gefunden wer-
den. Das scheint mir das Grundelement dafür zu 
sein, Gedanken in dieser Richtung anzustellen. In 
diesem Zusammenhang wird davon gesprochen, daß 
es keine Herrschaft über Menschen geben darf. Der 
Herr Minister hat heute diesen Satz zitiert. Wir müs-
sen dabei bedenken, daß wir auch diese Vorstellung 
nicht absolut sehen und keinesfalls so auslegen dür-
fen, daß jeder Bürger lieber zum Gemeineigentum 
greift, als selbst dazu beizutragen, durch Konsum-
verzicht neues Eigentum zu bilden. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Niegel? 

Niegel (CDU, CSU) : Herr Kollege Gallus, Sie 
sprechen von der Freiwilligkeit, wenn neue Eigen-
tumsformen praktiziert werden sollen. Wie können 
Sie sich eine Freiwilligkeit vorstellen, wenn z. B. 
nach den Thesen oder den Beschlüssen des SPD-
Parteitages Eigentum nicht an Private abgegeben 
werden darf, wenn die Gemeinde beschließt, daß sie 
das Nutzungseigentum einführt? 

Gallus (FDP) : Ich kann die SPD als Partei nicht 
daran hindern, auf ihren Parteitagen etwas Derarti-
ges zu beschließen. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Was halten 
Sie davon?) 

Ich kann auch die Gemeinde, in der die SPD die 
Mehrheit hat, nicht daran hindern, etwas Derartiges 
zu beschließen. Die Frage ist, ob in diesem Hause 
eine Mehrheit zustande kommt, um die gesetzliche 
Grundlage zu schaffen, die die Handhabe dafür ab-
gibt. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] : Das war eine 
gute Antwort!) 

Das ist für mich, der ich Abgeordneter einer Regie-
rungsfraktion bin, die entscheidende Frage. 

(Abg. Gerster [Mainz] : Hoffentlich brau-
chen wir Sie nie daran zu erinnern!) 

— Herr Kollege, es ist immer gut, wenn man sich 
gegenseitig an Dinge erinnert, die anscheinend der 
Vergangenheit angehören. Heute abend müßten 
eigentlich mehr in diesem Saale sein. Es wäre ganz 
gut sich an die Diskussion über Eigentum vor dem 
Mißtrauensvotum, vor der Landtagswahl in Baden- 
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Württemberg und vor der Bundestagswahl zu erin-
nern. Aber das alles wollen wir einmal beiseite 
lassen. Da würden nämlich Dinge hochkommen, bei 
denen sich manche angesichts der heute so sachlich 
geführten Diskussion eigentlich im Rückblick schä-
men müßten. 

Nun möchte ich ein Wort zu den Kirchen sagen. 
Wir müssen wohl alle für die Stellungnahme der 
Kirchen über die Neuordnung des Bodenrechts 
dankbar sein. 

(Abg. Niegel: Neue Töne!) 

Ich meine, daß sie gute Grundlagen für die Diskus-
sion abgegeben hat. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Was halten 
Sie vom Kirchenpapier? — Heiterkeit.) 

Nur, meine sehr verehrten Damen und Herren, daß 
die  Kirchen mit Empfehlungen und entsprechenden 
Vorschlägen sehr wohl das Ihre zur Diskussion bei-
tragen, genügt nicht. Besser wäre es, in bezug auf 
ihren eigenen Besitz entsprechend zu handeln, um 
selbst zu einer breiteren Streuung des Eigentums 
beizutragen. 

(Abg. Dr. Stark [Nürtingen] : Sehr gut! Das 
gilt auch für manche andere hier!) 

— Das gilt für alle. 
(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr gut! — 

Auch für die Gemeinden!) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Kollege, ich 
darf Sie darauf aufmerksam machen, daß Ihre Rede-
zeit abgelaufen ist. 

Gallus (FDP) : Für die Freien Demokraten ist die 
Tatsache entscheidend, daß die Vielfalt des Eigen

-

tums erhalten und weiterentwickelt wird und viele 
Bürger die Chance zum Erwerb von Eigentum be-
kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war gut! 
Was er zum Schluß gesagt hat, war gut!) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Minister hat 
in seiner Antwort auf meine Ausführungen unter 
anderem kritisiert, daß ich im Zusammenhang mit 
den geschichtlichen Beispielen, 28. Februar 1933 
und Oktoberrevolution in Rußland, falsche histo-
rische Bezüge hergestellt hätte. Aus dem Protokoll 
geht folgendes hervor. 

Ich habe darauf hingewiesen, daß die Verfas-
sungsgeschichte unseres Landes beweist, daß der 
Kampf für die übrigen Grundrechte — ich habe sie 
alle aufgeführt — auch ein Kampf für das Privat-
eigentum war. Dann habe ich gesagt: 

Dafür gibt es eindrucksvolle Beispiele aus der 
Geschichte. 

In dem Augenblick kamen der Zuruf des Kollegen 
Conradi: „Drittes Reich!" sowie weitere Zurufe von 
der SPD: „Portugal! Spanien!" 

Daraufhin habe ich — was ich gar nicht vor-
hatte — aus dem Ärmel heraus die Verordnung des 
Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat 
vom 28. Februar 1933 und die sieben Grundrechte 
zitiert, die damals außer Kraft gesetzt worden sind. 
Als siebtes Grundrecht habe ich den Art. 153 ge-
nannt, der das gleiche besagt, wie Art. 14 unseres 
Grundgesetzes; das war der Punkt eins. 

Da mir hinsichtlich Spanien und Portugal ein 
historischer Vorgang gleichen Umfangs und glei-
chen Inhalts nicht bekannt war, habe ich das „De-
kret über den Boden" zitiert und damit ein histo-
risches Faktum angeführt. 

Daß in diesem Zusammenhang der Kollege Gansel 
die unparlamentarische Flegelei begangen hat 

(Zuruf von der SPD) 

— ich kann es gar nicht anders ausdrücken —, 
mich deswegen einen Ehrabschneider zu nennen, 
weil ich in aller Sachlichkeit zwei historische Bei-
spiele angeführt habe, mag Ihrem parlamentarischen 
Stil entsprechen; ich weise das entschieden zurück. 
Leider hat der Präsident diesen unparlamentarischen 
Zuruf nicht gehört. 

Gestatten Sie mir noch zwei andere Bemerkungen. 

Auch ich bin mit dem Verlauf der heutigen De-
batte und mit der Teilnahme an ihr nicht zufrieden. 
Warum? Weil es mir in der Tat darum gegangen 
wäre, zu den eigentlichen Sachproblemen — Städte-
bau in den unterschiedlichsten Themenbereichen — 
mehr zu sagen, mehr zu diskutieren. 

(Zuruf von der SPD: Sie hatten doch eine 
Dreiviertelstunde!) 

Wir wären auch dazu in der Lage gewesen, hätte 
die Bundesregierung die Fragen eins bis acht be-
antwortet, hätte sie insbesondere in der für uns 
wesentlichen Frage einer künftigen Entwicklung 
unserer Eigentumsordnung ja oder nein gesagt. Sie 
hat sich in der Antwort der Stimme enthalten, und 
auch alle Einlassungen zu diesem Punkt waren 
keine Antwort auf das, was ich gefragt habe. 

Was das Erbbaurecht angeht, so kann ich nur 
sagen: Es ist für unseren Zusammenhang völlig 
uninteressant, wer damals ja oder nein gesagt hat. 
Entscheidend ist nur, daß sich das Erbbaurecht als 
Rechtsinstitut bewährt hat und daß es von nie-
mandem von uns in irgendeiner Weise in Frage 
gestellt worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Heute nicht!) 

Wichtig ist mir auch noch, daß sich das GEWOS- 
Gutachten vom April — GEWOS ist ein Institut, 
das sicherlich nicht im Dienste der CDU/CSU-Frak-
tion steht — zu zwei wesentlichen Punkten der 
heutigen Debatte geäußert hat, einmal dazu, ob es 
zu empfehlen wäre, die bodenpolitische Entwick-
lung unter dem Vorzeichen des Art. 15 voranzu-
treiben. Hier kam das Gutachten zu dem Ergebnis, 
daß die damit verbundenen Vorteile die damit ver-
knüpften Nachteile wesentlich übertreffen. 

(Zuruf von der SPD: Umgekehrt!) 
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In dem Gutachten heißt es auch, daß der § 903 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs einer modernen Fortent-
wicklung des Bodenrechts nicht im Wege steht. 
Das Gutachten bewegt sich also ganz und gar auf 
der Grundlage des Art. 14. 

Herr Kollege Gallus, Ihr Temperament — Sie ha-
ben die Bauern-Kriege zitiert und in einer burlesken 
Weise heitere, dörfliche Stimmung in den Bundes-
tag gebracht; darüber haben sich alle gefreut. War-
um sollen wir nicht auch einmal heiter lachen?! — 
erinnert mich nicht so sehr an einen Bauer der 
Bauern-Kriege, sondern vielmehr an Ihren würt-
tembergischen Landsmann, den Pfeifer von Niklas

-

hausen, 
(Abg. Dr. Jenninger: Schon Franke!) 

der vor 500 Jahren in der deutschen Geschichte ein 
wenig berühmt geworden ist. Ich muß Ihnen sagen: 
Uns auch nur mit einem Gedanken zu unterstellen, 
wir hätten ein nicht ganz keusches Verhältnis zum 
Privateigentum — das klang so heraus —, ist doch 
des Guten zu viel. Wenn Sie aber schon einen 
CDU- oder CSU-Mann damit in Verbindung brin-
gen wollen, muß ich Sie an etwas erinnern. Mir fällt 
gerade ein, und ich glaube mich nicht zu täuschen, 
daß das frühere Mitglied dieses Hohen Hauses, der 
FDP-Abgeordnete Atzenroth, eine heftige Kontro-
verse mit dem damaligen Ressortminister Paul Lücke 
hatte, als es um die Verabschiedung des Bundesbau-
gesetzes ging. Er verwahrte sich nämlich gegen die 
vielen Einschränkungen der Eigentumsfreiheit im 
Bundesbaugesetz. Das war dem Herrn wesentlich zu-
viel, und er sagte im Zusammenhang mit dem Be-
griff „Gemeinwohl", einem Terminus aus Art. 14 
des Grundgestzes, man solle ihm doch nicht mit 
diesem Begriff kommen, denn unter dem Begriff 
„Gemeinwohl" und „Volkswohl" habe man vor 170 
Jahren die Guillotine in Bewegung gesetzt. 

Ich unterstelle Ihnen das gleiche nicht, aber wenn 
Sie mir mit historischen Zitaten kommen wollen, 
was einstmals der und jener gemacht hat, darf ich 
Ihnen sagen, die FDP — ich spreche jetzt von dieser 
Zeit — hat sicherlich nicht zur Vorhut des boden-
politischen Fortschritts gehört. 

(Zurufe von der SPD.) 

Mir ging es darum, den politischen, sozialen, sitt-
lichen und geschichtlichen Rang des Eigentums auf-
zuzeigen. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Gallus? 

Dr. Schneider (CDU/CSU): Bitte! 

Gallus (FDP) : Herr Kollege Schneider, Wollen Sie 
bestreiten, daß die FDP als erste Partei einen Be-
schluß eines Parteitages zur Neuordnung des Bo-
denrechts und zum Eigentum herbeigeführt hat? 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Ich kann Ihnen diese 
Frage leider nicht mit Ja beantworten, ich kann es 
auch nicht bestätigen, weil mir aus anderen Parteien 
seit langer Zeit derartige Beschlüsse bekannt sind. 

Ich darf Ihnen beispielsweise sagen, da gibt es in 
deutschen Landen eine ganz gut im Leben aufge-
wachsene Partei, die heißt Christlich-Soziale Union. 
Die hat im Jahre 1946 in Vorbereitung auf die Be-
ratungen in der Verfassungsgebenden Landesver-
sammlung in Bayern bodenrechtliche Beschlüsse ge-
faßt. Einer dieser Beschlüsse 

(Zurufe von der SPD) 

— meine Herren von der SPD, hören Sie jetzt gut 
zu, weil das typisch Bayerisch ist, was ich jetzt 
sage — hat Eingang in die Bayerische Landesver-
fassung gefunden, und zwar in Art. 161 Abs. 2. Dort 
heißt es nämlich, daß Bodenwertsteigerungen, die 
nicht auf eigene Leistungen oder Kapitaleinsatz zu-
rückgehen, abgeschöpft werden sollen. Dies stand 
in einem der ersten Beschlüsse, den die CSU über-
haupt auf einem Parteitag gefaßt hat. Da Ihr Be-
schluß vom Oktober 1971 stammt — Freiburger 
Beschlüsse — und von 1946 bis 1971 25 Jahre ver-
gangen sind, darf ich feststellen, daß die CSU der 
FDP schon damals um 25 Jahre voraus war. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Abgeordnete Henke. 

Henke (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Keine Angst, ich will hier nur einige 
wenige Bemerkungen machen. 

Der Kollege Dr. Jahn meinte, hier mit juristischen 
Spitzfindigkeiten dartun zu müssen, daß die Sozial-
demokraten die Eigentumsbildung begrenzen, ein-
schränken wollen. Die Zahlen, die der Kollege 
Schwedler vorgetragen hat und die ihren Hinter-
grund in einem Gutachten von Professor Duvensack 
haben — wir können das Material zur Verfügung 
stellen — beweisen eindrucksvoll, daß das Gegen-
teil der Fall ist, daß in den letzten Jahren die Eigen-
tumskurve völlig konstant geblieben ist. 

Ich meine auch, Herr Kollege Dr. Jahn, daß man 
eine Diskussion um mögliche neue Eigentumsformen 
nicht damit abwehren kann, daß man sich auf die 
Systematik des Bürgerlichen Gesetzbuches beruft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wer das Bürgerliche Gesetzbuch antastet, tastet 
nicht die Grundfesten dieser Gesellschaft an. Es 
geht hier darum, daß wir den Sozialstaatauftrag des 
Grundgesetzes erfüllen wollen. Das hat mit dem 
BGB überhaupt nichts zu tun. Wenn das BGB die-
sem Auftrag im Wege steht, dann muß das BGB 
geändert werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Jahn? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
darf ich unterstellen, daß die Regierung, wenn 
sie eine Gesetzesänderung einbringt, auch eine Mo-
tivation hat und dieser Gesetzesänderung irgend-
einen Sinn beifügt? Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
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Dr. Jahn (Münster) 

Sie mir eine Erklärung dafür geben könnten, warum 
hier von den bisherigen zwei Zielsetzungen nun-
mehr nur noch eine Zielsetzung übrigbleibt. 

Henke (SPD) : Ich glaube, die Überschrift dieses 
Gesetzes beantwortet Ihre Frage. Da geht es um den 
Wohnbesitzbrief und die verstärkte Eigentumsbil-
dung. So heißt das Gesetz, und insoweit verstehe 
ich Ihre Frage nun wirklich nicht. 

(Abg. Dr. Jahn [Münster] : Sie wollen sie 
nicht verstehen!) 

Sie haben weiter angesprochen, Herr Kollege Dr. 
Jahn, daß unter anderem auch im Hause des Herrn 
Dr. Vogel Überlegungen zum Nutzungseigentum an-
gestellt werden. In der Tat stehen in einem Arbeits-
papier solche Bemerkungen darin. Ich weiß nicht, 
was dieses Mißtrauen soll. Der Herr Minister hat Sie 
doch eingeladen, Sie von der Opposition, an dieser 
Diskussion teilzunehmen. Sie sind wirklich sehr 
herzlich eingeladen. Dann sind alle die Bedenken, 
die Sie hier angemeldet haben, wahrscheinlich von 
vornherein unbegründet und fallen unter den Tisch. 

Ich will nicht über Raumordnung in NRW spre-
chen. Nur soviel noch: 1966 und 1973, dies ist ein 
grundlegender Wandel. Damals konnte man viel-
leicht noch von der Wohnungsnot sprechen. Heute 
haben wir eine Phase erreicht, dan kann man viel-
leicht noch vom Wohnungsmangel reden. Die Situa-
tion, daß wir mit der Gießkanne arbeiten müßten, 
ist Gott sei Dank vorbei. Heute können wir die 
Verteilung öffentlicher Mittel wirklich auch raum-
ordnerischen Gesichtspunkten unterwerfen. Ich neh-
me an, daß wir da einer Meinung sind. 

Nur noch zwei Sätze zum Kollegen Dr. Schneider! 
Herr Kollege Dr. Schneider, Sie meinten betonen zu 
müssen, der Kampf urns Privateigentum würde des-
halb zu führen sein, um die Grundrechte zu schüt-
zen. Sie haben es etwas anders formuliert, aber im 
Grunde genommen haben Sie das sagen wollen. 
Aber ich will Ihnen sagen, Herr Dr. Schneider: die 
Grundrechte stehen hier und heute und für Sozial-
demokraten überhaupt nicht zur Diskussion. 

(Zustimmung von der SPD.) 

Ich weiß nicht, was solche Unterstellungen sollen. 
Belehrungen in dieser Richtung hat die Sozialdemo-
kratische Partei nicht nötig. Es geht darum, daß wir 
den Eigentumsbegriff im Sinne der Sozialstaats-
klausel des Grundgesetzes überprüfen und vielleicht 
nach den Vorstellungen eines doch gewiß nicht der 
SPD angehörenden oder ihr sehr nahestehenden 
Verfassungsrechtlers, Professor Leibholz, erfüllen, 
der auch gemeint hat: man muß in Grund und Boden 
nach neuen Eigentumsinhalten suchen. Ich meine, 
daß solche diffamierenden Gedankenverbindungen 
wirklich in einer solchen Diskussion nicht am Platze 
sind, Herr Kollege. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Schneider? 

Dr. Schneider (CDU/CSU) : Herr Kollege Henke, 
wollen Sie es in der Tat als eine diffamierende Ge-
dankenverbindung bezeichnen, wenn ich darauf hin

-

weise, daß der Eigentumsschutzartikel 14 im Grund-
gesetz im Grundrechtskatalog steht und daß unter 
den sieben Grundrechten, die aufgehoben wurden, 
auch der Art. 153, der Eigentumsartikel, war? Ist 
diese objektive Feststellung diffamierend? 

Henke (SPD) : Aber, Herr Dr. Schneider, da müs-
sen Sie also den Art. 14 ganz zitieren und dann den 
Art. 15 und dann wollen wir uns um den Inhalt 
kümmern. Wenn Sie sagen, der Kampf um das 
Eigentum ist der Kampf um die Grundrechte, dann 
versteht doch jeder etwas völlig anderes darunter, 
als Sie das hier dargestellt haben. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen — damit wir 
diese Debatte vielleicht noch sinnvoll beenden kön-
nen —. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

ich wäre Ihnen sehr dankbar, liebe Kollegen von der 
CDU/CSU, unterstützen Sie uns in den nächsten 
Monaten bei den Beratungen der Novelle zum Bun-
desbaugesetz. Dies ist, so meine ich, aktive Politik 
im Sinne der Städtebaupolitik. Wenn Sie dazu be-
reit wären, würde wahrscheinlich in naher Zukunft 
eine Anfrage, wie sie von Ihnen gestellt worden ist, 
Herr Dr. Schneider, eine noch positivere Antwort 
finden können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmel-
dungen zu diesem Tagesordnungspunkt liegen nicht 
vor. Ich schließe daher die Aussprache über die 
Große Anfrage der CDU/CSU über Städtebau und 
Städtebaupolitik. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache 7/271 	 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/1021 —

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

Drucksache 7/719 (neu) — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Berger 
Abgeordneter Wittmann (Straubing) 

(Erste Beratung 21. Sitzung) 

Wir treten in die zweite Beratung ein. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die zweite 
Beratung. 

Wir kommen in zweiter Beratung zur Abstimmung 
über Art. 1, 2, 2 a, 3, 4, 5, Einleitung und Über- 
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Vizepräsident von Hassel 
schrift. Wer zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? Es ist so 
beschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf in der in zweiter Lesung beschlosse-
nen Fassung zustimmt, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. Gegenprobe! — Enthaltungen? Der Ge-
setzentwurf ist einstimmig angenommen. 

Wir haben dann noch über Nr. 2 des Ausschuß-
antrages abzustimmen. Wer Nr. 2 des Ausschußan-
trages zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundes-
reisekosten- und Bundesumzugskostengeset-
zes 

— Drucksache 7/283 -- 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/1052 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Riedl 
(München) 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksache 7/1038 

Berichterstatter: Abgeordneter Berger 
Abgeordneter Groß 
Abgeordneter Wittmann 
(Straubing) 

(Erste Beratung 21. Sitzung) 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Ich eröffne 
die Aussprache. Wird das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen in zweiter Lesung zur Abstimmung 
über die Art. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, Einleitung und 
Überschrift. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die 

dritte Beratung.. 

Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über den 
Gesetzentwurf in dritter Beratung. Wer dem Gesetz-
entwurf in der in der zweiten Lesung beschlossenen 
Fassung zustimmt, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Wir haben noch über Nr. 2 des Ausschußantrages 
auf Seite 3 der Vorlage abzustimmen. Wer dem 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Keine Gegenstimmen. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 13, 14 und 15 der Tagesord-
nung auf : 

13. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1973 

hier: Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzver-
waltung —

— Drucksachen 7/848, 7/1007 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Dübber 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1973 

hier: Einzelplan 12 — Bundesminister für 
Verkehr — 

- Drucksachen 7/834 , 7/1015 —

Berichterstatter: Abgeordneter Müller 
(Nordenham) 

15. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU' 
CSU zur dritten Beratung des Haushaltsge-
setzes 1973 

hier: Einzelplan 11 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialord

-

nung - 

- Drucksachen 7/847, 7/1020 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

Wird hierzu das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wer den Anträgen des Haushaltsausschusses auf 
den Drucksachen 7/1007, 7/1015 und 7/1020 zustim-
men will, gebe bitte sein Handzeichen. — Gegen-
stimmen? — Enthaltungen? — Mit Mehrheit bei 
einigen Gegenstimmen so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 16, 17 und 18 
auf: 

16. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der nachträglichen Unter-
richtung über ,die Veräußerung einer 1,9 ha 
großen Teilfläche der Kasernenanlage in Kas-
sel an der Frankfurter Straße an das Land 
Hessen 

— Drucksachen 7/772, 7/1016 —

Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

17. Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu dem Antrag der Bundes-
regierung betr. Veräußerung des ehemaligen 
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Vizepräsident von Hassel 
Schießstandsgeländes Dornhalde in Stuttgart 
an die Stadt Stuttgart 
— Drucksachen 7/595, 7/1017 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

18. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
von der Bundesregierung vorgelegten Unter-
richtung über die verbilligte Veräußerung 
von bundeseigenen Grundstücken 
— Drucksachen 7/282, 7/1018 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

Wird dazu das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wer den Anträgen des Haushaltsausschusses auf 
den Drucksachen 7/1016, 7/1017 und 7/1018 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende 
unserer heutigen Tagesordnung angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Freitag, den 5. Oktober 1973, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.49 Uhr.) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Dr. Bayerl vom 3. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/1044 
Frage A 22) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung das Brüsseler Oberein-
kommen über die Haftung der Inhaber von Reaktorschiffen von 
1962 dem Bundestag zur Ratifizierung vorzulegen, und welche 
Gründe haben die Bundesregierung zu der bisherigen Verzöge-
rung veranlaßt? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den gesetzge-
benden Körperschaften den Entwurf eines Vertrags-
gesetzes zu dem internationalen Übereinkommen 
vom 25. Mai 1962 über die Haftung der Inhaber von 
Reaktorschiffen zu Beginn des Jahres 1974 vorzu-
legen. 

Das bisher einzige deutsche Reaktorschiff, „Otto 
Hahn", ist im Jahre 1968 in Dienst gestellt worden. 
Vor diesem Zeitpunkt bestand wenig Interesse an 
einer Ratifizierung des Übereinkommens, da dieses 
nur in Kraft tritt, wenn unter der Flagge wenigstens 
eines Vertragsstaates ein Reaktorschiff betrieben 
wird, und da alle Staaten mit Reaktorschiffen er-
klärt hatten, daß sie das Übereinkommen nicht rati-
fizieren werden. Nach Indienststellung der „Otto 
Hahn" bemühte sich die Bundesregierung zunächst, 
mit den Staaten, die für einen Besuch des Schiffes 
in Frage kommen, zweiseitige Abkommen abzu-
schließen; dieses Verfahren war früher auch von 
den USA für deren Reaktorschiff „Savannah" ge-
wählt worden. Dies erschien vor allem deshalb 
zweckmäßig, weil eine Umfrage bei den maßgeben-
den Staaten wenig Bereitschaft zur Ratifizierung 
des Übereinkommens von 1962 ergeben hatte. Da 
die Verhandlungen über die zweiseitigen Abkom-
men sich als zeitraubender und schwieriger erwiesen 
haben als zunächst angenommen worden war, er-
schien später doch der Weg der Ratifizierung des 
Übereinkommens von 1962 erfolgversprechender. 
Nach den bisherigen Verhandlungen besteht nun-
mehr auch die Hoffnung, daß die Staaten das Über-
einkommen ratifizieren werden, die von der „Otto 
Hahn" angelaufen werden sollen; bisher ist das 
Übereinkommen nur von Portugal, Madagaskar und 
der Demokratischen Republik Kongo ratifiziert wor-
den. 

Die Vorbereitung des Vertragsgesetzes erwies 
sich als schwierig, weil das Übereinkommen von 
Grundsätzen des deutschen Atomrechts abweicht. 
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Dabei muß insbesondere darauf geachtet werden, 
daß der haftungsrechtliche Schutz der Bevölkerung 
gegen nukleare Risiken von Reaktorschiffen mög-
lichst weitgehend an den gegenüber dein Überein-
kommen höheren Haftungs- und Deckungsstandard 
des deutschen Atomrechts angepaßt wird. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 3. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Evers (CDU/CSU) (Drucksache 7/1044 Frage 
A. 23) : 

Trifft es zu, daß beim Eigentumsübergang von landwirtschaft-
lich genutzten Grundstücken die Wertberechnung gemäß Artikel 1 
des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des .Justizkosten-
rechts vorn 28. Dezember 1968 (BGBl, I S. 1458) auf der Grund-
lage des Verkehrswerts erfolgt, daß der Verkehrswert da-
mit auch zur Basis für die Berechnung der Notarialskosten 
herangezogen wird und daß dadurch beispielsweise beim Eigen-
tumsübergang im Wege des Erbgangs stark erhöhte Notariats-
kosten (his zum 10fachen des Betrags, der hei der Zugrunde-
legung des Einheitswerts anfallen würde) entstehen, obwohl der 
Verkehrswert beim Eigentumsübergang durch Erbfolge ein weit-
gehend unrealistischer Wert ist, und wenn ja, sieht die Bundes-
regierung eine Möglichkeit, den besonderen in der Landwirt-
schaft bestehenden Verhältnissen durch einen Vorschlag zur 
Änderung der gesetzlichen Bestimmungen Rechnung zu tragen? 

1. Es trifft zu, daß für die Wertberechnung beim 
Eigentumsübergang von landwirtschaftlich genutz-
ten Grundstücken § 19 der Kostenordnung in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Ände-
rung von Vorschriften des Justizkostenrechts maß-
gebend ist. Hiernach ist der Regelwert der Ver-
kehrswert. Dieser gilt auch für die Notargebühren. 
Dadurch entstehen höhere Notargebühren, als nach 
dem früheren Recht, weil damals grundsätzlich der 
Einheitswert maßgebend war. 

2. Der Neufassung des § 19 der Kostenordnung 
lag das Bestreben zugrunde, den Geschäftswert der 
Kostenordnung stärker dem wirklichen Wert des 
Geschäftsgegenstandes anzunähern. Dieses Bestre-
ben hat in der Vorschrift zutreffenden Ausdruck 
gefunden. Der Bundesregierung ist bisher nicht be-
kanntgeworden, daß die Vorschrift für die Land-
wirtschaft nicht zumutbar ist. Ihre Auswirkungen 
werden aber weiterhin sorgfältig beobachtet wer-
den. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 3. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
von Schoeler (FDP) (Drucksache 7/1044 Frage A 26) : 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß die zur 
Zeit von den Bundesländern erfolgenden Vorbereitungen zur 
Einrichtung von sozialtherapeutischen Anstalten bzw. die  bereits 
laufenden Arbeiten in einigen wenigen Anstalten dieser Art nicht 
ausreichen um sicherzustellen, daß bei Inkrafttreten des § 65 
StGB in der Fassung des 2. Slrafrechisreformgesetzes die not-
wendige Zahl von Plätzen in solchen Anstalten zur Verfügung 
stehen wird? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Einrichtung sozialtherapeutischer Anstalten eine be- 

sonders wichtige kriminalpolitische Aufgabe ist und 
daß große Anstrengungen unternommen werden 
müssen, um eine sozialtherapeutische Behandlung 
der dafür geeigneten Straftäter zu gewährleisten. 
Sie erkennt an, daß die Länder in den vergangenen 
Jahren bedeutsame Schritte unternommen haben, 
um diesem Ziel näher zu kommen; die Einrichtung 
von Versuchsanstalten hat sich als zweckmäßig und 
nützlich erwiesen. Die Bundesregierung verkennt 
andererseits nicht, daß das vom Zweiten Gesetz zur 
Reform des Strafrechts vorgezeichnete Programm 
der sozialtherapeutischen Behandlung eines großen 
Täterkreises die Länder nicht nur in finanzieller, 
sondern auch in personeller und organisatorischer 
Hinsicht vor schwierige Probleme stellt. Die Bun-
desregierung hat deswegen Verständnis dafür ge-
habt, daß auf Anregung der Länder nach einem Vor-
schlag des Vermittlungsausschusses das Inkraft-
treten der Vorschriften über die Unterbringung in 
einer sozialtherapeutischen Anstalt aufgrund des 
Gesetzes über das Inkrafttreten des Zweiten Ge

-

setzes zur Reform des Strafrechts auf den 1. Januar 
1978 verschoben worden ist. Die Bundesregierung 
vertraut darauf, daß bis zu diesem Zeitpunkt im 
Zusammenwirken aller Beteiligten Lösungen gefun-
den werden, die den Anforderungen der von der 
Bundesregierung vertretenen Kriminalpolitik ent-
sprechen. Die Bundesregierung hat - sich in viel-
fachem Meinungsaustausch mit den Ländern davon 
überzeugen können, daß auch die Länder eine die-
ser Zielsetzung entsprechende Lösung anstreben. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 4. Oktober 
1973 auf die Mündlichen Fragen der Abgeordneten 
Frau Dr. Lepsius (SPD) (Drucksache 7/1044 Fragen 
A 27 und 28) : 

Erwägt die Bundesregierung über das erste Strafverfahrens-
reformgesetz hinaus in absehbarer Zeit eine Reform des Wieder-
aufnahmerechts der Strafprozeßordnung, da, wie häufig schon, 
auch jetzt wieder am Fall Brühne -die Mangelhaftigkeit des gel-
tendon Wiederaufnahmerechts deutlich geworden ist? 

Wenn ja, welche konkreten Vorarbeiten liegen vor, und was 
wird der wesentliche Inhalt der beabsichtigten Reform sein? 

Zu Frage A 27: 

Der Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform des 
Strafverfahrensrechts ist nur erster Schritt zu einer 
umfassenden Erneuerung dieses Rechtsgebiets. Ziel 
der in dem Entwurf enthaltenen Bestimmungen über 
die Wiederaufnahme ist es vor allem, dem zu Un-
recht Verurteilten, der ein Wiederaufnahmeverfah-
ren betreiben möchte, aber das für einen erfolgver-
sprechenden Antrag erforderliche Material noch 
nicht vollständig zusammentragen konnte, eine Hilfe 
zu geben. 

Eine weitergehende Verbesserung der Vorschrif-
ten über die Wiederaufnahme eines durch rechts-
kräftiges Urteil abgeschlossenen Verfahrens wird 
durch die im Ersten Gesetz zur Reform des Strafver-
fahrensrechts enthaltenen Vorschläge nicht über-
flüssig. Insbesondere die Prüfung der Frage, in wel- 
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cher Weise die Wiederaufnahmegrunde zugunsten 
des Verurteilten (§ 359 StPO) ergreifende Neurege-
lung  erforderlich ist, setzt jedoch umfangreiche Vor-
arbeiten voraus, die angesichts der schwieriger 
Problematik der zu regelnden Materie und ihre] 
Verflechtung mit Fragen des erstinstanzlichen Ver

-

fahrens und des Rechtsmittels mit besondere] 
Gründlichkeit geleistet werden müssen. 

Zu Frage A 28: 

Der Strafrechtsausschuß der Bundesrechtsanwalts-
kammer und die Strafrechtskommission des Deut-
schen Richterbundes haben sich bereits mit der Re-
form des Wiederaufnahmerechts befaßt und kon-
krete Vorschläge gemacht. Auch  die  aus Vertretern 
des Bundesministeriums der Justiz und der Landes-
justizverwaltungen gebildete Arbeitsgruppe „Straf-
verfahrensreform" hat in mehreren Sitzungen Re-
formfragen aus dem Bereich der Wiederaufnahme 
erörtert. 

Schließlich hat das Bundesministerium der Justiz 
selbst Untersuchungen eingeleitet, die von drei er-
fahrenen richterlichen Praktikern vorgenommen 
werden. Dabei werden abgeschlossene Verfahren 
ausgewertet, in denen Wiederaufnahmeanträge auf 
sofortige Beschwerde vom Oberlandesgericht als un-
zulässig verworfen worden sind, weil die Voraus-
setzungen des § 359 Nr. 5 StPO nicht vorgelegen 
haben. Diese Untersuchungen erstrecken sich zu-
nächst auf sämtliche einschlägige Verfahren des 
Jahres 1970; das sind etwa 200. Diese Untersuchung 
wird voraussichtlich binnen Jahresfrist zum Ab-
schluß gebracht werden können. 

Der noch zu erwartende 3. Band der „Fehler-
quellen im Strafprozeß" von Professor Karl Peters, 
der mit der Forschungsstelle für Strafprozeß und 
Strafvollzug an der. Universität Tübingen über 1000 
abgeschlossene Verfahren untersucht hat, wird wei-
tere wertvolle Hinweise für eine Reform geben. 

Die aus allen diesen Vorarbeiten gewonnenen 
Erkenntnisse sollen dann in einem Referentenent-
wurf eines weiteren Gesetzes zur Reform des Straf-
verfahrensrechts ihren Niederschlag finden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 4. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Zimmermann (CDU/CSU) (Drucksache 7/1 0044 
Frage A 43) : 

Wie hoch ist die Gesamtsumme der unter der Präsidentschaft 
Allende in Chile verstaatlichten oder — u. a. durch illegale 
Landbesetzungen — enteigneten Vermögen von Deutschen, und 
in welcher Form und Höhe wurden gegenüber der Bundesrepu-
blik Deutschland Ausgleichsansprüche geltend gemacht? 

Die Maßnahmen der chilenischen Regierung ha-
ben nicht nur Enteignungen im eigentlichen Sinn 
Zulu Gegenstand gehabt. Auch durch Maßnahmen 
anderer Art, z. B. Transferbeschränkungen, ist es 
zu Vermögensverlusten gekommen. 

Einen genauen Überblick über das in Chile ver-
lorengegangene deutsche Vermögen hat die Bun-
desregierung jedoch nur insoweit, als sie für Kapi-
talanlagen deutscher Investoren in Chile Garan-
tien zur Absicherung des politischen Risikos über-
nommen hat. 

Der Bund hat Kapitalanlagegarantien in Höhe 
von insgesamt 34 801 060,— DM übernommen. Bis-
her sind Entschädigungsansprüche in Höhe von rd. 
10,5 Mio DM angemeldet worden. Es handelt sich 
hierbei um Ansprüche aus Garantien des Bundes 
für Kapitalanlagen gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 3 Haus-
haltsgesetz 1973. Bisher wurden vom Bund Ent-
schädigungen in Höhe von 3 016 980,81 DM gezahlt. 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß darüber 
hinaus auch nicht durch Kapitalanlagegarantien ab-
gesicherte deutsche Investoren Vermögensschaden 
erlitten haben. Über das Ausmaß des Verlustes ste-
hen  jedoch keine Unterlagen zur Verfügung. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner vom 4. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Vahlberg (SPD) (Drucksache 7/1044 Frage A 45) : 

Trifft es zu, daß von zahlreichen gewerblich tätigen Wohnungs-
vermittlern in der Bundesrepublik Deutschland ständig gegen die 
zwingende Vorschrift des  § 6 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung 
der Wohnungsvermittlung vom 4. November 1971 (BGBl. I 
S. 1745, 1748) verstoßen wird, und wenn ja, sind der Bundes-
regierung Intormalionen darüber zugänglich, ob und in welchem 
Ausmaß bislang von der Möglichkeit einer Ahndung von Ver-
stößen gegen diese Vorschrift gemäß § 8 des Gesetzes zur Rege-
lung der Wohnungsvermittlung Gebrauch gemacht worden ist? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Vermittler 
von Wohnräumen entgegen der Vorschrift des § 6 
Abs. 2 Wohnungsvermittlungsgesetz in der Wer-
bung und insbesondere in Zeitungsinseraten die 
Angabe von Mietpreisen unterlassen. Häufig wird 
es unterlassen, auf die vom Wohnungssuchenden 
neben dem Mietzins zusätzlich zu erbringenden Ne-
benleistungen hinzuweisen. Anstelle der vorge-
schriebenen Angabe der Berufsbezeichnung des 
Wohnungsvermittlers finden sich oft lediglich Ab-
kürzungen, die auf die Zugehörigkeit zu einem 
Berufsverband hinweisen. 

Über das genaue Ausmaß dieser Verstöße, die 
Anzahl der abgeschlossenen Bußgeldverfahren und 
die Höhe der im einzelnen verhängten Bußgelder 
liegen der Bundesregierung jedoch keine Angaben 
vor. Auch die Länder haben z-. Z. noch kein ge-
naues statistisches Material hierüber. 

Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rohde vom 4. Oktober 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Slotta (SPD) (Drucksache 7/1044 Frage A 56) : 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß im September 1971 nur 
2334 Schauspieler und 1246 Schauspielerinnen — insgesamt also 
3580 — im Engagement waren, ihnen gegenüber aber 5146 
engagementsuchende Schauspieler standen, die sogenannte 
Dunkelziffer nicht gemeldeter Arbeitsloser oder in anderen Be-
rufen zeitweilig tätiger Schauspieler nach Schätzung von Fach-
leuten darüber hinaus 10 (100-15 000 betragen soll, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die allgemeine Lage 
dieser Berufsgruppe zu verbessern? 

Die von Ihnen genannten Zahlen zur Arbeits-
marktsituation der Schauspieler stimmen mit den 
Angaben überein, die der Bundesregierung vorlie-
gen. Diese Daten sind allerdings interpretationsbe-
dürftig: Bei den genannten 3 580 Schauspielern im 
Engagement handelt es sich lediglich um diejenigen, 
die in der Spielzeit 1971/72 bei den Bühnen unter 
Vertrag standen. Die Beschäftigungsmöglichkeiten 
bei Fernsehen und Funk, sowie beim Film sind darin 
nicht enthalten. Zum anderen ist die Zahl der Ar-
beitsuchenden nicht mit der Zahl der tatsächlich Ar-
beitslosen identisch. Dies gilt in besonderem Maße 
für Berufe mit hoher Mobilität, wie es der Schau-
spielberuf ist. Demnach läßt sich aus der Zahl der 
engagementsuchenden Schauspieler allein kein zu-
reichender Rückschluß auf die tatsächliche Beschäf-
tigungssituation ziehen. Zum 30. September dieses 
Jahres wurde im übrigen von der Bundesanstalt für 
Arbeit eine Sondererhebung über die Arbeitslosen 
durchgeführt, die auch Auskunft über die Berufe 
geben wird. Ich bin gerne bereit, Ihnen diese Daten 
nachzuliefern, sobald sie mir vorliegen. 

Um weitere gesicherte Informationen zu erhal-
ten, hat die Bundesregierung die Arbeitsmarktsitua-
tion für Schauspieler zum Gegenstand des For-
schungsprogramms zur Künstlerenquete gemacht. 
Hierbei soll vor allem versucht werden, die tatsäch-
liche Beschäftigungslage zu erhellen und die Gründe 
für ein vorhandenes Ungleichgewicht aufzudecken. 
Die Ergebnisse dieser Untersuchung sollen Anhalts-
punkte dafür geben, ob und welche Maßnahmen auf 
diesem Gebiet zu ergreifen sind. In diesem Zusam-
menhang ist jedoch bereits jetzt darauf hinzuweisen, 
daß die Ausweitung des Stellenangebots im wesent-
lichen in den Zuständigkeitsbereich der Länder bzw. 
Gemeinden fällt. Ich möchte aber bei dieser Ge-
legenheit auch darauf aufmerksam machen, daß die 
Bundesanstalt für Arbeit ihre Vermittlungseinrich-
tungen auf diesem Gebiet erst in jüngster Zeit den 
modernen Erfordernissen angepaßt hat und weiter 
anpassen wird. 

Ich werde dem Präsidenten der Bundesanstalt im 
übrigen von dem Interesse an dem Ausbau der Ver-
mittlungstätigkeit, das in Ihrer Frage zum Ausdruck 
kommt, Mitteilung machen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rohde vom 4. Oktober 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Vogel-
sang (SPD) (Drucksache 7/1044 Frage A 62) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Parlament vorzuschla-
gen, die gesetzlichen Bestimmungen dahin gehend zu ändern, 
daß auch der Versicherte der Knappschaft beim Eintritt des Ver-
sicherungsfalls wählen kann, bei welcher Krankenkasse er Mit-
glied werden oder bleiben will, wie das bei den Versicherten 
der Arbeiter- und Angestelltenvesicherung möglich ist? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, einen Gesetz

-

entwurf zur Neuregelung der Krankenversicherung 
der Rentner den gesetzgebenden Körperschaften 
vorzulegen. Hierbei wird auch darüber entschieden, 
ob Bezieher einer Rente aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung weiterhin Mitglied der Kran-
kenkasse bleiben können, der sie vor der Renten-
antragstellung angehört haben, oder ob für die 
Krankenversicherung dieser Rentner ausschließlich 
die Bundesknappschaft zuständig bleiben muß. Die 
Entscheidung hängt davon ab, wie künftig die Kran-
kenversicherung der Rentner finanziert wird. Die 
Prüfung dieser Frage ist noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 4. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Zebisch (SPD) (Drucksache 7/1044 Frage A 64): 

Welche  Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung in Ver-
wirklichung ihres Aktionsprogramms vom 6. Juni 1973 zur Ver-
besserung der Ausbildung der Kinder ausländischer Arbeitneh-
mer? 

Bereits vor Verabschiedung des Aktionspro-
gramms vom 6. 6. 1973 zur Beschäftigung auslän-
discher Arbeitnehmer hat die Bundesregierung viel-
fältige Maßnahmen zur Verbesserung der Bildungs-
chancen ausländischer Kinder und Jugendlichen ein-
geleitet. Diese Maßnahmen sind im Zusammenhang 
mit den Empfehlungen der Kultusministerkonferenz 
vom 3. 12. 1971 für die schulische Förderung auslän-
discher Kinder zu sehen. Die Maßnahmen der Län-
der werden von der Bundesregierung unterstützt 
durch Modellversuche und Projekte der Bildungs-
forschung. 

Dabei geht die Bundesregierung davon aus, daß 
sowohl die Eingliederung in das deutsche Schul-
system als auch die Förderung der Rückkehrfähig-
keit durch muttersprachlichen Unterricht gleichran-
gige Ziele darstellen. 

Obwohl die Doppelnatur der bildungspolitischen 
Zielsetzung — Förderung der Eingliederung, aber 
auch Offenhalten der Rückkehr — große schulische 
und psychologische Probleme aufwirft, kann mit 
einer Verbesserung der Bildungschancen auch aus-
ländischer Kinder gerechnet werden. 

In Übereinstimmung mit den Empfehlungen der 
Kultusministerkonferenz legt die Bundesregierung 
bei ihren Förderungsmaßnahmen besonderes Ge-
wicht auf solche Projekte, die das Einleben und die 
Eingliederung in das deutsche Schul- und Bildungs-
wesen erleichtern. Diese Hilfe ist nämlich auch für 
diejenigen Kinder und Jugendlichen von Bedeutung, 
die nach einigen Jahren in ihr Heimatland zurück-
kehren werden. Es wäre dem einzelnen gegenüber 
wie sozialpolitisch falsch, diese Kinder im Hinblick 
auf eine erwartete Rückkehr für mehrere, entschei-
dende Jahre ihrer Entwicklung einer ghettoartigen 
Isolierung auch im Bildungswesen zu unterwerfen. 
Bei der wachsenden Zahl ausländischer Arbeitneh- 
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mer erweisen sich die außerhalb der Schule, in 
Familie und Nachbarschaft liegenden Kräfte natio-
naler Sprache, Kultur und Tradition als starkes Ge-
gengewicht, um in Verbindung mit schulischen Son-
dermaßnahmen (z. B. muttersprachlicher Unterricht) 
auch die Fähigkeit zur Wiedereingliederung über 
längere Zeit zu erhalten. 

Von den von der Bundesregierung geförderten 
Maßnahmen nenne ich einige Beispiele: 

— Entwicklung eines Medienprogramms „Deutsch 
für Ausländer" durch das Institut für Film und 
Bild in München in Verbindung mit anderen 
Institutionen 

— Modellprogramme zur Fortbildung von Lehrern 
für den Unterricht von ausländischen Kindern 

— Modellprogramme mit verschiedenen Organisa-
tionsformen und Arbeitsverfahren zur Vorberei-
tung ausländischer Kinder auf die Eingliederung 
in den regulären Unterricht 

— Programme der Hausaufgabenhilfe, die zugleich 
deutsche und ausländische Kinder und Familien 
zusammenführen sollen  

— Modellversuche in der beruflichen Bildung, z. B. 
ein einjähriger Förderkurs bei gleichzeitiger 
Teilzeitbeschäftigung im Betrieb zur Vorberei-
tung auf ein Ausbildungsverhältnis. 

Die Förderung erfolgt zum Teil durch den Bun-
desminister für Arbeit, und Sozialordnung, zum Teil 
durch den Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft in Zusammenarbeit mit den Ländern im Rah-
men eines Programms der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung. 

Abschließend erlaube ich mir den Hinweis, daß 
im Bildungsgesamtplan die ausländischen Kinder 
und Jugendlichen bei allen Planungen berücksich-
tigt worden sind. Man kann davon überzeugt sein, 
daß die von Bund und Ländern begonnene Bildungs-
reform gerade den ausländischen Kindern und 
Jugendlichen helfen wird, ihre Lebenschancen in der 
Bundesrepublik wahrzunehmen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan vom 4. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Baier (CDU/CSU) (Drucksache 7/1044 Frage A 65): 

Ist der Bundesverteidigungsminister bereit, dem Anliegen vie-
ler Wehrpflichtiger Rechnung zu tragen und ihnen, im Hinblick 
auf die enorme Verkehrsdichte auf den Straßen und die Über-
belastung der öffentlichen Verkehrsmittel zum Wochenende, 
wenigstens zweimal im Monat am Freitag zu einem früheren 
Zeitpunkt als bisher dienstfrei zu gewähren, damit die weit 
entfernt wohnenden Wehrpflichtigen ohne Komplikationen ihren 

Heimatort erreichen können? 

Ihre Frage nach Vorverlegung des Dienstschlus-
ses an Freitagen, um der zunehmenden Verkehrs-
dichte auf den Straßen und der Überbelastung der 
öffentlichen Verkehrsmittel zu entgehen, spiegelt 

das Anliegen vieler Wehrpflichtiger wider. Das 
Bundesministerium der Verteidigung hat aber be-
reits vor 1 1 /2 Jahren im Mai 1972 aus Fürsorge-
gründen Überlegungen zur Verringerung der Be-
lastung auf Straße und Schiene während der Ver-
kehrsspitzen angestellt. 

Als Ergebnis wurde am 15. Mai 1972 eine Neu-
regelung des Samstagsdienstes und des Dienst-
schlusses an Freitagen mit einem Erlaß des Gene-
ralinspekteurs der Bundeswehr verwirklicht. Darin 
ist vorgesehen, daß die Kommandeure entsprechend 
den Notwendigkeiten in ihren Bereichen den Dienst-
schluß an Freitagen zwischen 14.30 und 17.00 Uhr 
nach Einheiten zeitlich gestaffelt befehlen können. 
Die dadurch ausfallenden Dienststunden sind von 
Montag bis Donnerstag voll nachzuholen. Der 
Dienstbeginn am Montag bleibt unverändert. 

Darüber hinaus ermöglicht der Ermessensspiel

-

raum der Disziplinarvorgesetzten nach wie vor je-
derzeit für Einzelfälle Abweichungen von dieser 
Regelung. 

Ausdrücklich festzustellen bleibt jedoch für die 
Praxis, daß bei der Handhabung dieses Erlasses die 
Erfordernisse des Bereitschaftsdienstes und beson-
ders der Ausbildung berücksichtigt werden müssen. 

Ein Anspruch auf geregelte Arbeitszeit im Sinne 
einer „5-Tage-Woche" für Soldaten kann jedoch 
nicht abgeleitet werden. Auch die „Verordnung 
über die Arbeitszeit der Bundesbeamten" kann für 
die Dienst-Zeiteinteilung der Soldaten nicht ver-
bindlich sein. 

Anlage 12 

Antwort 

des Bundesministers Frau Dr. Focke vom 3. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) (Drucksache 7/1044 
Frage A 75) : 

Was kann ich als Abgeordneter antworten, wenn zahlreiche 
Eltern mich fragen, wo es Einrichtungen der in § 93 a des Jugend-
gerichtsgesetzes vorgesehenen Art gibt, in denen Jugendliche 
mit Aussicht auf Erfolg behandelt werden können? 

Einrichtungen der von Ihnen angesprochenen Art 
sind solche zur Unterbringung straffällig geworde-
ner Jugendlicher, die als Drogenabhängige oder Al-
koholkranke anzusehen sind. Ihre Einweisung wird 
durch Gerichtsbeschluß verfügt; eine freiwillige Un-
terbringung ist nicht möglich. 

Für die Einrichtungen nach § 93 a des Jugendge-
richtsgesetzes sind die Länder allein zuständig. 

Grundsätzlich ist es möglich, jede geschlossene 
Einrichtung, in der eine Entziehungsbehandlung 
möglich ist, als Einrichtung nach § 93 a des Jugend-
gerichtsgesetzes anzuerkennen. So können auch ge-
schlossene psychiatrische Einrichtungen diese Auf-
gaben wahrnehmen. Die allgemeine Auffassung geht 
allerdings heute dahin, drogenabhängige Jugend-
liche nicht in derartige psychiatrische Einrichtungen 
einzuweisen, sondern für sie Spezialeinrichtungen 
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zu schaf fern. Aus diesem Grund ist die Bundesregie-
rung der Meinung, daß die derzeit bestehenden Ein-
richtungen nach § 93 a als nicht ausreichend anzu

-

sehen sind. Im Rahmen ihrer Maßnahmen zur Ver- 
wirklichung des Aktionsprogramms zur Bekämpfung 
des Drogen- und Rauschmittclmißbrauchs hat sie 
deshalb im Bundeshaushalt bei Kapitel 15 02 Ti-
tel 532 07 für das laufende Haushaltsjahr zusätz-
liche Mittel ausgewiesen und sich bemüht, die Län-
der daran zu interessieren, derartige Einrichtungen 
zu schaffen. 

Die Länder Bremen, Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein sind eventuell unter Beteiligung 
Berlins derzeit bemüht, ein leerstehendes Bundes-
wehrkrankenhaus zu einer Einrichtung nach § 93 a 
Jugendgerichtsgesetz umzubauen. Eine weitere Ein-
richtung soll im süddeutschen Raum entstehen. 

Für den Fall, daß Ihre Frage nicht nur auf die für 
straffällig gewordene Jugendliche vorgesehenen ge-
schlossenen Einrichtungen beschränkt. ist, kann dar-
auf hingewiesen werden, daß auf dem Gebiet der 
therapeutischen Versorgung drogenabhängiger Ju-
gendlicher eine gewisse Entspannung eingetreten 
ist. Die Modellförderung des Bundes zum Beispiel für 
die Spezialkliniken im Hamburg und Berlin haben 
initiativ gewirkt. Die Akutversorgung ist im we-
sentlichen sichergestellt. 

Um die Kontakt- und Beratungsstellen bekanntzu-
machen, die auch bei Fragen einer eventuellen Ein-
weisung Jugendlicher tätig werden, hat die Bundes-
regierung das Verzeichnis „Drogenberatung wo?" 
in einer Auflage von 20 000 Exemplaren herausge-
geben. Dieses Verzeichnis ist vergriffen und wird 
für eine zweite Auflage vorbereitet, die noch in 
diesem Haushaltsjahr erscheinen kann. 

Anlage 13 

Antwort 

des Bundesministers Frau Dr. Focke vom 3. Oktober 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Zebisch (SPD) (Drucksache 7/1044 Frage A 80): 

Welche Regelung strebt die Bundesregierung im Zuge ihrer 
Bemühungen zur Vereinheitlichung der Notfallausweise bzw. 
Unfallpässe an? 

Die Bundesregierung bereitet in Zusammenarbeit 
mit den Bundesländern die Herausgabe eines bun-
deseinheitlichen mehrsprachigen Notfallausweises 
vor, der den Bürgern zum freiwilligen Gebrauch 
angeboten werden soll. Dieser Ausweis soll in sei-
nem Format dem Bundespersonalausweis angepaßt 
und als Faltblatt in diesen eingelegt oder in einer 
gemeinsamen Hülle mit diesem getragen werden. 
Dem Träger dieses nur zur Information des Not-
arztes dienenden Ausweises, in dem vertrauliche 
medizinische Angaben des Trägers dokumentiert 
sind, soll es dadurch ermöglicht werden, ihn jeder-
zeit von dem amtlichen Personalausweis zu trennen. 

In den Ausweis sollen neben der Blutgruppen

-

formel auch Angaben über Wundstarrkrampfimpfun

-

gell, frühere Serumgaben und Bluttransfusionen und 
deren Verträglichkeit sowie über schwere Operatio-
nen, chronische Leiden, Uberempfindlichkeiten und 
über erforderliche medikamentöse und andere 
Dauerbehandlungen (z. B. künstliche Niere, Herz-
schrittmacher) dokumentiert werden. 

Von wem diese Ausweise an den interessierten 
Bürger auf freiwilliger Basis abgegeben werden sol-
len, muß im einzelnen noch mit den Bundesländern 
sowie den interessierten Institutionen und Organi-
sationen (Gesundheitsämter, Krankenkassen, Hilfs-
organisationen, Berufsgenossenschaften u. a.) er-
örtert werden. Die medizinischen Eintragungen in 
den Notfallausweis dürfen nur von Ärzten, sei es 
im Krankenhaus, im Gesundheitsamt, in der Praxis, 
bei Blutspendediensten u. a. vorgenommen werden. 

Die Bundesregierung erwartet, daß durch die an-
gestrebte Vereinheitlichung der Vielzahl von Not-
fallausweisen, die meist wenig bekannt sind und 
sich auch nicht in dem gewünschten Maße haben 
durchsetzen können, ein Notfallausweis geschaffen 
wird, der auf breiter Basis vom Bund und den Bun-
desländern sowie von den interessierten Institutio-
nen und Organisationen empfohlen und propagiert 
wird und der durch seinen Bekanntheitsgrad und die 
Einheitlichkeit der Dokumentation eine große Effek-
tivität gewinnt. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vom 4. Oktober 1973 
auf die Mündlichen Fragen der Abgeordneten Frau 
Dr. Lepsius (SPD) (Drucksache 7/1044 Fragen A 82 
und 83) : 

Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, daß die erheb-
lichen Investitionen im Straßenbau hinsichtlich ihres regionalen 
Verkehrswertes zum Zeitpunkt ihrer planerischen Entscheidung 
auf ihre praktische Notwendigkeit überprüft werden? 

In  welcher Weise bemüht sich die Bundesregierung uni eine 
Kontrolle bzw. Abstimmung solcher Straßenneubauten? 

Die Notwendigkeit und Dringlichkeit einer Maß-
nahme im Zuge von Bundesfernstraßen ergibt sich 
aus dem Bedarfsplan, der dem Gesetz über den 
Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 
bis 1985 beiliegt. Dieser Bedarfsplan bildet die 
Grundlage für die Fünfjahrespläne und die jähr-
lichen Straßenbaupläne. 

Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren prüft der 
Bundesminister für Verkehr, ob der Bedarfsplan der 
Verkehrsentwicklung unter Beachtung des Raum-
ordnungsgesetzes anzupassen ist (§ 4 des vorge-
nannten Gesetzes). Die Arbeiten zur ersten Über-
prüfung des Bedarfsplanes und zur Aufstellung des 
2. Fünfjahresplanes (1976 bis 1980) sind im Gange. 
Die Ergebnisse werden 1975 vorliegen. Auch wurde 
im Rahmen der Arbeiten zur Aufstellung des Bun-
desverkehrswegeplanes 1. Stufe ein Vergleich der 
geplanten Bundesfernstraßenmaßnahmen mit den 
geplanten Maßnahmen anderer Verkehrsträger an-
gestellt. 
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Gemäß § 16 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) be-
stimmt der Bundesminister für Verkehr im Einver-
nehmen mit den an der Raumordnung beteiligten 
Bundesministern und im Benehmen mit den Landes-
planungsbehörden der beteiligten Länder die Pla-
nung und Linienführung der Bundesfernstraßen. 
Voraus geht eine eingehende Abstimmung mit den 
beteiligten Gemeinden, Landes- und Bundesbehör-
den. Im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren 
nach § 17 FStrG ist jedermann, dessen Belange 
durch den Plan berührt werden — auch den Behör-
den des Bundes, der Länder und der Gemeinden --
Gelegenheit zur Äußerung gegeben. Der Plan wird 
unter Abwägung aller öffentlichen und privaten Be-
lange festgestellt. 

Die Einstellung der Maßnahme in den jährlichen 
Straßenbauplan erfolgt nach Vorschlag der Straßen-
bauverwaltungen der Länder als Auftragsverwal-
tung des Bundes für die Bundesfernstraßen durch 
den Bundesminister für Verkehr. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar vorn 4. Oktober 1973 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Slotta (SPD) (Drucksache 7 1044 Frage A 84) : 

Ist die Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß die Vor-
arbeiten zum Saarausbau erst intensiviert und damit sinnvoll 
und  wirtschaftlich  gestaltet werden kennen, wenn alsbald die 
Entscheidung über die Einstellung eines Investitionstitels für 
den Saarausbau in den Haushaltsplan getroffen wird, und welche 

Höhe soll dieser Titel 1974 haben? 

Die Bundesregierung hat im Entwurf des Bundes-
haushalts 1974 einen Titel „Ausbau der Bundeswas-
serstraße Saar von Saarbrücken bis zur Mosel" mit 
einem Ansatz von 13 Mio. DM eingestellt. Von die-
sen Ausgaben wird ein Teil für die Fertigstellung 
der im Bau befindlichen Saardurchstiche Saarbrük-
ken/St.  Arnual und Saarlouis in Anspruch genom-
men. Über die hierfür nicht benötigten Ausgaben 
kann erst nach Verabschiedung des Bundeshaushalts 
1974 verfügt werden. Sie sind für die Planung des 
Saarausbaus bestimmt; insofern teile ich Ihre Auf-
fassung. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack vom 2. Oktober 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Immer (SPD) (Drucksache 7/1044 Fragen A 105 und 
106) : 

Inwieweit hält es die Bundesregierung für möglich, angesichts 
der wachsenden Neigung von sogenannten „Sozialunternehmern", 
das Vermögen älterer Menschen für den Bau finanziell nicht ge-
sicherter Bauvorhaben (Seniorenheime) zu verwenden, eine Bun-
desaufsicht zu institutionalisieren mit der Aufgabenstellung, die 
Finanzierung, Kreditverwendung und Kreditsicherung solcher 
Vorhaben zu überprüfen? 

Inwie wert ist die Bundesregierung bereit und in der Lage 
die durch Kreditantcitschcitte verbrieften Anspntche älterer Men-
schen auf Altenheimplätze in Häusern der Wetterstein-GmbH 
durch eigene Maßnahmen abzusichern oder sich an Erhaltungs-
vorhaben einer neuen Tragerschaft, die von freien Wohlfahrts-
verbänden oder anderen sozialen Einrichtungen gebildet wird, 
zu beteiligen? 

Zu Frage A 105: 

Die Absicherung des anvertrauten Geldes ist nicht 
nur ein Problem der älteren Menschen, die ihren 
Lebensabend in sogenannten Seniorenheimen ver-
bringen möchten. Auch die Erwerbsinteressenten für 
Kaufeigentumsmaßnahmen und viele Mieter, die 
Vorauszahlungen auf den Kaufpreis oder auf die 
Miete leisten oder Mietdarlehen geben, brauchen 
Sicherheiten für ihre Gelder. 

Aus diesem Grunde dürfen alle gewerbsmäßigen 
Bauherren, die mit Kundengeldern bauen, nur mit 
einer gewerberechtlichen Erlaubnis tätig werden. 
Sie wird nicht erteilt, wenn  Bedenken im Hinblick 
auf die Zuverlässigkeit oder die Vermögensverhält-
nisse bestehen, und sie wird widerrufen, falls die 
Voraussetzungen der Erlaubnis entfallen. 

Für die Gewerbeerlaubnis und ihre etwaige Rück-
nahme sind die unteren Verwaltungsbehörden, in 
der Regel die Gewerbeämter, zuständig. Sie sollen 
auch für die laufende Überwachung der durch die 
Verordnung geschaffenen Tatbestände, insbeson-
dere also für die Überprüfung der Bestellung von 
Sicherheiten zuständig werden. 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Gewerbe-
erlaubnis sind am 1. Februar 1973 in Kraft getreten. 
Ani 1. August 1973 ist die Frist abgelaufen, in der 
die schon tätigen Bauherren sich bei den unteren 
Verwaltungsbehörden melden mußten. Deshalb 
kann im Augenblick noch nichts darüber gesagt wer-
den, welche Wirkung durch die gesetzlichen Vor-
schriften zu erreichen ist. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Auswirkungen des geltenden und des entstehenden 
Rechtes und der Erfolg der Tätigkeit der unteren 
Verwaltungsbehörden abgewertet werden sollten. 
Sie wird die Bewährung der Vorschriften und der 
gegenwärtig zuständigen Behörden beobachten und 
gegebenenfalls Verbesserungen vorschlagen. In die-
sem Zusammenhang sollte dann auch geprüft wer-
den, ob eine Bundesaufsichtsbehörde geschaffen 
werden könnte und sollte. 

Zu Frage A 106: 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, den 
in Ihrer Anfrage aufgezeigten Schwierigkeiten durch 
die Gewährung von Bürgschaften zu begegnen oder 
sich an Erhaltungsvorhaben einer neuen Träger-
schaft zu beteiligen. Eine Bürgschaftsgewährung 
käme allenfalls im Rahmen der Bürgschaftspro-
gramme der einzelnen Bundesländer in Betracht; 
auch eine Beteiligung könnte nach der Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Ländern nur von den 
Ländern übernommen werden. Ob hierfür die Vor-
aussetzungen im einzelnen vorliegen, ist also in die 
Entscheidung der betreffenden Länder gestellt. 
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